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EDITORIAL/106: Keine Wüste ohne Wasser (SB)
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Keine Wüste ohne Wasser

37 Jesus aber sprach zu ihm: "Du sollst lieben Gott, deinen Herrn,
von ganzem Herzen, von ganzer Seele und von ganzem Gemüte." (5. Mose
6,5)

38 Dies ist das vornehmste und größte Gebot.

39 Das andere aber ist dem gleich: "Du sollst deinen Nächsten
lieben wie dich selbst." (3. Mose 19,18)

40 In diesen zwei Geboten hängt das ganze Gesetz und die
Propheten.

(Neues Testament, Matthäus Evangelium, Kapitel 22, Vers 37-40. Das
größte Gebot)



Und einer der bibelfesten Nachkommen fragte: "Meister, was bedeutet
lieben?"

Der Nazarener aber sagte und sprach: "Teile das Wasser der Oase, und
es wird ein Mittel der Herrschaft und der Unterwerfung sein. Es würde
die Ursache für Elend, Not und Qualen werden und nicht eine Quelle des
Lebens, der Erfüllung, der Freude und der Kraft. Teile deine Seele,
dein Tun und dein Streben und du schaffst die Grundlagen für den
Vergleich und die Unterscheidung, für Zwietracht und für Zwang.

Irgend jemand hat einmal gesagt: "Liebe deinen Nächsten wie dich
selbst."

Ich aber sage dir: Liebe deinen Nächsten, nicht dich selbst.

Den anderen zu lieben wie sich selbst, ist wie der Hunger, der dich
zum Brot führt.

Den anderen aber zu lieben und nicht sich selbst, ist wie das Brot,
das sättigt und die Herrschaft des Hungers bricht.

Sich selbst zu lieben ist wie ein Faß ohne Boden und ein Abgrund ohne
Ufer.

Den anderen zu lieben, ist wie ein Faß, das geleert und gefüllt werden
kann und wie ein Ufer, das vor dem Abgrund bewahrt."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich aber
vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 9)

Ihre Schattenblick-Redaktion


5. Oktober 2018
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WALD/369: Hambacher Forst - eine Klassenfahrt für die Zukunft ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 11. Oktober 2018

#Hambifahrt am 12. Oktober!

Aufruf an alle Schulen, Berufskollegien und Hochschulen in Köln und Umland!



Wir haben alle gesehen, was sich die letzten drei Wochen im Hambacher
Forst (25 km von Köln) abgespielt hat. Einer der ältesten Wälder
Deutschlands soll gerodet werden, um den Braunkohleabbau von RWE
auszuweiten. Aktivist*innen, die seit sechs Jahren den Wald besetzen
und beschützen, wurden von der Polizei gewaltsam verschleppt, bedroht
und verletzt. Das Ergebnis des riesigen Polizeieinsatzes: Ein Toter,
mehrere Schwerverletzte, über hundert Festnahmen.

Jeden Tag, an dem wir nichts machen, rodet und baggert RWE weiter an
unserer Zukunft. Es ist Zeit, Initiative zu ergreifen und diese
Zukunft zu verteidigen.

Am 12. Oktober werden wir die größte Klassenfahrt in der Geschichte
der Bundesrepublik organisieren. Schüler*innen, Auszubildende und
Studierende - wir alle werden gemeinsam in den Hambi fahren, um
unseren Wald und unsere Zukunft zu verteidigen. Bis dahin rufen wir
alle dazu auf, sich zu vernetzen, zu flyern, in den Pausen Transpis
für den Hambi zu malen, Kreideaktionen durchzuführen und vor allem
unter Freund*innen sowie im Internet für die #Hambifahrt zu werben.
Seid kreativ, lasst euch was einfallen! Wenn möglich, redet mit euren
SVen und AStA-Leuten und gewinnt sie für den Ausflug.

Lasst uns der Landesregierung und dem RWE zeigen, dass wir uns den
Wald nicht streitig machen lassen. Rodet ihr unseren Wald, roden wir
die Klassenzimmer!

Wir haben keine Zeit zu verlieren, wir haben eine Welt zu gewinnen!

Treffpunkt: Breslauer Platz, 12. Oktober 9:00 Uhr.

Wer sich an der Aktion beteiligen und mitorganisieren will, kann in
unsere WhatsApp Gruppe:

https://chat.whatsapp.com/DmJM4Xa3kDV3WNr7zhyfr2

Weitere Fragen an: mail-an-hambifahrt@web.de

#Hambibleibt

https://www.facebook.com/events/540967562998156/


Ablauf Hambifahrt am 12.10.2018:

Wir treffen uns alle gemeinsam am Bahnhof Buir um 10:30 und laufen
gemeinsam Richtung Mahnwache.

Hier der genaue Ablauf:


	09:00 Treffen am Beslauerplatz

	10:00 Abfahrt Köln Hauptbahnhof (S13/S19)

	10:30 Ankunft Buir Bahnhof

	11:00 Treffen an der Mahnwache und allgemeine Infos über die Hambifahrt, Bericht von Aktivisten/innen, Rede von Buir für Buirer und Verhaltensregeln für den weiteren Verlauf der Veranstaltung

	12:00- Waldspaziergang (1. Spaziergang 12:00-13:30, 2. Spaziergang 13:30-15:00) und

	15:00 Workshops (1. Runde Workshops 12:00-13:30, 2. Runde Workshops 13:30-15:00)
 1) Info-Workshop: Wald und Tagebau
 Geschichte und Informationen über den Hambacher Forst und den Tagebau sowie ein Bericht über die sechsjährige Besetzung des Waldes.
 2) Umweltschutz gestern und heute
 Input zu der Geschichte des Umweltschutzes in der BRD und auf der Welt, schließend eine Diskussion über eine effektive, fortschrittliche Strategie des Umweltschutzes heute.
 3) Diskussion: nachhaltige Energiepolitik
 Kohleausstieg, was bedeutet erfolgreiche Energiepolitik? Globale Umsetzung, Gesellschaftliche Bedingungen und Auswirkungen.

	15:00 Schlusswort an der Mahnwache, Ende der Veranstaltung



 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/368: Hambacher Forst - die vielfältige Mehrheit ist siegreich ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 10. Oktober 2018

Und jetzt? 

Erfolg von wem?



Die Rodung ist gestoppt. Und nicht nur das: RWE kündigt an, im Tagebau
Hambach weniger Kohle zu fördern, damit es möglich ist, bis Ende 2019
weiter zu baggern, bevor der Wald erreicht ist. Es gibt also einen
Etappensieg zu feiern. Aber wer hat hier eigentlich gesiegt?

Zeitungen beginnen zu schreiben, der Erfolg sei ausschließlich auf das
juristische Vorgehen des BUND zurück zu führen. Viele tausende
Menschen wurden in den letzten Wochen vom Thema "Hambi" bewegt und
haben in dem brutalen und verantwortungslosen Vorgehen der
Landesregierung im Interesse von RWE ihren Glauben in Demokratie und
Rechtsstaat bedroht gesehen. Jetzt holen einige vielleicht erleichtert
Luft und denken: Wie gut, auf den Staat ist ja doch Verlass.

Dem will ich vehement widersprechen. Auf uns alle ist ja doch Verlass.
Auf die Kraft und die Stärke von sozialen Bewegungen ist Verlass. Das
Gerichtsurteil war in jedem Fall politisch und kann als Erfolg einer
breiten, vielfältigen sozialen Bewegung gefeiert werden. Der Druck,
der von den entschlossenen Protesten ausging, der sich immer mehr
zuspitzte anstatt abzuebben, wurde in diesem Gerichtsurteil
beantwortet. Außerdem ist zu bedenken, dass der BUND vielleicht nie um
den Hambi geklagt hätte, wenn Aktivist*innen nicht schon über Jahre
Aufmerksamkeit für diesen Kampf generiert hätten. Und es gilt auch
nicht zu vergessen, dass die Tatsache, dass es Gesetze gibt, um die
Natur zu schützen, eine Errungenschaft von sozialer Bewegung ist. Eine
Errungenschaft von Protest.

Es ist also ein Erfolg von vielen, von denen die meisten nicht
Mitglieder in großen Organisationen sind. Ja, es ist auch ein Erfolg
von Baumbesetzer*innen, die seit Jahren ihre Körper der
Rodungsmaschinerie entgegen stellen. Das ist wichtig zu sagen, auch
wenn die schon ziemlich viel Aufmerksamkeit in den letzten Wochen
bekommen haben. Zu hoffen bleibt, dass nicht nur die atemberaubenden
Bilder von Menschen auf Bäumen in Erinnerung bleiben, sondern auch die
emanzipatorischen Inhalte, die diese Menschen verkörpern.

Aber es ist auch ein Erfolg von vielen anderen. Von Menschen, die vor
Jahren die einzigen im linken Spektrum waren, die gesagt haben, dass
Braunkohle ein Problem ist. Von Menschen, die in langwieriger Arbeit
eine Anti-Braunkohle-Bewegung aufgebaut haben und immer mehr Menschen
und schließlich auch große Organisationen und Parteien mit ins Boot
geholt haben. Und es ist ein Erfolg von all den Menschen, die im
Hintergrund die Arbeit gemacht haben, die es braucht, damit Aktionen,
Treffen und Demos überhaupt stattfinden können: Von den
Küchenkollektiven, den Ermittlungsausschüssen, den
Unterstützungsgruppen für Menschen in Haft [1], den Out of Action Gruppen [2],
den Menschen, die Kinder betreut haben, den Menschen, die einfach da
waren und offene Arme und Ohren hatten, wenn mal alles zu viel wurde.


Vom Rodungsstop zum Braunkohleausstieg

Dass dieser Erfolg unser war und nicht der des Rechtsstaats, bedeutet
auch, dass wir weiter machen müssen. Wir haben jetzt gerade gezeigt,
dass wir einen Unterschied machen können. Und die Hoffnung, die aus
diesem Erfolg heraus entsteht, ist auch eine Hoffnung darauf, dass wir
das Klimachaos noch eindämmen können. Es ist die Hoffnung darauf, dass
wir in einer selbstbestimmten Welt leben können, die ein gutes Leben
für alle bringt.

Auch wenn der Hambacher Wald erst einmal geschützt ist, geht die
Braunkohleverstromung weiter. Wir sollten all die Aufmerksamkeit, die
durch diesen wundervollen Wald auf das Thema Braunkohle gelenkt wurde,
nutzen, um Braunkohleverstromung endgültig und so schnell wie möglich
zu stoppen. Ein sofortiger Braunkohleausstieg ist die Bedingung dafür,
dass die Klimaziele eingehalten werden können. Dafür heißt es jetzt:
dran bleiben! Lasst uns den Druck immer weiter aufbauen und damit RWE
und andere fossile Industrie ins Museum bringen. Dabei soll es nicht
nur darum gehen, zu erneuerbaren Energien zu wechseln, sondern auch um
eine dezentrale Energieversorgung in Bürger*innenhand.

Es reicht nicht aus, dafür auf die Kohlekommission zu setzen. Diese
Verhandlungen, die jede*n einzelne*n von uns angehen, sollten von
unten geführt werden. Außerdem sollten Menschen aus dem globalen Süden
eine leitende Rolle in diesen Verhandlungen haben, da sie viel stärker
vom Klimawandel betroffen sind und so schließlich auch davon, ob wir
hier Braunkohle verfeuern. In der Kohlekommission sind sie bisher gar
nicht vertreten.


Was können unsere nächsten Schritte sein hin zum Braunkohleausstieg?

Vom 25.-29. Oktober findet die nächste Ende Gelände [3] Massenaktion
statt. Sie ermöglicht einen guten Einstieg in die Welt des zivilen
Ungehorsams. Schnapp dir deine Freund*innen oder deinen Sportverein,
bildet eine Bezugsgruppe und los!

Die Braunkohleverbrennung und die damit verbundene Klimakatastrophe
kann aber auch zu jedem anderen Tag im Jahr blockiert, gestört und
verzögert werden. Wenn du Lust hast, eine Kleingruppenaktion im
rheinischen Braunkohlerevier zu machen, dann informiere dich doch bei
Zucker im Tank [4].

Es gibt auch schon zahlreiche andere Gruppen, die zum Thema
Braunkohleausstieg arbeiten. Bestimmt auch in deiner Nähe. Schließe
dich einer an, denn mit langfristiger Organisierung können wir morgen
das erreichen, was heute noch unmachbar scheint - so, wie vor einigen
Jahren ein verfrühter Braunkohleausstieg noch undenkbar war und jetzt
in greifbare Nähe gerückt wurde.


Vom Braunkohleausstieg zum guten Leben für alle

Und was kommt nach dem Braunkohleausstieg? Können wir dann endlich
nicht nur einen Etappensieg, sondern einen endgültigen Sieg feiern?
Nein, können wir leider immer noch nicht. Denn wir kämpfen für
Klimagerechtigkeit, und die bedeutet nicht nur das Aufhalten vom
Klimachaos, dem wir dann einen Schritt näher gekommen sind, sondern
auch ein Verändern der Umstände, die den Klimawandel überhaupt erst
möglich gemacht haben. Was wir brauchen ist ein Systemwandel. Aber ein
Braunkohleausstieg, der von unten, von einer breiten,
selbstorganisierten Bewegung erkämpft wurde, ist ein erster Schritt
dorthin. Denn wir brauchen eben diese Selbstorganisierungserfahrung,
um das Wissen zu sammeln und die Hoffnung wieder zu gewinnen, die es
braucht, um die Welt auf den Kopf zu stellen und dann neu zu
organisieren.

Um einem gerechten und nachhaltigen Gesellschaftssystem näher zu
kommen, müssen wir anfangen, nein zu sagen zu den menschenverachtenden
Umständen, die uns umgeben. Es lohnt sich, wenn du dir Verbündete
suchst und dich zu den Themen organisierst, die dich betreffen und
beschäftigen. So können wir an vielen verschiedenen Themen arbeiten
und trotzdem gemeinsam handeln. Denn Klimawandel hat auch etwas mit
Mietpolitik und Gentrifizierung zu tun, mit Seenotrettung und
Rechtsruck. Und schließlich vereinen sich all diese Kämpfe, weil sie
für dasselbe stehen: Für ein menschenwürdiges, gutes Leben für alle.
Dieser Kampf hat erst begonnen.


Anmerkungen:

[1] http://antirrr.blogsport.de/

[2] https://outofaction.blackblogs.org/

[3] https://www.ende-gelaende.org/de/

[4] https://www.zuckerimtank.net/?page_id=282&lang=de

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/367: Hambacher Forst - monatlicher Waldspaziergang verlegt ... (Michael Zobel)


Waldspaziergang zieht spontan um - vom Hambi nach Keyenberg...

von Michael Zobel, 10. Oktober 2018



Liebe WaldschützerInnen,

es ist so viel passiert in den letzten Jahren, den letzten Monaten und
vor Allem in den letzten Wochen. Nicht immer ganz leicht, der
Nachrichtenlage zu folgen, so schnell überschlagen sich die Ereignisse.

Rodungsstopp im Hambacher Wald, das Urteil des OVG Münster am
vergangenen Freitag. Sensationell! Aber wir müssen uns im Klaren sein,
das ist nur ein kleiner Etappensieg auf dem langem Weg zum gemeinsamen
Ziel.

Deshalb machen wir natürlich weiter. Waldspaziergänge im Hambi, jetzt
wieder einmal im Monat, sonntags. Das nächste Mal am 11. November,
danach am 9. Dezember.

Natürlich bleibt es allen Menschen unbenommen, auch am kommenden Sonntag
in den Hambacher Wald zu gehen. Aber bitte nehmt Rücksicht, bleibt auf
den Wegen, versucht, den Wald und die Tiere zu schonen, so gut es geht...

Jetzt ganz neu. Wir haben entschieden, dem geschundenen Hambacher Wald
ein wenig Ruhe zu gönnen. Deshalb findet der schon länger angekündigte
Spaziergang am kommenden Sonntag, 14. Oktober, nicht dort statt. Sondern
in Keyenberg am Tagebau Garzweiler. Auf der Internetseite
www.verheizteheimat.de heißt es dazu:

Wald- und Dorfspaziergang mit Ingo Bajerke, Eva Töller & Michael
 Zobel in & um Keyenberg



Nach den vielen Besuchern der letzten Wochen kann der Hambacher Wald
 eine Atempause brauchen. Daher haben sich Michael Zobel und Eva Töller
 entschlossen, ihren traditionellen Spaziergang nach Garzweiler zu
 verlegen, wo noch fünf Dörfer von der Abbaggerung, ihre Menschen von der
 Umsiedlung bedroht sind. Die beiden werden die Besucher durch den
 Keyenberger Wald mit seinem uralten Baumbestand führen. Ingo Bajerke,
 der auf der Hambi-Demonstration am 6.10. mit seiner Schilderung eines
 Umsiedler-Schicksals zu Tränen rührte, wird im Dorf von Keyenberg und
 Kuckum erzählen.



Treffpunkt ist Sonntag um 12 Uhr an der Kirchenrückseite in Keyenberg.
 Parkmöglichkeiten vor allem Plektrudisstraße oder Lindenallee.





Hier mal eine Wegbeschreibung. Ich hoffe, es ist nicht zu kompliziert...

PKW


	Aus Richtung Köln: A4, A61, A 44, A46 oder A57, A46 oder A57, A1, A46 bis Abfahrt Wanlo

	Aus Richtung Mönchengladbach: A 61 bis Abfahrt Wanlo

	Aus Richtung Düsseldorf: A 46 bis Abfahrt Wanlo



Abfahrt aus links und nach 100 m gleich wieder links auf die L277
Richtung Immerath, Jackerath, Keyenberg

Nach etwa 600 m rechts nach Keyenberg reinfahren und dem Straßenverlauf
(Borschemicher Straße, Keyenberger Markt, Westricher Straße) etwa 500 m
folgen bis hinter die "S-Kurve". Dann die zweite Straße rechts in die
Plektrudisstraße, dort parken. Treffpunkt an der Kirche.

• Aus Richtung Aachen: A 44 bis Abfahrt Titz

Abfahrt links, nach ca. 400 m rechts Richtung Holzweiler bis T-Kreuzung,
dort wieder rechts und nach 100 m die Umgehungsstraße überqueren. Der
Straße durch Holzweiler folgen bis ihr direkt vor der Kirche steht.
Links und direkt wieder rechts Richtung Keyenberg. Nach 4 km in
Keyenberg an der Vorfahrtstraße nach links und dann die zweite rechts in
die Plektrudisstraße, dort parken. Treffpunkt an der Kirche.

ÖPV ist schwierig...

Aus Köln, Aachen, Düsseldorf, Mönchengladbach mit Bahn bis Bahnhof
Rheydt. Ab dort 1 x stündlich mit dem Bus bis Wanlo, Markt. Von dort
Richtung Keyenberg Kirche noch etwa 2 km Fußweg. Treffpunkt hinter der
Kirche


Nach dem Waldspaziergang ist vor dem Waldspaziergang

Aktuelle Informationen bitte auf meiner Webseite verfolgen:

http://naturfuehrung.com/hambacher-forst/

Michael Zobel

Naturführer und Waldpädagoge

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 10. Oktober 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/482: Klimakampf und Kohlefront - beigelegter Streit, effektives Tun ... (Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit)


Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Der Klimawandel ist ein medizinischer Notfall -

Kohleausstieg ist Gesundheits- und Klimaschutz zugleich!

Die Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit
drängt in einem Offenen Brief an die "Kohle-Kommission" auf raschen
Kohle-Ausstieg



Die Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit und 200 Unterzeichner aus
Gesundheitsberufen - Ärzte, Therapeuten, Pflegende - haben die Mitglieder
der Kommission "Wachstum, Beschäftigung, Strukturwandel" aufgerufen, die
gesundheitlichen Schäden der Kohlenutzung und des Klimawandels zu bedenken,
und sich auf einen zügigen und umfassenden Kohleausstieg zu einigen.

Zu den Unterzeichnern gehört auch der Deutsche Allergie- und Asthmabund
(DAAB) mit seinen 18.000 Mitgliedern, der Verein demokratischer
Pharmazeutinnen und Pharmazeuten (VdPP), der Hausärzteverband
Oberbergischer Kreis, die AG Gesundes Klima der Kritischen Mediziner*innen,
MigraMed München e.V. sowie die europäische Health and Environment Alliance
(HEAL).

"Bei der Debatte um Kohle-Ausstieg und Klimawandel werden die
gesundheitlichen Risiken in Deutschland noch sträflich vernachlässigt", so
Dr. med. Martin Herrmann, Sprecher der Allianz. "Dabei sprechen die
führenden Gesundheitsorganisationen bereits vom Klimawandel als einem
medizinischen Notfall, der dabei ist, die Fortschritte der letzten
Jahrzehnte zunichte zu machen." Die WHO sieht den Klimawandel als größte
Bedrohung für die globale Gesundheit in diesem Jahrhundert an.

"Als Ärzte stehen wir in der Pflicht, für die Gesundheit unserer Patienten
und für gesunde Lebensbedingungen einzutreten", so Dr. med. Ralph Krolewski
vom Hausärzteverband Oberbergischer Kreis. "Dazu gehört, die planetaren
Grenzen zu achten und Klima und Umwelt als Grundlage von Gesundheit und
Wohlergehen (SDG3) hier vor Ort wie auch für zukünftige Generationen zu
schützen."

"Steigende Temperaturen und sich verändernde Klimabedingungen führen zu
hitzebedingter Sterblichkeit, verstärken Herz-Kreislauf- und
Lungenerkrankungen sowie Asthmaleiden und sorgen für die Ausbreitung von
Infektionskrankheiten. Für viele Allergiker und Asthmatiker steigt die
Belastung mit Pollen durch veränderte Klimabedingungen und neue Allergene
wie z.B. Ambrosia deutlich an", so Dr. Silvia Pleschka, wissenschaftliche
Mitarbeiterin des Deutschen Allergiker - und Astmabundes. "Gleichzeitig
begünstigt Luftverschmutzung durch die Verbrennung fossiler Energien
chronische Atemwegserkrankungen."

Auch nicht-übertragbare Erkrankungen wie Herzinfarkte, Schlaganfälle und
Diabetes werden von der Kohleverbrennung, die besonders zur
Luftverschmutzung beiträgt, verstärkt. Besonders bedroht sind vulnerable
Personengruppen wie Kinder, Schwangere und ältere sowie ökonomisch und
sozial benachteiligte Menschen. Zudem haben Extremwetterereignisse neben
physischen auch psychische Schäden zur Folge.

Wirtschaftlich führen die mit Kohleverbrennung und Klimawandel verbundenen
Gesundheitsauswirkungen zu deutlichen Produktivitätseinbußen und Kosten. So
werden die vermeidbaren Gesundheitskosten durch Kohleabgase aus deutschen
Kraftwerken auf zwischen 6,2 bis 11,9 Milliarden Euro jährlich beziffert.
(HEAL Studie 2017)

Prävention geht vor Therapie:

Kohleausstieg jetzt - für gute Luft und gesundes Klima!

Die Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit ist Mitglied der Global
Climate and Health Alliance (GCHA) und der Klima-Allianz Deutschland.

 * 

Offener Brief an die Kommission
"Wachstum, Beschäftigung, Strukturwandel" des Bundestags

Ihr Votum ist entscheidend für den Zeitpunkt des Ausstiegs aus der Kohle.
Als Angehörige der Gesundheitsberufe - Ärzte, Therapeuten, Pflegende -
appellieren wir an Sie, bei Ihrer Entscheidung die möglichen Konsequenzen
für die menschliche Gesundheit zu berücksichtigen.

Bereits jetzt schädigt der Klimawandel in vielfältiger Weise die Gesundheit
unzähliger Menschen und droht, die Fortschritte bei der globalen Gesundheit
und der Entwicklung der letzten Jahrzehnte zunichte zu machen. Die
medizinische Fachwelt spricht bereits vom Klimawandel als einem sich
abzeichnenden medizinischen Notfall, als zentrale Herausforderung für die
Gesundheitssysteme weltweit.

Die Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit ist ein Bündnis von
Einzelpersonen und Organisationen aus dem Gesundheitsbereich. Als Vertreter
gesundheitsbezogener Berufe und Organisationen aus Wissenschaft, Praxis und
Zivilgesellschaft sehen wir die dringende Notwendigkeit zum Handeln, um die
weitere Erderwarmung auf möglichst 1.5 °C zu begrenzen (Pariser
Klimaabkommen). Denn wir alle sorgen uns um eine lebenswerte, gesunde
Zukunft der nachfolgenden Generationen. Klimaschutz ist zugleich
Gesundheitsschutz.

Steigende Temperaturen führen zu hitzebedingter Sterblichkeit und
vermehrten Allergien, verstärken Herz-Kreislauf- und Lungenerkrankungen
sowie Asthmaleiden und sorgen für die Ausbreitung von
Infektionskrankheiten. Sie bedrohen insbesondere vulnerable
Personengruppen wie Kinder, Schwangere und ältere sowie ökonomisch und
sozial benachteiligte Menschen. Zudem haben Extremwetterereignisse neben
den physischen auch psychische Schäden zur Folge.

Neben dem Verkehr trägt insbesondere auch die Kohleverbrennung maßgeblich
zur Luftverschmutzung bei. Diese ist ein erheblicher Risikofaktor für
nicht-übertragbare Erkrankungen wie Herzinfarkte, Schlaganfälle, Diabetes
und chronische Atemwegserkrankungen. Luftverschmutzung trägt deutlich zur
Krankheitslast und vorzeitigem Tod bei.

Die Gesundheitsschäden durch Luftverschmutzung führen zu
Produktivitätseinbußen und sind wirtschaftlich kostspielig: Die geschätzte
Gesamthöhe der vermeidbaren Gesundheitskosten in Bezug auf Kohleabgase aus
deutschen Kraftwerken liegt zwischen 6,2 bis 11,9 Milliarden Euro jährlich.
(HEAL Studie 2017)

Gleichzeitig hat die Umstellung der Stromerzeugung von Kohle und anderen
fossilen Energieträgern auf erneuerbare Quellen viele positive
gesundheitliche Folgen und führt u.a. zu einer Verringerung der Behandlungs-
und Medikamentenkosten im Zusammenhang mit Krankheiten der Atemwege und des
Herz-Kreislauf-Systems.

Prävention geht vor Therapie. Krankheiten sind rechtzeitig zu behandeln und
zwar an ihren Wurzeln. Die Kohleförderung als Krankheitsursache -
unmittelbar durch Umweltlasten wie mittelbar durch den Klimawandel - muss
daher so schnell wie möglich beendet werden.

Wir appellieren deshalb an Sie, den gesundheitlichen Aspekten bei Ihrer
Entscheidung Rechnung zu tragen.

Wir schließen uns damit den zahlreichen Institutionen und Organisationen
aus der ganzen Welt an, die aus Gründen des Gesundheitsschutzes auf einen
raschen Ausstieg aus allen fossilen Energieträgern, beginnend mit einem
Ausstieg aus der Kohle, drängen. Dies soll in Übereinstimmung mit dem
Pariser Klimaabkommen geschehen. Der schnelle Kohleausstieg
ist eine unabdingbare Sofortmaßnahme, um Leben, Gesundheit und Klima
gleichermaßen zu schützen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Martin Herrmann

Sprecher der Deutschen Allianz Klimawandel und Gesundheit

Mitzeichnende Organisationen:

Deutsche Allergie- und Asthmabund (DAAB)

Verein demokratischer Pharmazeutinnen und Pharmazeuten (VdPP)

Hausärzteverband Oberbergischer Kreis

AG Gesundes Klima der Kritischen Mediziner*innen

MigraMed München e.V.

Health and Environment Alliance (HEAL)

 * 

Quelle:

Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit

Schwedenstrasse 15a, 13357 Berlin

E-Mail: kontakt@klimawandel-gesundheit.de

Internet: www.klimawandel- gesundheit.de
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KOHLEALARM/481: Klimakampf und Kohlefront - Orden für die falsche Brust ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 11. Oktober 2018

Kraftwerksaus nach Rodungsstopp? 

BUND wirft RWE Täuschung der Öffentlichkeit vor



Düsseldorf, 11.10.2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des BUND
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) wirft der RWE AG vor, mit
gezielten Falschdarstellungen die Politik beeinflussen zu wollen.

"Die von RWE angekündigte Drosselung der Kohleförderung im Tagebau Hambach
ist nicht durch den vom BUND erwirkten Rodungsstopp im Hambacher Wald
verursacht, sondern eine direkte Folge der von RWE beantragten Überführung
von fünf Kraftwerksblöcken in die so genannte Sicherheitsbereitschaft",
konstatierte der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende Thomas
Krämerkämper. "Mit solchen Falschmeldungen verspielt RWE weiter
Glaubwürdigkeit."

Nach Presseberichten hatte ein RWE-Sprecher eine Minderförderleistung im
Tagebau Hambach von etwa 10 bis 15 Millionen Tonnen Braunkohle jährlich
unterstellt und dafür den Rodungsstopp verantwortlich gemacht. In der Folge
könnte die Stromerzeugung deshalb in den Kraftwerken Neurath und
Niederaußem um 9 bis 13 Terawattstunden zurückgehen. Damit will RWE
offenbar suggerieren, der Rodungsstopp hätte unmittelbar Auswirkungen auf
die Stromerzeugung, so der BUND.

RWE hat jedoch schon lange vor der Gerichtsentscheidung die Überführung von
fünf Kraftwerksblöcken in die Sicherheitsbereitschaft beantragt und damit
bereits 2017 begonnen - faktisch eine Stilllegung der Blöcke. Nach
Berechnungen des BUND führt aber allein schon diese Überführung mit einer
Leistung von zusammen etwa 1,6 GW bis zum 1. Oktober 2019 zu einem
Minderbedarf von jährlich über 13 Millionen Tonnen Braunkohle. Durch die
vorgesehene weitere Teilstilllegung des Kraftwerks Goldenberg wird zudem
eine Braunkohlenachfrage in einem Umfang von bis zu 0,8 Mio. t
Rohbraunkohle bis 2020 wegfallen. Auch für das Heizkraftwerk Köln-Merkenich
hat der Stadtrat einen Ausstieg aus der Braunkohlenutzung beschlossen. "Das
macht insgesamt rund 14 Millionen Tonnen, die RWE unabhängig vom
Rodungsstopp nicht mehr benötigt", so BUND-Mann Krämerkämper.

Daneben gehen von der Jahresförderung des Tagebaus Hambach von ca. 39
Millionen Tonnen in 2017 nur etwa zwei Drittel (27 Mio. t) in die
Kraftwerke zur allgemeinen Versorgung. Der Tagebau Hambach stellt circa 37
Prozent der im Kraftwerk Niederaußem benötigten Braunkohle, etwa 56 % der
im Kraftwerk Neurath sowie ca. 25 % der im Kraftwerk Frimmersdorf
verstromten Kohle bereit. Die zwei letzten Kohleblöcke in Frimmersdorf
wurden bereits im Oktober 2017 in die Sicherheitsbereitschaft überführt,
zwei weitere Blöcke in Niederaußem folgten vor wenigen Tagen zum
01.10.2018. Am 1.10.2019 schließlich wird der Block C in Neurath ebenfalls
in die Sicherheitsbereitschaft überführt.

Auch wenn die Kraftwerksblöcke vor ihrer endgültigen Stilllegung und
Demontage noch vier Jahre lang vorgehalten werden sollen, um bei länger
andauernden Totalausfällen anderer Anlagen die Stromversorgung wieder
sicherzustellen, gehen viele Experten davon aus, dass dieser Fall nicht
eintreten wird. Die Kraftwerke in der Sicherheitsbereitschaft müssen
innerhalb von 10 Tagen wieder hochgefahren werden können. Mit solchen
Reaktionszeiten sind sie kein Instrument zur Abdeckung kurzfristiger
Versorgungsengpässe.

"RWE versucht, die Gerichte und die Politik mit solchen Falschmeldungen
unter Druck zu setzen. Wir fordern RWE auf, die Debatte über den
Kohleausstieg endlich aufrichtig und ehrlich zu führen", so das Fazit von
BUND-Vize Krämerkämper.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. Oktober 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/480: Klimakampf und Kohlefront - Stommelner Appell ... (LoB)


Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" - 8. Oktober 2018

"Stommelner Appell" verabschiedet



Mehrheitlich unterzeichneten die Besucher einer Informationsveranstaltung
den "Stommelner Appell" in dem der Ministerpräsident des Landes
aufgefordert wird, die Rechte aller Bergbaubetroffenen schützen, wie dies
in der Koalitionsvereinbarung der Landesregierung versprochen ist.
Zuvor war auf einer Veranstaltung des Aktionsbündnis Stommelner Bürger
"Leben ohne Braunkohle" (LoB) in Kooperation mit der Lokalen Agenda Pulheim
unter dem Titel "Die Spätfolgen der Braunkohle - Wer zahlt die Zeche?" von
den Referenten Willi Robertz vom Aktionsbündnis und Peter Immekus vom
Netzwerk der Bergbaugeschädigten darüber informiert worden, welche Gefahren
und Schäden auch noch nach dem Ende des Braunkohleabbaus zu erwarten sind.

Dazu gehören neben nur unzulänglich reparablen Landschaftsschäden und
Bergschäden durch Bodenabsenkungen auch die Gefährdung des nun
wiederansteigenden Grundwassers durch Altlasten wie Kraftwerksaschen,
Restmüll, Munitionsrückstände etc. Diese seit mehr als fünfzig Jahren
teilweise nicht sachgerecht gesicherten Rückstände stellen eine permanente
Gefahr für die kommenden Jahrzehnte dar.

Wer für diese Schäden in Zukunft - auch nach dem Ende des Braunkohleabbaus -
aufkommt, ist völlig ungeklärt. Während im Bereich des Steinkohlebergbaus
eine Sicherung in Form eines Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde,
existiert ein solcher für das Rheinische Braunkohlenrevier bisher nicht.
"Es darf hier nicht nach dem Motto: Nach uns die Sintflut gehandelt
werden", so Josef Schumacher vom Aktionsbündnis LoB. Die Forderungen des
Appells lauten daher auch:

Um auch die nachfolgenden Generationen - also unsere Kinder und Enkel - vor
unübersehbaren Belastungen wenigstens finanziell zu schützen, fordern wir
folgende Maßnahmen,

• Möglichst lückenlose Erfassung aller deponierten Altlasten

• Sanierung aller Deponien, die das Grundwasser potentiell gefährden
 können

• Verpflichtung des Bergbaubetreibers, alle dafür erforderlichen
Maßnahmen umzusetzen

• Einrichtung eines Fonds, vergleichbar der RAG-Stiftung im
Steinkohlebergbau, um die Ewigkeitslasten zu kompensieren.

Die Schirmherrschaft übernommen hatte Antje Grothus von der Initiative
"Buirer für Buir" und Vertreterin der Region in der Kommission Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung der sogenannten Kohlekommission. In einem
kurzen Statement zu Beginn informierte sie über ihre Arbeit dort, über die
Situation im Hambacher Wald und würdigte das langjährige Engagement des
Aktionsbündnisses. Durch die von vielen Diskussionsbeiträgen der circa 70
Besucher bereicherte Veranstaltung führte der Journalist Andreas Vollmert
(Best Words).

Die Initiative Buirer für Buir zeichnet den Appell zwischenzeitlich mit.

 * 

Quelle:

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"
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KOHLEALARM/479: Klimakampf und Kohlefront - Musik gegen Kohle ... (Lebenslaute)


Lebenslaute - Pressemitteilung vom 7. Oktober 2018

Konzertaktion "Andante an der Kante 2018" des musikalischen Netzwerks
"Lebenslaute" im rheinischen Braunkohlerevier am Sonntag 7. Oktober
2018



Um 10:50 Uhr sind 30 Aktive des musikalischen Aktionsnetzwerkes Lebenslaute
ganz in der Nähe zum Bahnhof Buir zur Kohlebahn heruntergestiegen, um mit
klassischer Musik die Kohlebahnstrecke zu blockieren, über die RWE die
Braunkohle aus dem Tagebau Hambach abtransportiert.




[image: Foto: © Lebenslaute]

Blick auf das Konzert von der Brücke

Foto: © Lebenslaute



Die Gerichtsentscheidung, eine mögliche Rodung noch einmal genau zu prüfen,
war ein wichtiger erster Schritt. Die vielen zehntausenden Menschen, die
bei der Kundgebung gestern zum Hambacher Forst gekommen sind, haben aber
jetzt schon gezeigt: Eine Rodung und ein "Weiter so!" beim Braunkohle-Abbau
ist nicht mehr tragbar.

Es braucht nun zügig weitere Schritte, um aus der Braunkohleförderung
auszusteigen und die Energiewende zu vollziehen. Das Aktionskonzert
"Andante an der Kante 2018" vollzieht einen solchen Schritt, mit Musik von
Heinrich Schütz über Felix Mendelssohn bis hin zu zeitgenössischer
Chormusik und einem Lied von Rio Reiser: "Wann, wenn nicht jetzt?".

Wie schon in der letzten Pressemitteilung ausgeführt, gibt es keine
vernünftigen Gründe, den Tagebaubetrieb weiterzuführen. Bereits heute liegt
der Herstellungspreis einer Kilowattstunde aus Braunkohlekraftwerken über
dem aus Windkraftanlagen. Es liegt auf der Hand, dass für die Folgekosten
alle werden aufkommen müssen, außer RWE und LEAG, ähnlich wie es bei den
Atomenergiefolgekosten der Fall ist. Die Lasten der zerstörten Landschaft
und der Feinstaubbelastung in der ganzen Region durch den Tagebau sowie der
Luftverschmutzung der der klimaverändernden Erhöhung der CO2 Konzentration
durch die Kohleverstromung sind erheblich und, sofern sie die
Lebensqualität betreffen, nur bedingt quantifizierbar. Die Fortsetzung der
Braunkohleverstromung ist ökonomisch unsinnig und ökologisch wie sozial
nicht tragbar.

Mit der Aktion unterstützt Lebenslaute die Anliegen der lokalen
Bürgerinitiative "Buirer für Buir" und protestiert gegen die illegitime
Räumung des Hambacher Forstes.

Seit 1986 verbindet Lebenslaute klassische Musik mit politischem Protest
und gewaltlosem Zivilem Ungehorsam und macht damit auf
Menschenrechtsverstöße und Unrecht aufmerksam. Im Jahr 2014 erhielt die
Gruppe den Aachener Friedenspreis, zusammen mit der US-amerikanischen
Aktionsgruppe "Code Pink".

 * 

Aktionsticker:

10:50 Lebenslaute-Aktive steigen zu den Schienen der RWE-Braunkohlebahn
zwischen Bahnhof Buir und Mahnwache hinab.

10:55 Die Musiker*innen stellen sich entlang der Schiene auf und warten
darauf, dass eine der parallel auf die Schienen gegangenen Blockaden den
Zug stuppt.

11:00 Polizeibeamte gehen auf die Schienen und bilden eine Kette, um das
Betreten der Gleise zu verhindern. Kein Zug kann mehr fahren.

11:00 Lebenslaute beginnt mit Konzertmusik.

11:05 Die Strecke ist definitiv gesperrt, ein Kohlezug steht.

11:45 Nach der dritten Aufforderung verlassen die Aktiven den Aktionsort,
um nach der Personalienfeststellung noch im Hambacher Forst ein Konzert für
die Waldbewohner*innen zu geben.




[image: Foto: © Lebenslaute]

Konzertabschluss mit Herbstsonne

Foto: © Lebenslaute



13:45 Nach einem langen Waldspaziergang hat Lebenslaute den Ort erreicht,
der einst Oaktown war. Einzelne Lebenslaute waren auch während den
Räumungen hier und in anderen Teilen des Hambacher Forst.

13:55 Es beginnt nun das Stimmen der Instrumente.

14:00 Mit dem 2. Satz von Telemanns Kantate "Der Morgen" beginnt das
Konzert der Lebenslaute.

14:50 Mit "Klimakiller Nr. 1", einer Bearbeitung von "Lord of the
Dance"-Musik vom Chor Andere Saiten.


Konzertprogramm Andante an der Kante 2018

Telemann - "Der Morgen"

Mendelssohn - Abschied vom Walde

In einem kühlen Grunde

Immer mehr Land

Rio Reiser - Wann

Schütz - Wie nun ihr Herren

Sagt, wo sind die Veilchen hin

Misty mountains

Distler - Es geht ein dunkle Wolk herein

Schostakowitsch - Walzer Nr. 2

 * 

Quelle:

Lebenslaute

E-Mail: info@lebenslaute.net

Internet: www.lebenslaute.net
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KOHLEALARM/478: Klimakampf und Kohlefront - das Ziel der Klimapilger ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 5. Oktober 2018

Schon 13.000 Kilometer für Klimagerechtigkeit:

Klimapilger nehmen Kurs auf Leipzig, Dresden, Lausitz, Potsdam, Berlin und
Katowice



Knapp einen Monat nach ihrem Start in Bonn haben die Klimapilger schon
13.000 Kilometer "unter den Füßen". Insgesamt 777 Teilnehmer/innen
hatten die einzelnen Tagesetappen(1) insgesamt, darunter auch 250
Grundschüler, zahlreiche Pfarrer/innen und Pastor/innen und auch
vierbeinige Begleiter wie Lamas und Hunde. Auf ihrem rund drei Monate
andauernden und 78 Tagesetappen umfassenden Weg sind täglich kleine
und große Veranstaltungen, Andachten, Aktionstage und Demonstrationen
geplant.

Am 22. Oktober kommen die Pilger zu einem Aktionstag nach Leipzig und
pilgern am 25.10. in das Dorf Pödelwitz, das 2028 für den
Braunkohle-Tagebau vernichtet werden soll. Am 1. November treffen die
Pilger in Dresden Bischof von Timmerervers, werden im Landtag von
Landtagspräsident Dr. Matthias Rößler begrüßt, besuchen die Gläserne
Manufaktur und treffen sich in der Frauenkirche zum ökumenischen
Abendgebet und zur Podiumsdiskussion über Klimagerechtigkeit. Am
nächsten Vormittag ziehen sie mit ca. 100 Menschen von Dresden-Zentrum
bis zum Weißen Hirsch.

Anfang November durchqueren die Pilger die Lausitz und treffen am 6.11.
im Bergschlösschen Spremberg auf Tagebaubetroffene, die über ihre
Erfahrungen mit erlebten und drohenden Umsiedlungen. Nach einem
Aktionstag in Cottbus am 8.11. geht es mit einer großen Pilgerprozession
am 9.11. zu Fuß nach Jänschwalde, wo die Pilger direkt vor dem Kraftwerk
zu einer Kundgebung aufrufen. Potsdams Oberbürgermeister Jann Jakobs
empfängt die Pilger am 22.10. in Potsdam, wo bei einem Aktionstag u. a.
eine Prozession mit Schüler/innen, ein Mittagsgebet auf dem Marktplatz,
Gespräche im Landtag und ein Besuch im Institut für Klimafolgenforschung
(PIK) anstehen.

Den deutschen Höhepunkt & zugleich Abschluss bildet die Übergabe der
Forderungen und Fürsprachen an Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier
(angefragt) und die Mitglieder der Kohlekommission am 26.11. in Berlin. Am
7. Dezember werden die Pilgerinnen und Pilger dann in Katowice erwartet

(Alle Programmdetails finden Sie weiter unten.)

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember
im polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.

Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.

Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit
unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern eingeladen - auch spontane
Tagespilger sind willkommen. Der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit wird unterstützt von einem breiten ökumenischen Bündnis
aus 40 Organisationen, Initiativen und Unternehmen, darunter Brot für die
Welt, das Bischöfliche Hilfswerk MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD), die Deutsche Bischofskonferenz und das
Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'. Schirmherr/innen des ökumenischen
Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig
Schick und Umweltministerin a. D. Barbara Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de

Anmerkung:

(1) bei Dauerpilgern sind Mehrfachzählungen möglich


STATIONEN & PROGRAMM

(Tagesaktuelle Informationen bitte immer unter www.klimapilgern.de
entnehmen)

22.-25. Oktober Leipzig & Pödelwitz

22.10. 17:00 Bärbel Wartenberg-Potter, Bischöfin i.R.

Friedensgebet und Predigt, Nikolaikirche

23.10. 10:00 Alternative Stadtführung zu Kraftorten der

Nachhaltigkeit, Propsteigemeinde

16:00 Empfang im Rathaus

18:00 Themenabend zum Klimawandel in Tansania,

Indien und Papua-Neuguinea

"Schöpfungsverantwortung und globale Solidarität"

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig

19:00 Dialog und Abendessen Peterskirche

24.10. 9:00 Start zum Pilgern nach Groitzsch,

ca. 20 km Martin-Luther-Gemeindehaus, Markkleeberg

19:00 Gespräche mit der Jungen Gemeinde und den Pilgern

Gemeindehaus Groitzsch, neben Kirche Wiesengasse 3

25.10. 9:00 Start zum Pilgern nach Deutzen über Pödelwitz 20 km

10:30 Gespräch mit der Initiative "Pödelwitz bleibt" 

Kirche, Pödelwitz 14, 04539 Pödelwitz

17:00 Gottesdienst Katholische Gemeinde Deutzen

19:00 19 Uhr Gespräch mit Initiative 

"Ökum. Umweltkirche" Katholische Gemeinde Deutzen

1./2. November Dresden

1.11. 9:00 Morgengebet mit kath. Bischof von Timmerevers

St. Petrus Kirche, Dohnaer Str. 53

vorm. Begrüßung durch Landtagspräsident 

Dr. Matthias Rößler, Sächsischer Landtag

14:00 Diskussionsrunde E-Mobilität in Gläserner Manufaktur

Gläserne VW-Manufaktur

18:00 Ökumenisches Abendgebet Untere Frauenkirche

19:00 Podiumsdiskussion "Klimagerechtigkeit - geht doch?! 

Welche Schritte gehen wir in Sachsen?" mit

Vertretern der Landesregierung (angefragt), 

Felix Ekardt (BUND Sachsen) und Christine Müller (Ev. Luth.
Landeskirche Sachsens)

Untergeschoss der Frauenkirche


2.11. 9:30 Pilgerweg/ Prozession von Dresden (Scheune)

bis Weißer Hirsch (ca. 100 Personen)

6./8./9. November Lausitz (Kamenz - Cottbus - Jänschwalde

6.11. 18:00 Podiumsdiskussion mit Tagebau-Betroffenen

Bergschlösschen Spremberg

8.11. vorm. Aktionstag in Cottbus (in Planung: Workshop

Stadtwerke, Besuch Menschenrechtszentrum,

Vorstellung vom Zentrum für Dialog und Wandel,

Gespräch mit Prof. Zundel oder Prof. Koziol.

Besuch des Innovationszentrums

12:00 Mittagsgebet mit Bischof Markus Dröge

Besuch der Synagoge in der ehem. Schlosskirche

gemeinsam mit Bischof Dröge

Synagoge

18:00 ökumenische Abendandacht mit der

Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen (ACK),

Marktkirche

ökumenische Filmbegegnung in der Oberkirche Marktkirche

9.11. 9:00 Morgenandacht & Reisesegen Klosterkirche Cottbus

9:30 Aufbruch zur großen Prozession nach Jänschwalde

(angemeldete Demonstration)

10:15 Spreewehrmühle Spreewehrmühle

11:15 Schmerzpunkt Aussichtspunkt Tagebau Cottbus-Nord

13:00 Erlebnispark Teichland / Neuendorf
www.erlebnispark-teichland.de

14:45 Bhf. Peitz-Ost

15:00 Große Aktion zum Schmerzpunkt Kraftwerk Jänschwalde

Parkplatz vor dem Kraftwerk Jänschwalde

17:00 Ankunft Jänschwalde

19:00-20:30 Konzert "Alte Lieder in neuem Gewand" im Gemeindehaus

22. November Potsdam

22.11. 9:00 Empfang Oberbürgermeister Jann Jakobs Stadthaus

9:45 angemeldete Prozession zum Alten Markt mit
Potsdamer*innen & Schüler*innen

10:30 Ökumenisches Mittagsgebet für die Bewahrung der

Schöpfung, Generalsuperintendentin Asmus (Ev.),

Probst Franke (Kath.), Per. Voller-Morgenstern

(Ev.-meth.) + Pilger*innen

Alter Markt/vor Nikolai-Kirche 

11:15 Gespräch im Landtag (Grußwort Präsidentin,

Fraktionen B90/Die Grünen, CDU, LINKE, SPD)

14:30 Institut für Klimafolgenforschung (PIK)

17:00 Offener Abend mit Erfahrungsbericht Pilger*innen,

Vorstellung Kirchenstromprojekt (Ökokreis Potsdam),

Bericht aus der Kohlekommission (Dr. Matthes, Öko-Institut) bis 19
Uhr

Gemeindehaus Kiezstraße 10


23.11. 11:00 Institut für transformative Nachhaltigkeitsforschung
(IASS) Potsdam, Berliner Str. 130

25./26. November Berlin

25.11. 14:00 Familien-Pilgern von Lichtenrade nach Kreuzberg mit
Barbara Hendricks

17:00 Ankommen Kreuzberg Melanchthon-Gemeinde, Kreuzberg

18:00 Podiumsdiskussion mit Barbara Hendricks,
Gerd Harms und polnischen Vertretern: 

"Warum die Sonne immer im Westen untergeht - Klimawandel
sucht Energiewende" und Moderator Gerd Harms, (ehem. Staatssekretär)

Gemeindesaal der Melanchthon-Kirche in Berlin, Planufer 84

26.11. 9:30-11:30


Übergabe der Forderungen und Fürsprachen an

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier und die

Mitglieder der Kohlekommission, Pilger laden die

Mitglieder der Kohlekommission ein zum Gespräch

und zur Andacht

Bundeswirtschaftsministerium

&Invalidenpark

14:00 Brot für die Welt: Gesprächsrunde mit Cornelia

Füllkrug-Weitzel, (Präsidentin Brot für die Welt)

und Jochen Flasbarth, Staatssekretär im

Umweltministerium, Thema: "Die Rolle

Deutschlands bei den Klimaverhandlungen"

Festsaal im Lazarus- Haus, Bernauerstr. 177

18:00 Ökumenischer Gottesdienst "Gegenwart erkennen

und Zukunft gestalten. Vom Mut zum Aufbruch.

(Ich bin ein Gast auf Erden, verbirg deine Gebote nicht

vor mir. Ps. 119, 19) mit Bischof Dr. Markus Dröge

(Berlin), Erzbischof Schick (Bamberg), Bischof Dr.

Marian Niemiec, Ev.-Augsb. Kirche Polens,

Katowice, Erzbischof Wiktor Skworc, Röm.-Kath.

Kirche Polens, Katowice, Bischof Marek Karol Babi,

Polnisch-Ökumenischer Rat, Mariawiten, Pfr. Dr.

Grzegorz Giemza, Direktor des

Polnisch-Ökumenischen Rates/ Ehrengäste: Dr. Dietmar

Woidke, Beauftragter der Bundesregierung für die

Beziehungen nach Polen (angefragt), Prof. Andrzej

Przylbski, Botschafter der Republik Polen in Berlin

(angefragt)


Versöhnungskapelle, Berlin-Mitte, Bernauer Str. 4

27.11. 8:00 Aussendung Pilger*innen Hbf Berlin -

Katowice durch Bischof Dröge und Erzbischof Schick

(Abfahrt 11:45) Unterkunft oder Hbf Berlin

7. - 9. Dezember Katowice (Vorschau)

7.12. Ankunft Pilger*innen in Katowice, Vereinigung der

internationalen Pilgerströme und gemeinsames Pilgern

8.12. Workshops

9.12. Ökumenischer Gottesdienst in Katowice

www.klimapilgern.de

www.facebook.com/klimapilgerweg

www.twitter.com/KlimapilgernDE

www.instagram.com/klimapilgerweg

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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KOHLEALARM/477: Klimakampf und Kohlefront - spontaner Entschluß ... (Stiftung Bildung )


Stiftung Bildung - Pressemitteilung vom 5. Oktober 2018

Hambacher Wald: Jugendliche unterbrechen Konferenz für Besuch

Junge Menschen müssen in Zukunftsfragen mitgestalten




	Rund 40 Jugendliche aus ganz Deutschland haben heute [5.10.] im Hambacher Wald gegen den Klimawandel demonstriert und ein Zeichen für eine aktive Jugendbeteiligung gesetzt.

	Dafür sind sie am frühen Morgen aus Wolfsburg aufgebrochen und haben eine viertägige Jugendkonferenz der spendenfinanzierten Stiftung Bildung unterbrochen.



Ziel der jungen Leute ist: "Sie wollen mitreden und gehört werden", sagt
Johannes Domnick, der als Referent für Bildung für nachhaltige
Entwicklung der Stiftung Bildung mit vor Ort war. "Denn gerade der
Klimawandel betrifft nicht nur Erwachsene - er bedroht unsere
Lebensgrundlage und die nachfolgender Generationen." Zukunftsfähigkeit
und Jugendbeteiligung sind daher auch die zentralen Themen der Konferenz
- zusammen mit der Frage, wie man beides schon in Kitas und Schulen
vermitteln und ermöglichen kann.

Die Jugendlichen nehmen zurzeit an der 2. Jugendkonferenz zu Bildung für
nachhaltige Entwicklung (BNE), der youcoN, zusammen mit über hundert
anderen teil. "Viele wollen diskutieren, was Bildung zu
gesellschaftlichen Transformationsprozessen hin zu einer nachhaltigen
und global gerechten Welt beitragen kann", erzählt der 22-jährige
Domnick. "Doch im Hambacher Wald findet gerade das statt, worüber wir
auf der youcoN reden." Die Fahrt zum Hambacher Wald fand daher auf
Wunsch einiger der Konferenzteilnehmenden statt. Die Stiftung Bildung
hat daraufhin, zusammen mit der Klima-Allianz Deutschland, den Ausflug
organisiert

Domnick: "Öko-soziale Transformation ist ein Prozess, in dem es
unausweichlich zu Konflikten kommt." Eine konstruktive Bearbeitung
dieser Konflikte gelinge nur, wenn alle betroffenen Akteursgruppen
beteiligt würden. Eine dieser Gruppe seien abertausende Jugendliche in
Deutschland, die bis heute kaum gehört werden. Die Gruppe aus Wolfsburg
konnte vor Ort bei ihrem Besuch den Kohletagebau und den bedrohten
Hambacher Wald aus nächster Nähe angucken und sich über die aktuellen
Proteste und Hintergründe informieren.

In einem Demonstrationsmarsch gingen die Jugendlichen bis zu der
Waldgrenze und eröffneten dort ihre Diskussionsrunde, zu der sie im
Vorfeld verschiedene politische Entscheidungsträger*innen eingeladen
hatten, um mit ihnen zu debattieren, wie junge Menschen mehr an allen
politischen Entscheidungen und insbesondere die, die ihre Zukunft
bestimmen, teilhaben können.

Keiner der geladenen Gäste kam zu der Aktion, was sich in der
Diskussionsrunde symbolisch mit einem leeren Stuhl zeigte.

Am Ende pflanzten die jungen Menschen Baumsetzlinge in den Boden, um den
Keim für eine aktive Jugendbeteiligung und ein Zeichen gegen die
Abholzung des Hambacher Waldes zu setzen.


Hintergrund: Insgesamt nehmen an der 2. youcoN, der
Jugendkonferenz zu Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE), 150 junge
Menschen teil. Sie ist Teil des Jugendbeteiligungsprojektes youpaN, mit dem
die Stiftung Bildung junge Menschen unterstützt, sich beim Nationalen
Aktionsplan BNE einzubringen. Unter diesem Dach nehmen einige von ihnen
regelmäßig an hochrangigen Gremiensitzungen teil und steuern Erfahrungen
bei. Gefördert wird das Projekt youpaN vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung.


Die Stiftung Bildung setzt sich bundesweit für vielfältige und
partizipative Bildung ein, vor allem für eine Beteiligung der Kinder und
Jugendlichen in allen sie betreffenden Fragen. Sie stärkt das
zivilgesellschaftliche Engagement im Bildungsbereich durch den Aufbau
eines bundesweiten Netzwerkes der Kita- und Schulfördervereine und die
Unterstützung der Aktiven direkt vor Ort. Ziel der Stiftung Bildung ist,
Themenanwältin für beste Bildung bundesweit zu sein und Spenden zu
Gunsten von Kitas und Schulen einzuwerben.

 * 

Quelle:

Stiftung Bildung

Am Festungsgraben 1, 10117 Berlin

E-Mail: info@stiftungbildung.com

Internet: www.stiftungbildung.com
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MELDUNG/175: Mainzer Studierende erkunden die Kaschubei (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 10.10.2018

Mainzer Studierende erkunden die Kaschubei

Großes Masterprojekt des Studiengangs Kulturanthropologie/Volkskunde
widmet sich der Kultur und Geschichte einer wenig bekannten Minderheit im
Nordwesten Polens



Die Kaschubei - eine seen- und waldreiche Region im Norden Polens,
südwestlich von Danzig gelegen - ist in Deutschland nur wenigen bekannt.
Dem einen oder anderen vielleicht aus Günter Grass? Buch "Die
Blechtrommel". Donald Tusk, der derzeitige EU-Ratspräsident, stammt
beispielsweise aus der Kaschubei. "Ansonsten ist diese Ecke Polens
hierzulande ein weißer Fleck auf der Landkarte", sagt Dr. Oliwia Murawska
von der Kulturanthropologie der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
(JGU). Dies gilt ganz sicher nicht mehr für die 19 Teilnehmer am
Masterprojekt "Geschichte und Revitalisierung der kaschubischen Kultur".
Sie haben auf einer einwöchigen Exkursion die Kaschubei zu Fuß erkundet
und Material für eine Fotoausstellung gesammelt, die 2019 zunächst in
Mainz und anschließend in Danzig zu sehen sein wird - um dann die
Landschaft und die Kultur auch einem größeren Kreis zugänglich zu machen.

"Günter Grass hat die Kaschubei der deutschen Öffentlichkeit nahegebracht.
Er hat sich selbst auch als Kaschube gesehen", erklärt Murawska, die das
Masterprojekt leitet und die Kaschubei im Rahmen ihres
Habilitationsprojektes erforscht. Die Kaschuben, eine ethnisch-kulturelle
Minderheit, sahen sich im Verlauf der Geschichte wechselnder Herrschaft
unterworfen, mal preußisch, mal polnisch, mal germanisiert, dann
polonisiert. Besonders schwer hatten sie es während der NS-Herrschaft, als
sie diskriminiert und gezwungen wurden, sich in die Deutsche Volksliste
einzutragen. Die Wurzeln der Kaschuben reichen bis ins 7. Jahrhundert
zurück, sie pflegen eigene Bräuche und eine eigene Sprache, die
Ähnlichkeiten sowohl mit der polnischen wie der deutschen Sprache
aufweist, allerdings erst im 19. Jahrhundert verschriftlicht wurde. "Die
Kaschubei wurde immer auch als eine Grenzregion betrachtet, was das Gebiet
für uns als Volkskundler besonders interessant macht", so Murawska.

Masterprojekt - Herzstück des Mainzer Studiengangs

An der JGU zeichnen sich die Studiengänge im Fach
Kulturanthropologie/Volkskunde durch eine starke Praxisorientierung aus.
Im Master-Studiengang ist die Teilnahme an einem großen zweisemestrigen
Forschungsprojekt wie zum Beispiel zur Kaschubei obligatorisch. Die
Projekte werden meist mit Kooperationspartnern durchgeführt und umfassen
von der Konzeption bis zur Veröffentlichung der Ergebnisse alle Schritte
einer eigenständigen Studie. "Das Masterprojekt ist das Herzstück des
Studiengangs, ein sehr intensives Programm, auf das wir hier in Mainz
besonders stolz sind", so Murawska. Prof. Dr. Michael Simon, der Leiter
des Faches Kulturanthropologie/Volkskunde, ergänzt, dass das forschende
Lehren an der Mainzer Universität auf eine lange Tradition zurückblickt
und ganz wesentlich zu einer hohen Qualifizierung des akademischen
Nachwuchses in seinem Fach beiträgt.

So sind die Mainzer Studentinnen und Studenten zusammen mit ihren Dozenten
und einer Gruppe von fünf Studierenden der Universität Danzig in die
Kaschubei gefahren und haben in Feldtagebüchern und mit Fotokameras ihre
Beobachtungen festgehalten. Außer den auf Wanderungen gesammelten
Sinneseindrücken konnten sie sich in regionalen und lokalen Museen über
das kulturelle Erbe dieser Region informieren und sich vor Ort ein Bild
von den Bemühungen der Kaschuben um ihre sprachliche und kulturelle
Eigenständigkeit machen. Eine wichtige Station war das Freilichtmuseum in
Wdzydze, das 1906 als eines der ersten seiner Art in Europa von Teodora
und Izydor Gulgowski gegründet wurde. Die Eheleute haben sich für die
Bewahrung kaschubischer Kultur eingesetzt und maßgeblich an der
Revitalisierung der regionalen Volkskunst mitgewirkt. Bis heute sind die
von Teodora Gulgowska kreierten Muster in der Kaschubei nahezu
omnipräsent.

Die Kaschubei kommt nach Mainz

Das gesammelte Material wird nun von den Studierenden ausgewertet und für
eine Fotoausstellung aufbereitet, die ab Juni 2019 in der Mainzer "Schule
des Sehens" und anschließend an der Universität Danzig gezeigt wird.
Kooperationspartner an der Universität Danzig ist insbesondere das
Germanistische Institut. Die dortige Kollegin Dr. Miłosława
Borzyszkowska-Szewczyk wird im Wintersemester 2018/19 als Gastprofessorin
an der JGU unterrichten und sich an der Vorbereitung der Fotoausstellung
beteiligen. "Gerne möchten wir den Austausch auf studentischer Ebene auch
künftig fördern und die Kooperation zwischen den beiden Instituten
verstetigen", kündigte Oliwia Murawska an.


Weiterführende Links:

https://www.blogs.uni-mainz.de/fb05-iftek/ 

- Institut für Film-, Theater- und empirische Kulturwissenschaft

http://www.iftek.uni-mainz.de/kultur/

- Kulturanthropologie/Volkskunde an der JGU

http://www.iftek.uni-mainz.de/kultur/1440.php

- Masterprojekt "Geschichte und Revitalisierung der kaschubischen Kultur"

http://www.iftek.uni-mainz.de/kultur/1456.php

- Studienbegleitende Exkursion in die Kaschubei

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8394: Mönchengladbach - "Ostafrika - Kilimanjaro, Gorillas und Massai", 16.10.2018


OSTAFRIKA - Kilimanjaro, Gorillas und Massai



Die Teilnehmer werden an diesem Abend mit Ostafrika vertaut gemacht.
Von der Serengeti bis zum Kilimanjaro, vom Reich der "Big Five" bis in
die Heimat der letzten Berggorillas in Uganda. Eine Region von
einmaliger Schönheit und unglaublicher Artenvielfalt mit weiten
Steppen, dichtem Dschungel und dem höchsten Gipfel des Kontinents.

16.10.2018, 19:30 - 21:30 Uhr

TIG Theater im Gründungshaus, Eickener Str. 88

Kurs-Nr.: 182C1400F

Kosten: 8 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung unter www.vhs-mg.de, Tel. 02161 /
25-6400.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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VORTRAG/8393: Oldenburg - Wie Religion und Radikalisierung verbunden sind, 15.10.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Wie Religion und Radikalisierung verbunden sind

Vortragsreihe "Das Friedenspotenzial der drei monotheistischen Weltreligionen"



Oldenburg. Über die seit der Jahrtausendwende zunehmende religiöse
Radikalisierung und ihre Folgen für das Zusammenleben spricht der
Religionswissenschaftler Dr. Tilman Hannemann am Montag, 15. Oktober,
im Karl-Jaspers-Haus (Unter den Eichen 22). Der Vortrag mit dem Titel:
"Reinheit und Finsternis: Radikalisierung aus religionssoziologischer
und religionshistorischer Perspektive" beginnt um 19.30 Uhr. Er setzt
die Reihe "Das Friedenspotenzial der drei monotheistischen
Weltreligionen" fort, die die Arbeitsstelle Interkulturelle Jüdische
Studien der Universität Oldenburg gemeinsam mit dem Leo-Trepp-Lehrhaus
ausrichtet. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

In seinem Vortrag geht Hannemann unter anderem der Frage nach, warum
gerade Religionen als anfällig für Radikalisierung erscheinen, obwohl
ihnen - mit gutem Grund - eigentlich ein Friedenspotenzial
zugesprochen werde. Anhand mehrerer Fallbeispiele geht er der
Verbindung zwischen Religion und Radikalisierung auf den Grund. Dafür
zieht beispielsweise den radikalen Philosophen Walter Menzl heran, der
1959 einen Säureanschlag auf das Rubens-Gemälde "Der Höllensturz der
Verdammten" verübte. Außerdem geht er auf den kollektiven Suizid der
endzeitgläubigen Adventisten um David Koresh 1993 in Texas ein und
spricht über soziale, kommunikative und religiöse Merkmale der
globalen Mobilisierung für den islamischen Dschihad.

Hannemann ist seit 2017 Religionswissenschaftler an der Universität
Oldenburg. Als Religionshistoriker hat er zu Fragestellungen der
lokalen Religionsgeschichte und der Geschichte der Aufklärung
gearbeitet. Gegenwärtig entwirft er ein Forschungsprojekt zur Religion
in den 1950er-Jahren.

Weblinks

uol.de/js

www.jg-ol.de/leo-trepp-lehrhaus

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 321/18 vom 8. Oktober 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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MELDUNG/297: Nordrhein-Westfalens neuer Entwurf zum Polizeigesetz - gute Ansätze, noch mehr Versäumnisse


Amnesty International - 10. Oktober 2018

NRW: Neuer Entwurf zum Polizeigesetz - gute Ansätze, noch mehr
Versäumnisse 

Amnesty International kritisiert, dass auch der Änderungsentwurf an
mehreren Stellen verfassungsrechtlich unzulässig ist



BERLIN, 10.10.2018 - Amnesty International begrüßt, dass die
NRW-Landesregierung mit dem neuen Änderungsentwurf zum Polizeigesetz einige
der geplanten, menschenrechtlich hochproblematischen Maßnahmen gestrichen
hat. Es bleiben viele Kritikpunkte weiterhin bestehen. Dazu sagt Maria
Scharlau, Expertin für Polizei und Menschenrechte bei Amnesty International
in Deutschland:

"Der neue Entwurf zum Polizeigesetz ist - trotz aller Änderungen - an
mehreren Stellen verfassungsrechtlich unzulässig. Nach wie vor ermöglicht
das Gesetz einschneidende Maßnahmen wie zum Beispiel Fußfesseln oder
Telefonüberwachung auf der Grundlage vager Anhaltspunkte für eine nur
mögliche, zukünftige Gefahr. Darin liegt ein Verstoß gegen die
Rechtssicherheit: Alle Menschen müssen wissen, durch welches Verhalten sie
ins Visier der Polizei geraten können - das ist auch durch den neuen
Gesetzentwurf nicht gewährleistet."

"Es ist auch bedauerlich, dass die NRW-Landesregierung an der
unverhältnismäßigen Regelung festhält, dass ein Mensch ganz ohne
Strafverdacht oder akute Gefahr bis zu sieben Tage allein zur Feststellung
seiner Identität festgehalten werden kann."

"Die NRW-Landesregierung hat die Möglichkeit des Polizeigewahrsams für
Personen gestrichen, die noch gar nicht konkret gefährlich sind. Es ist
auch ein gutes Zeichen, dass sich die Landesregierung vom unbestimmten
Begriff der 'drohenden Gefahr' verabschiedet hat; dieser Begriff hätte dazu
gedient, unverhältnismäßige Grundrechtseingriffe beim Einsatz gegen
allgemeine Alltagskriminalität zu rechtfertigen."

"Diesen neuen Gesetzentwurf als bürgerrechtskonformen Kompromiss zu
präsentieren, führt in die Irre: Die Regierungsfraktionen haben nur die
extrem umstrittenen Maßnahmen gestrichen, die nach unserer Einschätzung zu
einer erfolgreichen Verfassungsbeschwerde geführt hätten. Auf dem Weg zu
einem menschenrechtskonformen Gesetz ist die NRW-Landesregierung auf halber
Strecke stehen geblieben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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LATEINAMERIKA/090: Kolumbus-Tag ist ein Tag der Trauer für Brasiliens indigene Völker


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Düstere Perspektiven für indigene Völker unter einem möglichen
Präsidenten Bolsonaro

Katholische Menschenrechtsorganisation legt erschreckende Zahlen vor



Göttingen, den 11. Oktober 2018 - Für die indigenen Völker in
Brasilien ist der Kolumbustag, an dem in ganz Amerika an jedem 12.
Oktober die Landung des Seefahrers Christoph Kolumbus an den Küsten
des Kontinents gefeiert wird, ein Tag der Trauer. Die Gesellschaft
für bedrohte Völker (GfbV) warnt aus diesem Anlass vor einer
dramatischen Verschlechterung der Situation der 305 indigenen Völker
in Brasilien unter einem möglichen Präsidenten Jair Bolsonaro.
"Bolsonaros rassistische Angriffe auf Minderheiten schüren die
Ausgrenzung der armen und indigenen Bevölkerung", kritisiert
GfbV-Referentin Yvonne Bangert.

Landrechte der indigenen Gemeinschaften geraten zusehends in Gefahr.
Der Staat geht kaum gegen illegale Rohstoffförderung und
Holzeinschlag in indigenen Gebieten vor. Der Prozess der Anerkennung
indigener Schutzgebiete ist ins Stocken geraten. Unter der Regierung
des noch amtierenden Präsident Michel Temer wurde kein einziges
Anerkennungsverfahren zum Abschluss gebracht.

"Die Agrarlobby, die sich für die Interessen der Großgrundbesitzer
und der industriellen Landwirtschaft einsetzt, gewinnt zusehends an
Einfluss", beklagt Bangert. "Leidtragende sind vor allem die
indigenen Gemeinschaften, deren Rückzugsgebiete für die
wirtschaftliche Nutzung geöffnet werden sollen. Unter einem
Präsidenten Bolsonaro, der diese Lobby unterstützt, wird sich dieser
Prozess deutlich beschleunigen."

"Die Daten des gerade erschienenen Jahresberichts 2017 der
brasilianischen Menschenrechtsorganisation CIMI sind alarmierend",
erklärt Bangert. Demnach wurden 128 Fälle von Suizid verzeichnet. 110
Indigene wurden ermordet. Zudem wurden 27 Mordversuche und 14
Morddrohungen registriert. Aufgrund der mangelhaften medizinischen
Versorgung sind 702 Kleinkinder unter fünf Jahren gestorben.

Der rechtpopulistische Bolsonaro, Kandidat der PSL (Social Liberal
Party), hat als Sieger des ersten Wahlgangs beste Chancen auf die
Präsidentschaft. Er ist ein Befürworter der Waffenlobby und äußert
sich positiv über die Militärdiktatur, die 1962 bis 1985 in Brasilien
herrschte. Bolsonaro tritt für ein autoritäres Brasilien ein, hat
einen Ex-General als Vizepräsident nominiert und will weitere
Militärs in wichtige Ämter bringen. Seine Wähler sind mehrheitlich
gutverdienende, gutgebildete weiße Männer der oberen Mittelschicht.
Vor allem ultrakonservative Mitglieder der evangelikalen Gemeinden
und Pfingstkirchen, die etwa 20 Prozent der Bevölkerung ausmachen,
unterstützen ihn. Bolsonaros rassistische, homophobe und sexistische
Äußerungen sind für sie kein Widerspruch zur Botschaft der Toleranz
des Christentums. Vielmehr werden soziale Benachteiligungen als
Strafe Gottes aufgefasst, die durch einen entsprechend tugendhaften
Lebenswandel abzubüßen sei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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STANDPUNKT/280: Polizeigesetz kaum entschärft - NRW weiter auf Überwachungskurs (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Polizeigesetz kaum entschärft - NRW weiter auf Überwachungskurs 



Die Fraktionen von CDU und FDP des Landtags NRW haben am 9. Oktober einen
Änderungsantrag zur umstrittenen Verschärfung des Polizeigesetzes
vorgestellt. Digitalcourage kritisiert, dass die öffentliche Kritik und die
Stellungnahmen zahlreicher Expert.innen nicht ernst genommen wurden und
fordert, die geplanten Verschärfungen abzubrechen.

"Das Gesetz ist weiterhin voller unverhältnismäßiger Eingriffe in die
Grundrechte aller Bürgerinnen und Bürger", erklärt Kerstin Demuth von
Digitalcourage. "Die Änderungen sind reine Makulatur. Die Prognosejustiz
der NRW-Regierung schafft Rechtsunsicherheit und zerstört das Vertrauen in
Rechtsstaat und Polizei."

Entschärfungen sind minimal

Presseberichten zufolge sollen alle Überwachungs- und Repressionsmaßnahmen
des Entwurfs auch nach dem Änderungsantrag erhalten bleiben, darunter
elektronische Fußfesseln und Schleierfahndung. Ebenso soll die
Videoüberwachung ausgeweitet werden, obwohl sie Studien zufolge gegen
Gewalt und Terror wirkungslos ist.

Auch Staatstrojaner zur Quellen-TKÜ und die hochinvasiven
Onlinedurchsuchung sind weiterhin vorgesehen. Kritiker.innen warnen vor dem
Einsatz von Staatstrojanern. Denn Staatstrojaner sind Schadsoftware, die
über Sicherheitslücken in Geräte eingeschleust wird. Die
IT-Sicherheitslücken können auch von Geheimdiensten und Kriminellen
ausgenutzt werden. Digitalcourage hat im August Verfassungsbeschwerde gegen
den Staatstrojaner eingereicht.

Einzig der Unterbindungsgewahrsam soll von aktuell zwei Tagen nun auf zwei
Wochen verlängert werden - im Gesetzentwurf waren noch vier vorgesehen. Die
FDP-Fraktion erklärt in einer Pressemitteilung, der Begriff der "drohenden
Gefahr" würde gestrichen. Stattdessen sieht der Änderungsantrag aber andere
Formulierungen vor, die der Polizei ein Eingreifen erlauben, weit bevor
eine konkrete Gefahr oder Straftat vorliegt.

Kerstin Demuth kommentiert: "Die Regierungsfraktionen erklären nicht, wie
die Verschärfung für mehr Sicherheit sorgen soll. Das Gegenteil ist der
Fall: Unsere Abwehrrechte gegen den Staat schaffen Sicherheit - und die
werden durch den Gesetzentwurf ausgehöhlt."

Niedersachsen kann kein Maßstab sein

Das neue Polizeigesetz für NRW an Niedersachsen zu orientieren ist eine
symbolische Antwort auf die Kritik, denn gegen das niedersächsische NPOG
liegen mehr als 20 fundierte kritische Stellungnahmen vor. Der
Gesetzgebungs- und Beratungsdienst des niedersächsischen Landtages (GBD)
erteilte Hoffnungen, dass der Entwurf rasch in ein Gesetz überführt werden
könne, einen deutlichen Dämpfer - geschätzte 30 verfassungsrechtliche
Probleme seien erkennbar. [1]

Innenminister fürchtet das Bundesverfassungsgericht

Innenminister Herbert Reul (CDU) kommentiert in der Neuen Westfälischen die
Änderungen am Gesetzentwurf: "Was bringt das beste Gesetz, wenn es am
Verfassungsgericht scheitert?" [2] Rena Tangens, Gründungsvorstand von
Digitalcourage kommentiert: "Wie soll ein Gesetz gut sein, wenn es nicht
verfassungsgemäß ist?" Nach Einschätzung von Digitalcourage sollte sich
Sicherheitspolitik an Notwendigkeit, Verhältnismäßigkeit und mildesten
Mitteln orientieren - nicht an den maximalen Grenzen des Grundgesetzes. Aus
Sicht der Grundrechteorganisation Digitalcourage ist der aktuelle Kurs der
Reform gekennzeichnet durch ein Defizit an sachlicher Auseinandersetzung
mit dem Thema Sicherheit und einer Euphorie für Überwachungsmaßnahmen und
repressive Innenpolitik.


Digitalcourage:

Digitalcourage setzt sich seit 1987 für Datenschutz und Bürgerrechte ein
und richtet seit 2000 die jährliche Verleihung der BigBrotherAwards aus.
2008 erhielt Digitalcourage die Theodor-Heuss-Medaille für besonderen
Einsatz für die Bürgerrechte.


Anmerkungen:

[1] https://digitalcourage.de/2018/08/16/pm-polizeigesetz-niedersachsen-dringender-aenderungsbedarf

[2] https://www.nw.de/nachrichten/regionale_politik/22266058_NRW-Polizeigesetz-ist-entschaerft.html


Weitere Informationen:

Appell gegen Verschärfungen und innere Aufrüstung:

https://digitalcourage.de/blog/2018/appell-gruen-spd-fdp-hoeren-sie-auf-ihre-buergerrechtsfluegel

Übersicht über die Polizeigesetzverschärfungen der Bundesländer und
Protestbündnisse:

https://digitalcourage.de/blog/2018/uebersicht-polizeigesetze

Gesetzentwurf der Fraktionen CDU & FDP und Beratungsvorgang zum
Gesetzentwurf im Dokumentenpool des Landtags NRW:

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_II/II.2/Suche/Landtagsdokumentation_ALWP/Suchergebnisse_Ladok.jsp?&w=native%28%27%28+%28vtyp+%3D+%27%271%27%27%29+AND+%28reihnr+%3D+%27%270100%27%27%29+%29+AND+%28+%28nummer%2Cgn+phrase+like+%27%271701967%2F0100%27%27%29+and+%28ev+%3D+%27%27g%27%27%29+%29+%27%29&order=&wp=17&view=kurz&maxRows=50

Pressemitteilung vom der FDP-Fraktion NRW zum Änderungsantrag:

https://fdp.fraktion.nrw/content/rasche-und-lurbke-polizei-und-burgerrechte-starken

Zur Kritik am Einsatz von Staatstrojanern:

https://digitalcourage.de/staatstrojaner

Wissenschaftliche Materialsammlung: Wirkt Videoüberwachung?

https://digitalcourage.de/videoueberwachung/materialsammlung

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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STELLUNGNAHME/127: Zum Aufruf von #Unteilbar - "Frieden ist nicht alles, aber ohne Frieden ist alles nichts" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

"Frieden ist nicht alles, aber ohne Frieden ist alles nichts"


Kommentar zum Aufruf von #Unteilbar

Von Elke Zwinge-Makamizile, CO-OP News, 10. Oktober 2018



Es ist richtig: Menschenrechte sind unteilbar und universal gültig.
Das bedeutet, sie gelten 1. weltweit und fordern 2. eine Einheit von
sozialen und bürgerlichen Rechten.

Für uns als Friedensbewegung sind die Menschenrechte von 1948 und das
internationale Recht, formuliert im Sozial- und Zivilpakt des
Völkerrechts von großer Bedeutung. In jeder Hinsicht. Natürlich auch
in Fragen von Rassismus, Faschismus und Fremdenfeindlichkeit.

Wenn der Aufruf #Unteilbar [1] aber die Fluchtursachen ausspart, das
heißt die Kriege, unfairen Handel, Umweltzerstörung, weitere immense
Aufrüstung in den NATO-Ländern, die eine humane Versorgung von
BRD-Bürgern und Nichtdeutschen behindert, die eine notwendige
Finanzierung für den UNHCR zurückfährt usw. und wenn der Aufruf
stattdessen nur die Folgen dieser Politik in den Fokus nimmt, haben
die Aufrufenden den Sinn von UNTEILBAR nicht begriffen, bzw.
mißbraucht.

Es ist daran zu erinnern:

"Frieden ist nicht alles, aber ohne Frieden ist alles nichts".

Die Menschenrechte und die UNO-Charta, die den Weltfrieden als
wichtigste Forderung benennt, sind die Voraussetzung, ohne Rassismus
und ohne Feindbilder auf nationaler Ebene und zwischenstaatlich zu
kooperieren.

Menschenrechte müssen erkämpft werden für ALLE, für die Menschen hier
und die große Mehrheit in den Ländern, die weiterhin von "unseren"
Kriegen überzogen werden, auch wegen unfairen Handels verarmen und
verhungern, deren Umwelt von Konzernen zerstört wird usw.

Wenn bei den Unterzeichnern auch Unterstützer des "adopt the
revolution" sind, die dem völkerrechtswidrigem Regime Change das Wort
reden oder Parteimitglieder, die zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr
nicht mit NEIN gestimmt haben, dann ist doch die Unterschrift gegen
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zwar goodwill, blendet aber die
Verantwortlichkeit der BRD-Politik insbesondere der bürgerlichen
Parteien total aus.

Ich plädiere trotzdem zur Teilnahme, um Forderungen
der Friedensbewegung und das große Manko der nicht genannten
Fluchtursachen sichtbar zu machen.

Auftaktkundgebung am 13. Oktober 2018, um 12 Uhr

Berlin, Alexanderplatz [2]


Anmerkungen:


[1] https://www.unteilbar.org/aufruf/

[2] https://www.unteilbar.org/demonstration/programm/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





DISKUSSION/087: Hannover - Entwicklung politischer Protestformen seit den 1968er Jahren, 27.10.2018


idw - Pressemitteilung der VolkswagenStiftung

Protest im Wandel - Abschluss der HANNAH ARENDT Tage 2018



Zum Abschluss der HANNAH ARENDT TAGE 2018 diskutieren der Politiker
und Publizist Daniel Cohn-Bendit und die Sozialwissenschaftlerin Jun.-
Prof. Dr. Sabrina Zajak von der Ruhr-Universität Bochum über die
Entwicklung politischer Protestformen seit den 1968er Jahren. Damals
waren vor allem Demonstrationen und der Straßenkampf wichtige Mittel
des Widerstands. Inzwischen gibt es viele weitere Arten des Protests -
angefangen bei der Gründung von Nicht-Regierungsorganisationen über
professionelle Internetkampagnen bis hin zu künstlerischen
Interventionen. Digitalisierung und Globalisierung beschleunigen die
transnationalen Protestereignisse zudem.

Unter dem Titel "Protest!" wenden sich die HANNAH ARENDT TAGE diesmal
insgesamt den vielfältigen Formen politischen Widerstands zu. Vom 23.
bis zum 27. Oktober wird in Diskussionen und Vorträgen die Frage
beleuchtet, wie sich Protestbewegungen verändert und wechselseitig
beeinflusst haben. Die HANNAH ARENDT TAGE sind eine Veranstaltung der
Landeshauptstadt Hannover in Kooperation mit der Leibniz Universität
(Institut für Politische Wissenschaft) und der VolkswagenStiftung.

Dialog zum Abschluss der HANNAH ARENDT TAGE 2018: "Protest Revisited" 

Samstag, 27. Oktober 2018, 10 Uhr

Auditorium, Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Herrenhäuser Straße
5, 30419 Hannover

Der Eintritt ist frei, Einlass ist ab 9.15 Uhr. Es stehen 320
Sitzplätze zur Verfügung. Wir bitten um Ihre Anmeldung bis zum 12.
Oktober 2018 bei der Landeshauptstadt Hannover unter
hat@hannover-stadt.de .

PROGRAMM:

Impulsvorträge

Philosophie und Logik des Protestes

Daniel Cohn-Bendit, Publizist und Politiker, MdEP bis 2014

Protest im Wandel - Neue soziale Bewegungen

Jun-Prof. Dr. Sabrina Zajak, Institut für soziale Bewegungen,
Ruhr-Universität Bochum und Abteilungsleiterin für Konflikt und
Konsens am Deutschen Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung

Moderation: Christine Watty, Redakteurin Deutschlandradio Kultur

Im Anschluss folgt eine Podiumsdiskussion mit den Vortragenden.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen/veranstaltungskalender

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution458

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

VolkswagenStiftung, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSICHTEN/8424: Und morgen, den 12. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 12.10.2018 bis zum 13.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8424 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Ein milder Sommersonnentag

mit südbewegten Lüften

verhilft Jean-Luc bei Sprung auf Schlag

zum Wiesenrausch mit Düften.
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OFFENER BRIEF/003: Griechenland, Chios - Lokale Schulleiter verteidigen das Recht der Flüchtlingskinder auf Bildung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Griechenland, Chios: Lokale Schulleiter verteidigen das Recht 
der Flüchtlingskinder auf Bildung

Von Marianella Kloka, 11. Oktober 2018



Athen, Griechenland - 11.10.2018. Eine Gruppe von 1130 Eltern auf der
Insel Chios (Ostägäis) hat vor einigen Tagen beschlossen, den Leitern
von fünf Grundschulen der Insel ein Schreiben zu übersenden. Die
Schulleiter sollten eingeschüchtert und dazu gebracht werden
Flüchtlingskinder nicht in ihre Schulen aufzunehmen. Zwei der
Schulleiter reagierten darauf mit der Veröffentlichung einer
umfangreichen Erklärung.

Als erstes teilten sie mit, dass sie nicht gegen Anordnungen des
Ministeriums verstoßen können. Es sei aber vor allem eine Frage des
Gewissens, die ihnen keinesfalls erlaube Schüler von der öffentlichen
Bildung auszuschließen. Sie verurteilen die barbarische Politik der EU
gegen Flüchtlinge und die angezettelten Kriege, die als Hauptursache
für die Flüchtlingsströme verantwortlich sind. Wir geben einige Teile
der offenen Briefe wieder, die vor einigen Tagen auf der griechischen
Seite von Pressenza veröffentlicht wurden.


Auszug aus dem offenen Schreiben von Herrn Skoufalos,
Schulleiter:

"Ich halte es für wichtig, als Mensch zu erklären, dass ich mich
von Anfang an für die Schließung des Hotspots von BIAL und für die
Weiterreise der Flüchtlinge von der Insel auf das Festland einsetze,
ihre Rechte und insbesondere ihr Recht auf ein menschenwürdiges Leben
respektiere, was ihnen durch die Abkommen von EU, NATO und Türkei
verweigert wird, Themen, worüber Sie (Anmerkung: er wendet sich an die
1130 Eltern) nichts sagen.

Von Anfang an wurde die Frage der Aufnahme von Flüchtlingskindern
in unserer Schule angesprochen. Ich selbst und auch der Vorstand der
Lehrer haben beschlossen, die Kinder zu unterstützen, die Opfer der
Kriege des Imperialismus sind (im militärischen oder wirtschaftlichen
Kontext).

Unsere Entscheidung beruht nicht nur auf unserem Beamtenstatus, der
uns verpflichtet, dem rechtlichen Rahmen zu gehorchen, der die
staatlichen Entscheidungen regelt, ungeachtet seiner Inkohärenz oder
seiner Politik, sondern vor allem auf unserem Gewissen, unseren Werten
und unseren Prinzipien als Lehrer, den Zielen, die eine Schule haben
muss, ob schriftlich oder ungeschrieben, um das Grundrecht zu
gewährleisten, dass Kinder unabhängig von Rasse, Hautfarbe und
Nationalität Bildung erhalten."


Auszug aus dem offenen Schreiben von Frau Kott,
Schulleiterin:

"Auf keinen Fall, ihr 1130 Eltern, die ihr dieses Schreiben
unterzeichnet habt! Ihr könnt uns keine Angst einjagen! Wir haben
keine Angst vor euch! Wir weigern uns, an euren rassistischen oder
fremdenfeindlichen Spielen teilzunehmen! Wir werden nicht den
Einschüchterungen oder euren Vorwahl-Spielchen erliegen!

Ja, ihr 1130 Eltern, die ihr dieses Schreiben unterzeichnet habt,
wir lebten und leben die Folgen der Flüchtlingsströme, wir verstehen
alles, was die lokale Bevölkerung im Suda oder in Chalkios erlitten
hat. Wir verstehen die Last, die die Insel Chios und alle ostägäischen
Inseln tragen. Aber anstatt unschuldige Seelen ins Visier zu nehmen,
verwendet eure Zeit und Energie in einer positiven Richtung. Sammelt
nicht nur 1130 Unterschriften, sondern Tausende mehr, um "die
Weltindustrie der Schaffung von Flüchtlingen zu stoppen"!

Ja, ihr 1130 Eltern, die ihr dieses Schreiben unterzeichnet habt,
wir hatten und werden immer offene Arme haben und die Möglichkeit
euren Kindern in die Augen zu schauen! Wenn die Zeit kommt, in der
eure Kindern eure Taten verstehen, werdet ihr ihnen dann in die Augen
schauen können?"

Ja, ihr 1130 Eltern, die ihr die außergerichtlichen Dokumente
unterzeichnet habt, wir haben und werden immer offene Arme haben, und
die Möglichkeit euren Kindern direkt in die Augen zu schauen! Wenn
eure Kinder eure Taten verstehen, werdet ihr ihnen dann direkt in die
Augen sehen können?"


Übersetzung aus dem Englischen von Monica Levin


Über die Autorin

Marianella Kloka ist eine 44jährige Griechin mit Lebensmittelpunkt in
Athen. Seit 1990 ist sie Mitglied der Humanistischen Bewegung und
außerdem Gründungsmitglied der Organisation 'Welt ohne Krieg und
Gewalt' in Griechenland. Aktuell arbeitet sie als
Menschenrechtsreferentin in der NGO Praksis.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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WIRTSCHAFT/133: Die Disziplinierungskraft der Finanzmärkte (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 11. Oktober 2018

german-foreign-policy.com

Die Disziplinierungskraft der Finanzmärkte



Die haushaltspolitischen Auseinandersetzungen zwischen Brüssel, Berlin
und Rom drohen zu einer gravierenden politischen Krise des Euroraums zu
führen. Gegenstand des Streits ist die Weigerung der EU, ein italienisches
Haushaltsdefizit von 2,4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) für das
kommende Jahr zuzulassen. Das Defizit soll die Erfüllung von
Wahlversprechen der Koalition aus der rassistischen Lega und den
populistischen Cinque Stelle (Fünf Sterne) ermöglichen. Brüssel werde den
Haushaltsentwurf "zur Überarbeitung" nach Rom zurückschicken, sollte das
Defizit nicht deutlich verringert werden, erklärt die EU-Kommission.
Parallel zu direkten Eingriffen Brüssels in den italienischen Etat setzt
Berlin vor allem auf den Zwang der Finanzmärkte: Weil Roms Streit mit der
EU die Zinsen auf italienische Staatsanleihen in die Höhe treibt - befeuert
von Äußerungen des EU-Kommissionspräsidenten -, droht die italienische
Staatsschuldenkrise zu eskalieren. Beobachter warnen, dies könne außer
Kontrolle geraten und den gesamten Euroraum schwer erschüttern.

Italiens Haushaltsdefizit

Der Streit zwischen Brüssel und Rom schwelt bereits seit geraumer Zeit. Am
9. Oktober warnte die EU-Kommission die italienische Regierungskoalition
aus der rassistischen Lega und der populistischen Fünf-Sterne-Bewegung nun
ausdrücklich, in Brüssel sei man gewillt, zu einem bisher einmaligen Mittel
zu greifen, sollte Rom im Haushaltsstreit nicht einlenken: Man werde dann
Italiens nationalen Haushalt Ende Oktober ablehnen. Die Kommission habe in
einem Schreiben bereits "ernsthafte Bedenken" gegenüber dem italienischen
Finanz- und Wirtschaftsminister geäußert, hieß es, da Roms Haushaltsentwurf
ein Defizit von 2,4 Prozent des BIP für das kommende Jahr vorsieht, was in
etwa einer Verdreifachung der Planungen der Vorgängerregierung
entspricht.[1] Die Staatsverschuldung Italiens liegt bereits bei 132
Prozent des BIP; dies ist der - nach Griechenland - zweithöchste Wert in
der EU. Rom weigert sich überdies, die von Berlin und Brüssel geforderten
Austeritätsmaßnahmen ("Strukturanpassungsprogramme") zwecks Schuldenabbau
umzusetzen.

Zurück zur Überarbeitung

Nachdem der Fünf-Sterne-Vorsitzende und stellvertretende italienische
Ministerpräsident Luigi Di Maio bekräftigt hatte, er werde in dieser Frage
"nicht zurückweichen", hieß es in Brüssel, die Kommission werde dann
definitiv eine ablehnende Stellung zu den Haushaltsplänen Roms abgeben, mit
denen die italienische Regierung einen Teil ihrer Wahlversprechen zu
realisieren versucht. Der derzeitige italienische Haushaltsplatz verletze
"erheblich" den maßgeblich von Berlin im Gefolge der Eurokrise geformten
Stabilitäts- und Wachstumspakt. Angesichts der "Gefahr einer
schwerwiegenden Verletzung der EU-Vorschriften" werde die Kommission die
hierfür vorgesehenen Verfahren strikt einhalten, hieß es aus EU-Kreisen.
Letztlich läuft die Konfrontation auf die Einleitung eines
Defizitverfahrens gegen Rom hinaus, das schon Ende Oktober initiiert werden
könnte. Zudem würde der italienische Haushalt zur Überarbeitung nach Rom
zurückgeschickt.[2]

Zinsen als Druckmittel

Womöglich erübrigt sich dies allerdings - denn der Druck, der Rom zum
Einlenken nötigen soll, wird längst durch die Finanzmärkte ausgeübt, die
auf die Eskalation der politischen Krise zwischen Rom und Brüssel
reagieren. Die drohende Staatsschuldenkrise, die sich in einem raschen
Anstieg der Zinslast italienischer Staatsschulden manifestiert, fungiert de
facto als Druckmittel gegen Rom. Die aktuellen haushaltspolitischen
Auseinandersetzungen haben bereits die Zinsdifferenz zwischen deutschen und
italienischen Anleihen auf den höchsten Wert seit fünf Jahren getrieben.[3]
Zehnjährige italienische Anleihen wurden am 8. Oktober mit 3,323 Prozent
gehandelt; der Unterschied zu den entsprechenden deutschen Wertpapieren lag
damit bei 310 Basispunkten. Die Zinsdifferenz zu spanischen Papieren betrug
203 Basispunkte - der größte Abstand in den vergangenen 20 Jahren. Zugleich
gingen die italienischen Börsen auf Tauchstation: Sie verzeichneten ein
Minus von 2,3 Prozent, bei Bankaktien sogar von rund 4 Prozent. Italiens
Kreditkosten haben sich damit seit der Wahl im März 2018 praktisch
verdoppelt.[4]

"Streng und gerecht"

Dies ist nicht ohne Zutun Brüssels geschehen. Die Eskalation der
wirtschaftspolitischen Spannungen zwischen Italien auf der einen,
Deutschland und der EU auf der anderen Seite wurde durch EU-Kommissionschef
Jean-Claude Juncker eingeleitet, der Roms Haushaltsentwurf öffentlich
kritisierte und eine "strenge Gangart" gegenüber Italien ankündigte.[5] Man
müsse verhindern, dass Italien "Sonderwege für sich in Anspruch" nehme, da
dies "das Ende des Euro" bedeute, erklärte Juncker wörtlich Anfang Oktober.
Deshalb müsse man "streng und gerecht mit Italien umgehen".[6] Damit machte
der Kommissionschef klar, dass ein Abweichen von der Austeritätspolitik,
die Berlin der Eurozone im Verlauf der Eurokrise oktroyiert hat, nicht
hingenommen wird. Itaiens Vizepremier Matteo Salvini reagierte mit wütenden
Angriffen auf Junckers Provokation: Rom werde die Drohungen von Juncker,
der "unser Land nun mit Griechenland vergleicht", nicht schlucken. Juncker
und der EU-Wirtschaftskommissar Pierre Moscovici hätten Italien und Europa
"ruiniert".[7] Wenn er "zwischen dem Risikoaufschlag für italienische
Staatsanleihen und dem italienischen Volk entscheiden" müsse, dann wähle er
das Letztere, beteuerte der Chef der extrem rechten Lega in einem
Fernsehinterview.

Stiller Zwang

Bereits Junckers Äußerungen hatten einen Anstieg der italienischen Zinslast
ausgelöst; Salvinis Gegenangriffe verstärkten diese Dynamik nun noch weiter
und befeuerten die Talfahrt der italienischen Börsen und Anleihekurse. Die
einbrechenden Märkte, die "ihr Vertrauen in die Italien" verlören, könnten
dessen "populistische Politiker nötigen, den Kurs zu ändern", urteilten
Beobachter am 9. Oktober.[8] Die durch Brüssel beförderten Turbulenzen an
den Anleihe- und Aktienmärkten Italiens fungieren demzufolge als
Disziplinierungsinstrument. Auf diesen Begriff hat die regierungsnahe
Denkfabrik Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) kürzlich tatsächlich den
Ansatz gebracht, den Berlin gegenüber Rom verfolgt. Deutschland setze
darauf, direkte "Kritik an der italienischen Regierung zu unterlassen" und
stattdessen die "Disziplinierungskraft der Finanzmärkte" wirken zu lassen,
hieß es in einer im September 2018 publizierten Einschätzung.[9] Das sei im
Prinzip "die einzige Möglichkeit, einen offenen Konflikt mit Rom und das
Risiko einer Destabilisierung des Euroraums zu vermeiden". Die Strategie,
eine Finanzkrise zu eskalieren, um andere Eurostaaten zu Zugeständnissen zu
nötigen, hat Berlin bereits beim Ausbruch der Eurokrise eingesetzt, als die
damaligen Krisenländer durch ein unerträglich hohes Zinsniveau gezwungen
wurden, dem deutschen Austeritätskurs zu folgen.

Vor dem nächsten Krisenschub

Gegenüber Roms rassistisch-populistischer Regierungskoalition scheint diese
Taktik abermals aufzugehen.[10] Am 9. Oktober ließ der italienische
Wirtschaftsminister Giovanni Tria verlauten, Italien werde "alles
Notwendige" unternehmen, um die aufgebrachten Märkte zu "beruhigen". Zudem
forderte der als gemäßigt eingestufte Politiker einen leiseren,
"konstruktiven Dialog" zwischen Rom und Brüssel im Streit über die
italienische Haushaltspolitik. Ob dieser Kurswechsel ausreicht, um eine
mittelfristige Destabilisierung des fragilen europäischen Währungsraums
abzuwenden, bleibt indes fraglich. Die Turbulenzen auf den italienischen
Finanzmärkten haben bereits griechische Bankaktien mitgerissen, sodass ein
unkontrollierbarer Ausbruch eines neuen Krisenschubs auf den Finanzmärkten
im Gefolge der riskanten Berliner und Brüsseler Provokationen durchaus
möglich scheint. Die mühsam durch extreme Liquiditätsspritzen der EZB
stabilisierten Finanzmärkte einer durch die jahrelange Austeritätspolitik
zerrütteten Eurozone drohen eine Krisendynamik zu entwickeln, die der
Eurozone tatsächlich ein Ende bereiten könnte. Bereits im Juli ist die
industrielle Produktion im Euroraum, der durch die Berliner Kürzungspolitik
auf eine einseitige Exportausrichtung geeicht wurde, aufgrund der
zunehmenden protektionistischen Tendenzen in den USA und wegen der 
deutsch-italienischen Spannungen überraschend deutlich zurückgegangen; Eurostat
meldete einen Rückgang der Produktion um 0,8 Prozent gegenüber dem Vormonat
und um 0,1 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum. Zuvor war ein
leichterer Rückgang von 0,5 Prozent gegenüber dem Vormonat sowie ein
Anstieg um 1,0 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum erwartet worden.[11]
Eine Finanz- oder Wirtschaftskrise wiederum könnte den nationalistischen
Zentrifugalkräften im Euroraum endgültig zum Durchbruch verhelfen.


Anmerkungen:

[1] Jorge Valero: Italien und EU-Kommission weiter auf Kollisionskurs.
euractiv.de 09.10.2018.

[2] Juncker will notfalls neues Budget fordern. n-tv.de 07.10.2018.

[3] Salvini broadside pushes Italy/Germany spread to widest in five years,
euro falls. reuters.com 08.10.2018.

[4] Italien attackiert Junckers EU-Kommission: Ihr ruiniert uns - und
Europa. focus.de 09.10.2018.

[5], [6] Müssen mit Italien "streng und gerecht" sein. spiegel.de
02.10.2018.

[7] Salvini attackiert Juncker und Moscovici scharf. spiegel.de 05.10.2018.

[8] Willem Marx: Italy's stock market sell-off could force its populist
politicians to change course. cnbc.com 09.10.2018.

[9] Pawel Tokarski: Italien als Belastungsprobe für den Euroraum. 
SWP-Aktuell 52. September 2018.

[10] Giuseppe Fonte: Italy's Tria calls for 'constructive dialogue' with EU
over budget. reuters.com 09.10.2018.

[11] Francesco Guarascio: Euro Zone Industry Output in Surprise Fall Due to
Germany, Italy. money.usnews.com 12.09.2018.
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Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com
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PARTEIEN/366: Brexit - Irland, Schottland und der Rest ... (SB)


Brexit - Irland, Schottland und der Rest ...



Eine Woche vor dem alles entscheidenden Gipfeltreffen über die
Modalitäten des Austritts des Vereinigten Königreichs Großbritannien
und Nordirland aus der Europäischen Union spitzt sich der Streit
darüber innerhalb der britischen konservativen Partei und deren in
London regierenden Minderheitsregierung um Premierministerin Theresa
May gefährlich zu. Weil May offenbar dabei ist, mit Brüssel einen
"weichen Brexit" auszuhandeln, der ab dem Austrittsdatum 29. März 2019
für mindestens zwei Jahre den Verbleib Großbritanniens in der
Zollunion sowie Nordirlands in Zollunion und Binnenmarkt vorsieht,
wollen die Brexiteers um Ex-Außenminister Boris Johnson die eigene
Regierung zu Fall bringen. Wie einst in der Home-Rule-Krise vor dem
Ersten Weltkrieg, als der rechte Flügel der Tories eine begrenzte
Autonomie für Irland zu verhindern versuchte, spielen deren Nachfahren
erneut die "Orange Card"; das heißt sie mobilisieren die
monarchietreuen Protestanten Nordirlands auch auf die Gefahr hin, daß
dort erneut auf Jahrzehnte hinaus die sektiererische Gewalt
wiederaufflammt.

May, die als Innenministerin öffentlich für den Verbleib in der EU
eingetreten ist, versucht seit zwei Jahren vergeblich, eine
Brexit-Lösung zu finden, welche die engen Handelsbeziehungen
Großbritanniens zur EU aufrechterhält, um somit die Schäden für die
britische Wirtschaft so gering wie möglich zu halten. Gleichzeitig
versucht sie die Brexiteers, die jede Bindung Großbritanniens an das
Regelwerk der Festlandseuropäer abschütteln wollen, um ihr Heil in
großartigen Freihandelsabkommen mit den früheren britischen Kolonien
USA, Kanada, Südafrika, Indien, Australien und Neuseeland suchen und
vermeintlich finden zu können, zu befriedigen. Daß das nicht geht, hat
der Rücktritt von Johnson und dem damaligen Brexit-Minister David
Davis in Reaktion auf Mays Kompromißentwurf, der nach dem Landsitz des
britischen Premierministers Chequers genannt war, gezeigt.

Der größte Zankapfel bei den Verhandlungen zwischen London und Brüssel
bleibt nach wie vor die Handhabung der künftigen Grenze zwischen dem
EU-Mitgliedsland Republik Irland und Nordirland. Recht früh haben sich
beide Seiten auf Drängen Dublins sowie aus Rücksicht auf die Mehrheit
der nordirischen Wähler, die im Juni 2016 für den Verbleib in der EU
votiert hatten, darauf geeinigt, daß es keine "harte Grenze" zwischen
Derry und Dundalk geben dürfe und keine Installationen errichtet
werden, die an die dunklen Jahre der "Troubles" erinnern - damit diese
auch nicht wiederkehren. Doch wie sollte das gehen, wenn London auf
Austritt aus Zollunion und Binnenmarkt besteht?

Darum haben May und der EU-Chefunterhändler Michel Barnier im
vergangenen Dezember den sogenannten "Backstop" beschlossen. Dieser
sieht vor, daß Nordirland, bis eine bessere Lösung gefunden ist, den
EU-Regeln unterworfen bleibt. Gleichzeitig hat sich May damals auf
Druck der protestantisch-nordirischen Democratic Unionist Party (DUP)
dessen versichert, daß es zu keinen neuen Grenzkontrollen an den
Luft- und Seehäfen beiderseits der Irischen See kommen wird. Zu diesem
Zugeständnis war May deshalb gezwungen, weil ihre Minderheitsregierung
seit dem Sommer 2017 zum Überleben auf die Stimmen der zehn
DUP-Abgeordneten im britischen Unterhaus angewiesen ist und sie sich
vertraglich gesichert hatte. DUP-Chefin Arlene Foster begründete die
Forderung nach einer Garantie mit der Behauptung, nichts dürfe den
Handel zwischen Nordirland und Großbritannien beeinträchtigen und die
konstitutionelle Bindung der "Elemente" des Vereinigten Königreichs
gefährden.

In monatelangen schwierigen Verhandlungen haben die Experten Londons
und Brüssels doch noch einen Weg gefunden, die irische
Grenzproblematik zu "entdramatisieren", um die Wortschöpfung Barniers
zu gebrauchen. Das Konzept sieht die Abwicklung des größten Teils der
künftigen Zolladministration auf dem elektronischen Weg vor. Dazu
kämen Stichproben und regelmäßige behördliche Besuche in Fabriken und
Versandhäusern - weit weg von der Land- oder Seegrenze. Lediglich bei
Tiertransporten und Lebensmittellieferungen von Großbritannien nach
Irland, die sowieso zu 60 Prozent über den Dubliner Hafen laufen, käme
es zu einer Zunahme der hygienischen und veterinärmedizinischen
Kontrollen, die ohnehin seit der BSE-Krise Ende der achtziger Jahre -
damals auch mit ausdrücklicher Zustimmung von DUP-Gründer Ian Paisley
eingeführt - Standardprozedur sind.

Die Nachrichten über eine Gestalt annehmende Lösung, die den "sanften"
Brexit ermöglichte, hat die Tory-Brexiteers in Rage versetzt. Per
Twitter wettert Johnson bereits von einem Ausverkauf, der
Großbritannien zur ewigen "Knechtschaft" gegenüber der EU verdammt.
Die einflußreiche European Research Group (ERG) innerhalb der
konservativen Partei droht damit, zwischen 40 und 80 Abgeordnete zum
Aufstand gegen Mays Kompromißvorschlag mobilisieren zu können, sobald
der EU Withdrawal Bill in seiner revidierten Fassung dem Parlament
vorgelegt wird. Die DUP, die sich offenbar mit Johnson und ERG-Chef
Jacob Rees-Mogg verbündet hat, droht ihrerseits der May-Regierung die
Unterstützung zu entziehen, wenn am 29. Oktober der britische
Staatshaushalt für das Jahr 2019 vorgelegt wird. Verlöre die Regierung
dadurch die Abstimmung, käme May vermutlich nicht um den Rücktritt
herum. Um ihre Ernsthaftigkeit zu demonstrieren, haben sich am Abend
des 10. Oktober die zehn DUP-Abgeordneten bei einer Abstimmung zum
neuen Landwirtschaftsgesetz enthalten (dennoch kam der Entwurf dank
zahlreicher Stimmen seitens der Opposition durch).

Liest man die Rede des DUP-Fraktionschefs in Westminster, Nigel Dodds,
auf einer Veranstaltung am Rande des diesjährigen konservativen
Parteitags in Birmingham Ende September, die Äußerungen von Foster
nach ihrem Treffen mit Barnier in Brüssel am 9. Oktober oder den
Gastbeitrag des DUP-Unterhausabgeordneten Sammy Wilson in der heutigen
Ausgabe des konservativen Daily Telegraph, kommt man um die Erkenntnis
nicht herum, daß die Frage der Nicht-Beeinträchtigung des Handels
zwischen Nordirland und Großbritannien für Paisleys Erben vollkommen
zweitrangig ist. Die Vertreter einer rückwärtsgewandten Politclique,
die bestenfalls ein Drittel der Bevölkerung Nordirlands vertritt,
verlangen den harten Brexit ohne Wenn und Aber.

Ähnlich Johnson und Rees-Mogg behaupten sie, nur so könne das
Vereinigte Königreich "die Kontrolle über sein Schicksal
wiedererlangen"; ohne es jedoch auszusprechen, wünscht sich die
DUP-Führung ganz offensichtlich die harte Grenze zur Republik wieder,
um die Annäherung der beiden Teile Irlands und somit die schleichende
Wiedervereinigung zu stoppen. Wie wenig die Brexiteers Rücksicht auf
andere nehmen, zeigen jüngste Umfragen, wonach 70 bis 80 Prozent der
Engländer, die 2016 für den Brexit votiert haben, bereit wären, auf
Nordirland und Schottland zu verzichten, solange sich ihr Teil
Großbritanniens von der EU loslösen könne. Bei mehr als Zweidrittel
der protestantischen EU-Gegner Nordirlands sei der Brexit wichtiger
als der Friedensprozeß und das Karfreitagsabkommens von 1998, so die
Demoskopen.

In Schottland, dessen Wähler vor zwei Jahren mit 65 Prozent für den
Verbleib votiert haben, regt sich zunehmend Widerstand gegen die Art
und Weise, auf die bei der konservativen Regierung in London ständig
Rücksicht auf die englischen Brexiteers genommen wird. Die schottische
Premierministerin Nicola Sturgeon hat die 54 Abgeordneten ihrer
Scottish National Party (SNP) in Westminster angewiesen, für Mays
Kompromißvorschlag zu stimmen, sollte er nach dem EU-Gipfel am 17.
Oktober noch Bestand haben. Hinter den Kulissen finden zudem
Geheimgespräche zwischen Vertrauten der Premierministerin und
pro-europäischen Abgeordneten der oppositionellen Labour Party statt,
um sich deren Unterstützung bei einer einer solchen Abstimmung zu
sichern.

Zwar würden die Sozialdemokraten um Jeremy Corbyn am liebsten
Neuwahlen forcieren, um selbst an die Macht zu kommen, doch haben sie
sich auf ihrem Parteitag Ende September in Liverpool zum Verbleib des
Vereinigten Königreichs in der Zollunion und dem Binnenmarkt bekannt.
Die Mehrheit im Parlament ist eindeutig für einen sanften Brexit. Es
bleibt lediglich die Frage, wie die Brexiteers auf ihre baldige
Niederlage reagieren und ob es dann zur Spaltung der konservativen
Partei kommt. In Nordirland werden die katholischen Nationalisten und
die gemäßigten Unionisten der DUP niemals verzeihen, wie sie in der
Brexit-Krise aus parteipolitischem Kalkül den gesellschaftlichen
Frieden aufs Spiel gesetzt hat. Auch in Schottland dürfte die
unsägliche Form, in der sich der englische Chauvinismus in den letzten
beiden Jahren manifestiert hat, dem Drang Richtung Unabhängigkeit
Auftrieb verliehen.

11. Oktober 2018
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TREFF/698: Kassel - Veranstaltungsreihe anlässlich der Zerstörung Kassels vor 75 Jahren, 19.-22.10.


Veranstaltungsreihe anlässlich der Zerstörung Kassels vor 75 Jahren



Anlässlich der Zerstörung Kassels vor 75 Jahren bieten die ViKoNauten
e.V., das Stadtmuseum und das Stadtarchiv von Freitag, 19. Oktober,
bis Montag, 22. Oktober, eine Veranstaltungsreihe an.

"43: Was bleibt?!" Unter diesem Titel bieten die ViKoNauten e.V. in
Kooperation mit dem Stadtmuseum und dem Stadtarchiv eine Reihe von
Veranstaltungen an, bei denen authentische Orte aufgesucht werden
können, in denen das Grauen der Bombennacht vor 75 Jahren ein Stück
weit nachvollziehbar gemacht wird.

In den Kellerräumen der ehemaligen Ziegengasse in der Altstadt haben
Menschen die schweren Luftangriffe auf Kassel erlebt. Mit einer
Fotoausstellung, Projektionen und Hörstationen wird der Schrecken der
Nacht vom 22. auf den 23. Oktober 1943 dargestellt.

Im unterirdischen Labyrinth des Viktoriabunkers, einer ehemaligen
Luftschutzstollenanlage, werden die Besucher verschiedenen Akteuren
begegnen, die mit historischen, literarischen, musikalischen und
performativen Interventionen die Trennung zwischen Gestern und Heute
auflösen und wieder zusammenfügen.

Ergänzt werden diese interaktiven Angebote durch Führungen im
Stadtmuseum, im Stadtarchiv und zu Orten in der Innenstadt, an denen
mit Originaldokumenten markante Ereignisse der NS-Zeit erlebbar
gemacht werden können. Die Führung im Stadtarchiv verdeutlicht die
Ursachen, Dimensionen und Folgen der Zerstörung anhand von
Archivalien, Plänen und Fotografien.

Im Stadtmuseum führt nicht nur das Modell der zerstörten Stadt,
sondern auch einzelne Exponate, wie zum Beispiel ein Kochtopf mit
verschmorten Kartoffeln oder der obere Teil eine Holztür mit
aufgeschriebenen Namen von Menschen eindrucksvoll vor Augen, wie
grauenvoll diese Tage vor 75 Jahren verliefen.

Es werden Führungen im Stadtmuseum und Ziegengasse am Freitag, 19.
Oktober, sowie Montag, 22. Oktober, jeweils von 16 bis 18 Uhr
angeboten. Treffpunkt ist am Stadtarchiv. Eine Anmeldung ist bei
Stadtarchiv, Telefon 05 61/7 87-40 50, E-Mail stadtarchiv@kassel.de
erforderlich.

Weitere Führungen sind am Samstag, 20. Oktober, 19 Uhr, im Stadtmuseum
und Viktoriabunker, Treffpunkt Stadtmuseum, Sonntag, 21. Oktober, 17
Uhr, Stadtrundgang und Stadtmuseum, Treffpunkt Aschrottbrunnen vor dem
Rathaus, sowie am Montag, 22. Oktober, 20 bis 21 Uhr, Viktoriabrunnen,
Treffpunkt Kölnische Straße 41. Zu diesen Führungen sind Anmeldungen
beim Stadtmuseum, Telefon 05 61/7 87-44 05, E-Mail
stadtmuseum.aufsicht@kassel.de erforderlich.

Unabhängig von Führungen kann der Keller der Ziegengasse am Freitag,
19. Oktober, 17 bis 19 Uhr, Samstag, 20. Oktober, 16 bis 17 Uhr,
Sonntag, 21. Oktober, 15 bis 19 Uhr, sowie am Montag, 22. Oktober, 17
bis 19 Uhr, besucht werden.

Die Teilnahme an allen Veranstaltungen ist kostenfrei. Außerdem
besteht am Wochenende 20. und 21. Oktober freier Eintritt ins
Stadtmuseum.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFF/697: Hannover - Herrenhäuser Gespräch über deutsche Erinnerungskultur, 01.11.2018


idw - Pressemitteilung der VolkswagenStiftung

Herrenhäuser Gespräch: Geh denken? Über deutsche Erinnerungskultur



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler verschiedener Disziplinen
tauschen sich bei einer Podiumsveranstaltung am 1. November zur
deutschen Erinnerungskultur aus. Das Thema wird in der Öffentlichkeit
kontrovers diskutiert: Immer wieder flammen Debatten um Orte und
Symbole auf, die an zentrale Ereignisse der deutschen Geschichte
erinnern. Dabei geht es zum Beispiel um den Erhalt von
Kriegerdenkmälern oder um geplante Bauprojekte wie das Freiheits- und
Einheitsdenkmal in Berlin. Wird der Streit um das Gedenken vernünftig
und angemessen geführt? Um welche Interessen in Politik und
Gesellschaft geht es dabei? Und braucht Deutschland überhaupt zentrale
Symbole, um sich seiner Geschichte zu vergewissern?

Das 52. Herrenhäuser Gespräch von VolkswagenStiftung und NDR Kultur
findet in Kooperation mit dem Niedersächsischen Ministerium für
Wissenschaft und Kultur statt. Sendetermin des aufgezeichneten
Gesprächs ist der 18. November 2018 um 20 Uhr im NDR Kultur
Sonntagsstudio.

Herrenhäuser Gespräch: "Geh denken? Über deutsche Erinnerungskultur" 

Donnerstag, 1. November 2018, 19 Uhr

Auditorium, Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Herrenhäuser Straße
5, 30419 Hannover

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Es
stehen 320 Sitzplätze zur Verfügung. Einlass ist ab 18.15 Uhr.

PROGRAMM:

Podium

Prof. Dr. Sönke Neitzel, Militärhistoriker, Universität Potsdam

Prof. Dr. Aleida Assmann, Kulturanthropologin, Universität Konstanz

Prof. Dr. Gabi Dolff-Bonekämper, Kunsthistorikerin, Freie Universität Berlin

Prof. Dr. Etienne François, Historiker, Freie Universität Berlin

Moderation: Dr. Ulrich Kühn, NDR Kultur

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen/veranstaltungskalender

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution458

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

VolkswagenStiftung, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/762: Trier - Karl Marx als Journalist, Stadtbibliothek Weberbach 19.10.2018


Karl Marx als Journalist

Vortrag und Diskussion zur Bedeutung seiner publizistischen Ideen

Fr. 19.10. - 19 Uhr Trierer Stadtbibliothek Weberbach



Karl Marx war Zeit seines Lebens auch Journalist. In einem Vortrag und
einer Podiumsdiskussion setzen sich Experten am 19. Oktober in der
Trierer Stadtbibliothek mit dieser Rolle auseinander. Veranstalter
sind außerdem die Medienwissenschaft der Universität und der SWR.

Marx war Chefredakteur der Rheinischen Zeitung und der Neuen
Rheinischen Zeitung, Herausgeber verschiedener Zeitschriften und er
war Korrespondent für die damals reichweitenstärkste Zeitung der Welt,
die New York Tribune. Hinter dem Ökonomen, Philosophen und Politiker
Marx ist diese publizistische Seite oft unterbelichtet geblieben.

Die Veranstaltung befasst sich zum einen mit der Rolle von Marx als
Journalist des 19. Jahrhunderts sowie mit der Funktion seiner
publizistischen Tätigkeit für die Verbreitung seiner Philosophie. Zum
andern wird die Frage aufgegriffen, welche Bedeutung seine
publizistischen Ideen für den gegenwärtigen Journalismus und seine
Krise in Zeiten von Fakenews, Lügenpresse-Vorwürfen und zunehmender
Ökonomisierung haben.

Den Einführungsvortrag hält Dr. Jürgen Herres von der Berlin-Brandenburgischen 
Akademie der Wissenschaften. Anschließend
diskutieren auf dem Podium: Dr. Uwe Krüger (Netzwerk Kritische
Kommunikationswissenschaft; Universität Leipzig), Monika Anthes
(Redakteurin und Autorin von "Report Mainz"), Prof. Dr. Horst Pöttker
(TU Dortmund) und Dr. Jürgen Herres. Moderation: Thomas Nettelmann,
SWR

Die Veranstaltung beginnt am Freitag, 19. Oktober 2018, um 19 Uhr im
Lesesaal der Trierer Stadtbibliothek Weberbach. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Trier, 9. Oktober 2018

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Pressestelle

Telefon: 0651 201-4239, Fax: 0651 201-42 47

E-Mail: presse@uni-trier.de

Internet: www.pressestelle.uni-trier.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





FERIEN/931: Münster - Buntes Herbstferienprogramm im Maxi-Turm vom 15.-26.10.2018


Stadt Münster

Herbstferien im Maxi-Turm

Spielen und basteln / Täglich wechselnde Angebote



Münster (SMS) Der Herbst ist da und wenn es windig, regnerisch und
kalt wird, macht das Spielen im Freien nicht mehr ganz so viel Freude.
In den gemütlichen Räumen des Maxi-Turms am Prinzipalmarkt werden in
den Herbstferien täglich wechselnde Bastelaktionen für Kinder im Alter
von drei bis zehn Jahren angeboten. Dabei können die Kids mit
verschiedenen Materialien experimentieren und ihrer Kreativität freien
Lauf lassen.

Los geht's am ersten Ferien-Montag (15. Oktober) mit selbst
gestalteten Gespenstern. Am Dienstag können Traumfänger kreiert
werden, die sollen böse Träume einfangen. Am Mittwoch geht um die
Gestaltung eigener Beutel, in denen dann tolle Herbstschätze gesammelt
werden können. Am Donnerstag basteln die Kinder Masken und tanzen zu
schauriger Musik. An den beiden Freitagen in den Herbstferien (19. und
26. Oktober) stimmen sich alle mit gruseligen Schminkgesichtern auf
Halloween ein.

In der zweiten Herbstferienwoche werden Gruselspinnen gebastelt, aber
auch Laternen oder Windlichter für ein schönes Licht in der
herbstlichen Dunkelheit stehen auf dem Programm. Auch bunte Drachen
für windige Herbsttage werden gebaut.

Das pädagogisch qualifizierte Team vom Maxi-Turm freut sich auf
zahlreiche Kinder: immer montags bis freitags von 14 bis18 Uhr und
samstags von 10 bis 18 Uhr. Gegen einen kleinen Kostenbeitrag von drei
Euro können maximal 20 Kinder gleichzeitig im Turm Spiel, Spaß und
Abenteuer erleben. Der Maxi-Turm im Stadthausturm am Prinzipalmarkt 15
ist ein Angebot des Kinderbüros der Stadt Münster. Weitere
Informationen unter 02 51 / 4 92-55 55 oder
www.stadt-muenster.de/kinderbuero.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Oktober 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





KURSE/479: Bielefeld - Herbstferien-Workshop "Spinnentiere" am 18.10.


Stadt Bielefeld

Herbstferien-Workshop "Spinnentiere"



Spinnentiere sind giftig und lösen bei vielen Menschen einen Ekel aus.
In diesem Kurs wollen wir unsere Ängste überwinden und uns näher mit
diesen faszinierenden Tieren beschäftigen. Wir werden viel
Wissenswertes über Abstammung, Lebensweise und Körperbau erfahren. Wir
haben die Gelegenheit Spinnen und Skorpione unter dem Mikroskop genau
zu studieren und wollen außerdem lebende Exemplare in der
Sonderausstellung "Gifttiere" beobachten. Das Basteln einer echt
aussehenden Vogelspinne, rundet den Kurs ab.

Leitung: Sören Niemann

Alter: Kinder von 8 - 12 Jahren

Treffpunkt: Verwaltung

Kosten: 12 EUR pro Person

Anmeldung: erforderlich unter T. 0521/51-6734

Ort: Naturkunde-Museum

Kreuzstr. 20, 33602 Bielefeld

Tel. 0521 / 516734, Fax 0521 / 512490

Internet: http://www.namu-ev.de

Veranstalter: Naturkunde-Museum

Termin: 18.10.2018, 10:00 - 12:30 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/1790: Braunschweig - Chinesisch-deutsches Bilderbuchkino am 18.10.2018


Stadt Braunschweig

Chinesisch-deutsches Bilderbuchkino 



Braunschweig. In der Kinderbibliothek können kleine Zuhörer mit ihren
Familien wieder ein zweisprachiges Bil-derbuchkino erleben. Am
Donnerstag, 18. Oktober, um 16:00 Uhr präsentieren Lesepaten der
Bürgerstiftung Braunschweig in der Stadtbibliothek, Schlossplatz 2,
das Bilderbuch "Leonard" vom international erfolgreichen
Bilderbuchkünstler Wolf Erlbruch auf Chinesisch und Deutsch.

Leonard liebt Hunde und er weiß einfach alles über sie, natürlich
auch, dass sie ein Maul voller scharfer Zähne haben. Allerdings hat
Leonard riesengroße Angst vor Hunden - ein Dilemma. Bis eines Tages
eine Fee auf seiner Bettdecke erscheint und ihm seinen größten Wunsch
erfüllt: Sie verwandelt ihn in einen Hund. Doch nun geschieht etwas
völlig Unerwartetes. Hund Leonard hat vor nichts so viel Angst wie vor
furchteinflößenden kleinen Jungs.

Eingeladen sind alle Kinder ab 4 Jahren; im Anschluss an das Vorlesen
kann - wie immer - mit-gebastelt werden.

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG - KINDER-UNI/196: Hamburg - 13. Kinder-Uni Bergedorf, vier Termine im November 2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg

Magische 13: Auch die 13. Kinder-Uni Bergedorf bietet spannende
Themen für kleine Studierende



Die 13. Kinder-Uni Bergedorf öffnet Hörsaal für kleine Studierende:
Welche spannenden Eigenschaften haben die Gase unserer Luft? Warum
sind für uns mache laute Geräusche Lärm? Wie kann man mit gutem
Gewissen Schokolade naschen? Was sind die wichtigsten Mathefragen?

WO UND WANN?

HAW HAMBURG, Campus Bergedorf, Ulmenliet 20, Raum siehe Programm

DONNERSTAGS, ab 08.11.2018, 17.00 bis 17.45 Uhr

PROGRAMM

08. November 2018, Hörsaal 0.45

"Spannende Experimente mit Gasen"

Ein Gasgemisch, auch Luft genannt, umgibt unseren Planeten. Wir atmen
dieses Gemisch ein und mit veränderter Zusammensetzung wieder aus. In
Experimenten wird gezeigt, welche Eigenschaften diese Gase haben. Es
knallt und stinkt, so wie ordentliche Chemieexperimente eben sein
müssen.

Prof. Dr. Marcus Schiefer

15. November 2018, Hörsaal 0.43

"Bitte nicht so laut - Ab wann ist Lärm eigentlich Lärm?"

Warum sind einige Geräusche für manche Menschen lästig und für andere
nicht? Wo wird Schall zu Lärm und warum hört Opa eigentlich manchmal
so schlecht? Kann Kinderspielzeug für das Ohr gefährlich sein? Diesen
und weiteren Fragen rund um das Thema Schall und Lärm wird in der
Veranstaltung nachgegangen.

Prof. Dr. André Klussmann

22. November 2018, Hörsaal 0.43

"Woher kommt die Schokolade? Eine Reise in die Welt des Kakaos"

Im Mittel isst jeder Deutsche pro Jahr ungefähr zehn Kilogramm
Schokolade, das entspricht in etwa 100 Tafeln. In kaum einem Land
wird mehr Schokolade gegessen. Die wichtigste Zutat der Schokolade,
der Kakao, wächst im Tropischen Regenwald, zum Beispiel in Südamerika
und Afrika. Die Kindervorlesung stellt den weiten Weg des Kakaos bis
in die Schokoladentafel vor und beantwortet die Frage, wie man mit
gutem Gewissen naschen kann. 

Prof. Dr. Katharina Riehn

29. November 2018, Hörsaal 0.43

"1+1=10"

Mit den Kindern werden die wichtigsten Mathefragen geklärt.

Moderator Ralph Caspers

WEITERE INFORMATIONEN

www.kinderuni-bergedorf.de

Der Eintrittspreis von 3 Euro beinhaltet ein Getränk und wahlweise
eine Laugenstange, eine Brezel oder einen Muffin, erhältlich ab 16 Uhr
im "Café Student Affairs" neben der Mensa.

Die Eintrittskarten können ab Ende Oktober erworben werden. Der Beginn
des Vorverkaufs wird unter www.kinderuni-bergedorf.de bekannt gegeben.
Bei frühzeitiger Anmeldung können auch Schulklassen eine oder mehrere
Veranstaltungen besuchen.

Vorverkaufsstellen: Sachsentor Buchhandlung, Sachsentor 11, 21029
Hamburg Buchhandlung Alte Holstenstraße, Alte Holstenstraße 24, 21031
Hamburg Bergedorfer Zeitung, Curslacker Neuer Deich 50, 21029 Hamburg

Die Kinder-Uni wird unterstützt von Bergedorfer Geschäftsleuten und
Unternehmen, dem Wirtschafts- und Stadtmarketing für die Region
Bergedorf e.V. (WSB) sowie der Unternehmensgruppe Deiters & Florin aus
Curslack bei Hamburg.

www.haw-hamburg.de

www.kinderuni-bergedorf.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution399

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9570: Leverkusen - "Herzensangelegenheiten" vom 11. Oktober bis 8. November


"Herzensangelegenheiten" - Ausstellung in der Stadtbibliothek



Unter dem Titel "Herzensangelegenheiten" präsentiert die
Stadtbibliothek Leverkusen vom 11. Oktober bis 8. November Arbeiten
der Leverkusener Künstlerin Claudia Füger. Füger zeigt Installationen
und Collagen in Acrylmischtechniken auf Leinwand und Karton sowie
Figuren aus Pappmaché und anderen Materialien. "Seit über 30 Jahren
ist die Kreativität ein großer Bestandteil meines Lebens", sagt
Claudia Füger. Einer "scheinbar rationalen Wirklichkeit" stellt sie
eine von ihr geschaffene Gegenwelt gegenüber. In ihren Arbeiten lassen
sich ganz persönliche erfundene Wesen und Welten entdecken und
erkennen. Ihr Ziel ist es, "die Norm zu überschreiten".

Weitere Informationen zur Künstlerin unter www.claudiafueger.de

Die Ausstellung "Herzensangelegenheiten" kann vom 11.10. bis zum
8.11.2018 zu den Öffnungszeiten der Hauptstelle der Stadtbibliothek
besichtigt werden:

Di-Fr.: 11-19 Uhr

Sa: 11-14 Uhr

Ort: Hauptstelle der Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.
Der Zugang zur Bibliothek befindet sich in der Rathausgalerie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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FÜHRUNG/973: Braunschweig - Kuratorenführungen "Mühlenpfordt - Neue Zeitkunst", 17.10., 14.11. und 19.12.


Kuratorenführungen: "Mühlenpfordt - Neue Zeitkunst"



Braunschweig. Kuratorenführungen unter dem Titel "Mühlenpfordt - Neue
Zeitkunst", Teil der Ausstellung "Zerrissene Zeiten - Krieg.
Revolution. Und dann?" im Städtischen Museum Braunschweig, Haus am
Löwenwall, Steintorwall 14, finden statt mittwochs 17. Oktober, 14.
November und 19. Dezember, jeweils ab 16:30 Uhr. Die Teilnahme ist im
Eintrittspreis enthalten.

Prof. i. V. Dr. Olaf Gisbertz, vom Fachbereich Architektur der
Fachhochschule Dortmund, einer der Kuratoren dieses
Ausstellungskapitels, beschäftigt sich mit dem Architekten Carl
Mühlenpfordt (1878-1944), der nach Ende des Ersten Weltkrieges am
Braunschweiger Polytechnikum tätig wurde. Mühlenpfordt reformierte die
Architekturfakultät zu einer bekannten Ausbildungsstätte, die später
durch das Netzwerk seiner Schüler als "Braunschweiger Schule" für
Furore sorgte. Die Ausstellung "Mühlenpfordt - Neue Zeitkunst" bietet
eine vielschichtige Kontextualisierung zur Einordnung von Leben und
Werk Mühlenfpordts. Dabei werden Aspekte der Reformarchitektur und
Lebensreform genauso wie Fragen zur Stimmungslage der
Reformarchitekten im frühen 20. Jahrhundert erörtert. Der Blick auf
Mühlenpfordt verweist schließlich auf die Aktualität seiner Suche nach
Identität der gebauten Umwelt in gegenwärtigen Debatten um die Stadt
und Architektur der Zukunft.

Die Schau "Zerrissene Zeiten - Krieg. Revolution. Und dann?
Braunschweig 1916 - 1923" veranschaulicht die Novemberrevolution von
1918 als gesellschaftspolitische Stunde Null nach dem verheerenden
Ersten Weltkrieg und den mühsamen Weg der Gesellschaft in die
Demokratie. Sie wird im Haus am Löwenwall präsentiert und ist Teil des
Projekts "Vom Herzogtum zum Freistaat. Braunschweigs Weg in die
Demokratie 1916-1923", das vom Dezernat für Kultur und Wissenschaft
koordiniert wird. Die Ausstellung ist bis zum 20. Januar 2019 zu
sehen. Das Museum bietet ein umfangreiches Rahmenprogramm mit weiteren
spannenden Veranstaltungen.

Infos:

Öffnungszeiten: Di - So 10 - 17 Uhr, Städtisches Museum Braunschweig,
Haus am Löwenwall, Steintorwall 14, 38100 Braunschweig, Tel.: (0531)
470 4521,

E-Mail:
staedtisches.museum@braunschweig.de, www.braunschweig.de/museum.

Eintritt: Erwachsene 5,00 Euro; Ermäßigung (für Schüler, Studierende,
Auszubildende, Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des
"Braunschweig Passes") 2,50 Euro; Kinder von 6 - 16 Jahre 2,00 Euro;
Schulklassen und Kinder bis 6 Jahre freier Eintritt

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUFBAU/547: Die Macht des Kochens


aufbau Nr. 94, September/Oktober 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Die Macht des Kochens



ESSKULTUR Essen stiftet Identität. Einerseits dient Esskultur der
Reproduktion sozialer Unterschiede, wirkt aber auch als Abgrenzung
zwischen den Herrschenden untereinander.


(agj) Das Gesprächsthema ist Schwedentorten. Die meisten
lieben sie. Eine Person sagt, ihr schmecken die vom Coop am besten.
Gelächter in der Runde. "Was vom Coop?" Die Person wird belächelt.
Jemand entgegnet "Also die beste Schwedentorte kommt sicher vom
Stocker" Die Coop-Schwedentorten-Person erwidert, das sei halt die
gewesen, die sie zu Hause hatten. Die Runde setzt sich zusammen aus
etwa gleichaltrigen und sozial gleichgestellten Menschen. Am Beispiel
wird aber ersichtlich, wie soziale Unterschiede auch über den
Küchentisch reproduziert werden. Der Soziologe Pierre Bourdieu hat den
Geschmack verschiedener sozialen Gruppen erforscht. Er beschreibt, wie
sich Angehörige bestimmter sozialer Schichten mittels Geschmack und
Lebensstil von anderen abgrenzen und daraus ein Kampf um die
gesellschaftliche Stellung resultiert. Die Esskultur ist nur ein
Beispiel dafür. An erster Stelle stehen die ökonomischen Lebenslagen
und davon abhängig die soziokulturellen Unterschiede. Sehr
offensichtlich wird diese Diversität ebenfalls am Sprachgebrauch.
Slangs werden oft als Sprache der sozial und ökonomisch schlechter
Gestellten wahrgenommen. Diese Abgrenzungsunternehmungen funktionieren
aber nicht nur von oben herab, sondern auch von unten gegen oben.
Slangs werden auch bewusst gesprochen, um sich von gehoberen Schichten
abzuheben. Wenn wir uns mit der proletarischen Kultur
auseinandersetzen, stehen dabei meist die Literatur, die Musik oder
die bildenden Künste in verschiedenen Ausdrucksweisen in unserem
Fokus, also alles Formen die für die Unterhaltung gedacht sind. Die
proletarische Kultur soll eine Kultur sein, die die proletarische
Klasse repräsentiert und ohne Einfluss der Bourgeoisie klarkommt. Kann
man auch in der Esskultur proletarische Charakteristiken ausmachen?


Proletarische Esskultur

Die Esskultur der Arbeitenden unterschied sich schon immer von der der
Bürgerlichen. Die Funktion von Essen war in erster Linie dem Überleben
geschuldet. Genuss war im Hinblick auf den Mangel an Geld, mangelnder
Zeit zur Zubereitung und gemeinsamer Tischrituale nebensächlich.
Natürlich gab es auch bürgerliche Reformerinnen, die glaubten durch
Aufklärung und Erziehung zur Verbesserung der Volksernährung beitragen
zu müssen. Schuld an den unvorteilhaften Speisen sei die Arbeiterfrau,
der es an Kenntnis über die richtige Ernährung mangle. Die
herausgegebenen Ratgeber gingen dann aber nicht auf die realen
Lebensbedingungen von Arbeitenden ein. Ratschläge zum Auftischen der
Speisen oder Anstands- und Gesundheitsregeln bei Tisch verdeutlichen
zwar die Absichten zur Integration der ArbeiterInnen in die
bürgerliche Gesellschaft, muten aber doch angesichts der realen Lage
eher wie Hohn an. Die Esskultur wird dabei aktiv als Abgrenzung
zwischen Bürgertum und Proletariat benutzt. Doch was wäre denn nun
eine proletarische Esskultur?

Proletarische Esskultur definiert sich weniger dadurch, was man isst,
sondern mehr wie frau isst. Dies wird deutlich, wenn man sich mit dem
Begriff der Volksküche auseinandersetzt. Der Duden will uns
weismachen, dass Volksküche ein anderes Wort für Armenküche ist. Wenn
man aber proletarische Zeitschriften, die vor hundert Jahren
publiziert wurden, betrachtet, werden gerade Massenküchen gefordert,
die Speisung kollektiv organisieren, wie in der gewerkschaftlichen
Zeitung "Die Vorkämpferin" 1918 geschrieben wurde: "Durch das starre
Festhalten unserer Hausfrauen an ihrer Privatküche gehen aber
unglaublich viel Zeit, Kraft und Geldwerte verloren. Obwohl der
Gedanke der Massenspeisung kein neuer ist, scheiterte die Einführung,
derselben immer wieder an überlieferten Vorurteilen und
spiessbürgerlicher Verbohrtheit."

Im Gegensatz zu den Formen kollektiver Ernährung eröffnete im Jahr
1780 in Paris das erste moderne Restaurant in dem die Gäste an
separaten Tischen statt an grossen Gemeinschaftstafeln assen und
verschiedene Gerichte von der Speisekarte wählen konnten. Mit der
Entstehung dieser Art von Restaurants wurde der Bourgeoisie der Zugang
in die Küche des französischen Hofes eröffnet. Heute gehören
Forderungen nach Massenspeisung vielleicht noch im Arbeits- oder
Schulalltag zu unserem Politikum, nicht aber im Privaten. Die
Volksküchen sind aber immer noch Teil unserer Politkultur. Dabei geht
es gerade darum, auch Essen in einem kollektiven Rahmen zu
organisieren und sich dabei zu vernetzen.

Ein anderer Zugang zur proletarischen Esskultur ginge direkt über die
Gerichte. Wir betrachten aber zuerst nochmals die andere Seite: Das
Zürcher Geschnetzelte ist ein typisches Gericht für eine
gutbürgerliche Küche. Die Hauptkomponente ist Fleisch, das mit
Champignons angereichert und mit Wein und Rahm verfeinert wird.
Serviert wird diese Zubereitung mit Rösti, also geriebenen Kartoffeln.
Man könnte nun anfügen, dass die Kartoffel dem Gericht eine gewisse
Bodenständigkeit gibt. Doch die Kartoffel galt lange als Lebensmittel,
das bessergestellten Schichten vorbehalten war. Bevor sie in Europa
weitverbreitet kultiviert wurde, ernährten sich die ärmeren Menschen
vor allem von Getreidebreien. Im Gegenzug zum Zürcher Geschnetzelten
gibt es ein traditionelles Gericht aus dem Tessin, in dem Polenta in
einem See aus kalter Milch gegessen wird. Die Unterschiede sind
offensichtlich. Mais wurde vor allem in Südeuropa angepflanzt, um eine
Hungersnot zu überbrücken und wurde so zum Lebensmittel der ärmeren
Schichten.


Nationalküchen

Die Italienische Küche ist ein gutes Beispiel dafür, wie
Nationalküchen als identitätsstiftendes Moment in
Staatsbildungsprozessen eingesetzt wurden. Dabei diente deren
Verbreitung neben der Identitätsstiftung auch der Absonderung.
Einerseits wurden andere Nationalitäten oder kulturelle Zusammenhänge,
wie Regionen oder Ethnien als minderwertig propagiert, anderseits
diente das Bild der Nation auch als Klassenkampf von oben. Bekannte
italienische Gerichte wie zum Beispiel Bistecca alla Fiorentina bilden
nicht ab, was die Mehrzahl der Bevölkerung gegessen und gekocht hat,
sondern spiegelt die bürgerliche Kochkultur wider.

Viele Nationalküchen im engeren Sinne sind erst im Zusammenhang mit
der Bildung der Nationalstaaten entstanden. Ein Beispiel dafür ist die
Italienische Küche. Drei Jahrzehnte nach der Einigung war es durchwegs
nicht so, dass sich die BewohnerInnen mit dem neu geschaffenen Land
identifizieren konnten. Kein Wunder, auch eine einheitliche Sprache
hatte sich noch nicht durchgesetzt, viel mehr wurden die
unterschiedlichsten Dialekte gesprochen. Von der Elite her gab es
Bemühungen, mittels Literatur eine einheitliche Sprache orientiert am
Toskanischen, zu etablieren. Der Durchbruch für die Italienische
Identifikationsfindung gab aber ein Kochbuch das 1891 erschienen ist.
Der Autor sammelte Rezepte aus allen Teilen von Italien, wobei auch in
diesem Buch der Süden beachtlich zu kurz kam, so war das südlichste
Rezept aus Napoli. Dies lag an der Ignoranz des bürgerlichen Italiens
am unterentwickelten Süden. Da dieser als rückständig erschien, war er
für die Nationalitätsfindung nicht von Bedeutung.


Nation Branding

Nicht nur im 19. Jahrhundert wurden die Nationalküchen von den
Nationalstaaten als Propaganda genutzt. Ein Beispiel für eine
modernere nationale Identitätsstiftung ist die sogenannte
Kimchi-Diplomatie. Diese begann damit, dass die koreanische Regierung
2009 ihre Nation im Beliebtheitsranking der Nationen nach oben bringen
wollte. Sie erhofften sich so, die Exporte zu steigern und mehr
TouristInnen ins Land zu bringen. Seoul hat 77 Millionen Dollar in
eine Kampagne gesteckt, mit der koreanische Gastronomen im Ausland
unterstützt wurden und somit die Anzahl koreanischer Restaurants
vervierfacht wurde. Die Handelskammer für Landwirtschaft beauftragte
die K-Pop-Band Wonder Girls zu den Zeilen: "It's a K-Food party,
c'mon everybody, make the smart choice!" Weitere Investitionen aus
Seoul waren eine Fernsehserie in den USA und ein Kimchibus der durch
die ganze Welt tourte. Die Investitionen haben sich dementsprechend
gelohnt, so dass heute Kimchi zu den Top-Foodtrends zählt. Das
Länderranking-Ziel wurde aber nicht erreicht.

Auch aus Peru lässt sich eine ähnliche Geschichte erzählen. Schon im
Jahr 2006 hat die peruanische Regierung eine Kampagne gestartet mit
dem Titel "Peru. Mucho gusto". Mit Foodmessen und der Unterstützung
von Starköchen die als Botschafter in die Welt geschickt wurden haben
sie es geschafft, dass Peru seit 2012 jedes Jahr den Reiseaward als
weltweit beste kulinarische Destination gewonnen hat. Auch hierzulande
macht sich der Peru Trend dank Ceviche und Quinoa bemerkbar. Auf die
Schattenseiten der globalisierten Nahrungsmittelproduktion und den
damit verbundenen irrsinnigen Transportwegen von Lebensmittel - gerade
am Beispiel von Quinoa - geht dieser Artikel nicht ein, dazu fehlt der
Platz. Es wäre aber sicher ebenfalls einen Artikel wert.


Patriarchale Strukturen am Esstisch

Die älteren Semester kennen die Situation vielleicht: Man sitzt am
Familientisch, der Vater bekommt eine Wurst, die Kinder kriegen
vielleicht ein Ruggeli ab, aber das Fleisch ist für den Herrn im Haus
vorenthalten. Rousseau sagte dazu:" eine durchgreifende Erfahrung
(ist), daß minder nahrhafte Speisen und Getränke, oder die nahrhaften
in verringerten Gaben beim Weibe ausreichen." Ein weiteres Beispiel
wie Esskultur zur Reproduktion von Macht im Alltag genutzt wird.

 * 
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GLEICHHEIT/6742: UN-Bericht warnt vor katastrophalen Folgen des Klimawandels in den nächsten 20 Jahren


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

UN-Bericht warnt vor katastrophalen Folgen des Klimawandels in den
nächsten 20 Jahren

Von Bryan Dyne

11. Oktober 2018



Am Montag veröffentlichte der Zwischenstaatliche Ausschuss für
Klimaänderungen der Vereinten Nationen (IPCC, Weltklimarat) einen
Sonderbericht [1], in dem er "schnelle, weitreichende und beispiellose
Veränderungen in allen Aspekten der Gesellschaft" fordert, um die
anthropogene Erderwärmung auf 1,5 Grad über dem vorindustriellen Niveau zu
halten.

In dem Bericht heißt es: "Wenn sich die Erderwärmung in diesem Tempo
fortsetzt, wird sich die Temperatur durch menschliche Einflüsse bis 2040 um
1,5 Grad Celsius erhöht haben." Um die katastrophalen Folgen des
Klimawandels zu verhindern, müsste die Weltwirtschaft in einer Weise
umgestaltet werden, für die es "keinen dokumentierten historischen
Präzedenzfall gibt".

Der Bericht wurde von 91 Wissenschaftlern aus 44 Staaten vorbereitet und
ist das jüngste UN-Dokument, das die wissenschaftlichen Erkenntnisse über
den Klimawandel und seine aktuellen und prognostizierten Folgen auf alle
Ökosysteme der Erde auswertet. Er stellt die Umweltveränderungen bei einer
auf 1,5 Grad begrenzten Erderwärmung einem Szenario mit einer Erwärmung von
zwei Grad Celsius gegenüber.

Menschliche Aktivität hat die Temperatur bereits um etwa 1 Grad Celsius
erhöht. Die letzten drei Jahre - 2015, 2016 und 2017 - waren die drei
wärmsten seit Beginn der Aufzeichnungen im Jahr 1880. Seit dem Jahr 2000
gab es 17 der 18 wärmsten Jahre.

Die Erderwärmung hat zu einer Reihe von Umweltkatastrophen beigetragen, u.
a. zu größeren Waldbränden, längeren Hitzewellen, stärkeren Hurrikans und
sintflutartigen Taifunen. Der jüngste davon ist Hurrikan Michael, der sich
momentan der Küste von Florida nähert und vermutlich einer der stärksten
Stürme sein wird, die je über die Region gefegt sind.

Selbst wenn das Klima nur geringfügig wärmer wird, hätte dies weitreichende
Folgen. Laut dem Bericht würde ein Anstieg um 1,5 Grad zu
Lebensmittelengpässen führen, die in allen Ländern die Armut verschärfen
werden. Das Nordpolarmeer würde mindestens einmal pro Jahrzehnt vollständig
eisfrei sein, sodass eine Vielzahl der Tiere, die dieses Eis zur Flucht vor
Raubtieren und dem Aufzug ihrer Jungtiere brauchen, aussterben würde.

Die Korallenriffe würden um ca. 70 bis 90 Prozent zurückgehen, sodass etwa
ein Viertel der Meerestiere ihr lebenswichtiges Habitat verlieren würden.
Das Wetter wird weltweit mehr Schaden anrichten und tödlichere Konsequenzen
haben. Laut Schätzungen in dem Bericht würde die Erderwärmung weltweit
Schäden zwischen 54 und 69 Billionen Dollar verursachen, wenn sie das
prognostizierte Niveau erreicht.

Um die Erwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen, müssten die
Kohlendioxidemissionen bis 2030 auf 45 Prozent des Niveaus von 2010 gesenkt
und bis 2050 vollständig eingestellt werden, d.h. in nur drei Jahrzehnten.
Dazu müsste die globale Energieproduktion und die Verkehrsinfrastruktur
jedoch komplett verändert werden.

Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe III des IPCC, Jim Skea, erklärte in der
Pressemitteilung zum Bericht: "Die Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu
begrenzen, ist nach den Gesetzen von Chemie und Physik möglich, würde aber
beispiellose Veränderungen erfordern."

Die immer unheilvolleren Warnungen der Wissenschaftler stehen im deutlichen
Gegensatz zur Reaktion der Regierungen weltweit. In den USA zweifelt die
Trump-Regierung offen an der Realität des menschengemachten Klimawandels.
Auf Fragen nach dem UN-Bericht am Dienstag spielte er dessen Bedeutung
herunter und erklärte: "Ich will sehen, wer ihn geschrieben hat. Sie wissen
schon, welche Gruppe ihn geschrieben hat. Ich kann Ihnen fabelhafte
Berichte zeigen und welche, die nicht so gut sind."

Die Vertreter der anderen großen kapitalistischen Staaten reagierten mit
Selbstzufriedenheit. In Deutschland äußerte sich nur der stellvertretende
Umweltschutzminister Jochen Flasbarth zu dem Bericht. Er lenkte von Fragen
nach Deutschlands steigenden Kohlenstoffemissionen ab, indem er für die
deutsche Umwelttechnologiebranche warb.

Medien wie die New York Times und der Guardian haben den
jüngsten Bericht als Gelegenheit genutzt, um Trump und andere Politiker
anzugreifen, die den Klimawandel leugnen oder sich öffentlich gegen
"Kohlendioxidsteuern" stellen, darunter der australische Premierminister
Scott Morrison und der brasilianische Präsidentschaftskandidat Jair
Bolsonaro. Die Times schrieb von der "Verzweiflung, die herrscht, seit
Trump letztes Jahr angekündigt hat, die Vereinigten Staaten würden sich aus
dem Pariser Klimaschutzabkommen zurückziehen".

Das Pariser Klimaschutzabkommen, das im Jahr 2015 von 195 Ländern
ratifiziert wurde, ist nur ein unverbindlicher Vertrag. Die Regierungen der
Welt werden darin aufgerufen, sich freiwillig zu verpflichten, ihre
Kohlenstoffemissionen zu reduzieren, um die Erderwärmung bis 2100 auf zwei
Grad Celsius zu begrenzen. Dies wurde als "Meilenstein" dargestellt, doch
in Wirklichkeit ermöglicht es Ländern und Unternehmen wie ExxonMobil durch
Emissionshandel und Kohlendioxidsteuer-Systeme ihre Profite zu maximieren,
während sie gleichzeitig ihre Emissionen nur symbolisch verringern.

Der jüngste Bericht der UN macht zudem deutlich, dass die im Pariser
Abkommen festgelegten Grenzen dennoch zu massiven Schäden auf der ganzen
Welt führen würden. Eine Temperaturerhöhung um zwei Grad würde die
Korallenriffe vollständig zerstören, möglicherweise auch das Plankton, das
die Grundlage der weltweiten Nahrungskette bildet. Selbst im besten Fall
würden auf der Welt, die das Pariser Klimaabkommen vor Augen hat,
katastrophale Bedingungen für die Menschheit und das Leben auf der Erde
herrschen.

Im Kampf gegen den Klimawandel sind Sofortmaßnahmen nötig, die in Konflikt
mit den beiden grundlegenden Widersprüchen des kapitalistischen Weltsystems
geraten: dem Widerspruch zwischen der globalen Ökonomie und der Aufteilung
der Welt in rivalisierende Nationalstaaten, und dem Widerspruch zwischen
vergesellschafteter Produktion und der Unterordnung des wirtschaftlichen
Lebens unter das private Profitstreben.

Das bedeutet, die globale Koordination und wissenschaftliche Planung, die
für die notwendige Umgestaltung der Energiebranche und der Infrastruktur
notwendig wäre, wird durch die Tatsache verhindert, dass jeder
kapitalistische Staat rivalisierende herrschende Eliten vertritt. Zudem
wird die Wirtschaft als Ganzes von der Wirtschafts- und Finanzelite
kontrolliert.

Die Entwicklung der Produktivkräfte der Menschheit hat nicht nur Folgen für
die Umwelt, sondern sie ermöglicht es auch, diese Folgen auf rationale
Weise zu bewältigen. Allerdings erfordert die Entwicklung der Mittel zum
Kampf gegen den Klimawandel - ebenso wie gegen Armut, Krieg und
Ungleichheit - eine vollständige sozialistische Umgestaltung des
Wirtschaftslebens. Die Wirtschaft muss der demokratischen Kontrolle der
Arbeiterklasse unterstellt werden, die als einzige gesellschaftliche Kraft
eine Gesellschaft auf der Grundlage der menschlichen Bedürfnisse errichten
kann. Dazu gehört auch eine gesunde globale Umwelt.


Anmerkung:

[1] https://www.ipcc.ch/report/sr15/
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GRASWURZELREVOLUTION/1792: Hambi bleibt!


graswurzelrevolution Nr. 432, Oktober 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Hambi bleibt!

von Rüdiger Haude, 19. September 2018



Aachen - Der Hambacher Forst ("Hambi") zwischen Köln und
Aachen ist zu dem Symbol für die Klimakämpfe in Deutschland geworden.
Medien in der ganzen Welt berichten in diesen Tagen über die brutale
Räumung der Waldbesetzung und über die kreativen Aktionen, die eine
wachsende Zahl von Klimaschützer*innen dem entgegensetzen. Alles, was
hier im Rheinland passiert - jeder gefällte Baum, jeder Kampfgriff in
die Augen friedlicher Protestierer*innen, jede kaltschnäuzige Lüge des
NRW-Innenministers Reul - ist ein Statement in dieser symbolisch
aufgeladenen, aber auch existentiellen Frage: Wollen wir dem Klima auf
dem Planeten Erde noch eine Chance geben?


Was ist das Wesen des Konflikts um den Hambacher Forst? Schauen
wir uns kurz die Hauptakteure an.


RWE

Die RWE-Managerin Katja von Doren erklärte am 6. September 2018 in
einem Interview mit der WAZ, im Hambacher Forst gehe es "um vor langer
Zeit beschlossene Pläne, für die es eine klare Rechtsgrundlage
gibt".(1) Das beschreibt die Position des Konzerns ganz gut. Dass es
nach den vor langer Zeit beschlossenen Plänen gewisse Entwicklungen
gab, die mit der Existenzmöglichkeit menschlicher Zivilisation auf der
Erde zu tun haben, namentlich die Einsicht in die Dramatik des
menschengemachten Klimawandels, steht im Widerspruch zu RWEs "klarer
Rechtsgrundlage". Man muss immer wieder daran erinnern: Am
12. Dezember 2015 hat die Weltgemeinschaft auf der Pariser
Klimakonferenz (COP 21) beschlossen, eine "Begrenzung des Anstiegs der
globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2°C über dem
vorindustriellen Niveau, wenn möglich auf 1,5°C über dem
vorindustriellen Niveau" zu erzielen.(2) Dass dies nur geht, wenn
Deutschland bis 2040 seine CO2-Emissionen auf Null zurückfährt und im
Stromsektor dieses Ziel deutlich früher erreicht, haben
Klimawissenschaftler wie Professor Quaschning nachvollziehbar
vorgerechnet. RWE leugnet diesen Sachverhalt einfach und
pocht auf Genehmigungen aus einer anderen Realität. Der Konzern lebt
in einem Paralleluniversum, in dem die Zeit letztlich im
19. Jahrhundert stehen geblieben ist. Man kann dies RWE nicht
vorwerfen, weil die Logik eines kapitalistischen Unternehmens nun
einmal Profitmaximierung und nichts anderes ist. Wird die Grundlage
dieses Profits in anderen Sphären schädlich, kann die Kursänderung nur
von anderen Akteuren kommen.

Der rheinische Braunkohlekomplex ist der größte CO2-Emittent Europas.
Die RWE-Kraftwerke Neurath und Niederaußem nehmen die Plätze 2 und 3
in der "Hitparade" der klimaschädlichsten Kraftwerke Europas ein.(3)
Beide werden vom Tagebau Hambach mit Brennstoff beliefert. Dass sie
beim Ergebnis der derzeit tagenden "Kohlekommission" zu den ersten
Abschaltkandidaten gehören, ist klar. RWE will davon nichts wissen und
hat sogar den Neubau eines neuen Kraftwerksblocks in Niederaußem
beantragt ("BOA-Plus"), der 1100 MW Leistung haben und noch auf
Jahrzehnte 27 Millionen Tonnen CO2 jährlich in die Atmosphäre pusten
soll.(4)

Diese Planung ist höchstwahrscheinlich Fake. Sie hat denselben Zweck
wie die überschnelle Zerstörung des Hambacher Forsts: So zu tun, als
habe man gutgläubig Gigantisches für die Aufrechterhaltung des
Braunkohlesystems geleistet, und sich dann den (ohnedies aus
betriebswirtschaftlichen Gründen geplanten) Verzicht mit Milliarden an
Steuergeldern versilbern zu lassen.

Der BUND hat Ende August nachgewiesen, dass RWE den Hambacher Wald
schon seit langem "auf Vorrat" rodet. Statt der erlaubten zwei Jahre
Vorlauf der Abholzung vor der Abbaggerung rodet RWE bis zu fünf Jahre
im Voraus.(5) Das ist illegal, genießt aber die volle Rückendeckung
des politischen Systems. RWE ist jetzt begierig darauf, den Wald
endgültig zu zerstören - nicht aus irgendeiner Notwendigkeit der
Betriebsabläufe heraus, sondern um der Klimaschutzbewegung durch
Demütigung das Genick zu brechen.


"Die Politik"

Darin sind sie sich mit den etablierten Kräften des politischen
Systems einig. Hier, wo eigentlich nicht die Konzernbilanz den
Horizont einengen sollte, regiert gleichwohl eine atemberaubende
Faktenverleugnung. Ein Beispiel: Eine Entschließung des Regionalrats
der Bezirksregierung Köln formulierte im Jahr 2016, der Neubau von
"BOA-Plus" solle unbedingt durchgeführt werden, weil er einen "Beitrag
zur CO2-Reduzierung und dem Erreichen der Klimaziele von Bund und
Land" darstelle. Dieser Antrag wurde von CDU, SPD und FDP unterstützt,
die damit verdeutlichten, dass sie klima- und energiepolitisch
offensichtlich unter Realitätsverlust leiden.(6)

Aber kommen wir zurück zum Hambi. Hier ist die schwarzgelbe
Landesregierung der entscheidende Akteur des offiziellen politischen
Systems. Die am 13. September mit 3500 Polizeibeamten gestartete
Räumung der Waldbesetzung wurde veranlasst durch die Ministerin für
"Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung", Ina Scharrenbach (CDU).
Sie machte geltend, die (unmittelbar zuvor erst rechtlich zu
"Gebäuden" erklärten) Baumhäuser müssten sofort entfernt werden, weil
sie nicht den Bestimmungen des Brandschutzes entsprächen; es gehe also
um einen Schutz der Bewohner*innen vor drohender Gefahr. Kurz zuvor
hatte die Polizei noch Feuerlöscher der Besetzer*innen konfisziert,
weil diese zu Waffen umfunktioniert werden könnten! Die
unkonventionelle Idee der Ministerin, sich für die Belange der
"Heimat" mit einer Waldvernichtung einzusetzen, spiegelt natürlich die
Schwierigkeit wieder, irgendeinen Vorwand für die Räumung zu
finden.

Aber es steckt auch eine starke politische Botschaft darin: Hallo
Klimaschützer*innen, hallo Rechtsstaat, ihr könnt uns alle mal am
Arsch lecken! Wir setzen die RWE-Interessen sowieso durch!

Die Botschaft lautet auch: Hallo Gewerkschaft der Polizei, hallo
Kirchen, hallo Umweltschutzverbände! Hallo, Stadt Kerpen und
Landratsamt Düren, die ihr diesen Irrsinns-Beschluss aus dem Hause
Scharrenberg umsetzen müsst - geht doch heulen! Fürwahr ein
großartiger Dienst an der politischen Kultur im Lande.


Die Klimaschützer

Seit Ende August 2018 hat das Konglomerat aus Landesregierung und
RWE-Konzern mit der Eskalation des Konflikts begonnen. Der Hambacher
Forst und selbst der benachbarte Ort Kerpen-Buir wurden zum
"gefährlichen Ort" erklärt, in dem die Polizei anlasslos Menschen
kontrollieren und durchsuchen darf. Das Wiesencamp der Besetzer*innen
wurde durchsucht und teilweise demoliert; in den Baumhaus-Siedlungen
wurden alle Strukturen am Boden zerstört - unter dem Namen des
"Aufräumens". Die Besetzer*innen haben sich durch dieses Anziehen der
Gewaltschraube ganz überwiegend nicht provozieren lassen.

Der bürgerliche Widerstand ist in derselben Zeit massiv gewachsen.
Bereits seit Ende 2017 - seit der ersten erfolgreichen
"Rodungsverhinderungssaison" - gibt es in vielen Städten insbesondere
des Rheinlands Hambi-Support-Gruppen, die die Waldbesetzung
unterstützen.

Die seit über vier Jahren durchgeführten "Waldspaziergänge" des
Waldpädagogen Michael Zobel nahmen immer mehr den Charakter
politischer Demonstrationen an. Am 9. September 2018 war die
Teilnehmer*innenzahl erstmals vierstellig, am 16. September
versammelten sich vielleicht 7000 Menschen, um für den Schutz des
Waldes zu demonstrieren, dessen Zerstörung durch die Räumung der
Waldbesetzung inzwischen begonnen hatte. Wenn man die Stimmung dieser
Großveranstaltung zwischen Fröhlichkeit und berechtigtem Zorn bei den
Demo-Teilnehmer*innen und der überwiegend bräsigen Ausdruckslosigkeit
der uniformierten Befehlsausführer alleine als Bemessungsgrundlage
nehmen kann, dann hat der Widerstand längst gewonnen. Aber bei all dem
Singen und Tanzen, den Familien mit Kindern jedes Alters und den zur
Wiederaufforstung mittels mitgebrachter Setzlinge entschlossenen
Aktiven der Aktion "Auf-Bäumen" wurde wenige hundert Meter weiter im
Wald das kalte Zerstörungswerk an der Waldbesetzung weiterhin
fortgesetzt.

Mich hat das Video enorm beeindruckt, in dem eine Waldbesetzerin
unmittelbar nach ihrer Räumung, flankiert von zwei Polizisten in
Kampfmontur, unter Tränen die Logik dieses Konflikts auf den Punkt
bringt: "Sie denken wahrscheinlich, sie hätten gewonnen. Aber sie
können nicht gewinnen, weil sie den Wald genauso brauchen [...], und
das einfach nicht verstehen..."(7) Die Frau schildert dann das
utopisch-anarchistische Potenzial der Waldbesetzung, das sicher ein
weiterer Grund für die armseligen Politikerdarsteller in Düsseldorf
ist, gerade diese Gemeinschaft zu zerschlagen. - Nicht nur mich bewegt
dieses Video. Es ist, während ich diese Zeilen schreibe, unfassbare
2,8 Millionen mal angesehen worden. Wenn es eines Beweises bedurft
hätte, dass RWE und die Landesregierung diesen Konflikt bereits
verloren haben, liegt er in diesem Video vor. Hambi bleibt, auch wenn
RWE den letzten Baum vernichtet hat - als Erfahrung, als Inspiration,
und als Menetekel.

Der Widerstand gegen die Zerstörung des Hambacher Waldes wird
inzwischen von einem sehr breiten Spektrum der bürgerlichen
Zivilgesellschaft unterstützt. Die Gewerkschaften Verdi und GdP
(Gewerkschaft der Polizei) protestierten gegen die Schaffung
vollendeter Tatsachen, während in Berlin die Kohlekommission über ein
Ausstiegsdatum aus der dreckigen Braunkohle diskutiert. Desgleichen
die Kirchen.(8)

Alle seriösen Medien äußern ihr Unverständnis über die
Betonkopf-Politik des CDU-FDP-RWE-SPD-Lagers, bis hin zum (nicht
gerade antikapitalistischer Umtriebe verdächtigen) "Handelsblatt".(9)
Medien auf der ganzen Welt berichten aus der rheinländischen Provinz.

Wo Deutschland seinen Ruf als klimapolitischer Vorreiter nicht schon
längst verspielt hatte, steht es jetzt endgültig - zu Recht - in der
Schmuddelecke.(10)


Demokratietheoretische Lehren

Der Streit um den Hambacher Forst ist durch die beschriebene
Frontstellung auch ein Test der Qualität unserer parlamentarischen
Demokratie. Wenn sich die Betonköpfe nicht nur gegen Vernunft und
Moral, nicht nur gegen die Überlebensfähigkeit der Menschheit auf dem
Planeten Erde durchsetzen, sondern auch gegen fast die gesamte
öffentliche Meinung und einen Großteil der Bevölkerung, dann ist das
die endgültige Bankrotterklärung dieses parlamentarischen Systems.

Das Betonkopflager spürt, wie es in die Defensive geraten ist und
schlägt mit immer absurderen Aktionen um sich. Die Zerstörung der
Waldbesetzung gehört ja bereits dazu. Aber es ist atemberaubend, was
von der NRW-Landesregierung zur Begründung des größten
Polizeieinsatzes der Landesgeschichte vorgetragen wird. Wohl aus dem
Innenministerium Herbert Reuls (CDU) wurde die frei erfundene
Märchengeschichte über ausgedehnte Tunnelsysteme unter dem Hambi
lanciert, die einigen Provinzjournalisten feuchte Alpträume von einer
Neuauflage des Vietnamkrieges bescherten.(11) Am 5. September
präsentierte Reul der Presse Waffen, die im Hambacher Forst gefunden
worden seien und die unmittelbar bevorstehende Polizeiaktion
rechtfertigten. Später musste er einräumen, dass die Funde jahrelang
zurücklagen und deshalb mit der aktuellen Situation nichts zu tun
hatten.(12) In einem Interview mit dem Fernsehmagazin "Westpol"
entblödete er sich am 16. September nicht, diesen Skandal damit zu
begründen, es sei ihm darum gegangen, "dass Transparenz hergestellt
wird".(13)

Diese freche Lügenpolitik setzt sich bis heute fort. Der
Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) höchstselbst verbreitete am
16. September ein Tweet, wonach die Polizei auf "Fallen" der
Waldbesetzer gestoßen sei, die mittels einer "Drahtseilkonstruktion"
einen Eimer voll Schutt und Beton in der Höhe fixierten, der dann auf
Polizeiköpfe herunterfallen sollte.

Die Polizei Aachen bestätigte hingegen, dass es sich dabei um ein
übliches Gegengewicht für ein Kletterseil handelte, das im Boden
verankert war.(14)

Die in die Defensive geratene Betonkopffraktion weiß sich nicht anders
zu helfen, als Öl in ein Feuer zu gießen, das sie am Ende selbst
verschlingen könnte. Besonders interessant ist zu beobachten, was
dieses Desperadotum mit den ausführenden Organen des Staates
anrichtet.

Es gibt die Polizist*innen und Vollzugsbeamt*innen, bei denen das
Gebaren ihrer Vorgesetzten zu den üblichen Verrohungen führt. Der
widerwärtige "Augengriff" eines Polizisten am 13. September, der sich
anschließend mit fünf weiteren männlichen Beamten begrapschend auf die
einzelne Frau wirft, die zuvor fröhlich eine Polizeiabsperrung zum
Wald überwunden hatte und völlig friedlich war, gehört hierhin.(15)

Bemerkenswert ist auch der durch Videoaufnahmen belegte Fall, dass
sich ein Polizeibeamter mit einer Maschinenpistole im Anschlag auf der
Hebebühne zu den Baumhäusern hoch hieven ließ, was selbstverständlich
vollkommen illegal ist.

Krasser noch ist der Fall einer traumatisierten Aktivistin, die in die
Gefangenensammelstelle Aachen gebracht wurde und hinterher schilderte,
dass ihre Zelle die ganze Nacht über mit den Geräuschen von
Kettensägen beschallt wurde. Es ist noch fraglich, ob diese Angaben
gerichtsfest bewiesen werden können; jedenfalls gibt es Beamte, denen
dies ohne Weiteres zuzutrauen ist. Es handelt sich um einen
eindeutigen Fall von Psycho-Folter.


Bullen in Miniröcken

Seit die Polizei den Wald zum "gefährlichen Ort" erklärt und den
Zugang erschwert bzw. schließlich verhindert hat, hatte ich viele
Kontakte mit Polizeibeamten. Am 17. September - die Räumung war in
vollem Gange - sprach ich mit zwei Polizistinnen, die deutlich den
Eindruck machten, stinksauer auf den Einsatz zu sein.

Sie wissen sehr gut, dass hier nur eine Demütigung der
Klimaschutzbewegung durchgeführt werden muss, ohne dass klar ist, ob
die unter dem Wald liegende Kohle überhaupt noch gefördert werden
darf. Sie nahmen meine Ermunterung, sich über ihre Gewerkschaft und
bei ihren Vorgesetzten über diesen Irrsinn zu beschweren, wohlwollend
entgegen.

Daneben gibt es freilich Kollegen, die es geil finden, dass sie
"legitim" Gewalt ausüben können. Und jene vielen, die von ihren
Vorgesetzten ideologisch aufgerüstet werden. Am 6. September, als man
noch nach Polizeikontrollen in den Wald gelassen wurde, ging ich wohl
ein paar Schritte zu weit auf die Baggerkante zu und bekam dadurch
Gelegenheit, mit einer fünfköpfigen Wannenbesatzung zu sprechen. Die
jungen Männer waren buchstäblich angepisst von den Erzählungen, dass
ihre Kollegen im Wald mit Fäkalien beworfen worden sein sollten.

Es machte sehr den Eindruck, dass jeder tatsächliche Fall bei ihnen
mit hundertfacher Verstärkung ankommt. Dasselbe mit den
Zwillenschüssen. Der Rädelsführer dieser Wanne betonte mir gegenüber
mehrmals, dass die von Besetzerzwillen katapultierten Kugeln eine
höhere Durchschlagskraft hätten als die Kugeln aus seiner Dienstwaffe
(die er lässig am Holster trug). Wer bringt den jungen Polizist*innen
so etwas bei? Wo sind die Beweise? Wo die Opfer des Zwillenterrors?

Der Mann sprach weiter: Von der Polizei gehe niemals Gewalt gegen
Personen aus, anders als umgekehrt (siehe Zwillen und Fäkalien). Zu
dieser Zeit lag ein Aktivist, den man gewaltsam von einem Tripod
geholt hatte, mit einem frischen, staatlich lizenzierten Armbruch im
Krankenhaus. Ich wies den Beamten darauf hin, dass bereits sein
Auftreten mit einem reichhaltigen Waffenarsenal um den Hosenbund für
mich latente Gewalt verkörpere. Er entgegnete, wie bei allen meinen
vorherigen Ausführungen zur Klimawandelproblematik, sein Mantra: "Und
deswegen rechtfertigen Sie also die Gewalt der Besetzer?" Diesmal
fügte er aber noch einen denkwürdigen Satz hinzu: "Dann finden Sie
also auch, dass eine Frau mit Minirock selbst schuld ist, wenn sie
vergewaltigt wird?" - Das ist auch so eine ironische Arabeske des
Hambi-Konflikts: 3500 hochgerüstete Polizist*innen gegen 150
Besetzer*innen (bei denen ich wahrhaftig bei meinen vielen Besuchen
keine Zwille gesehen habe), und diese martialische Übermacht geriert
sich als das ultimative, wehrlose Opfer jener bösen, bösen
Waldmenschen.


Jetzt nicht nachlassen!

Vielerlei Realitätsverleugnung also auf Seiten der staatlichen
Akteure. Vergessen wir aber nicht, dass die weitere Forcierung der
menschengemachten Klimakatastrophe die "Mutter aller
Realitätsverleugnungen" ist. Jede Megatonne Braunkohle, die verbrannt
wird, schädigt das Klima in irreversibler Weise. Deswegen ist das
Verbrechen, das am Hambacher Forst begangen wird, letztlich ein
Verbrechen an der gesamten Menschheit. Es ist jede Mühe wert, die ab
Mitte Oktober anstehende Vernichtung der Waldreste zu verhindern.
Kommt spätestens dann alle ins Rheinland! Und bringt eure Freund*innen
mit zum zivilen Ungehorsam! Lasst uns den längst gezogenen Vergleich
wahrmachen: Der Hambi, das ist das neue Wackersdorf!


Anmerkungen

(1) https://www.waz.de/wirtschaft/rwe-verteidigt-geplante-rodungen-im-hambacher-forst-id215270993.html

(2) https://de.wikipedia.org/wiki/Übereinkommen_von_Paris

(3)http://www.wwf.at/de/view/files/download/showDownload/?tool=12&feld=download&sprach_connect=2622

(4) https://de.wikipedia.org/wiki/Kraftwerk_Niederaußem

(5) https://www.bund-nrw.de/fileadmin/nrw/dokumente/braunkohle/2018_08_28_BUND-Antwort_auf_RWE_01.pdf

(6) https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/gremien/regionalrat/sitzungen_regionalrat/sitzung_09/14b.pdf

(7) https://www.facebook.com/solifuerhambi/videos/2067682313542298/

(8) Z.B. am 17.9. die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD):

https://www.ekd.de/rodung-des-hambacher-waldes-fuer-den-kohleabbau-37546.html

(9) https://amp.handelsblatt.com/meinung/kommentar-energiekonzern-rwe-sollte-im-hambacher-forst-nicht-auf-sein-recht-pochen/23055182.html

(10) Vgl. z.B. die Berichterstattung der New York Times,

https://www.nytimes.com/2018/09/14/world/europe/germany-forest-coal.html

(11) https://rp-online.de/nrw/panorama/hambacher-forst-polizei-entdeckt-tunnel_aid-32786277

(12) https://blog.wdr.de/landtagsblog/wie-reul-ein-wichtiges-detail-wegliess/

(13) https://www1.wdr.de/mediathek/video/sendungen/westpol/video-westpol-512.html

(14) https://bildblog.de/102062/vermeintliche-falle-im-hambacher-forst-twittern-julian-reichelt-style/

(15)https://www.facebook.com/groups/327932583971119/permalink/1829930643771298/

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2299: Ausbeutung real


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 10 · Oktober 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Ausbeutung real

Nach kräftigen Lohnsenkungen will die Supermarktkette Real ihre Märkte
jetzt verkaufen

von Violetta Bock



"Der Einzelhandel ist ein elementarer Teil des täglichen Lebens. Doch
die komplexe Gesamtleistung von Zehntausenden von Menschen wird häufig
überlagert durch ein Bild von vermeintlich geringen Einkommen, langen
Arbeitszeiten und körperlich anstrengenden Arbeitsbedingungen. Und
doch setzen täglich rund 50 Millionen Kunden Vertrauen in die Branche.
Mit 400.000 Unternehmen, 3 Millionen Mitarbeitern und einem Umsatz von
rund 400 Milliarden Euro ist der Einzelhandel zudem die drittgrößte
Branche in Deutschland. Mit unseren rund 285 real-Märkten sind wir
einer der größten Lebensmittelhändler in Deutschland. Und bieten zudem
in diesem Format das größte Nonfood-Sortiment. Dadurch sind wir
vielerorts nicht nur professioneller und zuverlässiger Nahversorger,
sondern sehen uns auch in der Verantwortung, uns für unsere ca. 35.000
Mitarbeiter, Umwelt und Gesellschaft zu engagieren."

So schreibt Real auf seiner Internetseite. Nun hat das Unternehmen
einen weiteren Weg gefunden, sein Engagement voran zu treiben. Es hat
den Verkauf seiner Märkte angekündigt.

Ver.di ist empört. "Erst haben die Beschäftigten auf Lohn verzichtet,
um das Unternehmen zu retten, dann hat das Unternehmen den gültigen
Tarifvertrag geschreddert, und nun soll Real verkauft werden - wir
erwarten, dass die [Muttergesellschaft] Metro wenigstens jetzt
Verantwortung für die Beschäftigten übernimmt", erklärte die
Ver.di-Bundesvorstandsfrau Stefanie Nutzenberger.

Die Ankündigung des Verkaufs ist ein weiteres Beispiel, wie
Unternehmen zuerst versuchen, sich auf Kosten der Beschäftigten
gesundzusanieren und Risiken auf Beschäftigte umzuwälzen, um sie dann
im Regen stehen zu lassen.

Real steht schon seit längerem unter wirtschaftlichem Druck. Der
Einzelhandel ist eine der Branchen, in der ein unerbittlicher
Verdrängungswettbewerb herrscht. Nur noch 30 Prozent sind in der
Tarifbindung. Durch Franchisemodelle bei den Marktriesen Edeka und
Rewe und Gewerkschaftsbekämpfer wie Lidl steht eine gewerkschaftliche
Erschließung vor großen Herausforderungen. Der Onlinehandel tut sein
übriges, um den Wettbewerb weiter zu verschärfen.

2015 kündigte auch der Mutterkonzern Metro den Flächentarifvertrag. Im
Jahr darauf wurde zwischen Ver.di und Real ein Zukunftstarifvertrag
geschlossen. Zukunft bedeutet bei Tarifverträgen immer, dass
Beschäftigte Lohneinbußen hinnehmen. Das dadurch zusätzlich
ausgebeutete Geld sollte dem Erhalt der Standorte dienen und für
Investitionen verwendet werden, um Real stabil aufzustellen. Dieses
Jahr nun ließ Real die Verhandlungen über Entgeltstrukturen scheitern
und wechselte zum hauseigenen Arbeitgeberverband
"Unternehmervereinigung für Arbeitsbedingungen im Handel und
Dienstleistungsgewerbe". Dann schloss die Supermarktkette einen
Tarifvertrag mit der christlichen Gewerkschaft "Deutschnationaler
Handelsgehilfenverband" und drückte die Löhne weiter nach unten. Die
Beschäftigten gingen in die "Metro Services GmbH" über.
Neueingestellte erhalten nun 25 Prozent weniger Lohn.

Im Sommer rief Ver.di zu Protestaktionen auf, und auch am Freitag, dem
13. (Juli) - inzwischen ein durch aktion./.arbeitsunrecht fest
etablierter Tag, um einen Gewerkschaftsfresser mit Aktionen zu küren
- traf es Real.

Statt darauf einzugehen, wurde nun der Verkauf aller Märkte
angekündigt. Der Käufer steht noch nicht fest. Dass die großen
Einzelhandelsketten der Schwarz-Gruppe, Edeka oder Rewe einsteigen,
scheint wegen des Kartellrechts unwahrscheinlich. Zu konzentriert ist
der Markt bereits. Amazon wird als möglicher Käufer genannt, hat sich
selbst jedoch noch nicht geäußert. In sechs bis acht Monaten soll der
neue Käufer gefunden sein. Damit stößt Metro seinen letzten
Einzelhändler ab und will sich fortan auf den Großhandel
konzentrieren.

Die Börse reagierte erfreut, die Beschäftigten sauer und verunsichert.
Der Fall zeigt erneut, dass all die Zugeständnisse der letzten Jahre
nicht für die Beschäftigten da waren, sondern einzig um die Märkte für
den Verkauf aufzuhübschen. Oder, wie es in der Pressemitteilung von
Real heißt, die den Verkauf anpreist: "Mit der Umsetzung des neuen
Tarifmodells hat real die Grundlage für wettbewerbsfähige
Kostenstrukturen geschaffen."

Ver.di fordert seit längerem die Allgemeinverbindlichkeit der
Tarifverträge im Handel. Doch auch wenn Real die Höhe der
Personalkosten als Wettbewerbsnachteil nennt, unterstützt es die
Forderung nach Allgemeinverbindlichkeit nicht. In einer ausführlichen
Stellungnahme, die Real aufgrund eines angekündigten Monitorberichts
auf seine Internetseite gestellt hat, und in der Real vor allem Ver.di
eine Blockadehaltung vorwirft, nimmt das Unternehmen auch zur
Allgemeinverbindlichkeit Stellung. Der erste Satz lautet: "Die
Allgemeinverbindlichkeit ist eine Idee, die zu mehr Fairness im
Wettbewerb führen würde." Danach wird ausführlich erklärt, warum real
dennoch dagegen ist.


 Siehe auch den Hintergrundbericht von Anton Kobel auf

www.labournet.de/wp-content/uploads/2018/07/kobel_express0718.pdf.
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HÖRSPIEL/1819: Deutschlandfunk - "Zeit seines Lebens" von Jan Neumann, 13.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Zeit seines Lebens

Von Jan Neumann

Deutschlandfunk 2018/ca 60'

(Ursendung)

Hörspiel

Samstag, 13. Oktober 2018, 20.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der alte Baumeister stirbt. Sein Enkel Robert begleitet ihn, obwohl
die beiden keinen guten Draht zueinander haben. Ein richtiges Gespräch
kommt nicht mehr zustande. Der letzte Satz seines Großvaters bleibt
Robert daher rätselhaft: "Ich hab alles falsch gemacht." Frieda ist
Anfang 40, und Roberts beste Freundin: Erneut sitzt er am Bett eines
sterbenden Menschen. Aber dieses Mal stellt er Fragen, und Frieda
antwortet. Auf einem Diktiergerät summieren sich ihre letzten Sätze zu
21 Stunden, 43 Minuten und sechs Sekunden. "Ich würd gern noch so viel
machen", lautet ihr allerletzter. Auf einer nächtlichen Autofahrt
Jahre später fragt Robert sich, was sich hinter dem Schweigen seines
Großvaters versteckt haben könnte, was letzte Sätze bewirken, und ob
ein geduldig Wartender wirklich kein Verlierer ist.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MELDUNG/1769: Deutschlandfunk Kultur - Trümmer, Träume und Traumata, 13.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Trümmer, Träume und Traumata

Eine Lange Nacht über Familiengeschichten in Umbruchzeiten

Von Regina Kusch und Andreas Beckmann

Lange Nacht

Samstag, 13. Oktober 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



1949, 1968, 1989 - drei Wegmarken der deutschen Geschichte. Der
Neuanfang in Trümmern und in zwei getrennten Staaten, die
Studentenrevolte im Westen und die Hoffnung auf einen Sozialismus mit
menschlichem Antlitz im Osten, schließlich die friedliche Revolution
in der DDR und die Wiedervereinigung. Diese politischen Umwälzungen
haben Generationen geprägt. In der 'Langen Nacht' erzählen Großeltern,
Eltern, Kinder und Enkel von ihren Empfindungen, als zum ersten Mal
die Hymne des neuen Staates erklang, von der Wut, als die Bilder vom
Sturm aufs Springerhaus oder von russischen Panzern in Prag über die
Bildschirme flimmerten. Sie erzählen von Skepsis und Hoffnung, als die
Mauer fiel.

Die 'Lange Nacht' wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/1768: Lakonisch Elegant. Der Kulturpodcast von Deutschlandfunk Kultur, ab 11.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 11.10.2018

Ab 11. Oktober:

Lakonisch Elegant. Der Kulturpodcast von Deutschlandfunk Kultur



Deutschlandfunk Kultur startet einen neuen Podcast für

kulturinteressierte Hörerinnen und Hörer.

"Lakonisch Elegant. Der Kulturpodcast von Deutschlandfunk Kultur" ist
ab 11. Oktober verfügbar. Jede Woche greift ein vierköpfiges
Moderationsteam ein Thema auf, über dass es sich zu reden oder
streiten lohnt. "Hinterm Feuilleton geht's weiter", so der
selbstgesteckte Anspruch.

deutschlandfunkkultur.de/podcasts

"Lakonisch Elegant" bietet dafür jeden Donnerstag ab 17.00 Uhr in 20
bis 30 Minuten einen neuen, persönlichen und gelegentlich auch
streitbaren Zugang zu aktuellen Kulturthemen. Das neue Angebot hat
keine Scheu, feuilletonistische Diskursblasen platzen zu lassen, und
lässt immer wieder auch hinter die Kulissen der
Kulturberichterstattung blicken. Meinungsstarke Gäste stellen dabei
manch aktuelle Debatte auf den Kopf oder, je nach Thema, wieder auf
die Füße.

Zum Auftakt diskutiert "Lakonisch Elegant" mit dem Autor Oliver Polack
und der ZEIT-Korrespondentin Mariam Lau, warum sich die Grenzen des
Sagbaren in Kultur und Gesellschaft nach rechts verschoben haben.
"#001 Rechter Reden: Wie tolerant seid ihr?" fragt, ob nicht alles
schon vor 20 Jahren anfing, mit Martin Walsers Paulskirchenrede.

"Lakonisch Elegant" ist neben dem monatlichen Theaterpodcast das
zweite regelmäßige und nur als Podcast verfügbare Angebot von
Deutschlandfunk Kultur. Der Kulturpodcast ergänzt die
Berichterstattung im Radio für eine onlineaffine Zielgruppe und ist in
der Dlf Audiothek, auf iTunes, Spotify und unter
deutschlandfunkkultur.de/podcasts verfügbar.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2723: Deutschlandfunk Kultur - Die 100. 'Hörprobe' im Deutschlandfunk Kultur, 12.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vor Publikum und Mikrofonen

Die 100. 'Hörprobe' im Deutschlandfunk Kultur

Von Carola Malter

Einstand

Freitag, 12. Oktober 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Konzertreihe 'Hörprobe' startete 1996 in der Hochschule für Musik
in Detmold, veranstaltet vom damaligen DeutschlandRadio Berlin. Vor
Publikum und Mikrofonen präsentierten sich inzwischen ungezählte
Musikerinnen, Musiker und Ensembles. Anlässlich der 100. 'Hörprobe' im
Oktober lassen wir noch einmal die schönsten Momente Revue passieren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





TALK/1606: Deutschlandfunk Kultur - Wie tickt Bayern vor dieser besonderen Wahl? 12.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 10.10.2018

Live aus München: Wie tickt Bayern vor dieser besonderen Wahl?

aus dem Gesprächssalon von Deutschlandfunk Kultur in der Münchner
Galerie Café Käthe

Freitag, 12. Oktober 2018, 12.05 bis 14.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Selten zuvor war eine Wahl in Bayern so spannend wie diese. Die ganze
Republik blickt am Sonntag auf den Freistaat, das Wahlergebnis kann
Auswirkungen auf das ganze Land haben.

Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur begleiten die Ereignisse
mit breiter Berichterstattung - auch schon im Vorfeld. Am 12.
Oktober sendet Deutschlandfunk Kultur von 12.05 bis 14.00 Uhr zwei
Stunden live aus dem Galerie Café Käthe in München - im Gespräch mit
dem Soziologen Armin Nassehi, der Regionalforscherin Marita Krauss und
vielen weiteren Gästen.

Nana Brink, Korbinian Frenzel und Bayern-Korrespondent Michael Watzke
diskutieren mit ihren Gästen, warum die Wahl in diesem Jahr eine
Gleichung mit vielen Unbekannten ist, die CSU einen Absturz erleben
könnte, und welche Rolle der AfD zukommt. Der Blick geht dabei über
das politische Tagesgeschehen hinaus. Im Live-Gespräch wird gefragt,
welche gesellschaftlichen Veränderungen die Wahl beeinflussen und wo
die neuen Konfliktlinien tatsächlich verlaufen.

Auch am Wahlabend wird die Landtagswahl in den
Deutschlandradio-Programmen breiten Raum einnehmen. Der
Deutschlandfunk befasst sich am 14. Oktober ab 17.55 Uhr bis
Mitternacht in mehreren Sondersendungen mit den Ergebnissen und
Konsequenzen der Bayernwahl. Deutschlandfunk Kultur berichtet in der
Sendung Studio 9 kompakt (17.55-18.30 Uhr, 19.30-20.00 Uhr,
22.30-23.00 Uhr).

 * 
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KURSUS/1836: Mönchengladbach - "Pinterest - Sag es mit Bildern!" am 17.10.


Pinterest - Sag es mit Bildern!



Ganz nach dem Motto "Sag es mit Bildern" stehen bei Pinterest Fotos im
Vordergrund, die Aufmerksamkeit bei der Zielgruppe erreichen. Die
Teilnehmer richten ein Konto und ein und lernen wie Pins einstellt und
veröffentlicht werden. Außerdem wird gezeigt, wie Pinterst auch zur
Ideensammlung genutzt werden kann.

17.10.2018, 9:00 - 12:15 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182B2099T

Kosten: 95 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung unter www.vhs-mg.de, Tel. 02161 /
25-6400.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle
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ARBEITSMEDIZIN/469: Smarte Schutzausrüstungen im Feuerwehreinsatz (DGAUM)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 19. September 2018

Smarte Schutzausrüstungen im Feuerwehreinsatz



München, 9. Oktober 2018 - Einsätze der Feuerwehr sind oft
lebensgefährlich, insbesondere bei der Brandbekämpfung. Um
Einsatzkräfte besser zu schützen wird "smarte" Persönliche
Schutzausrüstung (PSA) entwickelt, die vor gesundheitskritischen
Zuständen warnen soll, indem sie physiologische Parameter auswertet.
Doch was bei Sportlern z.B. mit Hilfe von Fitness-Trackern gut
gelingt, gestaltet sich für Feuerwehrkräfte im Brandeinsatz wesentlich
komplizierter.

Feuerwehrkräfte haben ein hohes Unfallrisiko

Einsatzkräfte der Rettungsdienste und freiwilligen Feuerwehren haben
ein deutlich höheres Unfallrisiko als andere Beschäftigte. Das belegen
Unfallquoten der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung 2017.
Besonders gefährlich ist die Brandbekämpfung, wenn zum Beispiel
Löschkräfte unter Atemschutz in das Innere eines brennenden Gebäudes
eindringen müssen. Hier verletzten sich fast 40% aller betroffenen
Einsatzkräfte. Neben mechanischen Verletzungen, Verbrennungen und
Rauchgasvergiftungen müssen Einsatzkräfte auch aufgrund von Stress
oder völliger körperlicher Erschöpfung behandelt werden. Letzteres
kann im schlimmsten Fall tödlich enden.

Smarte Schutzausrüstung

Um Feuerwehrkräfte während der Brandbekämpfung noch besser zu
schützen, entwickeln Forschung und Industrie "smarte" Persönliche
Schutzausrüstungen (PSA). Zu PSA gehören zum Beispiel Schutzhelme,
Schutzbrillen, Schutzschilde, Atemschutzgeräte, Sicherheitsschuhe,
Schutzhandschuhe, Auffanggurte und Rettungswesten. Smarte PSA sollen
nun nicht nur passiv, sondern auch durch aktive Funktionen schützen.
Sensoren und Mikroprozessoren auf der Schutzkleidung beispielsweise
erfassen physiologische und physikalische Parameter der Umgebung und
stellen dadurch den Gesundheitszustand des Trägers fest. Im
gesundheitskritischen Fall könnte so eine Warnung an die Einsatzkraft
oder Einsatzleitung gesendet werden.

Wichtig ist die Auswahl der richtigen physiologischen Parameter

Für die Analyse des Gesundheitszustands ist die richtige Auswahl der
physiologischen Parameter ausschlaggebend. Körperliche Belastung kann
z.B. anhand von Körperkerntemperatur, Herzschlagfrequenz, Blutdruck,
Atemfrequenz, Sauerstoffaufnahme und Blutwerte gemessen werden.
Einzelne Werte alleine geben aber noch keine konkreten Rückschlüsse
auf eine mögliche Gesundheitsgefährdung. Dies hängt auch von Alter,
Gewicht, Fitnesslevel und Tagesform ab. Herzschlag und
Körperkerntemperatur zeigen sich bislang als praxistaugliche
Indikatoren für PSA. Schwankungen dieser Werte weisen auf große
körperliche Belastungen hin. Außerdem lassen sich die Sensoren
besonders gut in die PSA integrieren. Das ist wichtig, da insbes.
smarte PSA für den Brandeinsatz schnell und unkompliziert zu handhaben
sein müssen.

Dynamische Bedingungen im Feuerwehreinsatz erschweren Gesundheitsanalysen mit PSA

Eine Herausforderung für Gesundheitsanalysen mit smarter PSA sind die
dynamischen Bedingungen bei der Brandbekämpfung. Oft sind die
Räumlichkeiten eines brennenden Gebäudes unbekannt, so wie die Anzahl
möglicher Verletzter oder die genaue Position des Brandherdes. Hinzu
kommen hohe psychische Belastungen durch Zeitdruck, Temperaturen bis
zu 1000°C und die durch Brandrauch stark eingeschränkte Sicht. PSA
schützt die Einsatzkraft zwar vor Atemgiften und Stichflammen, wird
aber mit ihrer hohen Wärmeisolierung und einem Gewicht von ca. 20kg
zur zusätzlichen Belastung. Je nach Fitnesslevel und Einsatzerfahrung
können Feuerwehrkräfte sehr unterschiedlich auf diese Beanspruchungen
reagieren.

Beanspruchungsgrenzen mit Algorithmen definieren

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) versucht
in einem Forschungsprojekt die Beanspruchungsgrenzen von
Feuerwehrkräften mittels Algorithmen zu definieren. In einem sehr
realistischen Einsatztraining wurden zunächst die Vitalparameter
professioneller Einsatzkräfte erhoben. Gleichzeitig bewerteten diese
ihre subjektiv wahrgenommene Belastung anhand einer Skala. Die
objektiven Messgrößen wurden dann mit den subjektiven Bewertungen
verknüpft und mittels Algorithmen ausgewertet. Dadurch konnten
unabhängig von festgelegten Grenzwerten und individuellen
Eigenschaften Erschöpfungszustände erkannt werden. Die richtige
Interpretation von physiologischen Parametern bei Feuerwehrkräften
könnte damit also bewältigt werden. Um praxistaugliche Modelle zu
entwickeln bedarf es allerdings weiterer Messreihen unter
kontrollierten Bedingungen und im Realeinsatz.


Mehr zu diesem Thema erfahren Sie im Beitrag "Smarte
Schutzausrüstungen im Feuerwehreinsatz" von Dipl.-Ing. Marie Pendzich
in der aktuellen Ausgabe der Zeitschrift Arbeitsmedizin Sozialmedizin
Umweltmedizin (ASU) unter: 

https://www.asu-arbeitsmedizin.com/Archiv/ASU-Heftarchiv/article-840362-110576/smarte-schutzausruestungen-im-feuerwehreinsatz-.html

Über ASU - Zeitschrift für medizinische Prävention:

Die Zeitschrift Arbeitsmedizin Sozialmedizin Umweltmedizin ist das
Leitmedium der deutschsprachigen Arbeitsmedizin. Das Publikationsorgan
der Fachinstitutionen DGAUM, ÖGA, SGARM, VDBW, Vereinigung Deutscher
Staatlicher Gewerbeärzte e.V. sowie der arbeitsmedizinischen Akademien
und richtet sich an Betriebsärzte, Arbeitsmediziner und Akteure in
wichtigen Schnittstellenbereichen zur Arbeitsmedizin. Die Zeitschrift
ist peer reviewed. 1965 gegründet, erscheint ASU monatlich und
erreicht nahezu alle arbeits- und präventionsmedizinisch orientierten
Akteure im deutschsprachigen Raum. Weitere Informationen unter 

www.asu-arbeitsmedizin.com

Über DGAUM:

Die DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und
der klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute über 1000
Mitglieder an, die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
arbeiten, vor allem Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer
Berufsgruppen wie etwa Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler. Die Mitglieder der Fachgesellschaft engagieren sich
nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so bereits bestehende
Konzepte für die Prävention, die Diagnostik und Therapie
kontinuierlich zu verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und
medizinische Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der
Schnittstelle von Individuum und Unternehmen. Darüber hinaus beraten
die Mitglieder der DGAUM alle Akteure, die ihren Beitrag zu der
medizinischen Versorgung leisten und auf Fachwissen aus der
betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der arbeits- und
umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der Beschäftigungsfähigkeit
fördernden Rehabilitation sowie aus dem versicherungsmedizinischen
Kontext angewiesen sind. Weitere Informationen unter www.dgaum.de.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.

Pressemitteilung Nr. 26/2018 vom 19. September 2018

Schwanthaler Straße 73 b, 80336 München

Telefon: 089/330 396-0, Fax: 089/330 396-13

E-Mail: gs@dgaum.de

Internet: www.dgaum.de
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NOTFALL/330: Modellprojekt ausgeweitet - Mehr Schüler lernen Wiederbelebung (DGAI)


Deutsche Gesellschaft für Anästhesiologie und Intensivmedizin (DGAI) - 10. Oktober 2018

Schüler in Nordrhein-Westfalen lernen Wiederbelebung 

Modellprojekt wird auf mehr Schulen ausgeweitet



Düsseldorf/Nürnberg. "Das ist ein wichtiger Schritt, damit eines Tages
mehr Menschen nach einem Herz-Kreislauf-Stillstand überleben können",
sagt Professor Dr. Rolf Rossaint, Vizepräsident der "Deutschen
Gesellschaft für Anästhesiologie und Intensivmedizin" (DGAI).

Der nordrhein-westfälische Landtag hat beschlossen, dass die Techniken
zur Herz-Lungen-Wiederbelebung stärker im Schulunterricht vermittelt
werden sollen.

Das Modellprojekt "Laienreanimation an Schulen in Nordrhein-Westfalen"
soll auf Grundlage bereits gewonnener Erkenntnisse auf weitere Schulen
ausgeweitet werden. Dazu werden weitere Übungspuppen angeschafft.
Außerdem soll geklärt werden, ob die Schüler besser durch Ärzte oder
besser durch geschulte Lehrer trainiert werden und wie dieser
Unterricht finanziert werden kann.

"Bei der Herzdruckmassage hat Deutschland im internationalen Vergleich
großen Nachholbedarf", erklärt Rossaint weiter. Während in Irland oder
Norwegen in rund 70 Prozent der Fälle Laien bei einem
Herzkreislaufstillstand mit der Herzdruckmassage beginnen, sind es
hierzulande nur rund 40 Prozent. Steht das Herz still und wird kein
Sauerstoff durch den Körper transportiert, stirbt das menschliche
Gehirn innerhalb von fünf Minuten unwiederbringlich ab.
Rettungsdienste brauchen in der Regel aber immer mehrere Minuten, bis
sie beim Patienten eintreffen.

Erfahrungen aus Dänemark zeigen, dass die Laienreanimationsquote
durch breit angelegte Informationskampagnen und
Wiederbelebungsunterricht in Schulen innerhalb von zehn Jahren
mehr als verdoppelt werden könnte: "Bei einer entsprechenden
Steigerung in Deutschland könnten hierzulande nach Einschätzungen
pro Jahr 10.000 Menschen mehr überleben", sagt Professor Rossaint im
Namen der DGAI, die auch tausende von Notärzten in den Kommunen
betreut.


Im Rahmen des Modellprojektes "Laienreanimation an Schulen in
Nordrhein-Westfalen" lernen seit dem laufenden Schuljahr bereits
Schüler an 120 Schulen die lebensrettenden Maßnahmen.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Anästhesiologie und Intensivmedizin (DGAI)

Pressemitteilung vom 10.10.2018

Roritzerstraße 27, 90419 Nürnberg

Telefon: 0171 / 837 87 38

E-Mail: presse@dgai-ev.de

Internet: www.dgai.de
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ERNÄHRUNG/1457: Forschung - "Wer (alkoholfreies) Bier trinkt, lebt hundert Jahre" (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 09.10.2018

"Wer (alkoholfreies) Bier trinkt, lebt hundert Jahre"

FAU-Forscher untersuchen gesunde Inhaltsstoffe im Bier



Bierinhaltsstoffe als Mittel gegen Entzündungen und Fettleibigkeit?
Forscher um Prof. Dr. Claus Hellerbrand, Institut für Biochemie der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU), haben für ihr
Forschungsprojekt, das Bierinhaltsstoffe hinsichtlich ihrer
entzündungshemmenden Wirkung untersucht, den Forschungspreis der European
Foundation for Alcohol Research und der European Brewery Convention über
60.000 Euro erhalten.

"Wer Bier trinkt, lebt hundert Jahre", so lautet ein italienisches
Sprichwort, in dem vielleicht mehr Wahrheit steckt, als erwartet. Bier
enthält die Stoffe Xanthohumol und Iso-Alphasäuren. Laut Studien der
Arbeitsgruppe von Prof. Hellerbrand hemmt Xanthohumol die durch
Übergewicht und Fehlernährung hervorgerufene Leberverfettung und
verhindert, dass die Leber vernarbt. Zudem tötet es Leberkrebszellen ab
und verhindert bei Überernährung die Gewichtszunahme. Auch die
Iso-Alphasäuren haben eine positive Wirkung auf die Gesundheit. Sie hemmen
Leberschäden und beeinflussen den Fett- und Zuckerstoffwechsel positiv.

In neuen Forschungsarbeiten fanden die Wissenschaftler gemeinsam mit der
Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Ina Bergheim, Universität Wien, außerdem
heraus, dass die beiden Substanzen biologische Prozesse besonders in der
Kombination günstig beeinflussen. Zusammen hemmen sie beispielsweise
Entzündungsprozesse noch effektiver. Bereits sehr niedrige Konzentrationen
bremsen deutlich die Produktion von Entzündungsfaktoren in Leber- und
Blutzellen. Ob auch noch weitere Krankheitsmechanismen wie Diabetes oder
Krebs durch die Kombination der beiden Substanzen effektiver bekämpft
werden können, soll in dem nun geförderten Forschungsprojekt untersucht
werden. Ferner sollen die Mechanismen, die dieser guten kombinatorischen
Wirkung zugrunde liegen, entschlüsselt werden.

Hopfen - Gelbes Gold

Xanthohumol gehört zu den Pflanzenpolyphenolen - den aromatischen
Verbindungen, die für Farbe und Geschmack der Pflanzen sorgen. Der Stoff
ist ausschließlich im Hopfen zu finden und für den gelben Farbton der
Hopfenblüten verantwortlich. Hopfen spielt eine wichtige Rolle beim Brauen
von Bier, bei dem Xanthohumol jedoch in großen Teilen abgebaut wird. Im
Bier selbst liegt nur ein geringer Anteil des Stoffes vor. Ein weiterer
Inhaltsstoff des Hopfens sind die Bittersäuren, die den typischen
Biergeschmack hervorrufen. Eine Gruppe von ihnen sind die alpha-Säuren,
die durch die Erhitzung beim Brauprozess in Iso-Alphasäuren umgewandelt
werden.

Minuspunkt: Alkohol

Die derzeit einzige Art, wie Xanthohumol und Iso-Alphasäuren vom Menschen
aufgenommen werden, ist über den Genuss von Bier, wenn auch hier in
relativ geringer Konzentration. Bier ist jedoch keine Medizin. Der Grund:
der Alkoholgehalt. "Es ist jedoch denkbar, dass durch den Konsum von
alkoholfreiem Bier oder anderen hopfenhaltigen Nahrungsmitteln und
Getränken wie Hopfenlimonade oder Hopfentee eine positive Wirkung zu
erzielen ist. Gerade zur Behandlung oder Prävention von Leberschädigung
durch Fettleibigkeit scheinen Xanthohumol und Iso-Alphasäuren sehr
vielversprechend", erläutert Hellerbrand.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ETHIK/1267: Klonen muss sich lohnen (ALfA LebensForum)


ALfA LebensForum Nr. 125 - 1. Quartal 2018

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Klonen muss sich lohnen

Von Stefan Rehder



Kürzlich haben chinesische Forscher erstmals erfolgreich Primaten
geklont: Mit einer Modifikation der Methode, mit der vor mehr als 20
Jahren auch das Klonschaf »Dolly« erschaffen wurde. Die Herstellung
der beiden Langschwanzmakaken - made in China - wirft erneut die Frage
auf, wie nahe das Klonen von Menschen gerückt ist und was davon zu
halten wäre.


In seinem 2010 von Mark Romanek verfilmten, meisterhaft
erzählten Roman »Alles, was wir geben mussten« (engl. Original: »Never
let me go«, 2005), schildert Literaturnobelpreisträger Kazuo Ishiguro
das Leben und Sterben menschlicher Klone; genetischer Kopien, die
einzig und allein erzeugt wurden, um ihren genetischen Originalen als
Organspender zu dienen. Was viele Kritiker - neben der Schönheit der
Sprache - damals ebenso faszinierte wie schockierte, war die
Sanftheit, mit der Ishiguro diese Geschichte entfaltet, wodurch deren
immense, nur schwer zu ertragende Brutalität umso stärker hervortritt.
So verzichtete Ishiguro etwa darauf, Labors und Operationssäle zu
beschreiben. Keine um Forschungsgelder buhlende Wissenschaftler, keine
Sensationsreporter und schon gar keine Ethikdebatten in Politik und
Gesellschaft stören den Frieden des britischen Internats Hailsham, in
dem die Klone Schritt für Schritt auf ihr späteres Leben als Spender
vorbereitet werden. Dass Menschen als Ersatzteillager für andere
erzeugt werden und nur so lange leben, bis sie mit ihrer dritten oder
vierten Spende »abschließen«, ist in dieser Gesellschaft, die sich
ansonsten von der unsrigen kaum unterscheidet, eben längst Konsens.

Dass Forscher der chinesischen Akademie der Wissenschaften in Shanghai
unter der Leitung von Qiang Sun, denen es kürzlich gelang, zwei
Langschwanzmakaken zu klonen, die Menschheit einer solchen
Gesellschaft entscheidend nähergebracht haben, ist derzeit zwar eher
unwahrscheinlich. Ausschließen lässt es sich aber nicht. »Das
Hindernis zum Klonen von Primaten-Spezies ist überwunden«, zitiert das
Magazin »Time« Muming Poo, den Co-Autor der Studie, die die
Fachzeitschrift »Cell« in ihrer aktuellen Ausgabe publizierte. Der
»Wurf« der Affenklone zeige, dass im Prinzip auch Menschen geklont
werden könnten. Allerdings beabsichtige sein Team nicht, dies zu tun.
Die meisten Wissenschaftler lehnten das Klonen von Menschen ab und die
Gesellschaft ächte es - aus ethischen Gründen, so Poo weiter.

So weit, so gut. Nur beruhigen kann das nicht. Zumal nicht in einer
Welt, in der, wie in China, zum Tode verurteilten Häftlingen vor der
Hinrichtung Organe entnommen und an zahlungskräftige Empfänger im
Ausland verkauft werden. Noch dazu in einem Umfang, der ein solches
Ausmaß an Logistik erfordert, dass sich der Verdacht, Hinrichtungen
und Organtransplantationen könnten im Reich der Mitte gar
synchronisiert werden, geradezu von selbst aufdrängt. Kein Ausdruck
ethischer Reife sind auch die Experimente chinesischer, britischer und
zuletzt auch US-amerikanischer Forscher, die mit den erst vor vier
Jahren in Bakterien entdeckten CRISPR/Cas9-Genscheren in der Keimbahn
menschlicher Embryonen herumstochern. Und dass nicht zuletzt deswegen
hierzulande Forscher im vergangenen Jahr einen neuen Versuch
starteten, das deutsche Embryonenschutzgesetz zu schreddern und durch
ein Fortpflanzungsmedizingesetz zu ersetzen, das ihnen die menschliche
Embryonen verbrauchende Forschung endlich gestatten soll, ist auch
keine Maßnahme, die das Vertrauen stärken könnte, Wissenschaftler
nähmen es mit der Ethik schon von allein genau genug.

Wenn es etwas gibt, das Einrichtungen wie Hailsham weiterhin auf das
Reich des Fiktionalen beschränkt, so sind es die Ergebnisse, die die
Chinesen vorgelegt haben. Wie die Forscher in »Cell« schreiben, hätten
sie bei ihren Versuchen eine leicht modifizierte Form der Technik
verwendet, mit der Forscher um den Schotten Ian Wilmut 1996 am Roslin-
Institute bei Edinburgh das Klonschaf Dolly erschufen.

Bei der Methode des sogenannten somatischen Zellkerntransfers wird der
aus einer Körperzelle isolierte Zellkern eines Spendertiers im Labor
in das Zytoplasma einer zuvor entkernten Eizelle derselben Spezies
übertragen. Der Transfer erfolgt dabei in der Regel mittels einer
Elektrofusion, bei der die Membranen des Zellkerns und der entkernten
Eizelle für kurze Zeit außer Funktion gesetzt werden. Dies ermöglicht
ein Zusammenfließen der Zytoplasmen und das Einwandern des Kerns in
die entkernte Eizelle. »Glückt« der Transfer, kann sich aus der so
manipulierten Zelle nach einer erfolgreichen Übertragung in den Uterus
eines Leihmuttertiers ein vollständiges Lebewesen entwickeln. Da
dieses Lebewesen zu 99,9 Prozent die gleichen Erbinformationen besitzt
wie das Lebewesen, von dem der Zellkern stammt, spricht man von einemi
Klon. Das Besondere an Dolly war, dass der Zellkern, den die Forscher
um Ian Wilmut damals für den Transfer verwandten, einer bereits
differenzierten Körperzelle entstammte. Dies war bis dahin von den
meisten Klonforschern für unmöglich gehalten worden.

Allerdings war die Methode extrem ineffizient. Für Dolly stellten die
Forscher um Wilmut mittels des somatischen Zellkerntransfers 277
Embryonen her. Nur 29 von ihnen entwickelten sich so erfolgreich bis
zum sogenannten Blastozystenstadium, dass sie in die Uteri von 13
Leihmutterschafen transferiert werden konnten. Von diesen wiederum
wurde nur eines trächtig und warf schließlich Dolly.

Verglichen damit können die Forscher um Sun rund zwei Jahrzehnte
später zwar deutliche Fortschritte auf dem Gebiet der Effizienz
vermelden, technisch gesehen bleibt das Klonen von Menschen dennoch
vorerst eine Utopie. Wie die Forscher in ihrer Publikation schreiben,
hätten sie bei ihren Versuchen mittels des von ihnen modifizierten
somatischen Kerntransfers insgesamt 301 Klonembryos erzeugt. 260 von
ihnen seien anschließend auf 63 Leihmutteraffen transferiert worden.
Dabei sei es zu 28 Schwangerschaften und vier Geburten gekommen. Zwei
der vier Affen seien jedoch kurz nach der Geburt gestorben. Ein auf
der Website der Fachzeitschrift veröffentlichtes Video zeigt angeblich
die beiden Überlebenden beim Spielen.

Technisch noch eindrucksvoller sieht das Ganze aus, wenn man zwischen
den unterschiedlichen Spenderzellen unterscheidet, mit denen die
Forscher experimentierten. In 290 Fällen isolierte das Team um Sun die
Zellkerne aus den Körperzellen erwachsener Affen. Mit Hilfe des
somatischen Zellkerntransfers klonierten sie 192 Embryonen, von denen
sie 181 anschließend in die Uteri von 42 Leihmutteraffen
transferierten. Diese führten in 22 Fällen zu Schwangerschaften, bei
denen zwei Affen geboren wurden. Beide Primaten-Klone verstarben
jedoch kurz nach der Geburt - einer bereits nach nur drei, der andere
nach 30 Stunden.

Erfolgreicher waren Sun und seine Kollegen mit den Zellkernen, die sie
aus den Fetalzellen abgetriebener Affenembryos gewonnen hatten. Mit
den aus ihnen isolierten Zellkernen gelang es ihnen in 109 von 127
Fällen, je einen Klonembryo herzustellen. 79 von diesen übertrugen die
Forscher erfolgreich auf 21 Leihmutteraffen, von den sechs wiederum
tatsächlich schwanger wurden. Dabei kam es zu den Geburten eben jener
beider Affen, die sich dem äußeren Anschein nach normal zu entwickeln
scheinen und denen die Forscher mit Zhong Zhong und Hua Hua Namen
gaben, deren Vor- und Nachnamen zusammengesetzt (Zhonghua) jeweils das
Wort »China« ergeben.

Da es derzeit kein sinnvoll erscheinendes Szenario gibt, das eine
Nachfrage nach der Klonierung abgetriebener Primaten (einschließlich
des Menschen) ankurbeln könnte, muss das, was die Forscher der
chinesischen Akademie der Wissenschaften hier vorexerzierten, in
erster Linie als biotechnologische Machtdemonstration verstanden
werden. Eine, mit der den Investoren aller Herren Länder wohl bedeutet
werden soll: »Seht her, was wir inzwischen können!«

Nun werden andere Forscherteams die Experimente der Chinesen
wiederholen und deren Ergebnisse zu reproduzieren und, wenn möglich,
zu verbessern suchen. Auch im Erfolgsfalle wären die Einschläge von
Menschen noch weit genug entfernt. Doch was, wenn die Experimente als
nächstes an Menschenaffen durchgeführt würden?

Auch lässt sich keineswegs ausschließen, dass in Zukunft Kombinationen
von Technologien wie dem somatischen Zellkerntransfer und dem Genom-
Editing mittels CRISPR/Cas9 einmal andere Szenarien in greifbare Ferne
rücken lassen werden. An einem Markt dafür - sofern ist bereits heute
klar - wird es dann nicht mangeln. Wie Ian Wilmut in seinem Buch
»Dolly« (engl. Originaltitel: »The Second Creation« - »Die zweite
Schöpfung«) erzählt, hätten sich nach der Bekanntgabe von Dollys
Geburt viele Menschen beim Roslin-Institut gemeldet, die sich entweder
selbst klonen lassen wollten oder die Forscher baten, »Verstorbene zu
rekonstruieren«. Dass Einrichtungen wie Hailsham auch dann noch
ausschließlich im Reich der Fiktion angesiedelt werden können, wäre
dann zwar zu hoffen. Wetten wollen werden darauf aber wohl nur noch
unverwüstliche Romantiker.

 * 
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GENTECHNIK/285: Erbkrankheit, die auch beim Menschen vorkommt, bei Mäusen mittels Genkorrektur geheilt (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 08.10.2018

Erbkrankheit mittels Genkorrektur geheilt



Ein Forschungsteam der ETH Zürich und des Kinderspitals Zürich haben ein
neu entwickeltes Korrekturwerkzeug angewandt, um Gen-Mutationen gezielt zu
korrigieren. Damit heilten die Wissenschaftler Mäuse, die an einer
vererbbaren Stoffwechselkrankheit litten, die auch Menschen betrifft.

Die Stoffwechselkrankheit Phenylketonurie dürfte frischgebackenen Eltern
ein Begriff sein: In der Schweiz wird jedes neugeborene Kind auf diese
Erbkrankheit getestet. Ist es davon betroffen, muss es mit einer
speziellen Diät ernährt werden, damit sich die Aminosäure Phenylalanin aus
der Nahrung nicht im Körper anreichern kann. Ein Übermass an Phenylalanin
verzögert die geistige und motorische Entwicklung. In schlimmen Fällen
erleiden Betroffene massive geistige Behinderungen.

Die Ursache für die Stoffwechselstörung ist eine Mutation auf dem Gen, das
den Bauplan für das Enzym namens Phenylalanin-Hydroxylase (PAH) darstellt.
Dieses Enzym, welches von Leberzellen hergestellt wird, baut Phenylalanin
um. Die Krankheit ist sogenannt autosomal rezessiv: Das Kind erkrankt
dann, wenn es von der Mutter und vom Vater je ein mutiertes Gen vererbt
bekommen hat. Heilbar ist diese Krankheit bisher nicht.

Erweiterung des Crispr/Cas9-Systems

Ein Forschungsteam um ETH-Professor Gerald Schwank hat nun aber eine
Methode zunutze gemacht, um beide mutierten Gene in Leberzellen zu
korrigieren und damit die Krankheit zu heilen. Zumindest in Mäusen ist
dies gelungen.

Mithilfe eines um ein Enzym erweitertes Crispr/Cas9-Systems änderten die
Forschenden in erwachsenen Mäusen gezielt die Abfolge der DNA-Bausteine
des entsprechenden Gens. Infolgedessen konnten die Leberzellen wieder
funktionierende PAH-Enzyme herstellen. Die Mäuse waren geheilt.

Im Detail: Der um eine sogenannte Cytidin-Deaminase erweiterte
Crispr/Cas9-Komplex bindet an die zu korrigierende Stelle des Gens und
öffnet lokal die beiden Stränge der DNA. Die Deaminase wandelt das
krankheitsverursachende DNA-Basenpaar C-G in das in gesunden Individuen
vorkommende Basenpaar T-A um. Der Fehler in der DNA-Bausteinabfolge wird
so korrigiert.

Bei der klassischen Crispr/Cas-Editierung ist die Induktion eines
DNA-Doppelstrangbruches das zentrale Element für die Genkorrektur. An einer
definierten Stelle wird der Doppelstrang zerschnitten, und die Zelle
versucht den Schnitt mittels verschiedener Mechanismen zu reparieren.
Falls der Zelle eine passende DNA-Sequenz von aussen zugefügt wird,
erlaubt es ein spezieller Reparaturmechanismus eine Gensequenz gezielt zu
verändern. Das Problem dabei ist, dass die meisten menschlichen Zellen hauptsächlich
andere Mechanismen verwenden, welche zusätzliche ungezielte Mutationen
erzeugen.

Schonendes Genediting

Die Forscher konnten feststellen, dass das neues Gen-Editierwerkzeug sehr
viel effizienter ist als die klassische Crispr/Cas9 Methode: Bis zu 60
Prozent aller fehlerhaften Genkopien in der Mäuseleber wurden korrigiert.
Dies führte dazu, dass die Phenylalanin-Konzentration auf die Normalwerte
sank, und Tiere nach der Behandlung mit dem Gen-Editierwerkzeug keine
Krankheitsanzeichen mehr zeigten.

Um den genetischen Code für das neue Korrekturwerkzeug in die Leberzellen
zu transferieren, bauten die Forscher die dazu nötigen Gene in
Adeno-assoziierte Viren ein und spritzten diese den Mäusen ins Blut. Das Virus
infizierte darauf die Leberzellen und schleuste dabei die Gene für das
Editierwerkzeug in die Leberzelle.

Weitere Stoffwechselkrankheiten heilen

«Dieser Ansatz hat ein hohes Potenzial für Anwendungen im Menschen», sagt
Gerald Schwank. Allerdings sei die vorliegende Studie erst ein
Machbarkeitsbeweis. Klinische Studien müssten folgen, um die Wirksamkeit
des neuen Gen-Editierwerkzeugs in anderen Tieren und dereinst auch im
Menschen zu prüfen.

Bisherige Methoden der Gen-Editierung waren nur mässig erfolgreich darin,
Mutationen direkt in Tieren gezielt zu korrigieren. In der Leber von
erwachsenen Mäusen lag die Korrekturrate bislang bei wenigen Prozent,
erklärt Schwank. «Wir haben hier ein Vielfaches erreicht - das hat bisher
noch niemand geschafft.»

Risiken hält Schwank für gering. Die Forscher haben im Mausmodell nach
Anwendung des Editierwerkzeugs nach ungezielten Mutationen gesucht, also
solche an Stellen, wo keine sein sollten. Fündig wurden sie nicht. In
einer Folgestudie möchte er diese Frage nun noch eingehender untersuchen.
«Die menschliche Leber besteht aus mehreren Milliarden Zellen. Keine davon
darf nach der Editierung Mutationen aufweisen, die zu Tumoren führen»,
betont Schwank. Man müsse auch untersuchen, ob das Adeno-assoziierte
Virus, welches die Forscher als Transportvehikel für die
Editierwerkzeug-Gene einsetzen, unerwünschte Effekte verursache.

Weiter Stoffwechselkrankheiten im Fokus

«Der Einsatz eines Basen-Editors war der Schlüssel zum Erfolg», freut sich
auch Schwanks Doktorand und Studien-Erstautor Lukas Villiger. Diese wurden
am Massachussetts Institute of Technology (MIT) entwickelt und erst vor
zwei Jahren in einer Fachpublikation vorgestellt. Zuvor arbeiteten die
ETH-Forscher mit klassischen Crispr/Cas-Ansätzen. Nach 2016 nutzten
Schwank und Villiger die Technik der US-Forschenden. «Der Weg war trotz
den neuen Basen-Editoren nicht gradlinig, wir mussten ziemlich viel
herumtüfteln», sagt Villiger. Die grösste Überraschung sei gewesen, dass
dieses System so viel effizienter sei als die klassische
Crispr/Cas-Werkzeugkiste.

Schwank sucht nun Finanzmittel, um Versuche an anderen Tiermodellen wie
Schweinen durchführen zu können. «Die Mausleber unterscheidet sich in der
Grösse und der Architektur von der des Menschen oder von Schweinen,
weshalb wir unsere Versuche unbedingt auf einen anderen Organismus
ausdehnen müssen um weiterzukommen.»
Die Phenylketonurie ist nicht die einzige erbliche Stoffwechselerkrankung
der Leber.

Genetisch bedingte Störungen des Harnstoffwechsels führen zum Beispiel
dazu, dass der Körper Ammonium (als Abfallprodukt aus stickstoffhaltigen
Nahrungsmitteln) nicht aus dem Blut entfernen und zu Harnstoff abbauen
kann. Dies führt vor allem zu Störungen im Zentralnervensystem. Die
einzige derzeitig verfügbare Möglichkeit zur Heilung ist eine
Lebertransplantation. Schwank möchte deshalb das neu entwickelte
Gen-Editierwerkzeug auch bei solchen Erbkrankheiten testen.


Originalpublikation:

Villiger L, Grisch-Chan HM, Lindsay H, Ringnalda F, Pogliano CB, Allegri
G, Fingerhut R, Häberle J, Matos J, Robinson MD, Thöny B, Schwank G.

Treatment of a metabolic liver disease by in vivo genome base editing in
adult mice. 

Nature Medicine 2018, Oct 8th. doi 10.1038/s41591-018-0209-1

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2018/10/erbkrankheit-mittels-genkorrektur-geheilt.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/951: 10. World Health Summit - Weltweite Gesundheitsversorgung verbessern (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 09.10.2018

10. World Health Summit: Weltweite Gesundheitsversorgung verbessern



Was kann getan werden, um die weltweite Ausbreitung von
Infektionskrankheiten zu verhindern? Wie kann ein gerechter Zugang zu
lebenswichtigen Arzneimitteln gewährleistet werden? Welche Veränderungen
bringt die Digitalisierung in der Gesundheitsversorgung? Diesen zentralen
Fragen gehen Wissenschaftler der Charité - Universitätsmedizin Berlin und
internationale Akteure auf dem 10. World Health Summit nach.

An drei Tagen diskutieren die Expertinnen und Experten aktuelle sowie
zukünftige Entwicklungen der Gesundheitsversorgung. Gemeinsam versuchen
die rund 2.000 Teilnehmer Lösungsansätze für drängende, globale
Gesundheitsfragen zu erarbeiten. So spricht beispielsweise Prof. Dr. Axel
Radlach Pries, Dekan der Charité, darüber, wie akademische, medizinische
Zentren auf der ganzen Welt mit der globalen Gesundheit umgehen. Prof. Dr.
Hanns-Christian Gunga, stellvertretender Direktor des Charité-Instituts
für Physiologie, informiert über die Auswirkungen der Umwelt auf die
menschliche Gesundheit.

Der dreitägige World Health Summit steht unter der Schirmherrschaft von
Bundeskanzlerin Angela Merkel, dem französischen Präsidenten Emmanuel
Macron sowie dem Präsidenten der Europäischen Kommission Jean-Claude
Juncker. Als Gäste werden unter anderem der Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn und der Bundesentwicklungsminister Gerd Müller, der Generaldirektor
der WHO Tedros Adhanom Ghebreyesus sowie Microsoft-Gründer Bill Gates
erwartet.

Prof. Dr. Karl Max Einhäupl, Vorstandsvorsitzender der Charité, gratuliert
zum zehnjährigen Weltgesundheitsgipfel: "Der World Health Summit ist eine
Erfolgsgeschichte. Es ist die einzige Veranstaltung, bei der Wissenschaft,
Politik und Industrie zusammenkommen, um schwierige Fragen im
Gesundheitswesen auf der ganzen Welt zu diskutieren."

Die Konferenz findet vom 14. Oktober bis zum 16. Oktober im Kosmos,
Karl-Marx-Allee 131a in 10243 Berlin statt. Die Konferenzsprache ist Englisch.
Die gesamte Konferenz ist presseöffentlich, Journalisten können sich
akkreditieren. Die Pressekonferenz des World Health Summit findet am
Sonntag, den 14. Oktober, von 17.15 Uhr bis 17.45 Uhr statt. 

Eine Anmeldung ist hier möglich:

https://www.worldhealthsummit.org/media/accreditation.html

Erstmals findet im Rahmen des World Health Summit die Charité-Sprechstunde
statt. Expertinnen und Experten der Charité beantworten Fragen rund um die
Gesundheit. Die öffentliche Sprechstunde findet am Samstag, den 13.
Oktober von 10.30 Uhr bis 16.00 Uhr ebenfalls im Kosmos statt. Der
Eintritt ist frei, eine vorherige Anmeldung ist notwendig:
https://www.worldhealthsummit.org/sprechstunde


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.worldhealthsummit.org/

https://www.registration-whs.com/Program/WHS2018

https://www.worldhealthsummit.org/media/accreditation.html

https://www.worldhealthsummit.org/satellites/charite-sprechstunde.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/184: Die Geburtshilfe in Deutschland braucht ein Umdenken (Deutscher Hebammenverband)


Deutscher Hebammenverband e.V. - 9. Oktober 2018

Die Geburtshilfe in Deutschland braucht ein Umdenken

Hebammenverband fordert mehr Personal und neue Finanzierung



Der Deutsche Hebammenverband e. V. (DHV) veröffentlicht aktuell zehn
Maßnahmen für eine Verbesserung der aktuellen Schieflage in
Deutschlands Kreißsälen. Kern der Forderungen sind der Erhalt einer
flächendeckenden Geburtshilfe in Deutschland und eine gute Versorgung
rund um die Geburt von jeweils einer Hebamme für eine Frau - die
Eins-zu-eins-Betreuung. Im Ausschuss für Gesundheit des Deutschen
Bundestags wird morgen im Rahmen der Anhörung zum
Pflegepersonalstärkungsgesetz (PPSG) auch die Arbeitssituation von
Hebammen in Kliniken thematisiert. Der DHV fordert, dass die
vorgesehenen Verbesserungen für die Pflege im Krankenhaus auch auf die
Geburtshilfe übertragen werden. Der Bundesrat hat sich ohne
Gegenstimme diesen Forderungen angeschlossen und um eine
Berücksichtigung der Geburtshilfe im weiteren Gesetzgebungsverfahren
gebeten. Die Bundesregierung hat zugesagt dies zu prüfen. Wie in der
Pflege sollte künftig jede zusätzliche Hebammenstelle, jede
Aufstockung auf Vollzeit sowie jede Tarifsteigerung vollständig
refinanziert werden. Ebenso muss die Geburtshilfe in das langfristige
neue Finanzierungkonzept ab 2020 einbezogen werden.

"Wir benötigen eine gute und sichere Geburtshilfe für Mutter und Kind
und bessere Arbeitsbedingungen für Hebammen in den Klinken", betont
Susanne Steppat, Präsidiumsmitglied des Deutschen Hebammenverbandes e.
V. "Die Aufnahme von Hebammen in die geplanten Verbesserungen für die
Pflege wäre ein guter Schritt hin zu besseren Arbeitsbedingungen."
Deutschlandweit gibt es eine immer schwierigere Situation in
Kreißsälen. Hebammen stehen vor denselben Herausforderungen wie die
Pflege insgesamt. Bei steigenden Geburtenzahlen hat aktuell fast jede
zweite Klinik mit Geburtshilfe Probleme offene Hebammenstellen zu
besetzen. Hebammen in Deutschland betreuen aktuell bereits mehr als
doppelt so viele Frauen unter der Geburt wie in anderen europäischen
Ländern. Darunter leidet die Versorgung für Mutter und Kind rund um
die Geburt.

Eine flächendeckende Versorgung mit guter und sicherer Geburtshilfe
ist nach Auffassung des DHV in Deutschland vor allem dann möglich,
wenn die Finanzierung der klinischen Geburtshilfe nachhaltig gesichert
ist und der Arbeitsplatz Klinik für Hebammen wieder attraktiver wird.
Dafür sind strukturelle Veränderungen notwendig.

Der Deutsche Hebammenverband schlägt dafür folgende weitergehende Maßnahmen vor:

1. Schwangere und Gebärende müssen flächendeckend eine sichere und
frauenzentrierte geburtshilfliche Versorgung vorfinden.

2. Vorhaltekosten der Geburtshilfe sollten berücksichtigt werden: Auch
wenn keine Geburt stattfindet, muss der Kreißsaal mit Personal besetzt
sein.

3. Für die Patientensicherheit von Mutter und Kind ist die
international übliche sogenannte Eins-zu-eins-Betreuung einzuführen.

4. Die räumliche Situation in den Kreißsälen ist dem tatsächlichen
Bedarf anzupassen.

5. Die physiologische Geburt muss in Kliniken gefördert werden.

6. Zusätzliche geburtshilfliche Notfallambulanzen bzw. ein
geburtshilflich-gynäkologischer kassenärztlicher Notdienst sollen
eingerichtet werden.

7. Alle durch Hebammen erbrachten Leistungen müssen vergütet und
berufsfremde Tätigkeiten vermieden werden.

8. Hebammenpotenziale sollen genutzt und neue Arbeitsplatzmodelle
geschaffen werden.

9. Hebammen sollen in leitende Tätigkeiten: Hebammen haben eine
Schlüsselfunktion für die Gesundheit von Mutter und Kind. Das muss in
den Organisationsstrukturen und Leitungsfunktionen einer Klinik
gespiegelt werden.

10. In allen Kliniken muss ein interprofessionelles und nachhaltiges
Fehlermanagement in der Geburtshilfe umgesetzt werden.

Das Zehn-Punkte-Papier "Geburtshilfliche Versorgung in den Kliniken
flächendeckend sicherstellen, Hebammenpotenziale nutzen!"

sowie eine Stellungnahme des DHV zur Anhörung im Gesundheitsausschuss
im Deutschen Bundestag finden Sie unter 

https://www.hebammenverband.de/standpunkte/verband-und-berufspolitik/


Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) ist der größte
Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus 16
Landesverbänden mit über 19.500 Mitgliedern zusammen. Er vertritt die
Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und freiberufliche
Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen, Hebammenwissenschaftlerinnen,
Hebammen in den Frühen Hilfen, hebammengeleitete Einrichtungen sowie
Hebammenschülerinnen und Studierende vertreten. Über die berufliche
Interessenvertretung hinaus ist eine gute medizinische und soziale
Betreuung der Frauen und ihrer Kinder vom Beginn der Schwangerschaft
bis zum Ende der Stillzeit ein zentrales Anliegen des Verbandes. Als
Mitglied in der European Midwives Association (EMA), im Network of
European Midwifery Regulators (NEMIR) und in der International
Confederation of Midwives (ICM) setzt er sich auch auf europäischer
und internationaler Ebene für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie
die Gesundheit von Frauen und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:

Deutscher Hebammenverband e.V.

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Geschäftsstelle:

Gartenstraße 26, D-76133 Karlsruhe

Telefon: 0721-98189-0, Fax: 0721-98189-20

Mail: info@hebammenverband.de

Internet: www.hebammenverband.de
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DIABETES/2035: Jahrestreffen - Europäische Nationen wollen gemeinsam gegen Diabetes kämpfen (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 09.10.2018

EASD 2018: Call to Action - Europäische Nationen wollen gemeinsam gegen Diabetes kämpfen



Jeder zehnte Europäer leidet an Diabetes, schätzungsweise 60 Millionen
Menschen sind insgesamt betroffen: Tendenz weiter steigend. Um Prävention
und Versorgung zu verbessern, wollen Wissenschaftler, Ärzte und Betroffene
künftig länderübergreifende Anstrengungen unternehmen. Zu diesem Zweck
wurde das "European Diabetes Forum" (EUDF) ins Leben gerufen. Die Gründung
fand im Rahmen des 54. Jahrestreffens der European Association for the
Study of Diabetes (EASD) statt, bei dem die Deutsche Diabetes Gesellschaft
(DDG) am 4. Oktober zu einer "Night of Nations" eingeladen hatte.

"Wir rufen alle Diabetes-Experten in Europa auf, ein gemeinsames
Positionspapier für Brüssel zu formulieren", sagte Professor Dr. med. Dirk
Müller-Wieland, Präsident der DDG. Die Politik müsse angesichts des
menschlichen Leids und der enormen sozio-ökonomischen Folgekosten, die
durch Diabetes entstehen, mit konkreten Maßnahmen reagieren.

Zu den 60 Millionen diabeteskranken Europäern kommen schon heute
schätzungsweise weitere 22 Millionen Betroffene hinzu, deren Diabetes noch
nicht diagnostiziert ist. Im Jahr 2045 wird die Anzahl der Erkrankten in
Europa voraussichtlich auf 81 Millionen anwachsen. "Die Gesundheitssysteme
sind gegenwärtig schlecht aufgestellt, um dieser wachsenden Pandemie
effektiv zu begegnen", stellt das EUDF in seinem Grundsatzpapier "A Call
to Action" fest. Auch DDG-Präsident Müller-Wieland fordert die
europäischen Diabetes-Experten auf, "One Voice for Brussels" zu
formulieren. Derzeit werden für die Diabetesbehandlung zwölf Prozent der
Gesundheitsausgaben aufgewandt. Alle sechs Sekunden stirbt ein Patient an
den Folgen seiner Erkrankung, vor allem an Herzinfarkt und Schlaganfall.
"Die Diabetesversorgung muss kontinuierlich verbessert und modernisiert
werden, angestoßen durch politische Maßnahmen", fordern die Vertreter des
neu gegründeten EUDF.

Versorgung und translationale Forschung ließen sich beispielsweise durch
eine bessere Nutzung von Forschungsergebnissen und digitaler Daten
weiterentwickeln, betonte Müller-Wieland bei der "Night of Nations". Schon
heute lassen sich daraus zielgerichtetere Erkenntnisse für Diagnostik und
Therapie der Patienten ableiten. So haben EASD und die American Diabetes
Association (ADA) beim gerade zu Ende gegangenen Jahrestreffen aufgrund
verschiedener Studienergebnisse in einem Konsenspapier neue klinische
Empfehlungen zur Behandlung des Diabetes Typ 2 verabschiedet. "Künftig
sollen kardiovaskuläre Risiken stärker berücksichtigt werden", berichtet
Müller-Wieland. Zwar bleibt Metformin zur Behandlung des Diabetes Typ 2
Mittel der ersten Wahl. Reichen die Tabletten nicht mehr aus, seien jedoch
unter bestimmten Voraussetzungen injizierbare GLP-1-Agonisten oder
SGLT2-Hemmer dem Insulin vorzuziehen. "Für einige dieser Medikamente ist
belegt, dass sie die kardiovaskuläre Sterblichkeit deutlich reduzieren",
sagt Müller-Wieland. Zudem müsse Big Data verstärkt genutzt werden. Das
wurde bei einer Round-Table-Diskussion der DDG zum Umgang mit künstlichem
Pankreas, Big Data und innovativen Technologien in der Diabetologie
deutlich, an der auch Vertreter des Bundesinstituts für Arzneimittel und
Medizinprodukte (BfArM) teilnahmen.

Nur wenn alle verfügbaren Patientendaten aus Forschung, Versorgung und
Präventionsprogrammen gebündelt, intelligent vernetzt und ausgewertet
würden, könne sich die Qualität der Patientenversorgung weiter stark
verbessern. Klinische Verläufe, neue Krankheitszusammenhänge und
Risikopatienten würden sich dank Digitalisierung besser erkennen lassen.
"Für Patienten bedeutet das, dass Krankheiten frühzeitig entdeckt,
zielgerichteter behandelt oder gar vermieden werden könnten", betont
DDG-Präsident Müller-Wieland.

"Darüber hinaus muss durch bevölkerungsweite Präventionsmaßnahmen
verhindert werden, dass immer mehr Menschen an Diabetes Typ 2 erkranken",
fordert Barbara Bitzer, Geschäftsführerin der DDG. Hier hält die
Fachgesellschaft gesundheitsfördernde Steueranpassungen, also eine erhöhte
Steuer auf hochkalorische Produkte bei gleichzeitiger Steuerentlastung
gesunder Lebensmittel, für die effektivste Maßnahme. Zudem sollte ein
Verbot von Lebensmittelwerbung, die sich an Kinder richtet, verbindliche
Standards für die Verpflegung in Kitas und Schulen sowie eine tägliche
verpflichtende Stunde Schulsport/Bewegung etabliert werden.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ddg.info

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Diabetes Gesellschaft - 09.10.2018
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FORSCHUNG/1287: Erste Erfolge mit epigenetischen Medikamenten gegen Krebs (idw)


Wilhelm Sander-Stiftung - 09.10.2018

Neue Medikamente gegen Krebs: Erste Erfolge mit HDAC-Inhibitoren



Wird es möglich sein, Krebs mit neuen Arzneistoffen zu besiegen? Wie
können bösartige Zellen getötet und gleichzeitig gesundes Gewebe erhalten
werden? Sind Veränderungen von Eiweißen in Krebszellen der Schlüssel für
neue Therapien? Antworten auf diese Fragen sucht ein Team von
Wissenschaftlern um Prof. Dr. Oliver H. Krämer vom Institut für
Toxikologie der Universitätsmedizin Mainz. Ihre Forschung zielt darauf ab,
mit neuen Medikamenten, sogenannten HDAC-Inhibitoren, Krebszellen
abzutöten und so deren Ausbreitung im Körper zu verhindern. Im Rahmen
eines von der Wilhelm Sander-Stiftung geförderten Forschungsprojektes
konnten die Wissenschaftler damit vielversprechende Resultate erzielen.

Die derzeit vorhandenen Therapien für Krebs sind oftmals unzureichend und
mit schweren Nebenwirkungen verbunden. Dies liegt unter anderem daran,
dass Krebszellen aus normalen Körperzellen hervorgegangen sind. Deshalb
ist es nur schwer möglich, Krebszellen von außen zu bekämpfen, ohne das
gesunde Gewebe zu schädigen. Besonders gefährlich ist Krebs, wenn er von
seinem Ursprungsorgan (z. B. dem Darm) in weitere Organe (z. B. Leber und
Bauchspeicheldrüse) gestreut hat. "Diese Tumore und ihre
Tochtergeschwülste, sogenannte Metastasen, sind schon sehr
fortgeschritten, raumfordernd und oftmals unempfindlich gegenüber
bestehenden Therapien", erklärt Prof. Dr. Oliver H. Krämer vom Institut
für Toxikologie der Universitätsmedizin Mainz. "Um neue Therapiechancen zu
entdecken, müssen wir verstehen, wie Krebszellen funktionieren, neue
Medikamente entwickeln und diese klug einsetzen und kombinieren", so
Krämer weiter. Solche neuen Therapieansätze haben er und sein
Forscherteam, darunter die Doktorandinnen Nicole Kiweler und Nisintha
Mahendrarajah, im Rahmen eines von der Wilhelm Sander-Stiftung
geförderten, umfassenden Forschungsprojektes untersucht.

Den Feind kennen

Worin unterscheiden sich Tumorzellen von ihren gesunden Schwesterzellen?
Diese Frage treibt Krebsforscher schon lange um, denn sie ist der
Schlüssel dafür, Krebszellen effizient und sicher zu deaktivieren oder
abzutöten. Neuere Ergebnisse zeigen, dass Tumorzellen gegenüber normalen
Zellen eine veränderte Markierung von wichtigen körpereigenen Eiweißen
(Proteinen) mit sogenannten Acetylresten aufweisen. Diese Reste entstammen
der Essigsäure, die als natürlicher und essentieller Bestandteil im Körper
vorkommt. Durch das Anhängen von Acetylresten werden positive Ladungen
neutralisiert und die Ableserate von Genen und die Funktion von Proteinen,
die für das Zellwachstum wichtig sind, verändert. Dieser Prozess
unterliegt der Enzymfamilie der sogenannten Histon-Deacetylasen (HDACs),
welche 18 Proteine umfasst. In Krebszellen sind HDACs oftmals
fehlreguliert und die Markierung von Proteinen mit Acetylresten ist
dementsprechend gestört. Hemmstoffe der HDACs, sogenannte
HDAC-Inhibitoren, können das Wachstum und das Überleben von Krebszellen
reduzieren. Dies spricht sehr dafür, dass entartete Zellen von der
gestörten Balance der Acetylreste abhängig sind. Hier setzt das
Forscherteam um Krämer an. Mithilfe von HDAC-Inhibitoren wollen sie die
Acetylierungsmuster in Tumorzellen so modulieren, dass diese zerstört
werden.

Erste Erfolge mit epigenetischen Medikamenten

HDAC-Inhibitoren zählen zur Gruppe der sogenannten epigenetischen
Medikamente, da sie unter anderem Eiweiße an der DNA, aber nicht die
Abfolge von Basenpaaren in der Erbinformation verändern. In mehreren
Arbeiten konnten die Wissenschaftler neue Erkenntnisse zur Hemmung von
Krebszellen durch klinisch erprobte und nebenwirkungsarme Substanzen gegen
einzelne Mitglieder der HDACs erzielen.

So gelang es den Wissenschaftlern beispielsweise, Darmkrebszellen mittels
HDAC-Inhibitoren die Kontrolle über ihren Zellzyklus zu entziehen. Dieser
komplizierte Prozess reguliert das Zellwachstum und ist in Krebszellen
dauerhaft auf Vermehrung programmiert. Durch die pharmakologische Hemmung
von HDACs werden Zellzyklus-Kontrollpunkte inaktiviert. Diese
Kontrollsignale können den Zellzyklus stoppen (Arretierung) und den
programmierten Zelltod (Apoptose) einleiten. Die Forscher fanden heraus,
dass zwei HDACs, HDAC1 und HDAC2, die Synthese eines Proteins namens PR130
unterdrücken. Dementsprechend bewirken HDAC-Inhibitoren dessen Anhäufung
in Krebszellen. Dies ist entscheidend dafür, ob Tumorzellen nach der
Behandlung mit Chemotherapeutika Zellzyklus-Kontrollpunkte aktivieren
können. "HDAC-Inhibitoren können Krebszellen überlisten: Sie merken nicht,
dass sie Stress durch Chemotherapeutika haben, reagieren daher nicht
adäquat und sterben ab", erklärt Krämer die Wirkungsweise der neuartigen
Medikamente. Darüber hinaus haben die Wissenschaftler festgestellt, dass
HDAC-Inhibitoren wichtige Aspekte der Reparatur von DNA-Schäden in
Krebszellen aushebeln und diese dadurch sensitiver für DNA-schädigende
Chemotherapien machen können.

In einem weiteren Projekt fand die Arbeitsgruppe um Krämer heraus, dass
HDAC-Inhibitoren das Wachstum von Nierenkrebszellen und deren
Metastasierung in das Lungengewebe deutlich verringern. Entgegen der
derzeitigen Lehrmeinung, dass diese Medikamente nur einseitig das
Metastasierungsverhalten von Tumorzellen umformen können, zeigen in
Zusammenarbeit mit Dr. Falk Butter vom Institute of Molecular Biology in
Mainz gewonnene Daten aus über 5.000 in Krebszellen exprimierten
Proteinen, dass HDAC-Inhibitoren in der Lage sind, viel komplexere
Gen- und Proteinmuster in Nierenkrebszellen so zu verändern, dass diese in die
Apoptose getrieben werden.

Ferner konnten die Wissenschaftler zeigen, dass eine Kombination aus
HDAC-Inhibitoren und dem Vitamin-A-Derivat All-trans-Retinsäure in der
Behandlung von Leukämiepatienten sehr umsichtig erfolgen sollte. Die
gezielte Wahl bestimmter HDAC-Inhibitoren und eine genaue Abfolge der
verabreichten Substanzen sind notwendig, um die Leukämiezellen abzutöten
und einen im schlimmsten Fall schützenden Effekt von Retinsäure auf die
Tumorzellen zu vermeiden. "Dieser Aspekt kann nicht nur retrospektiv
klinische Ergebnisse solcher Kombinationsbehandlungen erklären, sondern
auch neue Therapieansätze aufzeigen", erläutert Krämer die Erkenntnisse.
Innovative Therapiechancen könnten sich auch aus Forschungsdaten zu einem
für Leukämiezellen wichtigen, Phosphatgruppen übertragenden Protein namens
ACK1 ergeben. HDAC-Inhibitoren bewirken eine Zerstörung von ACK1 und
wirken dadurch mit Dasatinib, einem bei Leukämien eingesetzten, modernen
Medikament, das auch ACK1 hemmen kann.

Die Arbeiten von Krämer und seinem Team tragen auch dazu bei, in Zukunft
zu erkennen, welche Patientinnen und Patienten auf bestimmte Therapien
ansprechen und wie diese dementsprechend bestmöglich behandelt werden
können. Für diese sogenannte Stratifizierung in gezielte Therapieschemata
scheint die HDAC2 eine wichtige Rolle zu spielen. HDAC2 ist in vielen
Tumoren und vor allem in Darmkrebszellen fehlreguliert. Hierdurch kann das
p53-Protein, welches auch als "Wächter des Genoms" bezeichnet wird,
ausgeschaltet werden. In der Folge können Zellen schneller entarten und
werden robuster gegen Chemotherapeutika. Darmkrebstumore erweisen sich in
Bezug auf HDAC2 als "Mosaike", das heißt sie sind Gemische aus Zellen mit
und ohne HDAC2. Hierin liegt die Gefahr, dass ein Teil der Krebszellen
robuster ist als andere und diese widerstandsfähigeren Tumorzellen nach
einer Chemotherapie erneut auswachsen. In Kooperation mit Dr. Günter
Schneider vom Klinikum rechts der Isar der TU München erfolgreich
durchgeführte Untersuchungen zeigen außerdem, dass Krebszellen aus der
Bauchspeicheldrüse mit mutierten Formen von p53 gegenüber HDAC-Inhibitoren
empfindlich reagieren. Dies könnte therapeutisch relevant werden, da viele
Tumorzellen in ihrem Überleben von entartetem p53 abhängig sind.

Die im Rahmen der Forschungsarbeiten gewonnenen Ergebnisse wurden in über
40 international sichtbaren Originalpublikationen und etlichen
Übersichtsartikeln veröffentlicht. Einige weitere Arbeiten zum
Forschungsprojekt sollen zeitnah veröffentlicht werden. "Es ist von
zentraler Bedeutung, dass wir unsere Forschungsdaten unseren
forschungsnahen Kolleginnen und Kollegen, aber insbesondere auch
behandelnden Ärztinnen und Ärzten sowie deren Patientinnen und Patienten
zugänglich machen", betont Krämer.

In ihrem umfassenden Forschungsprojekt konnten Krämer und sein Team
nachweisen, dass HDACs von essentieller Bedeutung für die Krebsentstehung
und -aufrechterhaltung sowie für das Ansprechen von Krebszellen auf
Chemotherapie sind. "Umso wichtiger ist die weitere Erforschung,
Entwicklung und Testung von HDAC-Inhibitoren. Denn durch ihre Fähigkeit,
die Struktur von Eiweißen und die Ableserate von Genen zu verändern, die
das Wachstum entarteter Zellen regulieren, können diese neuartigen
Arzneistoffe wesentlich zum erfolgreichen Kampf gegen Krebs beitragen. Sie
eröffnen ganz neue Therapieoptionen, indem sie dem Körper ermöglichen,
bösartige Zellen gezielt abzutöten und gleichzeitig gesundes Gewebe - und
damit auch die Lebensqualität der Krebskranken - zu erhalten",
unterstreicht Krämer die Bedeutung der neuen Medikamente.
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ENTWICKLUNG/1401: Mit Hilfe eines 3D-Bildgebungsverfahrens den Weg des Sättigungshormons Leptin im Gehirn beobachten (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 09.10.2018

Satt in 3D



Viele übergewichtige Menschen vermissen das Gefühl, satt zu werden. Bisher
nahm man an, das läge an einem gestörten Transport des Sättigungshormons
Leptin ins Gehirn. Das ist so aber nicht richtig, wie eine Gruppe von
Wissenschaftlern des Helmholtz Zentrums München im 'International Journal
of Obesity' zeigt. Möglich wurde die Arbeit durch ein neues
3D-Bildgebungsverfahren, was erlaubt, den Weg des Hormons im Gehirn als Video
nachzuverfolgen.

Leptin ist ein wichtiges Sättigungshormon, das vom Fettgewebe gebildet
wird. Je mehr Fettgewebe im Körper vorhanden ist, umso mehr Leptin wird in
das Blut abgegeben und gelangt durch die Blut-Hirn-Schranke in das
Sättigungszentrum des Gehirns. Dort aktiviert das Hormon Leptin-Rezeptoren
in den Nervenzellen und signalisiert so dem Gehirn, die Nahrungsaufnahme
einzustellen. Reagieren die Sättigungszentren nicht mehr auf das Hormon,
spricht man von einer Leptin-Resistenz. Die Betroffenen haben ständig
Hunger, als wären ihre Fettspeicher nicht schon längst gefüllt.
Leptin-Resistenz ist eine der Hauptursachen für Übergewicht und Adipositas.

"Leptin wird in dicken Mäusen und Menschen in hoher Konzentration vom
Fettgewebe in die Blutbahn freigesetzt, aktiviert aber nicht deren
Sättigungszentren im Gehirn. Bislang ging man davon aus, dass die Ursache
ihrer Hormonresistenz ein gestörter Transportprozess ist", erklärt Luke
Harrison, Doktorand am Helmholtz Zentrum und Erstautor der Studie. Weil
das Leptin nur noch eingeschränkt die Blut-Hirn-Schranke überwinden kann,
so die Theorie, kommt weniger an in den Sättigungszentren. "Mit unserem
neuartigen 3D-Verfahren konnten wir den Transport von Leptin erstmals
sichtbar machen und untersuchen, ob diese Theorie stimmt", so der
Wissenschaftler.

In seiner Arbeit konnte er nun zusammen mit Biologen, Pathologen sowie
Strukturbiologen diese Annahme widerlegen. Mit dem neuen
Bildgebungsverfahren hat das Forscherteam unter der Leitung von Dr. Paul
Pfluger, Partner im Deutschen Zentrum für Diabetesforschung, nachgewiesen,
dass Leptin sowohl in dünnen als auch in dicken Mäusen in ausreichender
Menge in das Gehirn gelangt. Die Ursache für die Störung im Essverhalten
muss also in den Nervenzellen selber liegen. "Wir können die Ursache von
Leptin-Resistenz nun eingrenzen und unsere Forschung auf die molekularen
Mechanismen innerhalb der Nervenzellen fokussieren", erklärt Dr. Paul
Pfluger. "Sind alle Abläufe in unserem Sättigungsverhalten entschlüsselt,
können wir neue Therapien gegen Fettleibigkeit entwickeln und dicke
Menschen gezielt beim Abnehmen unterstützen." Gerade die aktuellen
Arbeiten am Tiermodell, erklärt der Biologe, wären ein wichtiger Schritt
in diese Richtung. "Die Reaktion des Körpers auf das Leptin
wiederherzustellen ist für adipöse Patienten ein wichtiger Schritt, nur
damit lässt sich die Nahrungsaufnahme regulieren."

Tatsächlich konnte sein Forscherteam vor kurzem zeigen, dass die Substanz
Celastrol, die auch in der chinesischen Medizin verwendet wird, die
Leptin-Sensitivität wiederherstellt und das Körpergewicht sinken lässt.
Erste Ansätze sind also gegeben und die Forschung am Helmholtz Zentrum
München wird hierzu weiter intensiviert. Nicht zuletzt auch durch die
Gründung des neuen Helmholtz-Instituts für Metabolismus-, Adipositas- und
Gefäßforschung (HI-MAG) am Standort Leipzig mit der deutschlandweit
einzigen Möglichkeit, im Menschen klinische Studien zur
Leptin-Ersatztherapie durchzuführen.

Weitere Informationen zum 3D-Video

Transport von mit grüner Fluoreszenz markiertem Leptin aus den rot
gefärbten Blutgefäßen in das Hirngewebe einer Maus. In den Blutgefäßen
verbleibendes Leptin ist gelb gefärbt. Leptin wird hauptsächlich über den,
markant in grün erscheinenden, Plexus choroides transportiert und somit
über die Hirnflüssigkeit im Gehirn verteilt.

Anleitung zum Betrachten des stereoskopischen 3D-Videos:

1) Zum Betrachten des stereoskopischen 3D-Videos muss man den Abstand
zwischen dem linken und rechten Video so anpassen, dass dieser dem
Augenabstand entspricht. Dies lässt sich über Ändern des Zoom-Faktors im
Browser erreichen.

2) Anschließend können Geübte durch Schielen das mittige 3D-Video
betrachten. Ein Überlagern der beiden roten Punkte zu einem dritten,
mittigen Punkt kann hierbei helfen.

3) Ungeübte können die Augen nah an den Monitor bringen und mit dem
linken Auge das linke Video fixieren, mit dem rechten das rechte Video
(bzw. den linken und rechten Punkt). Behält man die Fixierung bei und
entfernt den Kopf anschließend vom Monitor, kann man in der Mitte zwischen
den Videos ein drittes Video in 3D sehen.
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ENTWICKLUNG/1400: Laser-Mikroskop - selbstmessender Netzhaut-Scanner (idw)


Berner Fachhochschule - 09.10.2018

Forscher entwickeln selbstmessenden Netzhaut-Scanner



Ein von der Berner Fachhochschule BFH entwickeltes Laser-Mikroskop
ermöglicht zum ersten Mal eine kontinuierliche Überwachung der Netzhaut -
sogar bei Patientinnen und Patienten zu Hause. Damit eröffnen sich neue
Perspektiven für die Behandlungen von weit verbreiteten Augenleiden, die
unbehandelt zur Erblindung führen können.

Die altersbedingte Makuladegeneration (AMD) und andere Krankheiten mit
Flüssigkeitseinlagerungen in der zentralen Netzhaut (Makula) gehören zu
den häufigsten Augenleiden. Davon sind insbesondere ältere Personen
betroffen. Entscheidend für eine erfolgreiche Therapie ist die frühzeitige
Erkennung von krankhaften Veränderungen der Netzhaut (Retina). Sie ist nur
durch häufige - zum Teil monatliche - Untersuchungen in spezialisierten
medizinischen Institutionen gewährleistet. Die Kontrollen sind eine grosse
Belastung für die Patientinnen und Patienten und verursachen beträchtliche
Kosten und Zeitaufwand.

Patientenfreundliche Augen-Mikroskopie

Die Berner Firma Mimo AG hat unter der Leitung des Basler
Augenspezialisten Peter Maloca ein fortgeschrittenes Überwachungssystem
für die Retina entwickelt, das die rechtzeitige Diagnose von
Netzhautveränderungen vereinfacht und verbessert. Die Methode basiert auf
der seit Jahren eingesetzten optischen Kohärenztomografie (OCT), auch
Lasermikroskopie genannt. Im Rahmen eines bahnbrechenden Projekts hat die
Forschungsgruppe HuCE-optoLab des BFH-Zentrums Technologien in Sport und
Medizin gemeinsam mit der Mimo AG ein kompakteres und selbstmessendes
OCT-Gerät entwickelt. Es wird eine nahtlose Überwachung der zentralen
Netzhaut beim Patienten zu Hause oder an einem beliebigen Ort ermöglichen.
Der tragbare optische Kohärenztomograf «Mimo» hat die Grösse einer
Kaffeemaschine. Sein anwendungsoptimiertes Design gewährleistet, dass ihn
gerade auch ältere Patientinnen und Patienten intuitiv bedienen können.
Nach der Positionierung des Kopfs in einer ergonomisch geformten Auflage
führt das Gerät den Netzhaut-Scan in kürzester Zeit und vollautomatisch
durch. Die hohe Messgeschwindigkeit verbessert den Patientenkomfort und
kann Messfehler als Folge von Kopfbewegungen reduzieren.

Sicherheit dank künstlicher Intelligenz

Die von «Mimo» erfassten 3D-Aufnahmen enthalten weniger Informationen als
jene von klinischen OCT-Geräten. Sie sind jedoch ausreichend für eine
verlässlich Analyse, betont Peter Maloca: «Die entscheidende Innovation
des Systems liegt in der Auswertung der Daten durch eine Software mit
Machine Learning, einer Technologie der künstlichen Intelligenz. Die
vollautomatische Analyse von vielen Scans ermöglicht bessere Diagnosen als
manuell ausgewertete Daten, die in grösseren zeitlichen Abständen erfasst
wurden.» Dazu kommt, dass «Mimo» die Analyseresultate automatisch an ein
beliebiges Endgerät übermitteln wird. Arzt und Patient werden bei einem
auffälligen Befund sofort benachrichtigt. Das mindert das Risiko, dass
Daten nicht rechtzeitig ausgewertet werden und die Therapiemassnahmen zu
spät erfolgen.

Derzeit läuft die klinische Validierung des neuartigen OCT-Geräts und der
Auswertungssoftware. «Technisch gesehen ist das System bald bereit für die
Markteinführung», sagt Peter Maloca, der bei seinen Patienten ein grosses
Bedürfnis für ein solches Messgerät ausmacht. Indem die Technik zum
Patienten gehe statt umgekehrt und sich dem Patienten anpasse, komme man
dem Ziel der personalisierten Medizin näher. Diese sei Voraussetzung, um
das optimale Zeitfenster für eine Therapie zu bestimmen, was längerfristig
die Sehfähigkeit erhalte und tiefere Kosten verursache.

Interdisziplinäre OCT-Kompetenz für die Industrie

An der Entwicklung des Schweizer Überwachungssystems «Mimo» sind neben der
Berner Fachhochschule auch die Augenkliniken der Universitäten Basel und
Zürich sowie das Royal Moorfields Eye Hospital in London beteiligt. Die
Spezialisten der BFH haben das automatisch messende OCT-Gerät konstruiert
und seinen Einsatz im Rahmen der klinischen Studie begleitet. «Es war ein
ideales Zusammenarbeitsprojekt zwischen der BFH und einem
Wirtschaftspartner, das von der Schweizerischen Agentur für
Innovationsförderung Innosuisse gefördert wurde», erläutert Christoph
Meier, Leiter des HuCE-optoLab. «Für uns ist das Projekt zu einem
erfolgreichen Abschluss gekommen, die optische Kohärenztomografie bleibt
aber Schwerpunkt unserer Forschungs- und Entwicklungstätigkeit.
Verschiedene Kooperationen mit industriellen und akademischen Partnern
sowie Studien an spezialisierten Kliniken sorgen auch in Zukunft für
spannende Herausforderungen für unser junges und motiviertes Team.»
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ENTWICKLUNG/1399: Elektronenstrahlen für eine schnelle und sichere Impfstoff-Produktion (idw)


Fraunhofer-Institut für Produktionstechnik und Automatisierung IPA - 09.10.2018

Krankheitserreger im Visier

Elektronenstrahlen für eine schnelle und sichere Impfstoff-Produktion



In einem interdisziplinären Projekt haben Forscher aus vier
Fraunhofer-Instituten eine Technik entwickelt, mit der sich Erreger zur Herstellung
von Impfstoffen schnell und sicher abtöten lassen.

Nicht nur Waren und Menschen reisen heute innerhalb weniger Stunden um die
Welt. Im Zeitalter der Globalisierung können sich auch Krankheitserreger
rasend schnell ausbreiten. Um Epidemien zu verhindern, müssen schnell neue
Impfstoffe hergestellt werden.

Ein neues Verfahren, entwickelt von einem interdisziplinären Team der
Fraunhofer-Gesellschaft, hilft die Krankheitserreger zur Herstellung von
Impfstoffen schnell und vollständig abzutöten, ohne dabei die äußere Form
der Viren, Bakterien oder Parasiten zu beeinträchtigen. Der Totimpfstoff,
der so entsteht, ist für den Organismus ungefährlich, bewirkt aber, dass
das Immunsystem Antikörper bildet, die vor einem Ausbruch der Krankheit
schützen.

Bisher werden die Krankheitserreger in Impfstoffen meist mit Hilfe von
Chemikalien inaktiviert. Diese Methode habe jedoch Nachteile, erläutert
der IPA-Gruppenleiter Martin Thoma: »Die chemische Behandlung ist
zeitaufwendig und lässt sich nicht in einen kontinuierlichen
Produktionsprozess integrieren. Außerdem bleiben mitunter Reste der
Chemikalien im Impfstoff zurück, die dann in den menschlichen Körper
gelangen«.

Fünf Jahre hat das IPA-Team zusammen mit Gruppen aus drei weiteren
Fraunhofer-Instituten an dem neuen »Verfahren für die Inaktivierung von
Erregern mit Hilfe von niederenergetischen Elektronenstrahlen« getüftelt.
Die Forschung wurde von der Bill & Melinda Gates Foundation mit 1,8
Millionen Dollar gefördert.

»Entscheidend für den Erfolg war die interdisziplinäre Zusammenarbeit«,
betont Thoma. Die Experten vom Fraunhofer-Institut für Organische
Elektronik, Elektronenstrahl- und Plasmatechnik FEP entwickelten die
Anlage, die niederenergetische Elektronen exakt so dosiert, dass sie das
Erbgut der Erreger in sehr kleinen Flüssigkeitsmengen zerstört. Die
Forscherinnen und Forscher am Fraunhofer-Institut für Zelltherapie und
Immunologie IZI kultivierten verschiedene Erreger - darunter die für
Vogel- und Pferdegrippe, prüften, ob diese durch die Bestrahlung
vollständig inaktiviert wurden und ob sie einen effektiven Impfschutz
bieten. Das Team am Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und
Bioverfahrenstechnik IGB untersuchte die dosisabhängige Inaktivierung. Und
Thomas Team erarbeitete am IPA die Module, die dafür sorgen, dass die
Flüssigkeit mit den Erregern genau in der richtigen Schichthöhe und
Geschwindigkeit den Elektronenstrahl passiert. »Die Automatisierung dieses
Prozesses war eine besondere Herausforderung, weil eine hinreichend
homogene Dosisverteilung bei einer Bestrahlung mit niederenergetischen
Elektronen (ca. 200keV) nur bis zu einer Eindringtiefe von ca. 200
Mikrometer in Flüssigkeiten gewährleistet ist. Man muss die Proben daher
mit einer sehr kontrollierten Schichthöhe und Geschwindigkeit durch die
Strahlung führen«, berichtet der Gruppenleiter. Speziell für geringe
Probengrößen wurde ein Modul entwickelt, das die Erregersuspension in
Beuteln unter der Elektronenquelle durchführt. Ein anderes Modul, die
»Liquid Roll«, eignet sich für die Inaktivierung von Erregern in großen
Flüssigkeitsmengen: Hier wird eine Rolle mit der Erregersuspension benetzt
und nach der Bestrahlung wieder abgestreift. Die Methode lässt sich in die
industrielle Produktion von Impfstoffen integrieren.

Eine erste Forschungs- und Versuchsanlage ging unlängst am Fraunhofer IZI
in Leipzig in Betrieb. Mit ihr können die Teams jetzt die Technik weiter
optimieren und zusammen mit ihren Industriepartnern die Produktion von
verschiedenen Impfstoffen testen.

Steckbrief

Projekt: MAVO-Projekt ELVIRA

Titel: Entwicklung einer Methode zur Elektronenstrahl-basierten
Inaktivierung von Viren und Bakterien für die Impfstoffherstellung

Projektlaufzeit: 1.3.2014 - 31.3.2018

Projektpartner: Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und
Bioverfahrenstechnik IGB, Fraunhofer-Institut für Organische Elektronik,
Elektronenstrahl- und Plasmatechnik FEP, Fraunhofer- Institut für
Produktionstechnik und Automatisierung IPA, Fraunhofer-Institut für
Zelltherapie und Immunologie IZI

Koordination: Dr. Sebastian Ulbert, Fraunhofer-Institut für Zelltherapie
und Immunologie IZI


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution206

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Produktionstechnik und Automatisierung IPA - 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/264: Bioprinting von künstlichen menschlichen Geweben (idw)


Technische Universität Dresden - 09.10.2018

Bioprinting von künstlichen menschlichen Geweben

Gedruckte Gewebskonstrukte sollen in Zukunft krankhafte oder zerstörte
Gewebe von Patienten ersetzen



Ein Forscherteam der TU Dresden entwickelte gemeinsam mit Kollegen von der
Universität Kopenhagen eine neue Methode, die eine zerstörungsfreie
Messung der lokalen Sauerstoffkonzentration in solchen künstlichen Geweben
erlaubt.

Eine neuartige Methode kann helfen, den Bedarf von lebensnotwendigem Sauerstoff zu ermitteln

Gedruckte Gewebskonstrukte sollen in Zukunft krankhafte oder zerstörte
Gewebe von Patienten ersetzen, z.B. Knorpel oder hormonproduzierendes
Drüsengewebe. Eine andere wichtige Anwendung ist die Erzeugung von
Krankheitsmodellen, z.B. für Tumorerkrankungen, um neue Medikamente testen
zu können.

Forscher arbeiten weltweit intensiv an der Entwicklung von Methoden des
Bioprinting, also dem 3D-Druck von in Biomaterialien eingebetteten Zellen,
mit dem Ziel, menschliche Gewebe künstlich herzustellen. Problematisch
dabei ist die Versorgung der Zellen im Inneren solcher Konstrukte; ein
Mangel zum Beispiel an Sauerstoff führt zu deren schnellen Absterben. Ein
Forscherteam der TU Dresden um Prof. Michael Gelinsky (Dr. Ashwini Rahul
Akkineni, Dr. Anja Lode und Dr. Felix Krujatz) entwickelte gemeinsam mit
Kollegen von der Universität Kopenhagen (Prof. Michael Kühl und
Mitarbeiter) eine neue Methode, die eine zerstörungsfreie Messung der
lokalen Sauerstoffkonzentration in solchen künstlichen Geweben erlaubt.
Damit kann erstmals online der Sauerstoffgehalt in der unmittelbaren
Umgebung solcher Zellen über die Zeit ermittelt werden. Diese Methode
erlaubt auch die Untersuchung des Sauerstoffverbrauchs durch die Zellen -
je vitaler und aktiver die Zellen sind, umso mehr Sauerstoff verbrauchen
sie. Zellen der Bauchspeicheldrüse, die Insulin produzieren, oder sich zu
Knochenzellen differenzierende Stammzellen haben beispielsweise einen sehr
hohen Sauerstoffverbrauch.

Mit der neu entwickelten Methode kann sehr schnell und effizient getestet
werden, ob neue Materialien für das Bioprinting, sog. Bioinks/Biotinten,
die Vitalität und Funktion der eingebetteten Zellen in geeigneter Weise
unterstützen und eine ausreichende Durchlässigkeit für Sauerstoff
aufweisen, oder ob sich eingebettete Stammzellen in die gewünschte
Zellsorte entwickeln.

Das Messprinzip ist sehr einfach: den Biotinten (Hydrogelmaterialien)
werden kleine Nanopartikel zugesetzt, die die Zellen nicht stören. Bei
Anregung mit blauem Licht emittieren diese rotes Licht, dessen
Leuchtintensität abhängig von der umgebenden Sauerstoffkonzentration ist:
je mehr Sauerstoff, desto niedriger ist die Intensität. Das ausgesendete
Licht kann mit Hilfe einer Kamera eingefangen werden und somit entsteht
ein Abbild der räumlichen Verteilung des Sauerstoffs im künstlichen
Gewebe. Bilder können beliebig oft zu verschiedenen Zeitpunkten
aufgenommen werden, so dass die Entwicklung über die Zeit beobachtet
werden kann.


Die Publikation ist erschienen in der Fachzeitschrift "Avanced Functional
Materials", 

doi.org/10.1002/adfm.201804411

Weitere Informationen finden Sie unter


http://WWW: tu-dresden.de/med/tfo/ und www.biofabrikation.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden - 09.10.2018
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AKTION/957: Braunschweig - Wissenschaft im Dialog. Mit Gentherapie gegen Krebs kämpfen?, 18.10.2018


Wissenschaft im Dialog gGmbH - 09.10.2018

Mit Gentherapie gegen Krebs kämpfen?

Chancen und Risiken von Gentherapien: Wissenschaft im Dialog lädt zum
Planspiel in Braunschweig ein



Um Chancen und Risiken der Genomchirurgie geht es in der
Diskussionsveranstaltung "Mit Gentherapie gegen Krebs kämpfen?", zu der
Wissenschaft im Dialog (WiD) alle Interessierten am Donnerstag, 18.
Oktober 2018, von 18 bis 21 Uhr ins Haus der Wissenschaft
Braunschweig einlädt. Die Teilnahme ist kostenlos, um eine Anmeldung wird gebeten.

Jedes Jahr erhalten hunderttausende Deutsche eine Krebsdiagnose. Ein Teil
des Problems: Tumorzellen können sich "tarnen" oder das Immunsystem
hemmen. Neue Verfahren der Gentherapie setzen an dieser Stelle an. Die
Genschere CRISPR-Cas9 eröffnet neue Möglichkeiten, körpereigene
Abwehrzellen so zu verändern, dass sie Krebszellen effektiver bekämpfen.
Dabei findet ein Eingriff in das menschliche Erbgut statt, den viele
Menschen als problematisch empfinden. Welche medizinischen Risiken birgt
das neue Verfahren? Wie gut sind die Chancen, Krebspatienten mit einer
solchen Gentherapie zu heilen?

Die Medizinerin Dr. Annette Künkele von der Charité Universitätsmedizin
Berlin führt in die Thematik ein. Im anschließenden Planspiel lernen die
Teilnehmenden ein Fallbeispiel kennen und schlüpfen in die Rolle einer
Ärztin, einer Patientin, eines Angehörigen oder eines Forschers. In
Kleingruppen diskutieren sie das Thema "Gentherapien gegen Krebs" aus
unterschiedlichen Perspektiven und stellen die wichtigsten Punkte im
Plenum zur Debatte. Unterstützt werden sie dabei von Moderator Hannes
Schlender. Vorwissen ist nicht erforderlich.

Genomchirurgie im Diskurs ist ein gemeinsames Projekt von Wissenschaft im
Dialog und der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina und wird
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert. Ziel ist es,
einen gesellschaftlichen Diskurs über Methoden der Genomchirurgie (engl.
Gene-Editing) anzuregen. Die Veranstaltung findet in Kooperation mit dem
Haus der Wissenschaft Braunschweig statt.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.genomchirurgie.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution544

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH - 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/4992: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 11.10.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
41. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren Euch das neue Album von BOSSE, der am
Freitag "Alles ist Jetzt" veröffentlicht. Nach dem Titelsong und der
Single "Augen zu Musik an" gibt es ab Freitag das komplette neue Werk
zu kaufen.

Nico Santos veröffentlicht sein Debütalbum "Streets Of Gold". Lukas
Graham veröffentlichen den nächsten Vorboten auf ihr neues Album.
Powerfrau ALMA meldet sich mit ihren neuen Single "Cowboy" zurück,
die auch der erste Vorbote auf ihr kommendes Debütalbum ist. BBC
Sound of 2018-Gewinnerin SIGRID präsentiert ihre neue Single "Sucker
Punch" und es geht in die nächste Runde von #RAPTAGS2018 - diesmal
findet der Battle in Hamburg statt.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

BOSSE veröffentlicht sein neues Album "ALLES IST JETZT" am
Freitag 

Diesen Freitag, 12. Oktober 2018, erscheint mit "Alles Ist Jetzt",
das inzwischen siebte Studioalbum von BOSSE.

BOSSE - das ist auch auf dem mittlerweile siebten Album Hüftschwung
und Haltung, Leichtigkeit und Bodenhaftung. Das hört und fühlt sich
gut an: jemandem zuzuhören, der seinen ganz persönlichen Mittelpunkt
und sein Gleichgewicht gefunden hat. Im Leben und in der Musik.
Und noch schöner wird es, wenn er seiner "großen Liebe", der Musik,
einen eigenen Song widmet!

"Musik hat mich den Großteil meines Lebens begleitet und mich
geprägt. Und Musik hat immer dazu geführt und dazu beigetragen, dass
ich mich in einen guten Zustand beamen kann, bei mir sein kann, ich
sein kann. Für mich gibt es nichts größeres, als auf der Bühne zu
stehen und Musik zu machen. Kommunizieren. Reinfallen in Adrenalin,
Schweiß und Melodien und alles negative Wegtanzen. Mit anderen
zusammen. Das zu teilen ist das Größte, was es für mich gibt", so
BOSSE über seine lebenslange Leidenschaft. Und jeder, der ihn einmal
auf der Bühne gesehen hat und ein BOSSE-Konzert erlebt hat,
unterschreibt das sofort. Jedes Konzert eine ausgelassene,
schweißtreibende Party mit Freunden.

"Alles Ist Jetzt" strotzt vor Leben. Geht ins Herz, in den Bauch und
ins Bein. Lebt von Geschichten, die man unter Freunden teilt. Ist die
Einladung, sich seiner selbst bewusster zu werden. Gefühle zu teilen.
Dinge nicht einfach geschehen zu lassen. Sich zu engagieren. In der
Zuversicht, dass am Ende das Gute gewinnt. Insofern ist auch das
erste musikalische Lebenszeichen vom neuen Album, der Song und
Titeltrack "Alles Ist Jetzt" der Aufruf, Haltung zu zeigen.
Persönlich und politisch die Stimme zu erheben. Denn, wie heißt es
dort so treffend: "Das Leben ist kurz, zu kurz für ein langes
Gesicht!"

Mehr Infos unter:

www.axelbosse.de

Facebook

Instagram


NICO SANTOS veröffentlicht sein Debütalbum "Streets Of
Gold"

Wer mit einem Radio-Dauerbrenner wie "Rooftop" seinen Einstand im Pop
feiert, von dem ist Großes zu erwarten. Nico Santos hat vor, mit
seinem Debüt genau das abzuliefern: Am 12. Oktober erscheint sein
lang erwartetes Album "Streets Of Gold".

Neben dem bereits erwähnten "Rooftop" finden sich auf den darauf
enthaltenen 14 Tracks auch dessen Nachfolger und Hit-Kandidat "Safe".
Am Anfang der Tracklist steht "Oh Hello", von dem bereits ein
Lyric-Video erschienen ist. In einem Videopost gibt Nico Santos auf
seiner Facebookseite dazu noch einen weiteren Einblick. Auf diesem
ist ein Ausschnitt des titelgebenden Tracks "Streets Of Gold" zu
sehen, der Fans final auf seinen kommenden Erstling einstimmen
sollte.

Mehr Infos:

Facebook: https://www.facebook.com/nicosantosofficial/

Instagram: https://www.instagram.com/nicosantosofficial/

Snapchat: https://www.snapchat.com/add/nicosantossss

http://www.universal-music.de/nico-santos/home


LUKAS GRAHAM veröffentlichen neue Single "Not A Damn Thing
Changed" aus dem kommenden Album "3 (The Purple Album)"

Mit "Love Someone" meldeten sich Lukas Graham im September zurück und
lieferten den ersten Vorboten auf ihr kommendes neues Album "3 (The
Purple Album)", das am 26. Oktober veröffentlicht wird.

Jetzt legen Lukas Graham den nächsten Song vor und veröffentlichen am
Freitag "Not A Damn Thing Changed" - kurz "NADTC" und präsentieren
das Musikvideo direkt dazu.

Lukas Graham feierten mit dem Song "7 Years" den internationalen
Durchburch und wurden u.a. für drei Grammys nominiert. Mit "NACTC"
zeigen Lukas Graham eine weitere Facette ihres neuen Albums und
verkürzen die Wartezeit bis zum 26. Oktober.

Weitere Infos unter:

www.universal-music.de/Lukas-Graham

ww.facebook.com/LukasGraham


ALMA veröffentlicht neue Single "Cowboy" ++ Erster Vorbote
auf das kommende Debütalbum

Nach einem triumphalen Sommer mit gefeierten Auftritten beim Reading
& Leeds Festival, Flow, Queens of Pop, Longitude, Open'er, Ruisrock,
The Great Escape und einer Reihe von Dates, bei denen sie als Support
von Halsey auf der Bühne stand, hat das finnische Pop-Kraftwerk ALMA
jetzt ihre neue Single "Cowboy" veröffentlicht.

"Cowboy" ist die erste Single, die von ihrem mit Spannung erwarteten
Debütalbum 2019 aufgenommen wurde. Geschrieben von ALMA, während sie
zwischen Helsinki und LA pendelte, gemeinsam mit Justin Tranter (Gwen
Stefani, Justin Bieber), Sarah Hudson (Nicki Minaj, Ariana Grande,
Halsey) und BloodPop (HAIM, Grimes), der auch den Track produzierte,
zeigt "Cowboy" ALMAs einzigartige Stimme als Songwriterin; ehrlich,
mutig und frisch.

"Cowboy" ist ihr bisher persönlichstes Lied. ALMA beschreibt die neue
Single wie folgt: "Als ich meine Heimatstadt verließ, um in LA zu
schreiben, fühlte ich mich ängstlich und klein - als wäre die Welt
viel zu groß und für mich ... brauchte ich eine lange Zeit, um
herauszufinden, wer ich war und was ich wollte sagen. Ich hatte
Angst, zuerst etwas Persönliches zu verschenken (wir Finnen sind
natürlich sehr zurückhaltend), so dass es lange gedauert hat, bis ich
meine wahre Identität verstanden und angefangen habe, sie in meine
Songs zu integrieren. Also half es, ein Alter Ego zu schaffen - ein
Cowboy zu sein."

ALMA LIVE

19.10.2018 München, Harry Klein

15.11.2018 Köln, Live Music Hall

20.11.2018 Berlin, Astra


SIGRID präsentiert neue Single "Sucker Punch"

Nachdem die 22-Jährige zu Beginn des Jahres den BBC Sound of 2018
gewann, ihr Song "Strangers" zur deutschen Vodafone-Hymne wurde sowie
in UK Goldstatus erreichte und der Durchbruch mit "High Five" kaum
noch aufzuhalten war, veröffentlicht Sigrid nun ihre neue Hitsingle
"Sucker Punch". Dass sie nicht nur auf der Bühne die Massen mit ihren
progressiven, selbstbewussten und rebellischen Pop-Songs begeistert,
zeigt sich auch darin, dass sich ihre Spotify Follower seit Beginn
des Jahres verdreifacht haben und ihre weltweiten Streams bald die
400 Millionen-Marke knacken.

Sigrid selbst sagt zum Song: "Sucker Punch ist bis dato einer meiner
liebsten Songs und ich war sehr gespannt darauf, ihn zu
veröffentlichen. Emily Warren, Martin Sjølie und ich haben den
Song produziert, als wir vor einiger Zeit in meiner Heimatstadt bei
Ocean Sound Recordings waren. Der Song ist eigentlich nur ein Produkt
eines normalen Arbeitstages: Wir haben gesprochen, gekocht, gesungen,
getanzt und etwas herumexperimentiert...! Es hat wahnsinnig viel Spaß
gemacht, genau wie auch der Song selbst." Mit "Sucker Punch" beweist
Sigrid erneut eindrucksvoll, dass sie alles andere als Mainstream-Pop
ist.

Weitere Informationen:

http://www.thisissigrid.com/

https://www.facebook.com/thisissigrid

https://www.instagram.com/thisissigrid/

http://www.universal-music.de/sigrid/home


#RAPTAGS2018 in Hamburg am 11. Oktober

Das #Raptags Event in Hamburg steht vor der Tür. Am 11.10. findet im
Uebel & Gefährlich die nächste Vorrunde statt. 8 MC's, 3 Crews und 3
Produzenten kämpfen um den Einzug ins Halbfinale. Live Acts sind
Manuellsen, Milonair, Sugar MMFK und GFM. Zur Jury zählen sich Niko
Backspin, Jimmy Torrio, Manuellsen, Milonair und Ramin Bozorgzadeh.

Event:

https://www.facebook.com/events/192069681422244/?ti=ia

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Nico Santos / Streets Of Gold / 12.10.2018

Bosse / Alles Ist Jetzt / 12.10.2018

Götz Alsmann / In Paris / 12.10.2018

PUR / Pur & Friends: Live AufSchalke 2017 (eVideo) / 12.10.2018

Samy Deluxe / SaMTV Unplugged (LP) / 12.10.2018

Dua Lipa / Complete Edition / 19.10.2018

Eno / Wellritzstrasse / 26.10.2018

The BossHoss / Black Is Beautiful / 26.10.2018

The Teskey Brothers / Half Mile Harvest / 26.10.2018

FAELDER / Unheilbar / 09.11.2018

Singles

ALMA / Cowboy / 11.10.2018

Milow & Matt Simons / Lay Your Worry Down / 12.10.2018

Nu / Hogger / 12.10.2018

RIO / Fidel Castro / 12.10.2018

Sophie and the Giants / Space Girl / 12.10.2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

13.10.2018 / 18:00 Uhr / Gute Laune TV / Schlagerolymp 2018

14.10.2018 / 12:20 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

26.10.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat

01.11.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Die Schlagerhits des Jahres

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik

Bosse

11.10.2018 / 22:00 Uhr / ZDFneo / Neo Magazin Royale

12.10.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat

16.10.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin

16.10.2018 / 23:30 Uhr / SWR / Pierre M. Krause Show

17.10.2018 / funk / Bongo Boulevard

26.10.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

30.10.2018 / 00:15 Uhr / Sat.1 / Dinner Party

13.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne (Talk)

Chefket

16.10.2018 / 00:15 Uhr / Sat.1 / Dinner Party

Christina Stürmer

07.12.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Herzenssache

08.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Ein Herz für Kinder

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala

14.12.2018 / 19:30 Uhr / BR / Sternstunden-Gala

Clueso

16.10.2018 / 00:15 Uhr / Sat.1 / Dinner Party

05.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

David Garrett

26.10.2018 / 22:00 Uhr / NDR / 3nach9

15.11.2018 / 16:00 Uhr / MDR / MDR um 4

29.11.2018 / 17:30 Uhr / BR / Abendschau

29.11.2018 / 22:00 Uhr / BR / Ringlstetter

05.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Die größten Weihnachts-Hits

06.12.2018 / 18:30 Uhr / rbb / zibb

10.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

Element Of Crime

20.10.2018 / 23:40 Uhr / ARD / Inas Nacht

24.10.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

Glasperlenspiel

14.11.2018 / 18:00 Uhr / ARD / Wer weiß denn sowas?

Julia Engelmann

25.10.2018 / 00:20 Uhr / MDR / Jetzt Baby! Musik und Poesie - Live aus dem Admiralspalast Berlin

Lewis Capaldi

18.10.2018 / 22:40 Uhr / Pro7 / Late Night Berlin

Michelle

20.10.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlagerboom 2018

01.11.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Die Schlagerhits des Jahres

Nico Santos

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala

PUR

14.10.2018 / 18:45 Uhr / NDR / DAS!

14.10.2018 / 12:20 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

20.10.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlagerboom 2018

02.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

09.11.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik

Rea Garvey

09.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Tietjen und Bommes

01.12.2018 / RTLII / The Dome

Sasha

20.10.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlagerboom 2018

Sotiria

26.10.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager des Monats

The BossHoss

26.10.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

30.10.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

03.11.2018 / 18:00 Uhr / Sat1 / Endlich Feierabend

03.11.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Klein gegen Groß

30.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

Vincent Malin

14.10.2018 / 12:20 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin
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LABEL/4991: Universal Music International Presse-Newsletter - 11.10.18


Universal Music International Presse-Newsletter - 41. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch das neue Album von Superstar
TINI, die mit "Quiero Volver" ihr zweites Soloalbum vorlegt.
UK-Shootingstar Ella Mai präsentiert ihr Debütalbum "Ella Mai",
MIGOS-Mitglied Quavo veröffentlicht sein Soloalbum "Huncho" und es
gibt neue Musik von Astrid S, Take That, Maggie Rogers sowie News von
Greta Van Fleet, Post Malone, Nile Rodgers & CHIC und Mumford & Sons.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team
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Neuigkeiten

TINI veröffentlicht ihr neues Album "Quiero Volver"

Sie zählt zu den größten lateinamerikanischen Superstars und hat
zudem Millionen von Fans rund um den Globus: Die Rede ist natürlich
von TINI, bürgerlich Martina "Tini" Stoessel, die jetzt am Freitag
ihr neues Album "Quiero Volver" veröffentlicht!

Der Nachfolger zum Album "TINI", das in Deutschland u.a. auf Platz 6
in den Albumcharts landete, wurde u.a. in Los Angeles aufgenommen.
Dort arbeitete TINI mit den Songschreibern und Produzenten Andrés
Torres und Mauricio Rengifo (u.a. Luis Fonsi "Despacito", Sebastian
Yatra, Morat, OneRepublic) zusammen. Erstmals brachte sie dabei auch
eigene Ideen in den Songwriting-Prozess ein, weshalb die neuen Songs
sehr viel persönlicher sind als zuvor. Der Countdown für das nächste
Kapitel ihrer Karriere läuft und man darf mit feinsten Pop-Sounds und
TINI in Bestform rechnen.

Als Vorgeschmack veröffentlichte sie gemeinsam mit Sebastian Yatra
die Single "Quiero Volver". Das Video gibt es hier.

TINI startete nach ihrer Disney-Hit-Serie "Violetta" richtig durch!
Auf ihrem Soloalbum "TINI" präsentierte TINI englische und spanischen
Songs, wie u.a. "The Great Escape" und "Got Me Started". Neben Platz
6 in Deutschland und Top-3 in Österreich, landete "TINI" auch in
Italien, Mexiko, Polen, Frankreich und Spanien in der Spitzenregion
der Charts. Bei iTunes mischte ihr Erstling in gleich 20 Ländern die
Top-5 auf. Es folgte eine Welttournee, die allein in Europa über 1,2
Millionen Menschen sahen!

Jetzt meldet sich TINI mit "Quiero Volver" zurück - TINI is back!

++ Für alle deutschen Fans gibt es ein "Golden Ticket" in einer der
CDs, die ab Freitag im Handel sind. Wer es findet, reist nach Buenos
Aires und hat ein Treffen mit TINI! ++

http://www.universal-music.de/tini/home


MIGOS' Quavo veröffentlicht Soloalbum "Huncho"

Wenn MIGOS-Mitglied Quavos für seine Soloalbum die passenden
Feature-Gäste sucht, dann muss er nicht lange warten. Der Superstar
aus Atlanta präsentiert am Freitag sein erstes Solowerk "Huncho" und
hat eine hochkarätige Besetzung am Start: Neben Kid Cudi sind u.a.
Saveetie, Drake, Cardi B, 21 Wilde, Huncho Jack Co-Star Travis Scott,
Davido und Lil Baby dabei.

Auch die beiden Migos-Kollegen Offset und Takeoff sind mit dabei,
jedoch gehört die Bühne mit "Huncho" auf jeden Fall Quavo allein.
Lange wurde gemunkelt, wann der 27-Jährige das Album veröffentlichen
würde, schließlich hatte er die "Huncho"-Saison im August mit den
Tracks "Bubble Gum", "Lamb Talk" und "Workin Me" eröffnet. Jetzt ist
es offiziell - nur noch einen Tag, dann kommt "Huncho" auf den Markt!

https://www.universal-music.de/migos


UK-Shootingstar ELLA MAI veröffentlicht ihr Debütalbum
"Ella Mai" 

Mit der Single "Whatchamacallit" präsentiert Ella Mai den finalen
Vorgeschmack auf ihr am Freitag erscheinendes, selbstbetiteltes Album
"Ella Mai". Der Der Song entstand gemeinsam mit Chris Brown. Neben
"Whatchamacallit" sind natürlich auch die bisherigen Vorboten "Boo'd
Up" (3-Fach Platin in den USA), "Trip" (Top 20 in den USA) und
"Naked" auf dem Debütalbum enthalten.

Die in London geborene Ella Mai ging bereits mit 12 Jahren nach New
York, kehrte aber nach der High School zurück nach England. Nach
ersten Schritten mit einer eigenen R&B Gruppe, folgte 2016 ihre Start
als Solokünstlerin mit ihrer ersten EP. Unterstützt wurde sie dabei
von Ty Dolla Sign. Im selben Jahr folgte EP Nummer zwei "Change", mit
der sie es bereits auf Platz 20 der US-R&B-Charts brachte. Die dritte
von DJ Mustard produzierte EP "Ready" erschien 2017, aber es dauerte
ein Jahr, bis mit dem darauf enthaltenen Song "Boo'd Up" der
Durchbruch kam. In den USA stieg es auf Platz 1 der R&B-Charts und
wurde mit Doppelplatin ausgezeichnet. Jetzt legt die 23-jährige ich
Debütalbum vor, das u.a. mit John Legend entstanden ist.

https://www.instagram.com/ellamai/?hl=de

https://www.facebook.com/ellamai/


ASTRID S präsentiert neue Single "Emotion"

Sie zählt zu den hoffnungsvollsten Shootingstars Skandinaviens und
hat mit Songs wie "Breathe" (über 30 Millionen Streams weltweit) und
"Hurt So Good" weltweit das Publikum erobert. Jetzt meldet sich
ASTRID S mit ihrer neuen Single "Emotion" zurück!

Seit der letzten Veröffentlichung von ASTRID S ist fast ein Jahr
vergangen. Jetzt ist sie zurück und bereit klar zu machen, wer sie
ist! Mit der Veröffentlichung von "Emotion" startet ASTRID S eine
brandneue Phase ihrer Karriere. Die Single ist der erste Vorbote auf
ihr kommendes Debütalbum, das 2019 erscheinen soll. ASTRID S
präsentiert mit "Emotion" einen temporeichen Track, der uns den
Herbst versüsst. Das Publikum darf sich auf Powerfrau ASTRID S in
Bestform freuen - die Farben sind heller, der Sound ist größer und
ASTRID S hält nichts zurück!

http://www.universal-music.de/astrid-s/home


DJ SNAKE holt Streaming-Rekord und präsentiert Musikvideo
zu "Taki Taki" feat. Selena Gomez, Cardi B. und Ozuna

Mit seiner neuen Single "Taki Taki" ist der französische DJ und
Produzent weltweit auf Rekordkurs. DJ Snake holte sich für "Taki
Taki" Superstar Selena Gomez ins Studio, ebenso wie die Rapperin
Cardi B. und den puerto-rikanischen Sänger Ozuna! Der Song dürfte
Herbstgefühle ganz schnell verschwinden lassen - "Taki Taki" geht
direkt in die Beine und verführt auf die Tanzfläche, egal ob kleiner
Club oder riesige Arena.

In den Charts räumt DJ Snake mit "Taki Taki" ab: "Taki Taki" steht
Platz 1 der Global Spotify Charts, auf Platz 8 der Global Shazam
Charts, erreichte Platz 1 der Globals iTunes Charts, stieg auf Platz
1 in 13 Spotify-Märkten ein und schoss direkt auf Platz 27 der
US-Billboardcharts. Während der American Music Awards feierte der
Videoclip zu "Taki Taki" Weltpremiere und wurde innerhalb eines Tages
über 15 Millionen Mal angeschaut. Besser kann man den Musikherbst
nicht starten! Einige Tage zuvor verkündete DJ Snake einen weiteren
Meilenstein seiner Karriere: Er ist nun einer unter nur 5 Künstlern
weltweit, die schon mit 2 Songs eine Milliarde Streams auf Spotify
erlangt, zuletzt mit seinem Song "Let Me Love You" featuring Justin
Bieber.

http://www.universal-music.de/dj-snake/home


Take That veröffentlichen neue Single "Out Of Our Heads"
aus dem kommenden Album "Odyssey"

Soeben wurde die neue Single angekündigt! Morgen veröffentlichen Take
That ihre neue Single "Out Of Our Heads" und damit den nächsten
Vorboten auf ihr neues Album "Odyssey"! Das Doppel-Album feiert Take
That und ihre Karriere, denn die Briten feiern 2019 ihr 30-jähriges
Bestehen!

Ganze 27 Songs aus den letzten drei Jahrzehnten vereint "Odyssey" -
angefangen beim Debüt "Take That And Party" aus dem Jahr 1992 bis ins
Hier und Jetzt. Neben drei brandneuen Songs besticht das Album zudem
mit etlichen Gästen, die gemeinsam mit Take That ihre Klassiker neu
interpretieren.

Ihr Gespür für großen, zeitgenössischen, relevanten Pop, das sie in
den letzten drei Jahrzehnten so häufig an die Spitze der Charts
geführt hat, beweisen sie nun ein weiteres Mal auf ihrer neuen
"Odyssey" - die sie im kommenden Frühsommer im Rahmen ihrer "Greatest
Hits Live 2019"-Tour auch in gut zwei Dutzend Stadion-Konzerten in
Großbritannien live präsentieren werden

TAKE THAT live

15.06.2019 Düsseldorf, Mitsubishi Electric Hall

20.06.2019 Berlin, Tempodrom

24.06.2019 Hamburg, Stadtpark

25.06.2019 Frankfurt a.M., Jahrhunderthalle

http://www.universal-music.de/take-that/home


GRETA VAN FLEET kündigen Show in München für 2019 an ++
Debütalbum erscheint am 19. Oktober

Bevor nächste Woche das Debütalbum "Anthem Of The Peaceful Army" auf
den Markt kommt, dürfen sich Greta Van Fleet-Fans über ein ganz
besonderes Highlight freuen: Wer keine Tickets mehr für ihre
Herbsttournee ergattern konnte, kann die Shootingstars im Februar in
München sehen! Im Rahmen ihren "March Of The Peaceful
Army"-Welttournee wird die US-Band im Frühjahr zurückkehren. Greta
Van Fleet haben soeben das Konzert angekündigt, die Tickets sind ab
dem 19. Oktober - dem Tag der Album-Veröffentlichung - erhältlich!

GRETA VAN FLEET

30.10.18 Hamburg, (verlegt in die) Sporthalle

01.11.18 Palladium, Köln (ausverkauft)

07.11.18 Columbiahalle, Berlin (ausverkauft)

NEU:

25.02.19 Zenith, München

https://www.universal-music.de/greta-van-fleet


Maggie Rogers kündigt Debütalbum "Heard It In A Past Life"
an ++ Neuer Song "Light On" ++ Auf Tour mit Mumford & Sons

Die gefeierte Sängerin und Songwriterin Maggie Rogers wird am 18.
Januar 2019 ihr Debütalbum "Heard It In A Past Life" veröffentlichen.
Gestern Abend kündigte sie ihr Debütalbum in der Radioshow von Zane
Lowe an und stellte auch die neue Single "Light On" vor, die ab
sofort erhältlich ist. Der Song wurde von Rogers geschrieben und von
Greg Kurstin + Kid Harpoon + Rogers produziert. Das offizielle Video
für "Light On" wird in Kürze Premiere feiern.

"Dieses Lied ist ein Brief an meine Fans über die letzten zwei Jahre
meines Lebens", sagt Rogers. "Es gab so viel Veränderung, die so
schnell passiert ist, ich war mir nicht immer sicher, wie ich all das
Zeug wie ich fühlen sollte. Ich war eine Zeit lang wirklich
überwältigt und hatte auch Angst - mein Leben wurde so schnell
öffentlich und es gab Zeiten, in denen ich nicht sicher war, dass
dies alles für mich war. Aber ich hatte nie Zweifel an der Musik. Ich
liebe Musik mehr als alles andere auf der ganzen Welt und das habe
ich immer. Ich könnte nicht mehr aufgeregt sein, dass "Light On"
jetzt draußen ist."

"Heard It In A Past Life" ist ab sofort in CD-, Digital- und
Vinyl-Formaten vorbestellbar. Fans, die das digitale Album
vorbestellen, erhalten sofort fünf Tracks: "Light On" sowie die zuvor
veröffentlichten "Give A Little", "Alaska", "On + Off" und
"Fallingwater". Die US-Fans dürfen sich zudem auf die gemeinsame Tour
von Mumford & Sons und Maggie Rogers freuen, die sie durch ganz
Nordamerika führen wird.

http://www.universal-music.de/maggie-rogers/home


POST MALONE kündigt Tour an ++ Neues Video "Better Now" ++
Gold + Platin Awards und Rekorde

Mit "Beerbongs & Bentleys" mischt Post Malone zur Zeit weltweit die
Charts auf und sorgt wöchentlich für neue Rekorde. Zudem gibt es jede
Menge Edelmetall: Post Malone, der seine Haare jetzt kurz trägt,
erhielt Doppelplatin für "Rockstar", Gold für "Psycho" und steht kurz
vor Gold "Better Now".

Zu "Better Now" gibt es jetzt auch ein Video.

Die Mischung aus Rap, R'n'B, Rock und Trap bringt wohl kein anderer
Künstler so eindrucksvoll auf den Punkt wie der 22-jährige
Shootingstar. Mit über 79 Millionen Streams weltweit und 48 Millionen
Streams in den USA hat "Beerbongs & Bentleys" den Spotify Rekord für
die meisten Streams am ersten Veröffentlichungstag geholt. Auch die
Kritiker feiern das neue Album: Forbes kommentiert "Post Malones
gerade veröffentlichtes Werk hat bereits die Streaming Rekorde
zerlegt" und XXL schreibt "Posts großes Jahr hat gerade erst
begonnen."

Jetzt verkündet Post Malone seine Deutschlandtour! Die Tickets sind
ab Freitag (12. Oktober) erhältlich!

POST MALONE LIVE

27.02.2019 Barclaycard Arena, Hamburg

04.03.2019 Mercedes-Benz Arena, Berlin

05.03.2019 Olympiahalle, München

09.03.2019 König-Pilsener-Arena, Oberhausen


Mumford & Sons bringen "Delta" live nach Deutschland

Am 16. November veröffentlichen die Grammy-Gewinner ihr neues Album
"Delta"!

Die Aufnahmen zu "Delta" fanden gemeinsam mit Produzent Paul Epworth
[Adele, Florence + the Machine] in den The Church Studios in London
statt. Gut 10 Jahre nach ihrer Gründung klingen Mumford & Sons
deutlich reifer; man hört förmlich, wie die vielen Erlebnisse, die
vielen Reisen sie zusammengeschweißt haben. Es ist eine ergreifende
Sammlung von Songs, deren Texte und Melodien intimer denn je klingen.
Ein emotionales, introspektives Album der vierköpfigen Band aus
London.

Und noch ein Highlight erwartet die deutschen Fans: Mumford & Sons
kommen nach Deutschland! Die Tickets sind bereits erhältlich.

MUMFORD & SONS live

01.05.2019 Olympiahalle München

11.05.2019 Mercedes-Benz Arena, Berlin

13.05.2019 Festhalle Frankfurt

15.05.2019 LANXESS arena, Köln

http://www.universal-music.de/mumford-and-sons/home
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Veröffentlichungsplan

Alben

Ella Mai / Ella Mai / 12.10.2018

TINI / Quiero Volver / 12.10.2018

Quavo / Huncho / 12.10.2018

Greta Van Fleet / Anthem Of The Peaceful Army / 19.10.2018

The Rolling Stones / VOODOO LOUNGE UNCUT / 16.11.2018

Mumford & Sons / Delta / 16.11.2018

Vanessa Paradis / Les Sources / 18.11.2018

Amy Macdonald / Woman Of The World: 2007-2018 / 23.11.18

Take That / Odyssey / 23.11.2018

The 1975 / A Brief Inquiry Into Online Relationships / 30.11.18

Maggie Rogers / Heard It In A Past Life/ 18.01.2019

Catalogue

Kenny Rogers / The Best Of Kenny Rogers: Through The Years (CD) / 12.10.2018

Evanescence / Synthesis Live (DVD/BD/DVD+CD/BD+CD) / 12.10.2018

John Mellencamp / The Best That I Could Do 1978-1988 (2LP) / 12.10.2018

Soundgarden / A-Sides (2LP) / 12.10.2018

Cocteau Twins / Treasure Hiding: The Fontana Years (4CD) / 12.10.2018

Bee Gees / One Night Only + One For All Tour: Live In Australia 1989 (DVD) / 19.10.2018

Genesis / Sum Of The Parts + Three Sides Live (DVD) / 19.10.2018

Lindsey Stirling / Warmer In The Winter (Deluxe CD) / 19.10.2018

Anthrax / State Of Euphoria (30th Anniversary Edition) (2LP/2CD) / 19.10.2018

David Sylvian / Dead Bees On A Cake (2LP) / 19.10.2018

R.E.M. / Best Of R.E.M. At The BBC (CD Box/2LP/2CD) / 19.10.2018

The Cranberries / Everybody Else Is Doing It, So Why Can't We? (CD Box/LP/2CD/CD) / 19.10.2018

Queen / Bohemian Rhapsody - Original Soundtrack (CD) / 19.10.2018

Bee Gees / Timeless - The All-Time Greatest Hits (2LP) / 26.10.2018

Paul Williams / Bugsy Malone (OST) (LP) / 26.10.2018

The Charlatans / Wonderland (2LP) / 26.10.2018

The Charlatans / Up At The Lake (LP) / 26.10.2018

Barry White / The 20th Century Records Albums (1973-1979) (LP Box/CD Box) / 26.10.2018

Barry White / diverse LPs / 26.10.2018

Blondie / Heart of Glass (LP) / 26.10.2018

Terry Callier / The New Folk Sound Of Terry Callier (Deluxe CD) / 26.10.2018

Semisonic / Feeling Strangely Fine (CD) / 26.10.2018

Amy Winehouse / Back To Black (DVD/BD) / 02.11.2018

Orchestral Manoeuvres In The Dark / diverse LPs / 02.11.2018

The Traveling Wilburys / The Traveling Wilburys, Vol. 1 (LP) / 02.11.2018

Metallica / ...And Justice for All (LP Box/2LP/3CD/CD/MC) / 02.11.2018

Mott The Hoople / Mental Train - The Island Years 1969-71 (CD Box) / 02.11.2018

Richard Ashcroft / Alone With Everybody (2LP) / 02.11.2018

Steven Wilson /Home Invasion: In Concert At The Royal Albert Hall (CD+DVD/CD+BD/DVD/BD) / 02.11.2018

The Moody Blues / In Search Of The Lost Chord (CD Box/LP/CD) / 02.11.2018

The Analogues / The White Album Live In Liverpool (2CD) / 02.11.2018

Various Artists / Stax '68: A Memphis Story (CD Box) / 09.11.2018

Various Artists / The Complete Cuban Jam Sessions (LP Box/CD Box) / 09.11.2018

The Weeknd / Kiss Land (2LP) / 09.11.2018

Elton John / Here And There (Remastered) (LP) / 09.11.2018

Elton John / Live In Australia (Remastered) (2LP) / 09.11.2018

Semisonic / Feeling Strangely Fine (2LP) / 09.11.2018

The Beatles / The Beatles (White Album) (CD Box, 3CD, 4LP, 2LP) / 09.11.2018

The Revivalists / Take Good Care (CD) / 09.11.2018

 * 

TV-Termine

Dean Lewis

Inas Nacht (Wiederholung)

Do., 11.10., 20:15 Uhr, One

Dermot Kennedy 

Inas Nacht

Sa., 27.10., 23:40 Uhr, ARD

Mark Knopfler

ttt - Titel, Thesen, Temperamente

So., 18.11., 23:05 Uhr, ARD

Alex Aiono

KiKa Live

Mo., 26.11., 20:00 Uhr, KiKa

Jacob Banks

Morgenmagazin

Mo., 26.11., 05:30 Uhr, ARD

Imagine Dragons

Konzert (Lollapalooza 2018)

Fr., 30.11., ARTE
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FOLKLORE/1387: Hamburg - Kulturcafé Komm du | We Used To Be Tourists - Dynamischer Indie-Folk aus Köln, 17.10.2018


Kulturcafé Komm du - Oktober 2018

We Used To Be Tourists | Dynamischer Indie-Folk aus Köln

Konzert am Mittwoch, den 17. Oktober 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du




[image: Das Kölner Indie-Folk Quartett 'We used to be Tourists' - Foto: © by Theresa Tropschuh]

"We used to be Tourists" spielen still treibenden Indie-Folk mit akkustischen Instrumenten und spannungsvoll-harmonischem Gesang

Foto: © by Theresa Tropschuh



Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Mittwoch, den 17.10.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

We Used To Be Tourists

Dynamischer Indie-Folk aus Köln

Sie haben sich in einem leeren Raum an der Uni einquartiert und ein paar Mikros organisiert. Vor allem aber haben sich We Used to be Tourists diesmal viel, viel Zeit genommen. "The Benefit of Doubt", das neue Album des Kölner Folk-Vierers ist ein DIY-Experiment. Die Idee: Studiomiete sparen, Leidenschaft investieren.

Benedikt Schmitz, Isabell Meiner, Martin Simpson und Konstantin Kreiner haben ein Dutzend Songs geschrieben, die immer dann besonders berühren, wenn alle gleichzeitig singen. Es sind dynamische Songs, mal mit filigranen Fingerpickings, mal mit treibenden Gitarren. Immer optimistisch, aber immer auch mit kleinem Tränen-Potential. Gitarren, Klavier und Mandoline waren schon auf dem 2016er Debüt-Album "Making Friends with Ghosts" zu hören. Jetzt gesellen sich erstmals auch Banjo und Harmonium dazu.

Die Band klingt erwachsener, reifer als noch vor zwei Jahren: "Ich habe das Gefühl, zum ersten Mal angekommen zu sein. Und zwar genau da wo ich Songwriting-mäßig immer so hin wollte", sagt Sänger Benedikt Schmitz.

Viele der Songs für "The Benefit of Doubt" hat er unterwegs geschrieben. "Nashville, TN" und "Barre, VT" sind Reisetagebücher. Andere Songs handeln von Heuballen (Haystacks), schwedischen Autos (V70) und - klar ist das weiterhin ein Lieblingsthema - durchzechten Nächten (Midnight till Morning, Neighbours). Mit "The Benefit of Doubt" schafft die Band locker den Spagat zwischen Folk-Melancholie und zuversichtlichem Pop. Kein Zweifel.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Das Kölner Indie-Folk Quartett 'We used to be Tourists' - Foto: © by Theresa Tropschuh]

[image: Cover des aktuellen 'We Used To Be Tourists'-Albums 'The Benefit of Doubt' - Foto: © by We Used To Be Tourists]

"The Benefit of Doubt", die dritte Veröffentlichung der Kölner Indie-Folk Band "We Used To Be Tourists" 

erschien im September 2018 beim Hamburger Label Couch'n'Candles. 

Foto: © by Theresa Tropschuh





Zu We Used To Be Tourists gehören:

Benedikt Schmitz (Gesang, Gitarre)

Isabell Honig (Gesang, Piano)

Konstantin Kreiner (Gesang, Bass, Mandoline) 

Martin Simpson (Gesang, Gitarre)


Weitere Informationen:

We Used To Be Tourists - Homepage

www.we-used-to-be-tourists.com

We Used To Be Tourists bei Facebook

www.fb.com/weusedtobetourists 

We Used To Be Tourists bei Bandcamp

www.weusedtobetourists.bandcamp.com


Zum Reinhören & Anschauen:

We Used To Be Tourists bei Soundcloud

www.soundcloud.com/we-used-to-be-tourists 

We used to be Tourists - Nashville, TN

https://www.youtube.com/watch?v=hVBjEE2s6PQ

We used to be Tourists - Dirty Laundry

https://www.youtube.com/watch?v=gjPNVR7820U&feature=youtu.be




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8851: Aus aller Welt - 11.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Österreich hält an Grenzkontrollen fest

Die Regierung in Österreich will die Grenzkontrollen zu Ungarn und
Slowenien fortsetzen. In einem Schreiben an die EU-Kommission
kündigte Innenminister Herbert Kickl (FPÖ) an, die bis 11. November
befristeten Kontrollen um ein weiteres halbes Jahr bis Mai 2019 zu
verlängern. Die Entscheidung über die Kontrollen wegen der
Sicherheitslage sei das Vorrecht der Mitgliedstaaten, sagte eine
Sprecherin der Brüsseler Behörde der Nachrichtenagentur APA. Die
Kommission sei aber bestrebt, die Grenzkontrollen innerhalb des
Schengensystems auslaufen zu lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8851: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Menschliche Knochen im Wald bei Lüneburg entdeckt

Ein Förster hat in einem Waldstück bei Lüneburg einen skelettierten
Menschenschädel gefunden. Bei einer anschließenden Suchaktion in dem
betreffenden Wald östlich des Elbe-Seiten-Kanals fand die Polizei
zwei weitere Knochen und Teile eines Beckens. Eine
gerichtsmedizinische Untersuchung soll nun klären, ob es sich bei den
gefundenen Teilen um die Überreste der seit fast zwanzig Jahren
vermißten Unternehmerin Monika Crantz handeln könnte. Ihr Ehemann
wurde im Jahr 2000 in einem Indizienprozeß wegen Mordes an seiner
Frau zu lebenslanger Haft verurteilt. Wenige Tage nachdem das
Gerichtsurteil in einem Revisionsprozeß 2003 bestätigt worden war,
erhängte sich Hartmut Crantz in seiner Zelle. In dem Verfahren hatte
er stets beteuert, daß er sich das Verschwinden seiner Frau nicht
erklären könne.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8848: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



NATO startet gemeinsames Luftwaffenmanöver mit Ukraine

In der Ukraine haben die Militärübungen "Clear Sky 2018" unter
Teilnahme der USA und weiteren NATO-Staaten begonnen. Wie das
Verteidigungsministerium in Kiew mitteilte, wird das zwölftägige
Manöver in den Regionen Chmelnyzkyj und Winnyzja stattfinden. Die
US-Luftwaffe beteiligt sich unter anderem mit F-15-Kampfjets,
C-130-Transportflugzeugen und Drohnen an der Übung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8850: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



FDP fordert Abschaffung des Solidaritätszuschlags

Die FDP-Fraktion bekräftigt ihre Forderung nach einer Abschaffung des
Solidaritätszuschlags zum Jahresende 2019. Die Union verkaufe die
Wähler mit ihrem Bedauern über den Fortbestand des Soli für dumm,
sagte Fraktionsvize Christian Dürr der Deutschen Presse-Agentur. Daß
die große Koalition den Solidaritätszuschlag wie angekündigt bis 2021
für 90 Prozent der Steuerzahler abschaffen wird, glaubt Dürr nicht.
Die Entlastungsversprechen seien nur ein weiteres Kapitel im
Wahlkampfgetöse der Union, kritisierte der stellvertretende
Fraktionschef. Nach Ansicht von Parteichef Christian Lindner fehlt
der Bundesregierung der politische Wille, aus dem Soli auszusteigen.
Am frühen Abend berät der Bundestag über einen Gesetzentwurf der FDP
zur Abschaffung des Solidarpakts II, der in diesem Jahr ausläuft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8849: Tragisches und Kurioses - 11.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Tiroler Bergsteiger in Lech vermißt

Von einem seit Dienstagabend in Lech am Arlberg vermißten Tiroler
Wanderer fehlt weiter jede Spur. Eine Suche nach dem 61jährigen
erbrachte bisher keine neuen Erkenntnisse zum Verbleib des erfahrenen
Alpinisten, teilte die Vorarlberger Polizei am Donnerstagnachmittag
mit. An der großangelegten Suchaktion beteiligen sich neben der
Bergrettung Lech und der Alpinpolizei auch mehrere Hubschrauber sowie
eine Drohne der Feuerwehr Bregenz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7934: Aus Forschung und Technik - 11.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bemannte Sojus-Kapsel in Kasachstan notgelandet

Während des Flugs des bemannten Raumschiffes Sojus MS-10 zur
Internationalen Raumstation ISS ist es offenbar zu einer
Triebwerkspanne gekommen. Die beiden Raumfahrer Alexej Owtschinin
(Rußland) und Nick Hague (USA) überlebten den Absturz der
Sojus-Trägerrakete am Donnerstag dank funktionierender
Sicherheitssysteme unverletzt. Wenige Minuten nach dem Abheben vom
Startkomplex Baikonur in Kasachstan habe es nach der Trennung der
ersten Stufe ein Problem mit dem Triebwerk gegeben, teilte die
US-Raumfahrtbehörde NASA mit. Die Besatzung befinde sich nach ihrer
Notlandung östlich der kasachischen Stadt Scheskasgan in guter
Verfassung. Nach dem fehlgeschlagenen Start wurden vorerst alle
weiteren Sojus-Flüge ausgesetzt. Erst müßten die Gründe für den
Unfall geklärt werden, sagte der stellvertretende Regierungschef Juri
Borissow. Experten vermuten, daß bei der Abtrennung der ersten Stufen
ein ausgebrannter Seitenbooster gegen den Zentralblock der zweiten
Stufe prallte. Das dadurch aktivierte Havariesystem der Rakete habe
dann die Landekapsel mit den Raumfahrern abgetrennt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7947: Aus aller Welt - 11.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Malaysia plant Abschaffung der Todesstrafe

Die Regierung in Kuala Lumpur plant die Abschaffung der Todesstrafe
in Malaysia. Am Montag werde das Parlament mit den Beratungen der
Gesetzesvorlage beginnen, berichtete der für Justiz und
Rechtsprechung zuständige Minister Liew Vui Keong malaysischen Medien
zufolge am Mittwoch vor Studenten. Bis zu einer entsprechenden
Gesetzesänderung sollen keine Todesurteile mehr vollstreckt werden.
Das betrifft rund 1200 Menschen, die wegen Mord, Entführung,
Terrorismus, Schußwaffenbesitz oder Drogenhandel zum Tode verurteilt
wurden. Der 93jährige Premierminister Mahathir Mohamad hatte im Mai
erstmals seit der Unabhängigkeit des Landes von Großbritannien im
Jahre 1957 einen Regierungswechsel herbeigeführt. Hinrichtungen in
Malaysia wurden bislang als Erbe der Kolonialzeit durch Erhängen
vollstreckt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7906: Medizin und Gesundheitswesen - 11.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Verbot von Solarien gefordert

Der Kampf gegen den Hautkrebs geht in die nächste Runde. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, fordert die französische
Verbraucherschutzbehörde Anses ein Verbot von Sonnenstudios.
Schließlich sei das Krebsrisiko durch Solarien erwiesen. Wer mit
unter 35 Jahren nur einmal in ein Sonnenstudio geht, hat bereits ein
um 59 Prozent erhöhtes Risiko, ein bösartiges Melanom zu entwickeln.
Jetzt muß die Politik handeln und die Bevölkerung davor schützen,
weiter künstlicher UV-Strahlung ausgesetzt zu werden, so Anses. In
Deutschland ist Minderjährigen der Besuch von Sonnenstudios
untersagt. Länder wie Australien und Brasilien haben Solarien sogar
ganz verboten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7935: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Klage beim IStGH wegen Atomtests in Französisch-Polynesien

Eine Gruppe von Aktivistinnen und Aktivisten aus dem Südpazifikraum
hat bereits am 2. Oktober beim Internationalen Strafgerichtshof in
Den Haag Klage wegen Frankreichs Atomtests auf den Atollen Mururoa und
Fangataufa eingereicht. Der Vorwurf von Verbrechen gegen die
Menschlichkeit richtet sich gegen Frankreichs ehemalige Präsidenten
Valéry Giscard d'Estaing und Jacques Chirac. Die Klägergruppe wird
von dem Unabhängigkeitsaktivisten und früheren Präsidenten
Französisch-Polynesiens, Oscar Temaru, vertreten. Dieser sagte in New
York unter anderem, die französischen Atomversuche seien die direkte
Folge einer Kolonialisierung. Anders als von Frankreich behauptet,
hätten sie nicht akzeptiert, daß die Tests bei ihnen vorgenommen
würden. Sie seien ihnen unter Androhung der Einrichtung einer
Militärregierung aufgedrängt worden. Die Zeitung Le Figaro berichtete
von der Klage und der Stellungnahme Temarus. Frankreich hatte
zwischen 1966 und 1996 auf den beiden Atollen in
Französisch-Polynesien 193 Atomwaffentests durchgeführt. Für die
zahlreichen Krebserkrankten der Region wurde 2010 ein
Entschädigungsmechanismus eingerichtet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7858: Sprache, Kunst und Medium - 11.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Documenta-Obelisk soll doch aufgestellt werden

Nachdem das monatelange Tauziehen zwischen der Stadt Kassel und dem
nigerianisch-amerikanischen Bildhauer Olu Oguibe um den
Aufstellungsort für dessen Obelisken mit einer einsamen Entscheidung
der Stadt am Tag der Deutschen Einheit geendet hatte, scheint es nun
doch noch zu einer Einigung zu kommen.

Der Künstler hatte darauf bestanden, daß seine 16 Meter hohe
Steinsäule auf dem zentralen Königsplatz stehen bleibt, wo sie für die
Documenta aufgebaut worden war. Dafür wollte er auf einen großen Teil
des vereinbarten Geldes verzichten, das vereinbart war. Die Stadt will
die große Fläche aber für kommende Kunstausstellungen freihalten.

Nach dem Zerlegen und Einlagern seines Kunstwerks in der Nacht zum 3.
Oktober will sich Oguibe nun wohl doch mit einem anderen Standort
innerhalb der Stadt abfinden, wie der Deutschlandfunk Kultur
berichtete.

11. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7925: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundeswehr verlegt 16 Kampfpanzer Leopard II nach Norwegen

Die Bundeswehr hat über Emden 16 Kampfpanzer vom Typ Leopard 2 und
weiteres Kriegsgerät nach Norwegen verschifft. In dem an Rußland
angrenzenden NATO-Land startet die Allianz am 25. Oktober ein
30tägiges Großmanöver, in das rund 50.000 Soldaten eingebunden sein
werden. Deutschland stellt mit etwa 10.000 Soldaten das zweitgrößte
Kontingent nach den USA. Bei der Kriegsübung geht es um schnelle
Truppenverlegungen im sogenannten Bündnisfall. Die Neue Osnabrücker
Zeitung erfuhr aus dem Verteidigungsministerium, mit dem lange
geplanten und angekündigten Manöver reagiere die NATO auf das
wiederholt aggressive Verhalten Rußlands in den vergangenen Jahren
gegenüber seinen Nachbarn und demonstriere Einsatzbereitschaft wie
auch Reaktionsfähigkeit. Das größte NATO-Manöver seit Ende des kalten
Krieges kostet Deutschland voraussichtlich 90 Millionen Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7939: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Geht doch!

Das beim Bundesumweltministerium angesiedelte Umweltbundesamt (UBA)
hat am Donnerstag dem zweiten deutschen Fußverkehrskongreß in Berlin
Vorschläge für eine grundlegende Fußverkehrsoffensive unterbreitet.
Haupttenor ist die Zurückdrängung des Autoverkehrs in den Städten zu
Gunsten der Fußgänger. Statt bislang 4,5 Quadratmeter Parkfläche je
Einwohner sollen laut Vorbericht langfristig nur noch 1,5
Quadratmeter bereitgehalten werden. Bis 2030 soll dieser Parkraum
schon mal auf drei Quadratmeter reduziert werden. Die frei werdenden
Flächen sollen für breitere Fußwege, Fahrradwege, den öffentlichen
Nahverkehr, Freizeit- und Grünflächen, Fahrradstellplätze und in
begrenztem Umfang für Carsharing verwendet werden. Ebenfalls bis 2030
soll der Weg, den die Bürger zu Fuß zurücklegen, in den Städten und
auf dem Land um rund 50 Prozent länger werden. Dazu soll es kürzere
Wartezeiten für Fußgänger an Ampeln und flächendeckend Tempo 30 für
den Autoverkehr in Städten geben. Das Ziel von 150 Autos pro 1000
Stadtbewohnern würde für Berlin eine Halbierung des
Fahrzeugaufkommens bedeuten. Das im Auftrag des UBA vom Deutschen
Institut für Urbanistik in Berlin mit Verkehrsexperten
ausgearbeitete, 55seitige Grundzügepapier trägt den Titel "Geht
doch!".
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7908: Tragisches und Kurioses - 11.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Hamburgs Stadtreinigung bringt Fahrräder wieder in den Verkehr

Die Hamburger Stadtreinigung hat im Laufe dieses Jahres nicht nur
Tausende herrenlose Fahrräder eingesammelt, sondern auch mindestens
700 davon wieder flottgemacht und zum Kauf angeboten.

Wie aus einer Antwort des Senats auf eine Kleine Anfrage des
Bürgerschaftsabgeordneten Martin Bill (Grüne) hervorgeht, erzielte der
städtische Betrieb damit einen Erlös von etwa 45.500 Euro.

Die Stadtreinigung betreibt seit Beginn des vergangenen Jahres im
Stadtteil Osdorf eine Fahrradwerkstatt. Im vergangenen Jahr wurden gut
4.000 Schrotträder eingesammelt und eingelagert. Im ersten Halbjahr
2018 waren es knapp 1.800.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7936: Arbeit, Soziales und Familie - 11.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Aktueller Welthungerindex

Die Weltgemeinschaft hatte 2015 im Rahmen der Agenda für
nachhaltige Entwicklung unter anderem beschlossen, den Hunger bis zum
Jahr 2030 aus der Welt zu schaffen. Sollte die derzeitige Entwicklung
fortgesetzt werden, wird das Ziel nicht zu schaffen sein. Kleinere
Fortschritte lassen sich am Welthungerindex (WHI) zur Verbreitung von
Unterernährung, Wachstumsverzögerung bei Kindern, Auszehrung bei
Kindern und Kindersterblichkeit ablesen, mit dem knapp 120 Länder
erfaßt werden. Der Index ist seit dem Jahr 2000 deutlich gesunken.
Besonders bei der Kindersterblichkeit gibt es eine positive
Entwicklung. Dennoch ist die Situation in mehr als 50 Ländern
hauptsächlich Afrikas und Südasiens als ernst oder sehr ernst zu
bezeichnen, wie die Welthungerhilfe, die den Index mit herausgibt,
meldete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7917: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 11.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Schwerer Hurrikan trifft auf Florida

Mit Windgeschwindigkeiten von 250 Stundenkilometern ist der Hurrikan
Michael auf Floridas Küste getroffen und hat eine Schneise der
Zerstörung hinterlassen. Dabei fehlten dem Sturm dpa zufolge nur zwei
Stundenkilometer Windgeschwindigkeit, um in die höchste Kategorie
fünf eingestuft zu werden. Nach dem Nationalen Hurrikanzentrum
handelt es sich bei Michael um den stärksten Hurrikan seit Beginn der
Wetteraufzeichnungen, der Florida getroffen hat. Im weiteren Verlauf,
als er nach Nordosten zog, schwächte sich der Hurrikan zu einem
tropischen Wirbelsturm ab. Trotzdem warnte das Hurrikanzentrum 
vor Überflutungen durch heftigen Regen in Teilen Georgias, South und
North Carolina und im Südosten Virginias.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7924: Märkte und Finanzen - 11.10.2018 (SB)




VOM TAGE



China stößt US-Staatsanleihen für drei Milliarden Dollar ab

Das Finanzministerium Chinas will noch in der laufenden Woche
US-Staatsanleihen im Umfang von drei Milliarden Dollar abstoßen. Bei
der zweiten derartigen Aktion in diesem Jahr geht es laut Bloomberg
um fünf-, zehn- und dreißigjährige Anleihen. Insgesamt besitzt China
US-Staatsanleihen im Wert von mehr als einer Billion US-Dollar. Der
geplante Verkauf wird voraussichtlich den Preis der Wertpapiere
sinken und deren Rendite steigen lassen. Außerdem dürfte der
Dollarkurs fallen, wenn China die Einnahmen aus dem Verkauf an den
Markt bringt.

11. Oktober 2018
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WISSENSCHAFT/7940: Aus Forschung und Technik - 11.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Smartphones nur noch ohne Kabelverbindung zum Kopfhörer

Jetzt auch Samsung. Nachdem Apple, OnePlus und weitere Hersteller auf
Klinkenbuchsen für die Kopfhörer bei Smartphones verzichtet haben,
ziehen die Südkoreaner offenbar nach. Wie giga.de meldete, sollen ab
kommenden Jahr neue Galaxy-Modelle ohne Kopfhöreranschluß gebaut
werden. Offenbar soll das Galaxy S10 das letzte Smartphone der Reihe
sein, das noch eine solche Klinkenbuchse erhält. Experten gehen davon
aus, daß der kabellose Musikgenuß zum Standard wird.
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ZOOLOGIE/1578: Freilebende Schimpansen teilen Nahrung mit ihren Freunden (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 10.10.2018

Freilebende Schimpansen teilen Nahrung mit ihren Freunden



Warum sollte man sein Essen mit Personen teilen, die nicht zur eigenen
Familie gehören und einem keinen direkten Vorteil verschaffen? Ein
internationales Forscherteam am Max-Planck-Institut für evolutionäre
Anthropologie (MPI-EVA) in Leipzig beobachtete im Taï-Nationalpark an der
Elfenbeinküste freilebende Schimpansen beim Teilen ihrer Nahrung. Dabei
fanden die Forschenden heraus, dass Schimpansen besonders beliebte
Nahrungsmittel wie Fleisch, Honig oder große Früchte vor allem mit ihren
Freunden teilen, und dass weder der Rang eines Tiers noch Bettelei ihres
Gegenüber ihre Entscheidung beeinflussen.




[image: Bild: © Liran Samuni, Taï Chimpanzee Project]

Schimpansen teilen Nahrung mit ihren Freunden.


Bild: © Liran Samuni, Taï Chimpanzee Project



Fleisch nach der Jagd mit anderen zu teilen und beliebte Nahrungsmittel
untereinander zu tauschen, wird als Schlüssel für die Evolution
menschlicher Kooperation betrachtet. Weit verbreitet ist die Annahme, dass
Menschen diese Nahrungsmittel teilen oder tauschen, um später von den
Begünstigten Gefälligkeiten gewährt zu bekommen oder von ihnen als
Kooperations-partner bedacht zu werden. Anders als Menschen teilen Tiere
ihre Nahrung in der Regel nur mit Verwandten und Fortpflanzungspartnern.
Zu den seltenen Ausnahmen gehören unsere beiden nächsten lebenden
Verwandten, Schimpansen und Bonobos. Erkenntnisse, nach welchen Mustern
erwachsene Schimpansen Futter miteinander teilen, helfen
Wissenschaftler/innen bei der Beantwortung von Fragen zur Evolution der
menschlichen Kooperation.

Forscher/innen vom MPI-EVA beobachteten im Taï-Nationalpark an der
Elfenbeinküste, mit wem freilebende Schimpansen ihr Futter teilen. Sie
fanden heraus, dass die Tiere dabei sehr selektiv vorgehen und besonders
beliebte Nahrung wie Fleisch, Honig oder große Früchte eher mit ihren
Freunden teilen. Weder ein dominanter Rang eines Tiers noch Bettelei
konnte ihre Entscheidung beeinflussen. Diese Ergebnisse ergänzen die
Ergebnisse einer weiteren Studie des gleichen Teams, die letzten Monat
veröffentlicht wurde, und untersuchte, mit wem Schimpansen nach der Jagd
Fleisch teilen. Die Forscher/innen konnten belegen, dass Schimpansen nach
einer erfolgreichen Jagd andere beteiligte Jäger belohnten, indem sie die
Beute mit ihnen teilten. "Unsere Untersuchungen zeigen: Schimpansen
berücksichtigen bei ihrer Entscheidung, mit wem sie ihre Nahrung teilen,
wer ihnen dafür am wahrscheinlichsten später eine Gefälligkeit erweisen
würde", sagt Liran Samuni, Erstautorin beider Studien. "Oder - wie es nach
Gruppenjagden der Fall ist - revanchieren sich die Tiere bei anderen
Jägern für die Hilfe bei der gemeinsamen Jagd."

Früheren Studien zu einer anderen Schimpansen-Unterart zufolge teilten die
Tiere dann häufig ihr Futter, wenn sie sich von bettelnden Artgenossen
belästigt fühlten. "Das war bei den Taï-Schimpansen nicht der Fall, was
die große Variationsbreite kooperativen Verhaltens zwischen verschiedenen
Schimpansenpopulationen verdeutlicht", betont Catherine Crockford,
leitende Autorin der Studien. Auch menschliche Populationen unterscheiden
sich hinsichtlich ihrer Kooperationsbereitschaft, und Forschung zu
Menschen als auch zu Tieren erklärt, warum manche Populationen
kooperativer sind als andere. "Eine Einheit mit anderen Artgenossen zu
bilden, um nicht selbst Raubtieren zum Opfer zu fallen, oder die
Fähigkeit, gemeinsam reiche Nahrungsquellen zu erschließen, sind zwei
beispielhafte Szenarien, die kooperative Handlungen begünstigen", erklärt
Roman Wittig, der zweite leitende Autor der Studien.

Darüber hinaus sammelten die Forschenden Urinproben von Schimpansen nach
der Jagd und nachdem sie Futter miteinander geteilt hatten, um den
Oxytocin-Spiegel der Tiere zu messen. "Wir wissen, dass das Hormon
Oxytocin eine wichtige Rolle beim Stillen spielt, das beispielhaft für das
Teilen von Nahrung zwischen Mutter und Kind steht", erklärt Liran Samuni.
"Im Allgemeinen trägt dieses Hormon auch zum Sozialverhalten und dem
Aufbau und der Pflege sozialer Bindungen bei." Die Forschenden fanden hohe
Oxytocin-Konzentrationen im Urin der Schimpansen, nachdem diese Fleisch
und andere wertvolle Nahrungsmittel miteinander geteilt hatten oder
nachdem Schimpansen an einer Gruppenjagd teilgenommen hatten. "Dass wir
bei den Tieren sowohl nach der gemeinsamen Jagd als auch nach dem Teilen
von Nahrung einen höheren Oxytocin-Spiegel nachweisen konnten, belegt die
Schlüsselrolle des Hormons Oxytocin bei der Kooperation im Allgemeinen",
betont Liran Samuni.

Die Forschenden kommen zu dem Schluss, dass Taï-Schimpansen - wie Menschen
auch - genau auswählen, mit wem sie etwas teilen, und dass sie dabei ihre
Freunde und die Artgenossen, die ihnen beim Erwerb der Nahrung geholfen
haben, bevorzugt behandeln. Die emotionale Verbindung, wie sie unter
Freunden üblich ist, spielte wahrscheinlich auch für die Entwicklung der
menschlichen Kooperation eine entscheidende Rolle, so die Forschenden.


Originalpublikation:

L. Samuni, A. Preis, A. Mielke, T. Deschner, R. M. Wittig and C. Crockford

Social bonds facilitate cooperative resource sharing in wild chimpanzees

Proceedings of the Royal Society B, 10. Oktober 2018

https://doi.org/10.1098/rspb.2018.1643
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FORSCHUNG/515: Gene für Blütenfarbe im Löwenmäulchen identifiziert (idw)


Institute of Science and Technology Austria - 09.10.2018

Gene für Blütenfarbe im Löwenmäulchen identifiziert

Evolutionäre Prozesse teilen Löwenmäulchen in zwei Farben - Studie
erscheint in PNAS



Löwenmäulchen sind bezaubernde, hohe Pflanzen und blühen in leuchtenden
Farben. In Spanien, wo Löwenmäulchen wild wachsen, zeigen diese
Blütenfarben ein bemerkenswertes Muster: Entlang einer Straße von
Barcelona in die Pyrenäen blühen Löwenmäulchen der Art Antirrhinum majus.
Zu Beginn der Straße blühen sie in Magenta, dann gewinnt eine Population
gelb blühender Löwenmäulchen die Oberhand - getrennt nur durch einen zwei
Kilometer langen Abschnitt, in dem sich die Blütenfarben vermischen.
Solche Hybrid-Zonen sind bei Löwenmäulchen recht selten; es sind nur
wenige andere bekannt. Aber warum mischen sich die Löwenmäulchen nicht,
sodass die gelben und magentafarbenen Blüten auf größeren Flächen
gemeinsam wachsen? Nick Barton vom Institute of Science and Technology
Austria (IST Austria) untersuchte die Ursachen dieses Musters gemeinsam
mit David Field, der zuvor Postdoc in Nick Bartons Gruppe war und heute
Assistant Professor an der Universität Wien ist, und mit
MolekulargenetikerInnen am John Innes Center in Norwich. In der heutigen
Ausgabe des Fachjournals PNAS berichten die WissenschaftlerInnen, dass sie
aus DNA-Sequenzierungsdaten die Gene identifiziert haben, die für den
Farbunterschied zwischen Blüten verantwortlich sind.




[image: Bild: © David Field]

Löwenmäulchen

Bild: © David Field



"Die Sequenzierung von DNA wird immer billiger. Aber es ist sehr
schwierig, diese Daten zu analysieren und die Muster darin zu
interpretieren", erklärt Nick Barton, "In dieser Studie haben wir
Sequenzdaten von Antirrhinum-Pflanzen verwendet und daraus die einzelnen
Gene lokalisiert, die für den Unterschied in der Blütenfarbe entlang der
Hybridzone verantwortlich sind". Die Forscher verglichen die Genomsequenz
von 50 Löwenmäulchen jeder Farbe und maßen, wie stark sich die Sequenzen
zwischen den magentafarbenen und gelben Löwenmäulchen-Populationen
unterschieden. Indem sie ein statistisches Maß für die Divergenz zwischen
den beiden Populationen auswerteten, fanden sie "Inseln" im Genom, an
denen die magentafarbenen und gelben Löwenmäulchen sich stärker
voneinander unterschieden als im restlichen Genom. Diese Inseln
entsprachen den Genen, die für die Blütenfarbe verantwortlich sind. Die
aktuelle Studie konzentriert sich auf zwei dieser Gene, die das
Magenta-Pigment bestimmen und im Genom nahe bei einander liegen.

Wie der scharfe Unterschied zwischen magentafarbenen und gelben
Populationen aufrechterhalten wird, war Gegenstand der Doktorarbeit von
Tom Ellis im Labor von Nick Barton. Durch Beobachtungen sowohl im Feld als
auch in Experimenten am IST Austria fand Ellis heraus, dass Bienen es
vorziehen, die häufigste Blütenfarbe zu bestäuben: In magentafarbenen
Populationen bestäuben Bienen hauptsächlich magentafarbene Blüten, in
gelben Populationen bestäuben Bienen hauptsächlich gelbe Blüten. Diese
Auswahl zugunsten der häufigsten Blütenfarbe führt zu einer scharfen
Trennung der Population und verhindert den Austausch von Genen, die sich
in der Nähe der Blütenfarbe-Gene befinden.




[image: Bild: © David Field]

Löwenmäulchen kommen in verschiedenen Farben vor

Bild: © David Field



In der aktuellen Studie wollten die Forscher wissen, wie der Unterschied
zwischen den Löwenmäulchen-Populationen entstand. Sie fanden zwei Gründe,
warum die Gene für Blütenfarbe zwischen den Populationen divergieren.
Erstens begünstigte die Selektion neue Varianten der Blütengene, die die
Blüten für Bienen attraktiver machten - so dass sich diese Gene in der
Population rasch vermehrten, was ein scharfes Signal in den DNA-Sequenzen
hinterließ. Zweitens werden die Blütengene zu Barrieren für den
Genaustausch. Alle Gene, die sich in der Nähe oder zwischen den
Blütengenen befinden, können nicht einfach zwischen den Populationen
ausgetauscht werden, so dass die Region des Genoms um die Gene, die die
Blütenfarbe bestimmen, divergent wird.

"Selbst wenn DNA-Sequenzierungsdaten reichlich vorhanden sind, ist es oft
schwierig herauszufinden, warum sich Arten unterscheiden. Unsere Studie
ist das Ergebnis jahrelanger Arbeit, die Feldforschung und
Populationsgenetik mit Kreuzungsexperimenten und der Analyse der
Genexpression verknüpft", erklärt Nick Barton.


Über das IST Austria

Das Institute of Science and Technology (IST Austria) in Klosterneuburg
ist ein Forschungsinstitut mit eigenem Promotionsrecht. Das 2009 eröffnete
Institut widmet sich der Grundlagenforschung in den Naturwissenschaften,
Mathematik und Informatik. Das Institut beschäftigt ProfessorInnen nach
einem Tenure-Track-Modell und Post-DoktorandInnen sowie PhD StudentInnen
in einer internationalen Graduate School. Neben dem Bekenntnis zum Prinzip
der Grundlagenforschung, die rein durch wissenschaftliche Neugier
getrieben wird, hält das Institut die Rechte an allen resultierenden
Entdeckungen und fördert deren Verwertung. Der erste Präsident ist Thomas
Henzinger, ein renommierter Computerwissenschaftler und vormals Professor
an der University of California in Berkeley, USA, und der EPFL in
Lausanne.

http://www.ist.ac.at


Originalpublikation:
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MELDUNG/217: Zivile Sicherheit - Neutronen-Meßsonde für moderne Kampfmittelräumung (idw)


FH Aachen - 10.10.2018

Zivile Sicherheit: Neutronen-Meßsonde für moderne Kampfmittelräumung



Auch mehr als 70 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs lauert im
Boden immer noch Gefahr durch Bomben und Granaten. Wenn etwa im Zuge eines
Bauprojekts verdächtige Gegenstände geortet werden, läuft eine aufwändige
Prozedur zur Kampfmittelräumung ab - auch wenn es sich gar nicht um einen
Blindgänger, sondern nur um Metallschrott wie etwa ein Rohr handelt. Die
AiNT GmbH entwickelt in Kooperation mit dem Kampfmittelräumdienst
P-H-Röhll NRW GmbH und der FH Aachen eine Methode, mit der Explosivstoffe
im Erdreich detektiert werden können.

Auch mehr als 70 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs lauert im
Boden immer noch Gefahr durch Bomben und Granaten. Wenn etwa im Zuge eines
Bauprojekts verdächtige Gegenstände geortet werden, läuft eine aufwändige
Prozedur zur Kampfmittelräumung ab - auch wenn es sich gar nicht um einen
Blindgänger, sondern nur um Metallschrott wie etwa ein Rohr handelt. Die
AiNT GmbH entwickelt in Kooperation mit dem Kampfmittelräumdienst
P-H-Röhll NRW GmbH und der FH Aachen eine Methode, mit der Explosivstoffe
im Erdreich detektiert werden können. Gefördert wird das Projekt mit
Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF), es hat
ein Gesamtvolumen von etwa einer Million Euro. Staatssekretär Thomas
Rachel übergab den Förderbescheid jetzt in Stolberg an die
Projektverantwortlichen der FH Aachen und von AiNT.

Jedes Jahr werden in Deutschland rund 5500 Bombenblindgänger aus dem
Zweiten Weltkrieg entschärft. Die Kampfmittelräumung ist für alle
Beteiligten mit Ärger, Gefahr und hohen Kosten verbunden. Wohngebiete
werden evakuiert, Autobahnen und Bahnlinien werden gesperrt. Und für die
Fachleute, die sich um die Entschärfung der Fremdkörper kümmern, ist dies
sogar mit tödlichen Gefahren verbunden.

Dazu erklärte Thomas Rachel, Parlamentarischer Staatssekretär im
Bundesforschungsministerium: "Es ist uns ein besonderes Anliegen, die
Einsatz- und Rettungskräfte in der zivilen Sicherheit bei ihrer
anspruchsvollen Arbeit zu unterstützen und ihren Eigenschutz zu
verbessern. Das gehört zu den zentralen Akzenten, die wir mit unserem
Programm Forschung für die zivile Sicherheit 2018 - 2023 verstärkt setzen
wollen."

Die Technologie, die vom Stolberger Unternehmen AiNT in Kooperation mit
den Verbundpartnern entwickelt wird, soll das Prozedere bei Vorliegen
eines Verdachts auf einen Bombenblindgänger zukünftig einfacher und
sicherer machen. Das Projekt trägt den Namen "SoNDEx" - das steht für
"Sondierung mit Neutronen zur Detektion von Explosivstoffen". Ziel ist die
Erforschung eines innovativen Messverfahrens unter Nutzung von
Neutronenstrahlung. In der Praxis sieht das so aus, dass eine
Neutronenquelle in ein Bohrloch hinabgelassen wird. In einem zweiten
Bohrloch befindet sich ein Detektor, der die vom Sprengstoff emittierte
Gammastrahlung misst, welche durch die Neutronenstrahlung induziert wird.

Die Projektverantwortlichen wollen eine Software entwickeln, mit der die
Elementsignaturen von Sprengstoff - quasi der Fingerabdruck - schnell und
eindeutig ermittelt werden können. AiNT wird gemeinsam mit P-H-Röhll und
der FH Aachen in den nächsten Monaten einen Demonstrator aufbauen, in dem
die neue Technologie getestet wird. Seitens der FH Aachen ist Herr Prof.
Dr. Karl Ziemons vom Fachbereich Medizintechnik und Technomathematik in
das Verbundvorhaben eingebunden. Sein Lehrgebiet ist die Medizinische
Physik und dort insbesondere die Szintillation, also die
Strahlungsdetektion.

Dr. John Kettler, Geschäftsführer von AiNT und Projektkoordinator, sagte
bei der Übergabe des Förderbescheids, sein Unternehmen sehe sich als
Kompetenzzentrum für angewandte Neutronenforschung. Kernfelder seien Aus-
und Weiterbildung, Beratung sowie die Entwicklung innovativer Messtechnik.
Die zugrundeliegende Technologie der Neutronenaktivierung sei nicht nur
bei Sprengstoffen anwendbar, sondern auch bei der Analyse von Bodenproben
oder beim Metallrecycling.

SoNDEx ist ein Verbundprojekt von AiNT, der FH Aachen und dem Unternehmen
P-H-Röhll NRW GmbH. Das für die Kampfmittelbeseitigung zuständige
Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen ist als assoziierter
Partner beteiligt. Das aus der BMBF-Maßnahme "KMU-Innovativ: Forschung für
die zivile Sicherheit" geförderte Projekt läuft über zwei Jahre.
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KULTUR/159: Behindertenbeauftragter fordert auf Frankfurter Buchmesse mehr Bücher für Blinde (Jürgen Dusel)


Beauftragter der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen

Pressemitteilung 12/2018, Berlin, 11. Oktober 2018

Jürgen Dusel: Mehr Bücher für Blinde 

Behindertenbeauftragter fordert auf Frankfurter Buchmesse besseren
Zugang zu Literatur für Menschen mit Sehbehinderungen



Derzeit sind nur circa fünf Prozent aller veröffentlichten Werke in
Deutschland für blinde, sehbehinderte und anderweitig lesebehinderte
Menschen barrierefrei zugänglich. Der Beauftragte der Bundesregierung
für die Belange von Menschen mit Behinderungen, Jürgen Dusel, forderte
heute auf der Frankfurter Buchmesse deutliche Verbesserungen.
Voraussichtlich kommende Woche Donnerstag entscheidet der Bundestag
über einen Gesetzesentwurf zur Änderung des Urheberrechts, mit dem die
sogenannte EU-Marrakesch-Richtlinie umgesetzt werden soll.

"Der bislang vorliegende Gesetzentwurf ist verbesserungsfähig, denn es
besteht die Gefahr, dass sich die derzeitige Situation für die
Betroffenen nicht verbessert, sondern aufgrund zusätzlicher
Verpflichtungen für Blindenbibliotheken eher noch verschlechtert",
warnt Dusel. "Wichtig wäre vor allem eine langfristige und
verlässliche Finanzierung der Blindenbibliotheken, sowie deren
Befreiung von urheberrechtlichen Vergütungspflichten. theken, sowie
deren Befreiung von urheberrechtlichen Vergütungspflichten. Beides ist
jedoch nicht vorgesehen", so Dusel. "Wir müssen die gleichberechtigte
Teilhabe an schulischer und beruflicher Bildung, Kultur sowie Politik
und Gesellschaft gewährleisten. Menschen mit Behinderungen müssen
endlich die Chance haben, sich wie alle anderen auch aus Literatur,
die der Allgemeinheit zugänglich ist, zu informieren", so Dusel.

Hintergrund:

Deutschland ist verpflichtet, den Vertrag von Marrakesch
beziehungsweise die entsprechende EU-Marrakesch-Richtlinie auf
nationaler Ebene umzusetzen. Ziel des Vertrags von Marrakesch ist es,
deutliche Verbesserungen beim Zugang für blinde und sehbehinderte
Menschen zu bewirken. Anfang dieser Woche Montag (8. Oktober) fand
bereits eine Anhörung im zuständigen Bundestagsausschuss für Recht und
Verbraucherschutz statt.

Verlage sind nicht verpflichtet, Bücher und Hörbücher barrierefrei am
Markt anzubieten. Daher haben es Blindenbibliotheken in Deutschland
übernommen, Literatur für Menschen mit Sehbehinderungen barrierefrei
aufzubereiten, zum Beispiel in Braille-Schrift oder als
Hörbuchfassungen. Diese Bibliotheken finanzieren sich überwiegend aus
Spenden der Nutzerinnen und Nutzer. Der bislang vorliegende
Gesetzentwurf sieht keine konkrete finanzielle Unterstützung vor,
damit deutlich mehr Literatur barrierefrei gemacht werden kann und der
Vertrag von Marrakesch vollständig umgesetzt wird. Gefährdet wird die
Arbeit der Blindenbibliotheken auch durch die urheberrechtlichen
Vergütungspflichten gegenüber Verlagen und Verwertungsgesellschaften
und die vorgesehenen bürokratischen Pflichten gegenüber dem Deutschen
Patent- und Markenamt. Auch die von Deutschland umzusetzende
UN-Behindertenrechtskonvention würde mit dem Gesetzesentwurf in Bezug
auf den Zugang zu Informationen (Artikel 21) und Teilhabe am
kulturellen Leben (Artikel 30) nicht ausreichend berücksichtigt.

Die Internationale Bibliotheken Vereinigung (International Federation
of Library Associations and Institutions IFLA) bewertet den
Gesetzesentwurf in einem Bericht ebenfalls als unzureichend. Der
IFLA-Bericht ist hier zu finden:

https://ifla.org/files/assets/clm/update_marrakesh_eu_june_2018.pdf

 * 
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MELDUNG/596: Welt-Mädchentag - Mädchen mit Behinderung vor Diskriminierung und Gewalt schützen (BAG SELBSTHILFE)


BAG SELBSTHILFE Pressemitteilung: 11.10.2018

11. Oktober 2018: Internationaler Welt-Mädchentag

BAG SELBSTHILFE fordert insbesondere auch Mädchen mit Behinderung vor
Diskriminierung und Gewalt zu schützen.



Düsseldorf/Berlin 11. Oktober 2018. Auch im Jahr 2018 können Mädchen
und Frauen noch immer nicht auf die gleichen Chancen zurückgreifen wie
männliche Mitmenschen, sondern werden aufgrund ihres Geschlechts
benachteiligt, diskriminiert oder sind Opfer von Gewalt. Anlässlich
des von Vereinten Nationen erklärten internationalen Welt-Mädchentages
am 11. Oktober macht die BAG SELBSTHILFE darauf aufmerksam, dass
insbesondere auch Mädchen mit Behinderung und chronischer Erkrankung
davon betroffen sind.

"Für sie ist es noch immer nicht selbstverständlich, ihre Forderungen
nach Gleichberechtigung und Teilhabe zu leben und sich in den
Schlüsselrollen von Politik und Gesellschaft Gehör für ihre Belange zu
verschaffen. Häufig wird über Ihre Köpfe hinweg entschieden. Sie
werden in Konfliktsituationen nicht ernst genommen und sind
überproportional häufig Opfer von Gewalt", n nicht ernst genommen und
sind überproportional häufig Opfer von Gewalt", so Dr. Martin Danner,
Bundesgeschäftsführer der BAG SELBSTHILFE.

Diesen unhaltbaren Zustand, der auch in der gesundheitsbezogenen
Selbsthilfe der Verbesserung bedarf, will die BAG SELBSTHILFE ändern
und gestaltet deshalb in ihrem aktuellen Projekt "Frauen und Mädchen
mit Behinderung stärken -Diskriminierung verhindern!" ein Angebot für
Mädchen und Frauen mit Behinderung und chronischer Erkrankung. Hier
sollen sie ihre Rolle selbst bestimmen und lernen, ihre
Selbstvertretungskompetenz zu stärken, um ihre soziale, politische und
kulturelle Mitgestaltung im Verbandsleben einzufordern.

"Wenn Mädchen und Frauen mit Behinderung und chronischer Erkrankung in
den Gestaltungspositionen im Verband fehlen, bedeutet dies zugleich,
dass Ihre Ideen, Anliegen und Themen nicht gehört werden", betont Dr.
Martin Danner, Bundesgeschäftsführer der BAG SELBSTHILFE. Eine
Stärkung der Rechte und der Selbstbestimmung baut Strukturen für ein
Leben ohne Benachteiligung, Diskriminierung und Gewalt für Mädchen und
Frauen mit Behinderung und chronischer Erkrankung auf.

Um ein sichtbares Signal für die Stärkung der Rechte von Mädchen und
Frauen zu setzen, leuchten am 11. Oktober 2018 bundesweit Wahrzeichen
wie Rathäuser, Schlösser, Marktplätze oder Kirchtürme in einem
kräftigen Magenta. Mit jener Beleuchtung soll dem Anliegen für Mädchen
und Frauen öffentliche Präsenz ermöglicht werden. Beispielsweise
erstrahlen dieses Jahr der Funkturm in Berlin, die St.-Petri-Kirche in
Hamburg, das Stadthaus in Halle oder die Kathedrale St. Pantaleon in
Köln.
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VORTRAG/1165: Magdeburg - Neue Vortragsreihe "Meine Eltern werden alt. Was nun?" startet am 17.10.


Neue Vortragsreihe: Meine Eltern werden alt. Was nun? 

Kooperation der VHS mit dem Netzwerk "Gute Pflege"/Start am 17.10.2018



Kinder sind froh, wenn ihre Eltern bis ins hohe Alter fit bleiben.
Aber was ist, wenn diese immer stärker auf Hilfe angewiesen sind, z.
B. im Haushalt oder auch in der Pflege? Auf alle Beteiligten kommen
viele Fragen zu, und es müssen Entscheidungen getroffen werden. Hier
setzt eine neue Vortragsreihe an, die am 17. Oktober in der
Volkshochschule Magdeburg beginnt und gemeinsam mit dem Netzwerk "Gute
Pflege" der Landeshauptstadt organisiert wurde.

In der neuen Reihe informieren die VHS und das Netzwerk zu Themen wie
Unterstützungsmöglichkeiten, finanzielle Leistungen sowie
Möglichkeiten der häuslichen, ambulanten und stationären Pflege.

Den Auftakt bildet am 17. Oktober die Veranstaltung zum Thema
"Plötzlich Pflegefall". Dabei werden Fragen zu Pflegegraden,
Antragstellung, Begutachtung durch den Medizinischen Dienst der
Krankenlassen, Finanzierung, Beratungsmöglichkeiten vor Ort etc.
beantwortet.

Beginn der Veranstaltung ist um 18.00 Uhr in der Städtischen
Volkshochschule in der Leibnizstraße 23; der Eintritt ist frei. Eine
vorherige Anmeldung wird empfohlen. Das ist zum einen telefonisch
möglich unter 0391/ 535 4770 oder auf der Internetseite
www.vhs.magdeburg.de. Dort gibt es auch weitere Informationen zur
Vortragsreihe sowie zum gesamten Angebot der Volkshochschule.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Oktober 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2091: Welthunger-Index macht deutlich, fehlende Politikkohärenz befeuert Hunger weltweit


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Oktober 2018

Welthunger-Index macht deutlich: fehlende Politikkohärenz befeuert Hunger weltweit



Zur Vorstellung des Welthunger-Index 2018 erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Der Bericht macht deutlich, wie wichtig konsequentes und kohärentes politisches Handeln wäre, um gegen den Hunger und die Perspektivlosigkeit vorzugehen, welche Millionen Menschen zur Flucht zwingen. Statt im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu handeln schiebt die Bundesregierung den Klimaschutz auf die lange Bank und verkauft weiter Waffen in Krisengebiete. Sehenden Auges zerstört das schon heute die Lebensgrundlagen von Millionen Menschen und schafft Hunger und Leid. Nothilfe und Entwicklungszusammenarbeit müssen dann die Probleme ausbügeln, die inkohärente Politik schafft.

Auf internationaler Ebene stellt die Bundesregierung den Kampf gegen den Hunger immer wieder hinter anderen Interessen zurück. Die Bundesregierung versagt wichtigen internationalen Konventionen wie der Kleinbauernerklärung der Vereinten Nationen die Unterstützung. Statt weiterhin den Konzerninteressen großer Agrarunternehmen zu dienen, muss die Bundesregierung endlich mit einer nachhaltigen Handels- und die Agrarpolitik faire Chancen schaffen. würden. Wenn die Bundesregierung nicht endlich umdenkt, bleibt der Kampf gegen den Hunger ein Kampf gegen Windmühlen.
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AUSSEN/2090: Anton Hofreiter zum Welthunger-Index 2018


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Oktober 2018

Anton Hofreiter zum Welthunger-Index 2018



Zur Vorstellung des Welthunger-Index 2018 erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Die Komplexität der Herausforderung darf keine Ausrede dafür sein, beim Kampf gegen diese tödliche Krise nachzulassen und den Hunger schulterzuckend hinzunehmen. Eine kritische Auseinandersetzung mit unserem bisherigen Umgang mit Afrika ist unausweichlich. Die Entwicklungspolitik wird der unvermeidliche Tropfen auf den heißen Stein bleiben, wenn Afrika weiter vor allem nur als Absatzmarkt für übersubventioniertes deutsches Dumpingfleisch, Milchpulver und Getreidereste dient. Solange Deutschland und die EU ihrer Verantwortung beim Klimaschutz nicht gerecht werden, tragen sie zur Verschärfung der Hungersnot bei. Durch ungerechte Wirtschaftsbeziehungen kann die afrikanische Wirtschaft nicht mithalten und werden Arbeitsplätze und Entwicklungschancen vor Ort zerstört. Wenn Deutschland und Europa die Bekämpfung von Hunger und Armut in Afrika ernsthaft anpacken wollen, dann darf Europas wirtschaftliche Übermacht nicht zum Nachteil Afrikas ausgespielt werden sondern braucht es endlich faire Handelsbeziehungen zu unserem Nachbarskontinent."
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BILDUNG/913: Gleichwertigkeit von akademischer und beruflicher Bildung muss endlich Realität werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Oktober 2018

Kostenfreiheit für berufliche Aufstiegsfortbildungen im Bundeshaushalt 2019:
Gleichwertigkeit von akademischer und beruflicher Bildung muss endlich Realität werden



Zum im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestag abgestimmten Konzept zur Kostenfreiheit beruflicher Aufstiegsfortbildungen erklären Ekin Deligöz, grüne Haushalts-Berichterstatterin für den Etat des Bildungsministeriums (BMBF), und Beate Walter-Rosenheimer, Sprecherin für Aus- und Weiterbildung und Obfrau in der Enquete-Kommission "Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt":

Lebenslanges Lernen und Weiterbildungen brauchen nicht nur Zeit, sondern kosten vor allem Geld. Doch nicht alle, die wollen, können sich Weiterbildung auch leisten. Es ist ungerecht und nicht zeitgemäß, dass berufliche Aufstiegsfortbildungen, wie zum Beispiel Meister- oder Fachwirt-Qualifizierungen, teils hohe Kosten für die Betroffenen verursachen. Sie müssen genauso kostenfrei sein wie ein akademisches Studium.

Deshalb hat die grüne Bundestagsfraktion ein Konzept zur Kostenfreiheit von beruflichen Aufstiegsfortbildungen vorgelegt. Nur wenn die Lehrangebote im beruflichen Qualifizierungsbereich ebenfalls nichts kosten und nicht die Rückzahlungspflicht in den Jahren danach droht, erreichen wir Parität zur akademischen Bildung. Das kommt letztendlich Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, aber auch der Wirtschaft zugute und setzt ein Zeichen gegen den Fachkräftemangel.

Außerdem soll es einen Rechtsanspruch auf Weiterbildungen geben. Das ist die richtige Antwort auf eine alternde Gesellschaft mit einem sich verändernden Arbeitsmarkt. Und es trägt dazu bei, dass lebenslanges Lernen kein Privileg von Gutverdienern bleibt.

Erläuterung: Die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen hat gestern Abend einen Änderungsantrag im Haushaltsausschuss sowie im Bildungsausschuss vorgelegt, der die Kostenfreiheit von Aufstiegsfortbildungen (z.B. Meister- oder Fachwirt-Weiterbildungen) fordert, denn so wird die Gleichwertigkeit von akademischer und beruflicher Bildung Realität. Der Antrag wurde mir den Stimmen von CDU/CSU und SPD abgelehnt.
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MEDIEN/449: BSI-Bericht - Deutschland im digitalen Bereich unsicherer denn je


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Oktober 2018

BSI-Bericht: Deutschland im digitalen Bereich unsicherer denn je



Zur Vorstellung des BSI-Lageberichts erklärt Konstantin von Notz, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender:

Seit vielen Jahren diskutieren wir über das Großthema IT-Sicherheit. Derzeit nehmen Datenskandale und geheimdienstliche Versuche, digitale Infrastrukturen und private Kommunikation zu kompromittieren, in einem bedrohlichem Maße zu.

Deutschland ist im digitalen Bereich unsicherer denn je. Bundesregierung und Innenministerium verkennen die Dimension der Bedrohung bis heute. Schlimmer noch: Durch ihr Festhalten am staatlichen Handel mit Sicherheitslücken und weitreichenden, rechtlich vielfach unregulierten Überwachungsmaßnahmen ist man selbst zu einer echten Gefahr für die IT-Sicherheit geworden.

Der neue BSI-Bericht zeigt erneut, wie dramatisch die Lage für die Menschen, Unternehmen und demokratische Institutionen und Diskurse mittlerweile ist. Die durch Kriminelle und Geheimdienste verursachten Schäden werden seit Jahren mit hohen Milliardenbeträgen beziffert.

Selbst die verheerenden IT-Angriffe auf den Bundestag und das Netz der Bundesregierung, gezielte Manipulationen und intransparenten Beeinflussungen demokratischer Willensbildungsprozesse und Wahlen u.a. in Deutschland, den USA und Großbritannien haben die Bundesregierung noch immer nicht zu einem Umdenken bewegen können. Ein solches bleibt aber dringend notwendig.

Statt eines cyberpolitischen Wettrüstens mit Staaten wie China, Russland und Nordkorea, das man nur verlieren kann, müssen wir alles daran setzen, private Kommunikation bestmöglich zu schützen und digitale Infrastrukturen zu härten. Gerade im Digitalen gilt: Verteidigung ist die beste Verteidigung. Das lange angekündigte, überfällige IT-Sicherheitsgesetz 2.0 muss das zwingend berücksichtigen.

Die Bundesregierung muss das Ruder herumreißen und endlich echte Maßnahmen zur Verbesserung der IT-Sicherheit ergreifen. Dafür ist es unumgänglich, auf verfassungsrechtlich umstrittene Instrumente wie "Hackbacks" zu verzichten, die Anfälligkeit gegenüber IT-Angriffen zu verringern und unabhängige Aufsichtsstrukturen zu stärken.

Ein klares Bekenntnis der Bundesregierung zur Notwendigkeit eines effektiven Grundrechtsschutzes im Digitalen ist genauso überfällig wie das Engagement für neue Übereinkünfte und echte Maßnahmen zur Erhöhung der IT-Sicherheit auf deutscher, europäischer und internationaler Ebene. Einen langen Maßnahmenkatalog haben wir vor Monaten im Parlament vorgelegt.
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VERKEHR/793: Haushalt - Klimaschutz im Verkehr statt Straßenbauwahnsinn


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Oktober 2018

Haushalt: Klimaschutz im Verkehr statt Straßenbauwahnsinn



Zur Beratung des Verkehrsetats im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages erklären Sven-Christian Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik, und Stephan Kühn, Sprecher für Verkehrspolitik:

Der CSU-Verkehrsminister Andreas Scheuer setzt den Straßenbauwahnsinn seines Vorgängers Dobrindt fort. Das führt in eine klimapolitische Sackgasse. Damit die Bundesregierung ihre Klimaschutzziele für 2030 noch erreichen kann, muss auch der Verkehrssektor endlich einen Beitrag leisten. Das Verkehrsministerium pumpt aber immer mehr Geld in den Straßenneubau und verhindert damit den Umstieg auf klimafreundliche Verkehrsträger. 1,7 Milliarden Euro mehr gibt Scheuer für die Straße aus, für die Schiene gerade einmal 200 Millionen Euro. Die Haushaltsmittel müssen so verwendet werden, dass Mobilität sicher, bezahlbar und klimafreundlich möglich ist und sich die Luftqualität in den Städten und Gemeinden verbessert. Die Bundesregierung muss die zusätzlichen Lkw-Maut-Milliarden für Investitionen in die Verkehrswende einsetzen. Minister Scheuer ignoriert aber die klimapolitischen Notwendigkeiten und schadet damit uns allen.

Wir sind die erste Generation die die Folgen der Klimakatastrophe zu spüren bekommt und wir sind die letzte Generation, die die Katastrophe noch stoppen kann.

Wir Grüne bewegen im Verkehrshaushalt 3,2 Milliarden Euro für die Verkehrswende. Statt Straßenbau- und Privatisierungswahn gibt es im Grünen Verkehrshaushalt Klimaschutz durch 650 Millionen Euro für den Radverkehr und eine Verbesserung des Angebots von Bus und Bahn. Wir wollen die Schiene als klima- und umweltfreundlichen Verkehrsträger stärken, so dass mehr Menschen mit der Bahn fahren. Deswegen wollen wir 725 Millionen in den Ausbau der Schiene, in Lärmschutz und die Elektrifizierung stecken, damit auch die letzte Diesellok in Rente gehen kann. Eine Milliarde mehr wollen wir für ein gutes Bus- und Bahnangebot zur Verfügung stellen. Mit eigenen Programmen für ländliche und städtische Mobilität wollen wir für saubere Luft und gute Mobilität für alle sorgen.

In Brüssel kämpft die Bundesregierung gegen scharfe CO2-Vorgaben für Automobilkonzerne. Mit diesem Haushalt zeigt der Verkehrsminister, dass ihm saubere Luft, Klimaschutz und guter Umgang mit Steuergeldern egal sind. Die zahlreichen Dieselgipfel haben neben viel heißer Luft keine Ergebnisse geliefert. Stattdessen geriert sich CSU-Minister Scheuer als Buddy der Autobosse. Trotz Skandale um Toll Collect und erheblichen Zweifeln an der Wirtschaftlichkeit hält der Minister an einer erneuten Privatisierung der Lkw-Maut fest. Um immer mehr Straßen bauen zu können setzt der Verkehrsminister immer stärker auf Privatisierung. Darüber freuen sich vor allem Investoren, deren Rendite die Bürgerinnen und Bürger zahlen müssen. Die Privatisierung der Lkw-Maut und von Straßen über Öffentlich-Private-Partnerschaften muss endlich gestoppt werden. Die Menschen in Deutschland brauchen eine zukunftsfähige und moderne Verkehrspolitik. Verkehrsminister Scheuer setzt jedoch seine klimapolitische Geisterfahrt fort.
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WIRTSCHAFT/2828: Herbstprojektion der Bundesregierung - Jetzt in die Zukunft investieren!


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Oktober 2018

Herbstprojektion der Bundesregierung: Jetzt in die Zukunft investieren!



Zur Herbstprojektion der Bundesregierung, erklärt Anja Hajduk, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Mitglied im Haushaltsauschuss:

Anstatt sich auf der brummenden Konjunktur auszuruhen, sollte die Regierung lieber endlich die Weichen für eine zukunftsfähige Wirtschaft stellen und in guten Zeiten vorsorgen. Die eingetrübte Wachstumsprognose zeigt, dass es keine Garantie für goldene Zeiten gibt. Es ist fahrlässig, weiterhin auf den ewigen Aufschwung zu spekulieren.

Jetzt ist die Zeit für Investitionen, um Wirtschaft und Gesellschaft für Herausforderungen wie Digitalisierung, Globalisierung und Klimawandel zu rüsten. Doch statt anzupacken, verteilt die Regierung ihre Mittel mit der Gießkanne und beschränkt durch immer neue Ausgaben wie das Baukindergeld den Handlungsspielraum künftiger Regierungen. Für die Lage der Weltwirtschaft ist die Regierung nicht allein verantwortlich, für mangelnde Weitsicht und Vorsorge schon.
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FINANZEN/1243: Beratungen über Milliarden-Entlastungen für Steuerzahler und Familien beginnen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2018

Beratungen über Milliarden-Entlastungen für Steuerzahler und
Familien beginnen

Entlastungen von rund 10 Mrd. Euro pro Jahr



Am heutigen Donnerstag fand im Bundestag die erste Lesung zum Entwurf
des Gesetzes zur steuerlichen Entlastung der Familien sowie zur
Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen (FamilienentlastungsG)
statt. Dazu erklären die finanzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann und der zuständige
Berichterstatter der CDU/CSU Bundestagsfraktion Johannes Steiniger:

"Durch sparsame Haushaltsführung und die gute wirtschaftliche Lage
sprudeln derzeit die Steuereinnahmen. Einen Teil dieser Einnahmen
wollen wir den Bürgerinnen und Bürgern unmittelbar zurückgeben.
Insbesondere Familien sollen allein mit diesem Vorhaben bis 2022 um
fast 35 Mrd. Euro entlastet werden.

So soll das Kindergeld ab dem 1. Juli 2019 um 10 Euro angehoben
werden. Damit wird das monatliche Kindergeld für das erste und zweite
Kind zukünftig je 204 Euro, für das dritte Kind 210 Euro und für das
vierte und jedes weitere Kind 235 Euro betragen. Auch der
Kinderfreibetrag steigt entsprechend.

Zusätzlich gewinnen Familien, aber auch alle anderen
Steuerpflichtigen, durch die Anhebung des Grundfreibetrages und den
Abbau der kalten Progression.

Die Effekte der sog. kalten Progression treten nicht mehr ein, da wir
die Tarifeckwerte - wie bereits seit 2014 - um die Wirkung der
Inflation verschieben wollen. Die kalte Progression soll für 2018 und
2019 wieder (wie auch in den Vorjahren) komplett neutralisiert
werden. Für 2019 und 2020 verschieben wir die Tarifeckwerte um 1,84 %
(voraussichtliche Inflationsrate für 2018) und um weitere 1,95 %
(voraussichtliche Inflationsrate für 2019).

Ferner wird der Grundfreibetrag für Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer bis zum Jahr 2020 auf 9.408 Euro erhöht. Er soll damit
um 408 Euro steigen.

Die hier auf den Weg gebrachten Entlastungen können nur ein erster
Schritt sein. Eine weitere Steuerentlastung der Leistungsträger mit
unteren und mittleren Einkommen ist nötig. So wollen wir das
Kindergeld zum 1. Januar 2021 um weitere 15 Euro anheben. Parallel
wird auch der Kinderfreibetrag weiter erhöht. Entsprechendes gilt für
den Grundfreibetrag.

Zudem haben wir bereits den Abbau des Solidaritätszuschlages für 90
Prozent der Soli-Zahler ab 2021 fest im Koalitionsvertrag vereinbart.
Wir müssen darüber hinaus prüfen, ob wir über den Koalitionsvertrag
hinaus beim Solidaritätszuschlag schneller und umfänglicher
entlasten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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INNEN/3414: Spitzensportförderung nicht olympischer Verbände ausbauen 


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2018

Spitzensportförderung nicht olympischer Verbände stark ausbauen
und Teilnahme an European Games ermöglichen

Sport- und Haushaltspolitiker empfehlen bei den Haushaltsberatungen
2019 weitere Aufwüchse zur Umsetzung der Reform des Spitzensports



Im Rahmen der gestrigen Ausschussberatungen zum Bundeshaushalt 2019
haben sich die Sport- und Haushaltspolitiker für eine stärkere
Spitzensportförderung nicht olympischer Verbände ausgesprochen. Zudem
soll eine Teilnahme an den European Games ermöglicht und ein Zeichen
gegen Judenfeindlichkeit im Sport gesetzt werden. Dazu erklärt der
sportpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eberhard
Gienger:

"Auch im nicht olympischen Sport werden Höchstleistungen erbracht und
vorderste Platzierungen von deutschen Athleten erstritten. Deshalb
wollen wir die Spitzensportförderung nicht olympischer Verbände
(NOVs) auf nunmehr 3,9 Mio. Euro erhöhen und damit den anderen
Feldern angleichen. Auch mit Blick auf die Möglichkeit, dass nicht
olympische Disziplinen durch das Internationale Olympische Komitee
(IOC) künftig anerkannt bzw. aufgenommen werden können, macht eine
stärkere Förderung der NOVs perspektivisch Sinn. Es setzt auch ein
wichtiges Signal an die Sportlerinnen und Sportler, dass auch deren
Leistungen wahrgenommen und wertgeschätzt werden.

Die European Games 2019 in Minsk bedeuten für die deutschen Athleten
die zusätzliche Möglichkeit, sich schon im Vorfeld für die
Olympischen Spiele 2020 in Tokio zu qualifizieren. Deshalb haben wir
uns in den Haushaltsberatungen dafür eingesetzt, dass der Bund für
die Entsendungskosten in Höhe von 300.000 Euro aufkommen kann. Unsere
Spitzensportler können sich so frühzeitig an den weltbesten
Sportlerinnen und Sportler messen und ggf. das weitere Training
anpassen.

Außerdem wollen wir ein Zeichen gegen Judenfeindlichkeit im Sport
setzen und damit gleichsam die Werte im Sport untermauern. Auf nicht
wenigen Sportplätzen ist es zuletzt vermehrt zu Angriffen auf
jüdische Sportlerinnen und Sportler gekommen. Dies können wir so
nicht hinnehmen. Daher sprechen sich Sport- und Haushaltspolitiker
gleichermaßen dafür aus, entsprechende Mittel für Aufklärungs- und
Begegnungsprojekte deutlich zu erhöhen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3413: Den Herausforderungen durch Cyber-Angriffe tatkräftig begegnen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2018

Den Herausforderungen durch Cyber-Angriffe tatkräftig begegnen



Zu dem am heutigen Donnerstag veröffentlichten Lagebericht des
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) können
Sie den digitalpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Tankred Schipanski, wie folgt zitieren:

"Sichere, verlässliche und vertrauenswürdige IT- und Computersysteme
sind die Grundlage für eine erfolgreiche Digitalisierung und das
Vertrauen der Menschen in neue Technologien. Der heutige Bericht
zeigt, dass die Herausforderungen durch Cyber-Angriffe weiter
wachsen, auch für den Schutz kritischer Infrastrukturen. Wir werden
daher weiter tatkräftig daran arbeiten, die Rahmenbedingungen für
sichere und vertrauenswürdige Digitalisierung kontinuierlich zu
verbessern. Wir werden das IT-Sicherheitsgesetz fortschreiben, die
IT-Sicherheitsstandards für internetfähige Produkte stärken und das
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) in seiner
Rolle als unabhängige und neutrale Beratungsstelle für Fragen der IT
stärken. Gleichzeitig wird die Gründung der Agentur für Innovation in
der Cybersicherheit sicherstellen, dass den Herausforderungen auch
technisch auf Augenhöhe begegnet werden kann. Nicht zuletzt bleibt es
eine wichtige Aufgabe, Nutzerinnen und Nutzer für das Thema
IT-Sicherheit und einen bewussten Umgang damit zu sensibilisieren,
denn IT-Sicherheit fängt bei jedem einzelnen an. Das gilt z.B. durch
die Nutzung sicherer Passwörter im privaten Bereich oder regelmäßige
Software-Updates."

 * 

Quelle:
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INNEN/3412: Haushalt 2019 - Sportpolitiker empfehlen Stärkung der Athleten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Oktober 2018

Unabhängige Athletenvertretung und direkte Förderung der
Spitzensportler in den Mittelpunkt stellen

Sportpolitiker empfehlen bei den Haushaltsberatungen 2019 Stärkung
der Athleten



Im Rahmen der gutachtlichen Stellungnahme des Sportausschusses zu den
Haushaltsberatungen 2019 am heutigen Mittwoch haben sich die
Sportpolitiker für eine weitere Stärkung der Athleten ausgesprochen.
Dazu erklärt der sportpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eberhard Gienger:

"Das Reformkonzept zur Neuausrichtung der Spitzensportförderung
stellt die Athleten in den Mittelpunkt aller Bestrebungen. Deshalb
setzen wir uns in den weiteren Beratungen zum Haushalt 2019 dafür
ein, dass die unabhängige Athletenvertretung mit 450.000 Euro pro
Jahr unterstützt wird. Nur so können die Interessen der deutschen
Spitzensportler bei Entscheidungen miteinbezogen, eine professionelle
Struktur aufgebaut und ein Austausch auf Augenhöhe mit den Verbänden
und der Politik gewährleistet werden.

Weiterhin empfehlen wir, die unmittelbare Förderung der olympischen
und paralympischen Spitzensportler über die Stiftung Deutsche
Sporthilfe weiterzuführen und auszubauen. Hierfür sollen die
Zuwendungen des Bundes auf insgesamt 7 Mio. Euro pro Jahr erhöht
werden, damit eine soziale Absicherung der Spitzensportler erreicht
werden kann.

Mit dem Beschluss der Neuausrichtung der Spitzensportförderung von
Bund, Ländern und dem DOSB wurden grundlegende Reformschritte
umgesetzt und zentrale Weichenstellungen für die Zukunft vorgenommen.
Wegen der weitreichenden Innovationen und strukturellen Anpassungen
wird die Neuausrichtung in allen Facetten erst Schritt für Schritt
realisiert werden können. Gleichzeitig hierzu muss jedoch
gewährleistet werden, dass die olympischen und paralympischen
Athleten von der Reform zeitnah profitieren und eine grundlegende
Unterstützung erhalten, um sich im Alltag auf das hochintensive
Training und die bevorstehenden Wettkämpfe konzentrieren zu können.
Die Förderung einer unabhängigen Interessenvertretung der
Spitzensportler ist in der Reform und im Koalitionsvertrag als
wichtiger Meilenstein benannt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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KULTUR/630: Das Berliner Stadtschloss rückt die Kultur in den Mittelpunkt der Republik


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2018

Das Berliner Stadtschloss rückt die Kultur in den Mittelpunkt der
Republik

Großartiger Erfolg: Spendenstand bei über 85 Millionen Euro



Die Arbeitsgruppe Kultur und Medien der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
hat gestern die Baustelle des wieder zu errichtenden Berliner
Stadtschlosses besichtigt. Dazu erklärt die kultur- und
medienpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Motschmann:

"Das fast fertige Berliner Schloss zeigt immer deutlicher: Die
Bundestagsentscheidung von 2002 war klug und visionär. Mit dem
Schloss kehrt der zentrale Baustein der historischen Mitte Berlins
zurück.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion dankt Wilhelm von Boddien und dem
Förderverein Berliner Schloss e.V. für seinen unermüdlichen Einsatz
für die Wiedererrichtung des Schlosses mit seinen historischen
Fassaden. Es ist sensationell und tief beeindruckend, dass der
Förderverein allen jahrelangen Unkenrufen zum Trotz aktuell bereits
über 85 Millionen Euro Spendengelder eingesammelt hat, mehr als die
ursprünglich avisierten 80 Millionen Euro. Wilhelm von Boddien hat
sich daher nun 105 Millionen als Ziel gesetzt, um neben den
Barockfassaden auch die historische Kuppel sowie die Innenportale zu
finanzieren.

Es kann nicht oft genug betont werden: Das Projekt Humboldt-Forum im
Berliner Schloss liegt nach wie vor im Zeit- und Kostenrahmen. Mit
ihm öffnet Deutschland den zentralen Platz in der Mitte der Republik
für die außereuropäischen Kunstsammlungen. Diese treten in einen
Dialog mit dem kulturellen Erbe Europas auf der Museumsinsel. Auf der
Grundlage des wechselvollen historischen Erbes unseres Landes bietet
das Humboldt-Forum die Möglichkeit zur Anschauung der Welt. Diese
größtmögliche Horizonterweiterung benötigen wir heute mehr denn je.

Das Eröffnungsjahr ab Herbst 2019 soll zu einem Höhepunkt des
kulturellen Lebens in Deutschland und Europa werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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RECHT/885: Kriminalitätsbekämpfung durch ausreichende Befugnisse der Ermittlungsbehörden ermöglichen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2018

Kriminalitätsbekämpfung durch ausreichende Befugnisse der
Ermittlungsbehörden ermöglichen

Koalition schafft Regelung für die Erhebung geschäftlich
gespeicherter Standortdaten



Am morgigen Freitag berät der Deutsche Bundestag in 1. Lesung einen
Gesetzentwurf zu einer Richtlinienumsetzung im Strafverfahren sowie
zur Anpassung datenschutzrechtlicher Bestimmungen. Darin enthalten
ist auch eine gesetzliche Grundlage für die Erhebung von aus
betrieblichen Gründen gespeicherten Standortdaten. Dazu erklärt die
rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker:

"Mit der neuen Regelung ermöglichen wir wieder, dass die
Ermittlungsbehörden bei schweren Straftaten auf geschäftlich
gespeicherte Standortdaten zugreifen können. Dies ist ein wichtiger
Baustein bei der Kriminalitätsbekämpfung. Zurzeit darf auf aus
betrieblichen Gründen gespeicherte Standortdaten nicht zugegriffen
werden, auch wenn sie vorhanden sind. Im Kampf gegen die Kriminalität
müssen wir den Ermittlungsbehörden aber alle erforderlichen
Befugnisse erteilen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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SOZIALES/1926: Mehr finanzieller Spielraum für Familien versprochen - und gehalten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2018

Mehr finanzieller Spielraum für Familien versprochen - und
gehalten



Am heutigen Donnerstag berät der Deutsche Bundestag in 1. Lesung das
Gesetz zur steuerlichen Entlastung der Familien. Hierzu können Sie
die Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Nadine Schön, wie folgt zitieren:

"Versprochen - Gehalten: ab dem 1. Juli 2019 werden rund 17 Millionen
Kinder jährlich 120 Euro mehr Kindergeld erhalten. Familien werden
dadurch und auch durch den Ausgleich der kalten Progression jährlich
um etwa 10 Mrd. Euro entlastet. Die Erhöhung des Kindergeldes und des
steuerlichen Kinderfreibetrags zählen für die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion zu den wichtigsten familienpolitischen
Maßnahmen dieser Legislaturperiode. Dabei ist uns wichtig, dass alle
Familien profitieren und damit die Mitte der Gesellschaft entlastet
wird. Bei nahezu allen Familien bildet das Kindergeld einen
erheblichen Anteil am Haushaltseinkommen. So erhält eine Familie mit
drei Kindern künftig 618 Euro Kindergeld im Monat. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat Vertrauen in die Eltern und wir sind
überzeugt, dass Eltern am besten wissen, wie sie das Geld gut für
ihre Kinder ausgeben."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/1925: Sozialwahlen stärken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2018

Sozialwahlen stärken



Die Bundeswahlbeauftragte für die Sozialwahlen, Rita Pawelski, wird
am heutigen Donnerstag, 11. Oktober 2018, den Schlussbericht der
Sozialwahlen 2017 dem Bundesminister für Arbeit und Soziales
übergeben. Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Der aktuelle Bericht über die drittgrößte Wahl in Deutschland
dokumentiert die Erfolgsgeschichte der Sozialpartnerschaft in unserem
Land. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt es sehr, dass 2017
erstmals seit 30 Jahren die Beteiligung an den Sozialwahlen wieder
gestiegen ist. Die Selbstverwaltung der Sozialversicherung kann auf
eine lange erfolgreiche Tradition zurückblicken.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion möchte die Wahl modernisieren und will
die Grundlage dafür schaffen, dass bald Onlinewahlen möglich sind.
Wir wollen auch erreichen, das die demokratischen Element der
Wahlhandlung weiter gestärkt werden. Wir appellieren an die
Sozialpartner, sich hierfür stärker zu öffnen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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SOZIALES/1924: Wir unterstützen Mädchen aktiv und machen sie stark


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Oktober 2018

Wir unterstützen Mädchen aktiv und machen sie stark



Am morgigen Donnerstag ist der UN-Gedenktag für Mädchen - der
Weltmädchentag. Hierzu können Sie die Vorsitzende der Gruppe der
Frauen der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Yvonne Magwas,
wie folgt zitieren:

"34 Millionen Mädchen im Grundschulalter können weltweit nicht zur
Schule gehen. Das ist ein Zustand, der uns nicht gefallen kann. Denn
Bildung ist der Schlüssel zur Teilhabe. Wir unterstützen ganz bewusst
die Mädchen in den Entwicklungsländern, indem wir dort gezielt
Bildungsprojekte für Mädchen fördern. Dort werden sie u.a. darüber
informiert, wie sie ihre Rechte wahrnehmen. Mit der Agenda 2030 haben
sich die Vereinten Nationen entwicklungspolitische Ziele gesetzt, die
bis zu dem genannten Jahr erreicht werden sollen. Zu diesen Zielen
gehört auch die vollständige Gleichberechtigung der Geschlechter.
Dieses Ziel wird nur erreicht, wenn wir die Bildung stärken. Nur mit
Bildung können Armut und Diskriminierung nachhaltig bekämpft werden.
Gezielte Maßnahmen zur Unterstützung und Förderung von Mädchen in den
Entwicklungsländern sind deshalb ein wichtiges Anliegen der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion und unserer Entwicklungspolitik."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/785: Verbesserung des Insektenschutzes ist auf dem Weg


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Oktober 2018

Verbesserung des Insektenschutzes ist auf dem Weg



Zum Thema Insektenschutz können Sie die umweltpolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött, mit folgenden
Worten zitieren:

"Der Schutz der Insekten ist Teil unserer Verantwortung für die
Schöpfung, er ist aber auch für die Landwirtschaft unabdingbar. Genau
deshalb hat die Union dafür gesorgt, dass die Erarbeitung eines
'Aktionsprogramms Insektenschutz' im Koalitionsvertrag enthalten
ist. Es ist gut, dass vom Bundesumweltministerium eine erste
Diskussionsgrundlage vorgelegt wird. Wir erwarten jetzt, dass neben
der Erarbeitung des Programms möglichst schnell erste konkrete
Maßnahmen umgesetzt werden. Ich begrüße es außerordentlich, dass die
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner bereits angekündigt
hat, dem Insektenschutz auch bei der Entwicklung der
Ackerbaustrategie einen zentralen Stellenwert zu geben."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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VERKEHR/724: Sachlich bleiben in der Diesel-Diskussion


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2018

Sachlich bleiben in der Diesel-Diskussion



Zur aktuellen Diskussion um Bußgelder für Diesel-Hersteller können
Sie den für Verkehr zuständigen, stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Bei der Debatte um Bußgelder wäre mehr Sachlichkeit wünschenswert.
Man muss aufpassen, dass man hier nicht zwei verschiedene
Sachverhalte miteinander vermischt, nur weil das in der
Öffentlichkeit gut ankommt. Bei den aktuellen Fragen zu sauberer Luft
und Fahrverboten geht es ja nicht um die illegal manipulierten
Fahrzeuge. Für diese wurde nach Bekanntwerden der Manipulationen 2015
ein verpflichtender Rückruf angeordnet. Es ist unredlich, dies jetzt
mit der aktuellen Debatte zu vermischen, in der es um rechtmäßig in
den Verkehr gebrachte Fahrzeuge geht."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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VERKEHR/723: Meilenstein zur gerechteren Finanzierung unserer Straßen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2018

Meilenstein zur gerechteren Finanzierung unserer Straßen



Zur gestrigen Vergabe des Auftrags zur Kontrolle der PKW-Maut können
Sie den für Verkehr zuständigen, stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Ulrich Lange, wie folgt
zitieren:

"Der Auftrag zur Kontrolle der PKW-Maut wurde gestern vergeben. Damit
ist ein weiterer, sehr wichtiger Meilenstein zur gerechteren
Finanzierung unserer Straßen erreicht. Ausländische Fahrer werden
erstmals auch ihren Beitrag zur Finanzierung der deutschen Straßen
leisten, wenn das Gesetz zur PKW-Maut am Ende dieser
Legislaturperiode vollständig umgesetzt ist. Für die inländischen
Fahrer wird es jedoch keine Mehrbelastung geben."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





WIRTSCHAFT/2764: Weltwirtschaftliches Klima lässt deutsche Wirtschaft nicht kalt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2018

Weltwirtschaftliches Klima lässt deutsche Wirtschaft nicht
kalt

Jetzt zügig die Weichen für künftige Wettbewerbsfähigkeit stellen



Am heutigen Donnerstag stellt die Bundesregierung ihre Herbstprognose
der Wirtschaftsentwicklung vor. Darin senkt sie ihre
Wachstumsprognose für dieses Jahr von 2,3 Prozent auf 1,8 Prozent und
für kommendes Jahr von 2,1 Prozent auf 1,8 Prozent. Hierzu erklärt
der wirtschafts- und energiepolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Joachim Pfeiffer:

"Die gute Nachricht ist, dass die deutsche Wirtschaft trotz des
schwierigen außenwirtschaftlichen Umfeldes auf einem Wachstumspfad
bleibt. Richtig ist aber auch, dass das Klima rauer wird. Die
Unsicherheit über die Ausgestaltung des Brexits, weltweite
protektionistische Tendenzen, der Handelskonflikt zwischen den USA
und China, die Wirtschaftskrisen in der Türkei und Argentinien, aber
auch der europa- und weltweite Vormarsch des Populismus von links und
rechts beeinträchtigen die deutsche Konjunktur. Hinzu kommen
hausgemachte Herausforderungen, wie die nach wie vor schleppende
Digitalisierung, steigende Energiepreise und der Fachkräftemangel.
Diese Faktoren dämpfen die hiesige Entwicklung und werden zu echten
Bremsfaktoren für Unternehmen.

Daher gilt es, zügig zu reagieren. Das heißt: Wir müssen aufhören,
die Unternehmen mit neuen Regulierungen, z.B. im Arbeitsmarkt, zu
gängeln, mit neuer Bürokratie zu belasten oder ideologisch begründete
Projekte, wie einen beschleunigten nationalen Kohleausstieg
voranzutreiben. Stattdessen gilt es, die Weichen für
Wettbewerbsfähigkeit und zukünftiges Wachstum zu stellen. Mit den im
Kabinett verabschiedeten Eckpunkten zu einem
Fachkräfteeinwanderungsgesetz hat die Große Koalition letzte Woche
eine erste wichtige Grundlage für die kontrollierte Einwanderung von
Fachkräften geschaffen. Diese tragen dazu bei den Bedarf am
Arbeitsmarkt zu sichern. Im Außenhandel gilt für eine Exportnation
wie Deutschland die Prämisse: Multilateralismus statt Nationalismus,
Freihandel statt Handelsbarrieren und Abschottung. Europa muss mit
allen gleichgesinnten Partnern eine 'Koalition der Willigen für den
Freihandel' bilden. Zudem ist der Umbau der Energieversorgung so
auszugestalten, dass Versorgungssicherheit, Wettbewerbsfähigkeit und
Umweltverträglichkeit gleichermaßen gewährleistet sind. Dabei gilt
der Dreiklang mehr Markt, mehr Wettbewerb, mehr Europa."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2763: Diskussion über mutige Reformen wichtig


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 11. Oktober 2018

Diskussion über mutige Reformen wichtig



Zum Auftakt der Jahrestagung von IWF und Weltbank können Sie den für
Wirtschaft zuständigen, stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Carsten Linnemann, wie folgt
zitieren:

"Auf der Jahrestagung von IWF und Weltbank mehren sich die Anzeichen,
dass es mit unserem Aufschwung bald zu Ende sein könnte. Umso
wichtiger ist es, dass wir jetzt über mutige Reformen diskutieren,
die unser Land auch in schlechteren Zeiten an der Spitze halten. Wir
müssen jetzt eine Unternehmenssteuerreform anpacken, verlässlich
Bürokratie abbauen und mehr Mut bei der digitalen Agenda zeigen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1795: Falsche Weichenstellung bei der Hungerbekämpfung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Oktober 2018

Falsche Weichenstellung bei der Hungerbekämpfung



"Die Bundesregierung sollte den Welthungerindex 2018 genau studieren. Denn aus dem Bericht geht klar hervor, dass sie mit ihrer aktuellen Politik ausgerechnet jene Menschen zunehmend im Stich lässt, die am meisten von Hunger und Unterernährung betroffen sind", erklärt Eva-Maria Schreiber, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für Welternährungspolitik. Schreiber weiter:

"Krieg und Vertreibung zählen zu den wichtigsten Faktoren, warum Menschen Hunger leiden. Doch Finanzminister Olaf Scholz scheint die schwarze Null wichtiger zu sein als das Leid von Millionen Menschen. So hat Entwicklungsminister Müller vor Kurzem angekündigt, dass die Bundesregierung die finanziellen Zuwendungen für das Welternährungsprogramm, welches weltweit Flüchtlinge versorgt, kürzen müsse, sollte das Finanzministerium nicht mehr Haushaltsgelder freigeben. Zugleich arbeitet die Bundesregierung mit allen Mitteln daran, Flüchtlinge von der Überfahrt von Libyen über das Mittelmeer abzuhalten - einem Land, das laut aktuellem Welthungerindex besonders stark von Hunger und Unterernährung betroffen ist. So lässt die Bundesregierung die Hungernden gleich doppelt im Stich.

Zudem konzentriert die Bundesregierung ihre Entwicklungszusammenarbeit immer stärker auf wirtschaftlich aufstrebende Staaten, die für deutsche Unternehmen interessant sind. Für die ärmsten Länder gibt es hingegen immer weniger Geld. Genau dort leben aber die meisten Hungernden, die Unterstützung am dringendsten benötigen.

Die Bundesregierung redet gern davon, dass sie helfen möchte, eine Welt ohne Hunger zu schaffen. Wenn sie es damit ernst meint, muss sie die Weichen ihrer Politik umstellen: mehr Geld statt weniger für akute Hungerbekämpfung, sichere Passage für Flüchtlinge sowie eine Konzentration der Entwicklungszusammenarbeit auf die ärmsten Entwicklungsländer."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801
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RECHT/532: Paragraph 219a endlich streichen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Oktober 2018

Den Paragraphen 219a endlich streichen



"Für die Verhandlung am Freitag wünsche ich Kristina Hänel einen guten Verlauf. Sie kämpft vor Gericht für die Rechte von allen Frauen. Es gibt immer noch frauenfeindliche Gesetze. In diesem Fall der Paragraph 219a des Strafgesetzbuchs, der angebliche Werbung für Schwangerschaftsabbrüche verbietet und somit verhindert, dass Ärztinnen und Ärzte informieren können", erklärt Cornelia Möhring, stellvertretende Vorsitzende und frauenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der morgigen Berufungsverhandlung der Gießener Ärztin Kristina Hänel. Möhring weiter:

"Der Paragraph 219a ist komplett überflüssig. Frauen werden sich nicht aufgrund von 'Werbung' für oder gegen einen Schwangerschaftsabbruch entscheiden. Der Paragraph ist eine Einschränkung des Berufsrechts, denn die Medizinerinnen und Mediziner informieren lediglich über eine - nicht verbotene - medizinische Leistung. Die Folge: Immer weniger Ärztinnen und Ärzte nehmen Schwangerschaftsabbrüche vor, aus Angst vor Kriminalisierung und auch vor Anfeindungen aus der Gesellschaft. Dies führt schon jetzt zu eklatanten Versorgungslücken in vielen Regionen. Vor diesem Hintergrund ist es ungehörig und anmaßend, wenn Autoritäten wie der Papst Frauen in ihrer Notsituation verurteilen und Ärztinnen und Ärzte quasi als Auftragsmörder bezeichnen.

Die Union blockiert bei Paragraph 219a und die SPD lässt sich blockieren. Dabei gibt es schon lange eine Mehrheit im Parlament, um den Paragraphen 219a endlich zu streichen. Unser Antrag zur Abschaffung des Paragraphen liegt seit einem Jahr auf dem Tisch. Diese Woche wurden die Anträge durch die Fraktion der großen Koalition vor den Ausschusssitzungen abgesetzt. So darf es nicht weitergehen. Der Gesetzgeber muss endlich handeln! Mediziner dürfen nicht länger kriminalisiert werden. Frauen haben ein Recht auf Informationsfreiheit, gerade auch im Falle einer ungewollten Schwangerschaft."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2553: Kindergelderhöhung geht an armen Kindern völlig vorbei


DIE LINKE - Presseerklärung vom 11. Oktober 2018

Kindergelderhöhung geht an armen Kindern völlig vorbei



Heute diskutiert der Bundestag milliardenschwere Maßnahmen zur finanziellen Entlastung von Familien, die unter anderem eine Erhöhung des Kindergeldes und des Steuer-Grundfreibetrags beinhalten.

Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, erklärt dazu:

Diese Kindergelderhöhung geht zielsicher an armen Kindern vorbei. Die Bundesregierung gibt Milliarden aus, ohne dass die ganz armen Familien, die es besonders brauchen, auch nur einen Cent davon abbekommen.

Kindergelderhöhungen sind grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings sind die jetzigen Maßnahmen so geregelt, dass Menschen mit hohen Einkommen deutlich mehr davon profitieren, während Menschen, die Sozialleistungen beantragen müssen, die Erhöhung sofort abgezogen bekommen. Sie sehen also am Ende davon keinen Cent.

Dieses System muss vom Kopf auf die Füße gestellt werden. Deshalb setzt sich DIE LINKE für eine Kindergrundsicherung in Höhe von rund 600 Euro ein, die alle Kinder und Jugendlichen garantiert vor Armut schützt. Das wäre die beste Art und Weise, Familien zu unterstützen.

Ein gesundes und gebührenfreies Mittagessen für alle Kinder in Kitas und Schulen würde ebenfalls allen Familien mit Kindern helfen. Dafür setzt sich DIE LINKE in den Bundesländern ein - auch in den Landtagswahlkämpfen in Bayern und Hessen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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UMWELT/646: Braunkohleausstieg sozial gestalten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Oktober 2018

Braunkohleausstieg sozial gestalten



"Nach dem richtigen Ausstieg aus der Atomenergie hat sich die Energiefrage in Deutschland zugespitzt: Deutschland baut so viel Braunkohle ab wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Die Gefahr eines Atomunglücks wurde durch einen Anstieg des C02-Ausstoß gebannt. Die Konzerne profitieren, Umwelt und Gesellschaft zahlen den Preis", erklärt Dietmar Bartsch, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE. Bartsch weiter:

"Angesichts der globalen Erderwärmung ist und bleibt der Ausstieg aus der Braunkohle deswegen ein notwendiger Schritt. Aber wie sich bei den Protesten der Gewerkschaften und Beschäftigten gegen den Besuch der Kohlekommission und gegen ein sofortiges Verbot des Braunkohleabbaus in der Lausitz zeigt: Das geht nur sozial. Gerade die Braunkohle-Regionen im Osten brauchen eine langfristige Perspektive. Deswegen muss über eine Beschäftigungsgarantie nachgedacht werden. Denn ein reines Verbot des Braunkohleabbaus ist ohne Beschäftigungsperspektive für die Region sozial unzumutbar. DIE LINKE steht konsequent und gleichberechtigt an der Seite der Beschäftigten und der Klimaschützer und Klimaschützerinnen für eine soziale und ökologische Zukunft."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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VERKEHR/502: Forderung nach Sonderfonds zur Stärkung des ÖPNV und Fahrradverkehrs


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Oktober 2018

Forderung nach Sonderfonds zur Stärkung des ÖPNV und Fahrradverkehrs



"Wir brauchen ein ganzes Bündel an Maßnahmen, um gegen die zunehmende Luftverschmutzung in den Städten anzugehen und den Verkehr so zu organisieren, dass die Menschen mobil sind und nicht im Stau stehen. Der ÖPNV muss ausgebaut, attraktiver und die Fahrpreise müssen deutlich gesenkt werden. Außerdem brauchen wir mehr sichere Radwege", sagt Andreas Wagner, für die Fraktion DIE LINKE Obmann im Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur und Sprecher für ÖPNV und Fahrradmobilität Berlin. In den aktuellen Haushaltsverhandlungen fordert Wagner einen milliardenschweren Sonderfonds für den Ausbau und eine Steigerung der Attraktivität des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV). Zudem soll die Infrastruktur für Fahrradfahrer und Fußgänger ausgebaut werden. Dafür hat DIE LINKE einen entsprechenden Antrag eingereicht. Wagner weiter:

"Die Städte und Kommunen können dies finanziell nicht alleine stemmen. Deshalb ist der Bund gefordert. Wir schlagen daher einen Sonderfonds vor, um Investitionen der Kommunen in einen sauberen Verkehr zu fördern. Hierzu haben wir in den Haushaltsberatungen einen entsprechenden Antrag eingereicht. Hauptbestandteil des Antrags ist die Finanzierung einer schrittweisen Senkung der Ticketpreise bei gleichzeitigen Investitionen in die ÖPNV-Infrastruktur. Dafür sind für 2019 4,7 Milliarden Euro geplant. Für den Rad- und den Fußgängerverkehr sind für das Jahr 2019 jeweils 300 Millionen Euro vorgesehen. Die Mittel für den Fahrradverkehr sollen ab 2020 auf 800 Millionen Euro jährlich steigen. Der Fonds kann aus den Einnahmen der von uns geforderten Sanktionszahlungen der Automobilhersteller wegen unzulässiger Abschalteinrichtungen in Höhe von 12,8 Milliarden Euro finanziert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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WIRTSCHAFT/2098: Wirtschaftlicher Wohlstand muss allen zugutekommen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Oktober 2018

Wirtschaftlicher Wohlstand muss allen zugutekommen



"Ziel der Bundesregierung muss es sein, dass der wirtschaftliche Wohlstand allen zugutekommt. Die Steigerung der Löhne und der öffentlichen Investitionen ist jedoch nach wie vor unzureichend. Weiterhin hat Deutschland den größten Niedriglohnsektor in Europa und weiterhin klafft eine riesige Investitionslücke. Deshalb gilt unverändert: Wir brauchen höhere Löhne, insbesondere in den unteren Lohnsegmenten, höhere Renten und Sozialleistungen sowie mehr öffentliche Investitionen", kommentiert Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die Herbstprojektion der Bundesregierung. Ernst weiter:

"Eine starke binnenwirtschaftliche Verfassung reduziert auch die Exportabhängigkeit und damit die Anfälligkeit gegenüber außenwirtschaftlichen Turbulenzen. Gleichzeitig führt eine höhere Binnennachfrage zu mehr Importen. So können auch die gigantischen Ungleichgewichte in der Leistungsbilanz reduziert werden, die die Defizitländer massiv unter Druck setzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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BUNDESTAG/7605: Heute im Bundestag Nr. 757 - 11.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 757

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 11. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 14.22 Uhr

1. Mehr Geld für Heilmittelerbringer verlangt

2. Frauenquote im Gesundheitswesen

3. AFD will Soli-Zuschlag sofort abschaffen

4. Bescheinigungen sollen digital werden

5. Cavok Air versorgt Bundeswehr in Mali

6. Keine Informationen über Kleintransporter



1. Mehr Geld für Heilmittelerbringer verlangt

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Die Linke fordert eine bessere Bezahlung
für Heilmittelerbringer. Die Berufe der Physiotherapeuten,
Ergotherapeuten, Logopäden und Podologen seien für viele Menschen
wegen der schlechten Bezahlung unattraktiv, heißt es in einem Antrag
(19/4887) der Fraktion. Viele Praxen seien in der Existenz bedroht.

Der befristete Wegfall der Grundlohnsummenbindung sei nur ein erster
Schritt gewesen. Die seither erzielten Vergütungssteigerungen reichten
jedoch nicht aus, um die über Jahre hinweg schlechte
Einkommenssituation von Heilmittelerbringern in der ambulanten
Versorgung zügig auf ein angemessenes Niveau zu heben.

Die Abgeordneten fordern in ihrem Antrag eine sofortige gesetzlich
festgelegte Anhebung der Vergütung durch die gesetzlichen
Krankenkassen um 30 Prozent. Die Höhe der Vergütung müsse bundesweit
möglichst schnell vollständig angeglichen werden.

Die Grundlohnsummenbindung sollte unbefristet aufgehoben werden. Die
Angestellten in den Praxen müssten von der höheren Leistungsvergütung
profitieren. Zudem sollte auch der Direktzugang zu Heilmittelpraxen
erprobt und evaluiert werden. Außerdem sollten die Bundesländer die
Schulgeldfreiheit für staatliche Schulen in den Heilmittelberufen
schnell umsetzen.

 * 

2. Frauenquote im Gesundheitswesen

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert
verbindliche Vorgaben für die Besetzung von Spitzenfunktionen im
Gesundheitswesen. Frauen seien in Führungspositionen der Krankenkassen
und ihrer Verbände, den Organisationen der Ärzte- und Zahnärzteschaft
sowie weiteren Organisationen der Selbstverwaltung im Gesundheitswesen
stark unterrepräsentiert, heißt es in einem Antrag (19/4855) der
Fraktion. Dies stehe im Gegensatz zum hohen Frauenanteil bei den
Beschäftigten im Gesundheitswesen.

Die Abgeordneten fordern eine angemessene Repräsentanz in den
Verwaltungsräten der gesetzlichen Krankenkassen und den
Vertreterversammlungen der Kassenärztlichen und Kassenzahnärztlichen
Vereinigungen sowie den Spitzenverbänden der
Selbstverwaltungskörperschaften auf Bundesebene.

Für die Vorstände der gesetzlichen Krankenkassen, der Kassenärztlichen
und Kassenzahnärztlichen Vereinigungen und ihrer Spitzenverbände auf
Bundesebene müsse eine verbindliche Frauenquote eingeführt werden.
Nötig seien auch verbindliche Vorgaben für die Dokumentation der
Nominierungs-, Auswahl- und Wahlverfahren zu den entsprechenden
Gremien.

Die Selbstverwaltungskörperschaften müssten verpflichtet werden, eine
angemessene Repräsentanz von Frauen in Gremien und Führungspositionen
zu fördern. Auf Länderebene sollten verbindliche Vorgaben für die
Kammern der Heilberufe geschaffen werden. Bei Verbänden und
Zusammenschlüssen im Gesundheitswesen, die vom Gesetzgeber mit
Normsetzungen oder quasi hoheitlichen Aufgaben betraut seien, müsse
auch auf eine entsprechende Repräsentanz und Förderung von Frauen
hingewirkt werden.

 * 

3. AFD will Soli-Zuschlag sofort abschaffen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion will den steuerlichen
Solidaritätszuschlag "unverzüglich und uneingeschränkt" abschaffen. In
einem Antrag (19/4898) heißt es, diese seit über 25 Jahren andauernde
Steuer-Sonderbelastungen müssten endlich beendet werden. Die
AfD-Fraktion sieht unter anderem eine Ungleichbehandlung von
gewerblichen und nichtgewerblichen Einkünften. Außerdem stellt sie
fest, dass der Solidaritätszuschlag als Ergänzungsabgabe allein zur
Deckung (vorübergehender) Bedarfsspitzen im Bundeshaushalt erhoben
werden dürfe, "weil sich die Ergänzungsabgabe im Vergleich zu den
sonstigen Steuern, die in der Finanzverfassung aufgezählt sind, wie
die seltene Ausnahme zur Regel verhält". Zwar müsse eine
Ergänzungsabgabe nicht von vornherein befristet erhoben werden.
Dennoch verbiete der Ausnahmecharakter der Ergänzungsabgabe eine
dauerhafte, immerwährende Erhebung dieser Steuer mit neuen
Begründungen. Auch ein dauerhafter Finanzbedarf des Staates dürfe
nicht zu einer dauerhaften Beibehaltung einer Ergänzungsabgabe mit
wechselnden und neuen Begründungen führen.

"Es ist höchste Zeit, die verfassungswidrige Erhebung des 'ungleichen
Dauer-Solis' zu beenden", erklären die Abgeordneten. Insbesondere
Freiberufler und Arbeitnehmer ohne ausländische Einkünfte würden durch
das Solidaritätszuschlaggesetz diskriminiert, "und zwar durch die
Privilegierung gewerblicher und ausländischer Einkünfte bei der
Erhebung des Solidaritätszuschlags".

Die dem Staat durch die Abschaffung fehlenden rund 18 Milliarden Euro
können durch den Haushaltsüberschuss im Jahr 2017 von 38,4 Milliarden
mehr als kompensiert werden, erwartet die AfD-Fraktion. Die
Steuereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden seien im Haushaltsjahr
2017 gegenüber 2016 um insgesamt 4,1 Prozent auf 674,6 Milliarden Euro
gestiegen. Auch für das Jahr 2018 seien ähnliche Haushaltsüberschüsse
zu erwarten.

Die im Koalitionsvertrag festgeschriebene Verabredung zwischen Union
und SPD, dass nur die unteren 90 Prozent vom Solidaritätszuschlag
verschont werden sollen, bezeichnet die AfD-Fraktion als
verfassungsrechtlich problematisch.

 * 

4. Bescheinigungen sollen digital werden

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat eine Prüfung der meisten
Änderungswünsche des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur
Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet
und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften (19/4455)
zugesagt. Dies geht aus der als Unterrichtung (19/4858) vorgelegten
Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme der Länderkammer
hervor.

Der Bundesrat hatte unter anderem vorgeschlagen, die geplante Regelung
zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfallen im Online-Handel praxisnäher
auszugestalten. Geplant ist, dass Händler mit Bescheinigungen von
Finanzämtern den Betreibern von Online-Plattformen nachweisen sollen,
dass sie für die Umsatzsteuer registriert sind. Erst dann wird der
Plattform-Betreiber von der Haftung freigestellt, falls von den
Händlern die Umsatzsteuer nicht abgeführt wird. "Die bisher
vorgesehene Bescheinigung in Papierform wird jedenfalls bei
ausländischen liefernden Unternehmen zu erheblichen praktischen
Problemen führen", erklärt der Bundesrat, der sich für die Schaffung
eines Online-Systems ausspricht. Damit sollen Plattform-Betreiber das
Vorliegen einer Bescheinigung der steuerlichen Registrierung des
liefernden Unternehmens feststellen können.

Nach Angaben der Bundesregierung sind die Arbeiten zur
schnellstmöglichen Umsetzung einer elektronischen Abfragemöglichkeit
für Betreiber von elektronischen Marktplätzen über das Vorliegen einer
Bescheinigung der steuerlichen Registrierung bereits aufgenommen
worden. "Alle Ebenen arbeiten mit höchster Priorität an der Einführung
der Onlineabfrage, so dass eine Implementierung ein Jahr nach
Inkrafttreten des Gesetzes angestrebt wird", heißt es in der
Gegenäußerung.

 * 

5. Cavok Air versorgt Bundeswehr in Mali

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Angaben der Bundesregierung wird das
Luftfahrtunternehmen Cavok Air durch den Rahmenvertragspartner der
Bundeswehr, DB Schenker, als Unterauftragnehmer für die
Folgeversorgung des deutschen Einsatzkontingents MINUSMA in Mali
eingesetzt. Das geht aus der Antwort (19/4638) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/4112) hervor. Die durch Cavok Air eingesetzten
Antonov AN-12 seien derzeit die einzigen verfügbaren Flugzeuge, welche
die erforderliche Größe haben und geeignet sind, die unbefestigte
Start- und Landebahn am Bestimmungsort Gao (Mali) zu nutzen, schreibt
die Regierung.

Auf die von der AfD-Fraktion angesprochene Lärmbelästigung durch die
Flugzeuge entgegnet die Bundesregierung, alle Antonov AN-12 der Cavok
Air verfügten über Lärmzeugnisse, die die Vorgaben der Internationalen
Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) erfüllen würden. Für die
Lärmzulassung würden drei Messpunkte im An-, Abflug und der
Seitenlinie berücksichtigt. Da es keine Beschränkungen der
Betriebszeiten des Flughafens Leipzig/Halle für Transportflugzeuge
gebe, seien Starts und Landungen in den Nachtstunden möglich. Zur
Reduzierung der Lärmbelastung in den Nachtstunden sei der
Rahmenvertragspartner DB Schenker im Mai 2018 angewiesen worden, keine
Starts und Landungen der Antonov AN-12 in Leipzig im Zeitraum zwischen
22Uhr und 06 Uhr durchführen zu lassen.

 * 

6. Keine Informationen über Kleintransporter

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zur Zahl der gewerblich genutzten, im Ausland
registrierten aber in Deutschland disponierten Kleintransporter mit
Schlafplatz, die zu logistischen Zwecken auf deutschen Autobahnen
verkehren liegen der Bundesregierung "keine belastbaren Informationen
vor, da entsprechende Erhebungen weder vorgesehen sind noch
durchgeführt werden". Das geht aus der Antwort (19/4644) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4333) hervor. Die Abgeordneten
hatten in der Anfrage geschrieben, Kleintransporter mit Schlafplatz
und einem zulässigen Gesamtgewicht bis 3,5 Tonnen setzten die deutsche
Logistikbranche zunehmend unter Druck. Aufgrund ihres Gewichtes
unterlägen sie nicht den gleichen gesetzlichen Bestimmungen wie
Fahrzeuge über 3,5 Tonnen. Ohne verpflichtende Fahrtenschreiber, oft
ohne Transportsicherung und mit zumeist niedrigsten Sozialstandards
seien diese gewerblich täglich auf deutschen Autobahnen unterwegs. Der
dadurch entstehende Kostendruck wirke sich unweigerlich auf die
Logistikbranche aus, heißt es in der Kleinen Anfrage.

Zudem werde die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer fahrlässig
gefährdet. Die gesetzlich vorgeschriebenen Fahrtzeitbeschränkungen
oder Ruhezeiten könnten von den Fahrern der Kleintransporter umgangen
werden. Dadurch könne es zu schweren Unfällen durch Müdigkeit sowie
fehlende Aufmerksamkeit kommen, warnen die Abgeordneten.

Nach Möglichkeiten gefragt, um die gewerbliche Nutzung von
Kleintransportern mit Schlafplatz zu regulieren, antwortet die
Bundesregierung, derartige Möglichkeiten würden auf europäischer Ebene
gesehen. Entsprechenden Initiativen stehe gegenwärtig aber entgegen,
"dass es in den genannten Regelungsbereichen keine
Unfallauffälligkeiten der in Frage stehenden Fahrzeuge gibt".

Weiter heißt es in der Antwort, die Bundesregierung setze sich in den
aktuell in Brüssel geführten Debatten zu Änderungen im Bereich des
Berufs- und Marktzugangs für Güterkraftverkehrsunternehmen sowie zu
den Sozialvorschriften im Straßenverkehr im Rahmen des von der
EU-Kommission im Mai 2017 vorgelegten ersten Teils des sogenannten
Mobilitätspaketes dafür ein, künftig auch Unternehmen mit Fahrzeugen,
deren zulässige Gesamtmasse weniger als 3,5 Tonnen beträgt, in den
Anwendungsbereich der entsprechenden EU-Verordnung einzubeziehen, "so
dass auch diese Unternehmen künftig die dort genannten
Berufszugangsvoraussetzungen erfüllen müssen".

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 756

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 11. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 13.44 Uhr

1. Haushaltsberatungen fortgesetzt

2. Freizügigkeit in der EU

3. Änderungen im Eherecht

4. Linken-Antrag zur Wohnungspolitik

5. Linke: Bayerns Polizeigesetz kein Vorbild

6. AfD gegen Bundesmittel für re:publica

7. Aktivitäten von Atomkonzernen

8. Zuständigkeit der EU bei Japan-Abkommen



1. Haushaltsberatungen fortgesetzt

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Donnerstag die
Beratungen des Bundeshaushalts 2019 fortgesetzt. Die Mitglieder des
Ausschusses beschlossen unter anderem den Etatansatz des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (19/3400, Einzelplan
09). Dem geänderten Einzelplan stimmten Vertreter der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD zu. Die Oppositionsfraktionen
AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen stimmten dagegen. Der
Regierungsentwurf für diesen Einzelplan sieht für das kommende Jahr
Ausgaben in Höhe von 8,05 Milliarden Euro (Soll-2018: 8,12) bei
Einnahmen von 0,44 Milliarden Euro (Soll-2018: 0,4) vor.

Der Ausschuss nahm mit variierenden Mehrheiten 14 Änderungsanträge der
Koalitionsfraktionen an. Die Mehrzahl der Anträge bezog sich auf
Verpflichtungsermächtigungen (VE) für die kommenden Haushaltsjahre ab
2020. So sollen die VE des Titels "Innovativer Schiffbau sichert
wettbewerbsfähige Arbeitsplätze" nach Willen der Koalition mit 24
Millionen Euro um 8,42 Millionen Euro höher ausfallen als im
Regierungsentwurf. Beim Titel "Potenziale der digitalen Wirtschaft"
werden die Ansätze für VE um 23,28 Millionen Euro auf 41,28 Millionen
Euro erhöht. Laut Koalition sollen die VE aufgrund der ab 2020
geplanten Erhöhung des Titelansatzes bedarfsgerecht erhöht werden.
Beim Titel "Investitionszuschussprogramm Digitaler Mittelstand" sollen
nach Willen der Koalitionsfraktionen sowohl die Ausgaben als auch die
VE "bis zur Vorlage eines Förderkonzeptes" gesperrt werden. Zudem wird
der Ansatz für VE um 25,94 Millionen Euro auf 184,06 Millionen Euro
gekürzt. In der Summe ändert sich das Ausgabe-Volumen des Einzelplans
durch die Änderungen der Koalition nicht. Sämtliche Änderungsanträge
der Opposition wurden abgelehnt.

Die finale Bereinigung der Sachtitel des Haushaltsentwurfs sowie die
Beratung der Personaltitel sind für Donnerstag, 8. November, geplant.
Die zweite und dritte Lesung des Haushaltsgesetzes 2019 soll vom 19.
bis 23. November stattfinden. Der Haushaltsentwurf für 2019 sieht
insgesamt Ausgaben in Höhe von 356,8 Milliarden Euro vor (Soll-2018:
343,6 Milliarden Euro).

 * 

2. Freizügigkeit in der EU

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Freizügigkeit von EU-Bürgern soll mit einem
Gesetz gefördert werden, dessen Entwurf die Bundesregierung vorgelegt
hat (19/4851). Gleichzeitig dient es deren Angaben zufolge der
Neuregelung verschiedener Aspekte des internationalen Adoptionsrechts.
Hintergrund sei die ab Mitte Februar 2019 geltende Verordnung (EU)
2016/1191 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 2016
zur Förderung der Freizügigkeit von Bürgern. Hier seien
Durchführungsbestimmungen zu erlassen und Vorschriften im Bereich des
Urkundenverkehrs mit dem Ausland neu zu fassen. Das Recht der
Auslandsadoption bedürfe einer teilweisen Modernisierung. Die wenig
effiziente Verteilung der Zuständigkeiten zwischen dem Bundesamt für
Justiz (BfJ) und den anderen Stellen bei der Organisation der
Auslandsadoption solle vereinfacht werden.

 * 

3. Änderungen im Eherecht

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
zum Internationalen Güterrecht und zur Änderung von Vorschriften des
Internationalen Privatrechts vorgelegt (19/4852). Er dient in erster
Linie der Durchführung von zwei EU-Verordnungen, die in den
teilnehmenden Mitgliedstaaten ab Ende Januar 2019 anzuwenden sind, wie
sie mitteilt. Dabei gehe es um Fragen des ehelichen Güterstands und
güterrechtlicher Wirkungen eingetragener Partnerschaften. Daneben
solle eine Lücke im deutschen Internationalen Privatrecht geschlossen
werden.

 * 

4. Linken-Antrag zur Wohnungspolitik

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion Die Linke hat einen weiteren Antrag zur
Wohnungspolitik vorgelegt (19/4885). Unter der Überschrift
"Mietenanstieg stoppen, Mieterinnen und Mieter schützen, Verdrängung
verhindern" beantragen die Abgeordneten, dass der Bundestag umgehend
einen Gesetzentwurf für eine umfassende Reform des Mietrechts vorlegt.
Diese solle unter anderem eine Verbesserung der Mietpreisbremse, die
Begrenzung von Mieterhöhungen in bestehenden Mietverhältnissen, die
Reduzierung von Mietsteigerungen nach Modernisierung auf ein Minimum,
die Sanktionierung von Verstößen gegen die Rechte von Mietern und die
Ausweitung des Schutzes für Mieter vor Kündigung und Wohnungsverlust
enthalten. Zur Begründung heißt es, die Entwicklung der Mieten steige
seit vielen Jahren steil nach oben und habe sich von der Entwicklung
der Löhne entkoppelt. Die Mietpreisbremse, die diese Entwicklung
stoppen sollte, habe sich in den meisten Fällen als wirkungslos
erwiesen. Nur mit einer umfassenderen Reform des Mietrechts und einer
deutlichen Stärkung der Mieterrechte werde es gelingen, den
Mietwohnungsmarkt für Spekulationen unattraktiv zu machen und
Mietenexplosion und Verdrängung zu verhindern.

 * 

5. Linke: Bayerns Polizeigesetz kein Vorbild

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Die Linke lehnt ein
"Musterpolizeigesetz" nach dem Vorbild des neuen Bayerischen
Polizeiaufgabengesetzes ab. In einem Antrag (19/4831), der am Freitag
auf der Tagesordnung des Bundestages steht, wird die Bundesregierung
aufgefordert, in den Gremien der Innenministerkonferenz, die mit dem
Entwurf eines "Musterpolizeigesetzes" befasst sind, auf eine
"grundrechtsfreundliche Weiterentwicklung des polizeilichen
Gefahrenabwehrrechts" hinzuwirken und insbesondere eine klare Haltung
gegen das Konstrukt einer "drohenden Gefahr" einzunehmen. Zudem soll
die Bundesregierung nach den Vorstellungen der Linkfraktion im eigenen
Geschäftsbereich auf die Entwicklung von Instrumenten für die
informationstechnische Überwachung ("Trojaner") verzichten und die den
Behörden des Bundes in den vergangenen Jahren eingeräumten
Eingriffsbefugnisse in der Gefahrenabwehr einer
grundrechtsorientierten Evaluation unterziehen.

Aus Sicht der Linksfraktion ist im Zuge der Novellierung einer Reihe
von Landespolizeigesetzen "eine beunruhigende und rechtsstaatlich
bedenkliche Tendenz zu erkennen, klare Grenzen des polizeilichen
Handelns im Bereich der Gefahrenabwehr aufzuweichen". Der bislang klar
umrissene Begriff der "Gefahr" werde ersetzt durch den der "drohenden
Gefahr", schreiben die Abgeordneten. Während der Gefahrenbegriff
bislang an konkrete Sachverhalte anknüpfe und damit "einigermaßen"
einschätzbar sei, wann jemand unter Umständen zum Objekt polizeilichen
Eingreifens wird, verschwimme diese Grenze zusehends. Damit steige die
Gefahr, dass die Bürger das Handeln der Polizei als willkürlich
empfinden. Der Rechtsstaat lebe aber von dem Vertrauen, dass die
Polizei in klaren rechtlichen Grenzen und nicht willkürlich handelt.
"Durch die angeblich beabsichtigte Stärkung des Rechtsstaats wird er
in Wahrheit jedoch geschwächt", urteilt die Linksfraktion. Nirgends
sei diese Entwicklung so deutlich zutage getreten wie im Freistaat
Bayern mit der Verabschiedung des neuen Bayerischen
Polizeiaufgabengesetzes.

An die neue Eingriffsschwelle der "drohenden Gefahr" seien zahlreiche
neue Befugnisse gekoppelt, die tief in die Freiheitsrechte der Bürger
eingreifen würden wie die Quellen-Telekommunikationsüberwachung,
Aufenthalts- und Kontaktverbote, die elektronische Fußfessel und ein
zeitlich unbeschränkter Polizeigewahrsam. Auch bislang schon
bestehende präventiv-polizeiliche Befugnisse zum Betreten von
Wohnungen, zur Überwachung von Post und Telekommunikation sollen nach
Aussage der Linksfraktion bereits bei "drohender Gefahr" zur Anwendung
kommen.

Als "besorgnis erregend" bezeichnen es die Abgeordneten, dass
Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) das restriktive bayerische
Polizeiaufgabengesetz zum Vorbild für ein noch zu schaffendes
"Musterpolizeigesetz" erkoren habe. Damit solle eine stärkere
Vereinheitlichung der polizeilichen Befugnisse in den Ländern
herbeigeführt werden. Dahinter stehe die von keiner Empirie unterlegte
Annahme, mögliche Störer und Straftäter würden sich für ihre Vorhaben
Bundesländer nach den vorhandenen polizeilichen Befugnissen aussuchen.
Ziel sei jedoch eindeutig, auf die Länder mit einem weniger
restriktiven Polizeirecht Druck auszuüben, "sich an diesem
grundrechtsfeindlichen Wettlauf nach unten zu beteiligen", heißt es in
dem Antrag.

 * 

6. AfD gegen Bundesmittel für re:publica

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
AfD-Fraktion jegliche finanzielle Zuwendung für die IT- und
Webkonferenz "re:publica" durch den Bund und seinen Behörden
streichen. Dies geht aus einem Antrag der Fraktion (19/4841) hervor,
der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht.

In der Vorlage verweist die Fraktion darauf, dass die Bundeswehr "zum
wiederholten Mal" von der re:publica ausgeschlossen worden sei. Nur
ohne Uniformen habe den Soldaten der Zutritt zum Veranstaltungsgelände
gewährt werden sollen. Zwar könne ein Veranstalter frei darüber
entscheiden, wem er Zutritt zu seiner Veranstaltung gewährt, doch habe
die re:publica in der Vergangenheit Mittel aus den Bundesministerien
für Bildung und Forschung, für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung und für Arbeit und Soziales erhalten. Ein Ausschluss der
Bundeswehr sei aber "mit einer staatlichen Förderung unvereinbar".

 * 

7. Aktivitäten von Atomkonzernen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat klargestellt, dass sie
ungeachtet des beschlossenen Atomausstiegs ihren internationalen
Einfluss in der Branche wahren will. In der Antwort (19/4665) auf eine
Kleine Anfrage (19/3938) der Fraktion Die Linke erklärt sie, der
Erhalt des mit der Brennelementefertigung verbundenen Wissens in
Fragen der kerntechnischen Sicherheit, der Entsorgung und des
Brennstoffkreislaufs sei Voraussetzung dafür, dass Deutschland seinen
Einfluss in internationalen nuklearen Gremien und damit unter anderem
bei der Formulierung internationaler Standards in diesen Bereichen
wahrt. Eigene Expertise sei auch für Gespräche mit Nachbarländern
wichtig, die weiterhin auf Atomenergie setzen. Zugleich betont die
Regierung, ihr sei daran gelegen, eine globale Energiewende zugunsten
der verstärkten Nutzung erneuerbarer Energiequellen voranzutreiben.

Anlass zu der Anfrage hatten Aktivitäten des französischen Konzerns
EDF/Framatome an deutschen Standorten geliefert. Das Unternehmen
unterhält unter anderem Werke zur Brennelementefertigung. Es habe
keine Verhandlungen gegeben, diese Aktivitäten in Deutschland zu
beenden, erklärt die Bundesregierung dazu. Es gebe auch kein Enddatum
für die Brennelementeproduktion am Standort Lingen.

 * 

8. Zuständigkeit der EU bei Japan-Abkommen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die EU kann nach Ansicht der Bundesregierung das
Handelsabkommen mit Japan in alleiniger Zuständigkeit abschließen. In
der Antwort (19/4666) auf eine Kleine Anfrage (19/4043) der Fraktion
Die Linke begründet die Bundesregierung diese Auffassung mit
entsprechenden Grundsätzen des Europäischen Gerichtshofs (EuGH). Des
weiteren gibt sie detailliert Auskunft über Einzelbestandteile des
derzeit verhandelten Abkommens und äußert sich zum weiteren Zeitplan.

 * 
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1. Frieden zwischen Äthiopien und Eritrea

2. Rechtssicherheit für unheilbar Kranke

3. FDP-Fraktion will Ärztebudgets aufheben

4. FDP kritisiert Korruption in Sambia

5. Linke fragen nach Reformpartnerschaften



1. Frieden zwischen Äthiopien und Eritrea

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
die Aussöhnung und die Zusammenarbeit zwischen Äthiopien und Eritrea
zu unterstützen. Mit dem Friedensschluss der beiden Länder am Horn von
Afrika im Juli dieses Jahres sei ein neues Momentum für die
Entwicklung der gesamten Region geschaffen worden, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/4837), der am Freitag auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Die Bundesregierung sollte
nach dem Willen der Liberalen im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit
insbesondere grenzüberschreitende Projekte und Maßnahmen zum Aufbau
des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Austauschs fördern und
zudem die Sanktionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen gegen
Eritrea auf den Prüfstand stellen und gegebenenfalls für eine
Lockerung oder Aufhebung einzutreten. Weitere Forderungen zielen unter
anderem auf mehr Kohärenz bei Stabilisierungs- und
Entwicklungsprogrammen der EU am Horn von Afrika beziehungsweise im
östlichen und südlichen Afrika.

 * 

2. Rechtssicherheit für unheilbar Kranke

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion fordert Rechtssicherheit für schwer
kranke Menschen in extremen Notlagen. Für unheilbar kranke Patienten,
die sterben wollten, müsse der Erwerb eines "Betäubungsmittels für
eine Selbsttötung" ermöglicht werden, heißt es in einem Antrag
(19/4834) der Abgeordneten.

Im dem Zusammenhang müssten "Wertungswidersprüche im Wechselspiel mit
Paragraf 217 StGB aufgelöst" werden. Zudem sollte ein
Bescheidungsverfahren für die Anträge Betroffener vorgesehen werden,
das eine sachverständige ärztliche Beurteilung gegebenenfalls auch
einer entsprechenden Kommission vorsehe und gewährleiste, dass die
Anträge in angemessener Zeit bearbeitet würden.

Zur Begründung des Antrags wird auf eine Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) von März 2017 verwiesen. Das
Gericht habe entschieden, dass das Bundesinstitut für Arzneimittel und
Medizinprodukte (BfArM) den Erwerb eines Betäubungsmittels, das eine
schmerzlose Selbsttötung ermögliche, in extremen Ausnahmesituationen
nicht verwehren dürfe.

In der Folge des Urteils bestünden erhebliche praktische und
rechtliche Unsicherheiten im Zusammenhang mit den geltenden Regelungen
zum Erwerb von Betäubungsmitteln zur Selbsttötung einerseits und der
strafrechtlichen Beurteilung des Verbotes der Förderung der
Selbsttötung (© 217 StGB) andererseits.

Denn nun müsse eine Abteilung des BfArM über existenzielle Schicksale
und die höchst sensible Frage der Selbsttötung im Einzelfall
entscheiden. Zuletzt habe das Bundesgesundheitsministerium die Behörde
angewiesen, Anträge zur Selbsttötung abzulehnen. Dieser Zustand sei
für die wartenden Schwerstkranken nicht haltbar.

 * 

3. FDP-Fraktion will Ärztebudgets aufheben

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion fordert eine Entlastung der Ärzte
von Bürokratie und die Aufhebung der Budgetierung. In einigen
ländlichen Regionen gebe es bereits einen Mangel an Haus- und
Fachärzten. Viele junge Ärzte scheuten die Risiken einer
Niederlassung, heißt es in einem Antrag (19/4833) der Fraktion.

Die Schwierigkeiten bei der Terminvergabe ließen sich nicht durch
bürokratische Terminservicestellen lösen. Die Mediziner müssten mehr
Zeit für die Versorgung der Patienten haben.

Die ärztliche Behandlung müsse zudem vollständig vergütet werden,
heißt es in dem Antrag weiter. Dies sei seit Einführung der
Budgetierung nicht der Fall. Wer sich als Arzt intensiv um die
Patienten kümmere, dürfe dafür nicht bestraft werden.

Insbesondere zum Quartalsende werde in Arztpraxen spürbar, dass
weniger Termine für Routineuntersuchungen vergeben und weniger
Verordnungen ausgestellt würden. Die Patienten würden auf das nächste
Quartal vertröstet. Die Budgetierung führe dazu, dass bundesweit rund
sechs Prozent der hausärztlichen Leistungen und rund 15 Prozent der
fachärztlichen Leistungen nicht vergütet würden.

Die Budgetierung sollte daher schrittweise aufgehoben werden. Zunächst
müsse dies für die grundversorgenden Haus- und Fachärzte gelten.
Bürokratie und Berichtspflichten müssten außerdem reduziert werden.

 * 

4. FDP kritisiert Korruption in Sambia

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
nach schweren Korruptionsvorwürfen die Entwicklungszusammenarbeit mit
Sambia zu überprüfen. Die Bereicherung von Regierungsangehörigen an
Hilfsprogrammen für die Ärmsten sei "nur eine Ausprägung eines
vielschichtigen Phänomens", schreiben die Abgeordneten in einem Antrag
(19/4839). Im Korruptionswahrnehmungsindex von Transparency
International habe das Land im Jahr 2017 Platz 96 von 180 belegt.

Die Bundesregierung sollte daher in enger Abstimmung mit den
EU-Partnern Zahlungen gegebenenfalls konditionalisieren oder zeitweise
aussetzen, bis die Korruptionsvorwürfe restlos aufgeklärt sind und die
sambische Regierung effektive Maßnahmen zur Korruptionsvermeidung
ergriffen hat, betonen die Liberalen. Darüber hinaus sollte sie auch
die für andere Partnerländer der Entwicklungszusammenarbeit
vorgesehenen finanziellen Zusagen verstärkt im Hinblick auf
Korruptionsbekämpfung an Bedingungen knüpfen.

 * 

5. Linke fragen nach Reformpartnerschaften

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach dem Stand der deutschen Reformpartnerschaften
mit Tunesien, Ghana und Elfenbeinküste im Rahmen des "Compact with
Africa" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/4735). Konkret wollen die Abgeordneten wissen, in welchen Sektoren
die Partnerschaften hauptsächlich Arbeitsplätze schaffen, inwiefern
die Arbeitnehmer in den jeweiligen Ländern mit Hilfe von
Gewerkschaften in die Prozesse einbezogen werden und ob Marokko das
vierte Partnerland wird.

 * 
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BUNDESTAG/7601: Heute im Bundestag Nr. 753 - 11.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 753

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 11. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 09.51 Uhr

1. Stärkung des Nachhaltigkeitsbeirats

2. Fortentwicklung des Emissionshandels

3. Linke will Transsexuellengesetz aufheben

4. FDP-Fraktion will Soli-Gesetz aufheben

5. Linke fordert Mieterhöhungsstopp

6. Auskunftspflicht von Behörden



1. Stärkung des Nachhaltigkeitsbeirats

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Deutschland ist nach Ansicht einer Internationalen
Peer Review Gruppe unter Leitung der ehemaligen Premierministerin von
Neuseeland, Helen Clark, für eine ambitionierte Umsetzung der globalen
Nachhaltigkeitsziele (SDGs) gut aufgestellt. Allerdings sei noch viel
zu tun, um einen erfolgreichen deutschen Weg hin zu Nachhaltigkeit zu
gestalten, heißt es in dem 2018 fertiggestellten Peer Review Bericht,
der die Grundlage eines öffentlichen Fachgespräches des
Parlamentarischen Beirats für nachhaltige Entwicklung am Mittwochabend
war.

Der Generalsekretär des Rates für Nachhaltige Entwicklung, Günther
Bachmann, sagte zu Beginn der Veranstaltung, zum dritten Mal nach 2009
und 2013 habe die Bundesregierung "mit großem Erfolg" einen
Nachhaltigkeitscheck (Peer Review) in Auftrag gegeben, den der Rat für
Nachhaltige Entwicklung organisiert habe. Dieser Nachhaltigkeitscheck
sei dazu geeignet, eine Brücke von der einen in die nächste
Legislaturperiode zu schaffen. Eine Woche lang hätten die elf Experten
(Peers) in Berlin mit Vertretern der Bundesregierung, der
Zivilgesellschaft, der Wissenschaft, der Wirtschaft und des
Bundestages diskutiert, sagte Bachmann.

Jan-Gustav Strandenaes aus Norwegen, unabhängiger Berater in der Peer
Review Gruppe, machte vor den Abgeordneten deutlich, dass
Nachhaltigkeit "besonders wichtig für unsere Zukunft ist". Deutschland
sei sich dessen bewusst, so der Experte. Andere Länder noch nicht. Die
Nachhaltigkeitsstrategie in Deutschland sei hervorragend, könne aber
durchaus noch verbessert werden, sagte Strandenaes und warnte davor,
sich bei der Umsetzung der SDGs nur die Rosinen rauszupicken. Der Peer
forderte, der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung
müsse transformiert werden und zugleich mehr Macht bekommen.
"Verbessern Sie den Zugang zu Nachhaltigkeitskriterien, vertiefen Sie
die Prinzipien für Nachhaltigkeit in der deutschen Verfassung und
verbinden Sie die Strategie mit dem deutschen Haushalt", forderte
Strandenaes.

Wichtig sei bei den Bemühungen um mehr Nachhaltigkeit "niemanden
zurückzulassen", sagte der Norweger. Wenn die Menschen nicht beteiligt
werden, würden sie sich gegen eine nachhaltige Entwicklung wenden.
"Das haben wir viel zu oft beobachtet", beklagte er.

Karl Falkenberg, Sonderberater für nachhaltige Entwicklung beim
European Political Strategy Center der EU-Kommission, und ebenfalls
Mitglied der Peer Review Gruppe, sprach sich auch für eine Aufwertung
des Parlamentarischen Beirats für nachhaltige Entwicklung aus. "Die 17
SDGs müssen die Maxime unseres politischen Handelns werden", forderte
er. Mit Blick auf eine nachhaltige Wirtschaft kritisierte Falkenberg
den seit Jahren vorhandenen Außenhandelsüberschuss Deutschlands. Das
führe zu globalen Problemen und sei letztlich nicht nachhaltig. In
Deutschland gebe es zudem viele Menschen, die den Eindruck hätten,
nicht ausreichend am wirtschaftlichen Erfolg des Landes beteiligt zu
werden. Wenn der soziale Zusammenhalt aber mehr und mehr in Frage
gestellt werde, empfänden das die Menschen nicht als nachhaltig.

Was die Umweltpolitik angeht, so sei die große Bedeutung von
Änderungen bekannt. Dennoch würden auch in Deutschland Klimaziele
nicht erreicht, sagte Falkenberg. Damit sei man global auf einem Pfad,
"der nicht in die richtige Richtung geht". Trotz aller Erfolge, so der
Experte, gebe es offensichtlich auch in Deutschland in Sachen
Nachhaltigkeit "dringenden Handlungsbedarf".

 * 

2. Fortentwicklung des Emissionshandels

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Die auf EU-Ebene vereinbarte Fortentwicklung des
europäischen Emissionshandels soll in deutsches Recht umgesetzt
werden. Die Bundesregierung hat dazu einen entsprechenden Entwurf
(19/4727) zur Novellierung des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes
(TEHG) vorgelegt. Mit der Novelle werden laut Bundesregierung die
"nationalen Rechtsgrundlagen für die Ausgestaltung dieses
Emissionshandelssystem für die Handelsperiode 2021 bis 2030
geschaffen". Neben der Umsetzung der neuen Vorgaben im TEHG basieren
weitere Änderungen demnach auf "Vollzugserfahrungen aus der laufenden
Handelsperiode" sowie auf deutscher und europäischer Rechtssprechung.
Der Entwurf soll am Donnerstag im vereinfachten Verfahren überwiesen
werden.

In seiner Stellungnahme zu dem Entwurf fordert der Bundesrat unter
anderem, dass die Landesbehörden jeweils Emissionsberichte zur
Verfügung gestellt bekommen. In der dritten Handelsperiode hätten die
Länder demnach ungenügenden Zugriff auf Emissionsdaten der
Anlagebetreiber gehabt. In ihrer Gegenäußerung stellt die
Bundesregierung eine Prüfung des Anliegens in Aussicht. "Allerdings
sieht die Bundesregierung derzeit keinen Bedarf für eine solche
Regelung", heißt es in der Gegenäußerung.

 * 

3. Linke will Transsexuellengesetz aufheben

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke dringt auf "umfangreiche
Reformen" zur Wahrung der Grund- und Menschenrechte von trans- und
intergeschlechtlichen Menschen in Deutschland. In einem Antrag
(19/4828), der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht, verweist die Fraktion darauf, dass sich in
der jüngeren Vergangenheit " grundlegende Prozesse gesellschaftlichen
Umdenkens in Bezug auf sexuelle und geschlechtliche Vielfalt"
vollzögen. Dies betreffe neben homo- und bisexuellen Menschen auch
jene Menschen, "deren Geschlechtsidentität nicht mit dem bei Geburt
anhand des körperlichen Augenscheins durch Dritte vollzogenen
Geschlechtseintrags übereinstimmt (transgeschlechtliche Menschen) oder
die nach den bisherigen medizinischen Definitionen des Geschlechts
nicht in die beiden Kategorien ,männlich' und 'weiblich' zuzuordnen
waren" (intergeschlechtliche Menschen).

So habe das Bundesverfassungsgericht im Oktober 2017 festgestellt,
"dass ein Personenstandsrecht, das nur Geschlechtseinträge für Männer
und Frauen vorsieht, nicht verfassungsgemäß ist", führen die
Abgeordneten ferner aus. Zuvor habe es bereits zwischen 1982 und 2011
sieben Beschlüsse des Bundesverfassungsgerichts gegeben, die die
meisten Paragraphen des Gesetzes "über die Änderung der Vornamen und
die Feststellung der Geschlechtszugehörigkeit in besonderen Fällen"
(Transsexuellengesetz) " wegen Verfassungswidrigkeit außer Kraft
setzten".

Die Bundesregierung soll dem Antrag zufolge einen Gesetzentwurf
vorlegen, mit dem das Transsexuellengesetz aufgehoben und das
Personenstandsgesetz (PStG) erweitert wird. Dabei soll nach dem Willen
der Fraktion die "bislang fortbestehende menschenrechtswidrige Praxis
der frühkindlichen Operationen zur Herstellung einer augenscheinlichen
Geschlechtseindeutigkeit, die zum Teil mit einer Sterilisation
einhergehen", gesetzlich unterbunden werden. "Operationen vor
Erreichen der Einwilligungsfähigkeit und ohne interdisziplinäre
Aufklärung sowie einer angemessenen Bedenkzeit sind grundsätzlich
unzulässig. Maßnahmen zur Abwendung einer lebensbedrohlichen Situation
oder zur Abwendung einer schwerwiegenden körperlichen
Gesundheitsbeeinträchtigung sind von diesem Grundsatz ausgenommen",
heißt es in der Vorlage weiter.

Das Personenstandsrecht soll danach so geändert werden, "dass alle
Menschen ohne gravierende Hürden ihren Personenstand und/oder Vornamen
frei wählen dürfen". Eine "neue Gutachten- oder Attestpflicht" wird im
Personenstandsgesetz nicht eingeführt werden. Darüber hinaus fordert
die Fraktion unter anderem, die Kostenübernahme für alle
geschlechtsangleichenden medizinischen Maßnahmen durch die gesetzliche
Krankenversicherung (GKV) sicherzustellen.

 * 

4. FDP-Fraktion will Soli-Gesetz aufheben

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion verlangt die ersatzlose Abschaffung
des Solidaritätszuschlages zum 1. Januar 2020. In einem Antrag
(19/4854) heißt es: "Die Politik hat den Menschen in Deutschland
zugesagt, den Solidaritätszuschlag nur vorübergehend zu erheben, um
die Kraftanstrengung Deutsche Einheit zu bewältigen." Wer den Soli
über das Jahr 2020 hinaus erheben wolle, breche ein zentrales
Versprechen der Politik an die Menschen im vereinigten Deutschland,
beschädige das Vertrauen in die Verlässlichkeit von demokratischer
Politik insgesamt und schade der politischen und demokratischen
Kultur.

Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen Gesetzentwurf
einzubringen, der das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 zum 1. Januar
2020 aufhebt. Das unbefristete Solidaritätszuschlaggesetz 1995 sei mit
der Begründung erlassen worden, dass es zur Finanzierung der
Vollendung der Einheit als "finanzielles Opfer" unausweichlich und
mittelfristig zu überprüfen sei. "Der zur Vollendung der deutschen
Einheit aufgelegte Solidarpakt II läuft 2019 aus, so dass auch die
Legitimation des Solidaritätszuschlaggesetzes spätestens zu diesem
Zeitpunkt wegfällt. Da das Solidaritätszuschlagsgesetz in dieser
Hinsicht jedoch nicht zeitlich befristet wurde, muss es durch einen
gesonderten gesetzgeberischen Akt aufgehoben werden", stellt die
FDP-Fraktion fest.

Einen Fortbestand des Solidaritätszuschlags hält die FDP-Fraktion für
einen Verstoß gegen das Grundgesetz, da der Zuschlag als sogenannte
Ergänzungsabgabe gegenüber der regulären Besteuerung Ausnahmecharakter
besitze und dementsprechend nicht dauerhaft, sondern nur zur Deckung
vorübergehender Bedarfsspitzen erhoben werden dürfe. "Das ,Sonderopfer
Soli' wurde mit der Finanzierungsnotwendigkeit der Vollendung der
Deutschen Einheit begründet, und dieses Ziel ist spätestens mit
Auslaufen des Solidarpaktes II eindeutig erreicht worden", schreiben
die Abgeordneten.

 * 

5. Linke fordert Mieterhöhungsstopp

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/MWO) Einen sofortigen Mieterhöhungsstopp fordert die
Fraktion Die Linke in einem Antrag (19/4829). Darin heißt es, der
Bundestag solle die Bundesregierung auffordern, einen Entwurf
vorzulegen, um gesetzlich zu regeln, dass Mieterhöhungen ohne
Wohnwertverbesserung bei Bestandsmieten nur in Höhe des
Inflationsausgleichs zulässig sind. Zur Begründung heißt es, nicht nur
bei Neuvermietungen, auch im Bestand stiegen die Mieten seit Jahren
erheblich. Menschen mit geringen Einkommen und Durchschnittverdienende
fänden in vielen Großstädten, Ballungsräumen und Universitätsstädten
kaum noch Wohnungen, und viele Mieter seien bereits aus ihren
Wohnungen verdrängt oder seien akut von Verdrängung bedroht. Weiter
heißt es in der Begründung, der Antrag sei bereits im Februar 2014 in
den Bundestag eingebracht worden (18/505), habe aber damals keine
Mehrheit gefunden. Aufgrund der aktuellen Debatte solle ein neuer
Anlauf unternommen werden.

 * 

6. Auskunftspflicht von Behörden

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Verbraucherinformation soll verbessert werden.
Die Fraktion Die Linke legt dazu einen Antrag (19/4830) vor, der von
der Bundesregierung die Schaffung einer ausreichenden Rechtsgrundlage
auf Basis des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches (LFGB) und
des Verbraucherinformationsgesetzes (VIG) zur Auskunftspflicht von
Behörden über Verstöße von Unternehmen gegen lebensmittel- oder
futtermittelrechtliche Vorschriften fordert. Die Abgeordneten beziehen
sich damit auf einen Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung
des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches (19/4726), der
vorsieht, dass die Behörden künftig die Verbraucher sechs Monate lang
über festgestellte Verstöße gegen die Lebensmittelsicherheit in
untersuchten Betrieben informieren sollen. Nach Ablauf der Frist ist
vorgesehen, diese Informationen wieder zu löschen. Eine frühere
Regelung zur Information der Öffentlichkeit über
lebensmittelrechtliche Verstöße sei seit dem Jahr 2013 von den Ländern
nicht mehr vollzogen worden, weil mehrere Verwaltungsgerichte
verfassungsrechtliche Bedenken gegen diese Vorschrift erhoben und
deren Vollzug vorläufig untersagt hatten. Die Linksfraktion fordert,
die Löschfrist rechtssicher auf zwei Jahre zu verlängern. Darüber
hinaus soll eine Rechtsgrundlage für die bundesweit einheitliche
Einführung des "Hygiene-Smileys" oder eines vergleichbaren Symbols zur
Kennzeichnung aktueller Kontrollergebnisse der amtlichen
Lebensmittelüberwachung in den Betrieben geschaffen werden.

 * 
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BUNDESTAG/7600: Heute im Bundestag Nr. 752 - 10.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 752

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 18.12 Uhr

1. Expertenkritik an Pflegesofortprogramm

2. Haushaltsberatungen fortgesetzt

3. Kritik an Planungen zu Einheits-Jubiläen

4. AfD-Antrag zu Islam und Rechtsstaat

5. FDP fordert Einwanderungsgesetzbuch



1. Expertenkritik an Pflegesofortprogramm

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz (19/4453) stößt
bei Gesundheitsverbänden auf einige Bedenken. Zwar wird die Intention
begrüßt, das Pflegepersonal in der stationären Kranken- und
Altenpflege aufzustocken, allerdings werden die dazu vorgesehenen
Methoden kritisch hinterfragt. Das zeigte sich bei einer öffentlichen
Anhörung des Gesundheitsausschusses am Mittwoch im Bundestag sowie in
den schriftlichen Stellungnahmen der Experten.

Auch warnen Fachverbände davor, die unterschiedlichen Pflegebereiche
gegeneinander auszuspielen. Befürchtet werden vor allem Nachteile für
die Altenpflege und die ambulante Pflege gegenüber der
Krankenhauspflege.

Der Gesetzentwurf ist nach Ansicht des Verbandes Deutscher Alten- und
Behindertenhilfe (VDAB) zu einseitig auf Verbesserungen in der
vollstationären Pflege ausgerichtet. Um die Lage zu verbessern, müsse
es auch im teilstationären und ambulanten Bereich mehr Pflegekräfte
geben. Angesichts des Fachkräftemangels sei mit einer Umverteilung auf
Kosten der beiden Bereiche zu rechnen. Es dürfe kein Keil zwischen die
Versorgungsbereiche der Pflege getrieben werden. Das Sofortprogramm
müsse für die ganze Pflege gelten.

Der Sozialverband VdK ging auf die steigenden Eigenanteile in
Pflegeheimen ein. Höhere Vergütungen der Fachkräfte in der
vollstationären Pflege führten "zu wahrhaften Kostenexplosionen für
die Pflegehaushalte" und in der ambulanten Pflege gegebenenfalls zu
einer Unterversorgung. Der Anstieg der Eigenanteile müsse schnellstens
gestoppt und zurückgeführt werden. Die 13.000 zusätzlichen Stellen in
der Altenpflege reichten zudem für eine adäquate Versorgung nicht aus.

Allein für die medizinische Behandlungspflege müssten jährlich mehrere
Milliarden Euro veranschlagt werden. Die genannten 640 Millionen Euro,
die als Kompensation aus dem GKV-System gedacht seien, können laut VdK
nur ein erster Schritt sein. Zudem dürfe das Ziel einer vollständigen
Finanzierung der medizinischen Behandlungspflege durch die GKV nicht
aus den Augen verloren werden. Der Pauschalzuschlag der GKV löse das
Problem nicht. Für die Fachkräfte in den mehr als 13.000 ambulanten
Pflegediensten sei gar keine Entlastung geplant. Ein Sprecher der GKV
wies in der Anhörung darauf hin, dass eine komplette Kostenverlagerung
der medizinischen Behandlungspflege in die GKV drei Milliarden Euro
kosten würde.

Mehrere Verbände warnten davor, in Pflegeheimen nicht verfügbare
Fachkräfte nach drei Monaten der Suche durch Hilfskräfte zu ersetzen.
Dies sei in der anspruchsvollen medizinischen Behandlungspflege, die
von dem Stellenförderprogramm vor allem profitieren solle, nicht
vertretbar.

Der AOK-Bundesverband kritisierte die geplante Herauslösung der
Pflegepersonalkosten aus den Fallpauschalen (DRG) im Krankenhaus. Die
Rückkehr zur Selbstkostendeckung sei nicht nachvollziehbar, weil mit
dem DRG-System erst die nötige finanzielle Transparenz hergestellt
werde. Eine sachgerechte Verwendung der DRG-Pflegeerlöse könne auch
erreicht werden, ohne das ganze System zu zerschlagen, etwa über eine
Neuberechnung der DRGs.

Die Bundesärztekammer (BÄK) erklärte hingegen, mit der Ausgliederung
der Pflegepersonalkosten aus den DRG's werde die Grundlage gelegt für
eine bessere Personalverfügbarkeit und bessere Arbeitsbedingungen und
somit für die Qualität der Versorgung. Die "Systemkorrektur" könne
aber nur gelingen, wenn sie für alle Gesundheitsberufe in Kliniken
gelte, einschließlich des Tarifausgleichs ab 2018.

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) wandte sich gegen die
Streichung des Pflegezuschlags im Umfang von bisher 500 Millionen Euro
pro Jahr ab 2020. Damit würden die Kliniken in ihren Möglichkeiten zur
Stärkung der Pflege geschwächt. Die vorgesehenen Verbesserungen für
das Pflegepersonal müssten weitgehend aus dem Mittelbestand der Häuser
genommen werden. Die DKG forderte, den Pflegezuschlag dauerhaft zu
erhalten. Ein Sprecher des GKV-Spitzenverbandes nannte in der Anhörung
die Argumente der DKG nicht nachvollziehbar. Wenn die
Krankenhauspflege künftig vollständig refinanziert werde, sei der
Pflegezuschlag nicht mehr nötig.

Die geplante Methode zur Ermittlung des Personalbedarfs in der
Klinikpflege wird vom Deutschen Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK)
abgelehnt. Ein Personalquotient könne die Versorgungsqualität nicht
verbessern. Nötig sei ein fundiertes Personalbemessungsverfahren, das
sich am tatsächlichen Pflegebedarf orientiere. Dazu gebe es bereits
Instrumente wie die Pflegepersonalregelung (PPR) und die Psychiatrie
Personalverordnung (Psych-PV).

Die Ökonomin Susanna Kochskämper mahnte in der Anhörung, angesichts
steigender Kosten in der Pflege müsse über die künftige Finanzierung
und Lastenverteilung neu beraten werden. Auch ein Sprecher der
Deutschen Stiftung Patientenschutz forderte ein Gesamtkonzept zur
Finanzierung der Pflege.

Das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz sieht zahlreiche Initiativen vor.
So sollen in der stationären Altenpflege 13.000 neue Stellen
geschaffen und finanziert werden. Je nach Größe erhalten die
Pflegeeinrichtungen zwischen einer halben und zwei Pflegestellen
zusätzlich.

Die Pflegepersonalkosten der Krankenhäuser werden ab 2020 aus den
Fallpauschalen herausgenommen und auf eine krankenhausindividuelle
Vergütung umgestellt. Zudem wird ab 2020 erstmals in Kliniken ein
Pflegepersonalquotient ermittelt, der das Verhältnis der Pflegekräfte
zum Pflegeaufwand beschreibt.

Jede zusätzliche oder aufgestockte Pflegestelle im Krankenhaus wird
künftig vollständig von den Krankenversicherungen refinanziert.
Bereits für das Jahr 2018 sollen rückwirkend auch Tarifsteigerungen
für Pflegekräfte im Krankenhaus voll refinanziert werden.

 * 

2. Haushaltsberatungen fortgesetzt

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Mittwoch die
Beratungen zum Bundeshaushalt 2019 fortgesetzt. Unter anderem
befassten sich die Mitglieder mit dem Etat des Bundesinnenministeriums
(19/3400, Einzelplan 06). Dem Etatentwurf in geänderter Fassung
stimmten Vertreter der Fraktionen CDU/CSU und SPD zu. Die Vertreter
der Oppositionsfraktionen AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die
Grünen votierten gegen den Entwurf. Der Regierungsentwurf sieht für
2019 in diesem Einzelplan Ausgaben in Höhe von 15,06 Milliarden Euro
(Soll-2018: 14,13) und Einnahmen in Höhe von 1,13 Milliarden Euro
(Soll-2018: 1,14) vor.

Der Ausschuss nahm mit variierenden Mehrheiten 18 Änderungsanträge der
Koalitionsfraktionen an. Unter anderem sollen nach Willen der
Koalition im Sportbereich 216.000 Euro zusätzlich an die
"Makkabi-Spiele und Makkabiade" fließen. Für Entsendungskosten zu den
"European Games" wollen die Koalitionsfraktionen 2019 300.000 Euro zur
Verfügung stellen, da dort eine Qualifikation für die Olympischen
Spiele in neun Sportarten möglich sein werde. 2,5 Millionen Euro
zusätzlich wollen Union und SPD für die Beschaffung von zirka 1.000
neuen Modellen der taktischen Wechselhülle für die
Unterziehschutzwesten für die Bereitschaftspolizei der Länder zur
Verfügung stellen. Mit zusätzlichen 600.000 Euro sollen alle
Polizeivollzugsbeamten der Bundespolizei mit einem zweiten Magazin zur
Pistole P 30 ausgestattet werden. Auch diverse Haushaltstitel des
Technischen Hilfswerks (THW), etwa der Zuschuss an die THW-Jugend
e.V., wurden erhöht. Die erhöhten Ausgabeansätze sollen laut den
Änderungsanträgen der Koalition mit Kürzungen in anderen Titeln des
Einzelplans gegenfinanziert werden. Sämtliche Änderungsanträge der
Oppositionsfraktionen wurden abgelehnt.

Die finale Bereinigung der Sachtitel des Haushaltsentwurfs sowie die
Beratung der Personaltitel sind für Donnerstag, 8. November, geplant.
Die zweite und dritte Lesung des Haushaltsgesetzes 2019 soll vom 19.
bis 23. November stattfinden. Der Haushaltsentwurf für 2019 sieht
insgesamt Ausgaben in Höhe von 356,8 Milliarden Euro vor (Soll-2018:
343,6 Milliarden Euro).

 * 

3. Kritik an Planungen zu Einheits-Jubiläen

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Die Planungen der Bundesregierung zur Feier der
bevorstehenden 30. Jahrestage des Mauerfalls und der deutschen Einheit
und insbesondere zur Verwertung dieser Jubiläen für die
Selbstdarstellung des Reiselandes Deutschland sind über ein erstes
Anfangsstadium noch nicht hinausgediehen. Dies ergibt sich aus einem
Bericht, der am Mittwoch in einer Sitzung des Tourismusausschusses
vorgestellt wurde. Mehrere Abgeordnete äußerten ihre Unzufriedenheit
mit dem geschilderten Sachstand.

Am 9. November 2019 jährt sich der Fall der Berliner Mauer und am 3.
Oktober 2020 der Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des
Grundgesetzes jeweils zum 30. Mal. Es handele sich um bedeutende
Jubiläen, mit denen auch "touristisch relevante Angebote" verbunden
seien, sagte die Vertreterin des Wirtschaftsministeriums Armgard
Wippler, die den Bericht vorstellte. Zahlreiche Projekte seien in
Vorbereitung, über Details lasse sich freilich noch nicht viel sagen.
Eine "derart spektakuläre Veranstaltung" wie die "Lichtgrenze", die
sich 2014 zum 25. Jahrestag des Mauerfalls durch Berlin zog, zeichne
sich derzeit nicht ab.

Unter den für Deutschland-Besucher interessanten Angeboten nannte die
Berichterstatterin Ausflüge im sogenannten "Grünen Band", dem
Ökosystem-Verbund entlang der früheren innerdeutschen Grenze, und
Fahrradtouren auf dem "Radweg Deutsche Einheit". Die "Bundesstiftung
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur" plane eine Diskussions- und
Vortragsreihe über die Revolutionen der Jahre 1989 bis 1991 in den
Ländern Mittel- und Osteuropas. Im Berliner Gropiusbau werde eine
Ausstellung mit Werken von 30 zeitgenössischen Künstlern zu sehen
sein. Beim Beauftragten der Bundesregierung für die neuen Bundesländer
sei eine Wanderausstellung zum Thema "30 Jahre Aufbau Ost" in
Vorbereitung.

Auch die "Deutsche Zentrale für Tourismus" werde die Jubiläen zum
Anlass nehmen, die Erfolge Deutschlands als Reiseland, insbesondere
die positive Entwicklung in den neuen Ländern, ins Licht zu setzen.
Seit Einführung der gesamtdeutschen Tourismusstatistik 1993 habe sich
die Zahl der Übernachtungen ausländischer Besucher mehr als
verdoppelt, im Gebiet der ehemaligen DDR sogar verfünffacht. Auf dem
touristischen Weltmarkt belege Deutschland derzeit den siebten Platz.

Mehrere Mitglieder des Ausschusses zeigten sich wenig beeindruckt. Aus
einem Jubiläum wie diesem, das an Ereignisse erinnere, "um die uns die
Welt beneidet", müsste mehr "mitzunehmen" sein als im Bericht des
Wirtschaftsministeriums aufgelistet, meinte er Sozialdemokrat Frank
Junge. Die geschilderten Maßnahmen könnten "wirklich nur ein erster
Anfang" sein.

"Unzufrieden" mit dem Bericht äußerte sich auch die Linke Kerstin
Kassner, die davor warnte, bei den bevorstehenden Jubiläen wieder nur
über Themen wie "Stasi" und "SED-Repression" zu reden. Die
Tourismusentwicklung der neuen Länder in den vergangenen drei
Jahrzehnten sei eine "einzigartige Erfolgsgeschichte". Bei dem
geplanten Gedenken müsse die "Achtung" vor der Leistung der Menschen
zum Ausdruck kommen.

"Auch ich muss ganz deutlich sagen, dass ich außerordentlich
enttäuscht bin", erklärte der Grüne Markus Dressel. Bis zum
Mauerfall-Jubiläum sei nur noch ein Jahr Zeit; um das zu "stemmen",
müssten sich "die Beine propellerartig bewegen". Spaziergänge im
Grünen Band seien der Bedeutung eines Jubiläums, das nicht zuletzt
Frieden und Freiheit versinnbildliche, nicht angemessen. Zu wünschen
seien Veranstaltungen von "internationaler Ausstrahlung".

 * 

4. AfD-Antrag zu Islam und Rechtsstaat

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
AfD-Fraktion "geeignete Maßnahmen" ergreifen, "die Verbreitung von im
Koran enthaltenen gesetzwidrigen Inhalten und Aufrufen zu
unterbinden". Dies geht aus einem Antrag der Fraktion mit dem Titel
"Unvereinbarkeit von Islam, Scharia und Rechtsstaat - Der
Radikalisierung den Boden entziehen, keine Verbreitung gesetzwidriger
Lehren" (19/4840) hervor, der am Donnerstag erstmals auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.

In der Vorlage schreibt die Fraktion, dass islamischer
Fundamentalismus und Terrorismus Deutschland bedrohten. Muslimische
Attentäter beriefen sich zur Rechtfertigung ihrer Taten auf den Islam.
"Ein Zusammenhang zwischen derartigen Handlungen und bestimmten
Aufrufen des Koran ist unverkennbar", heißt es in dem Antrag weiter.
Ähnlich sei " die herabsetzende Behandlung von Frauen, bis hin zu
körperlicher Gewalt, sowie Mobbing an Schulen durch muslimische
Schüler als religiös begründet erkennbar".

Die im "politischen System" des Islam propagierten Vorstellungen seien
"zu einem bedeutenden Teil mit den Menschenrechten und den Werten der
freiheitlich-demokra-tischen Grundordnung nicht vereinbar", führt die
Fraktion ferner aus. Diesem Zusammenhang sei durch bisherige
Äußerungen verschiedener Regierungsmitglieder nur ungenügend Rechnung
getragen worden: So werde Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) "mit der
Bemerkung, der Islam gehöre zu Deutschland, wahrgenommen",
Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) indes "mit der gegenteiligen
Aussage - begründet allerdings nur aus religiösem Traditionalismus".
Durch diese "pauschalen Aussagen" sei eine "Unklarheit entstanden,
inwieweit hierbei auch eine Tolerierung von offenbar rechtswidrigen
Aufrufen in der Lehre des Islam gemeint war". Hier sei eine
"Klarstellung vonseiten der Bundesregierung erforderlich, die
gesetzwidrige Aufrufe von einer etwaigen Tolerierung ausnimmt".

 * 

5. FDP fordert Einwanderungsgesetzbuch

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
FDP-Fraktion einen Gesetzentwurf zur Schaffung eines einheitlichen
Einwanderungsgesetzbuches vorlegen. Dies geht aus einem Antrag der
Fraktion (19/4832) hervor, der am Donnerstag erstmals auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.

Zu den in der Vorlage aufgeführten Eckpunkten eines
Einwanderungsgesetzbuches gehört die Gewährleistung von "Asyl für
politisch Verfolgte im Sinne des Artikels 16a Grundgesetz und
Flüchtlingsschutz nach der Genfer Flüchtlingskonvention sowie nach
Artikel 18 der Europäischen Grundrechtecharta". Zudem soll dem Antrag
zufolge ein neuer Schutzstatus eingeführt werden, "der dem
vorübergehenden humanitärenSchutz für Kriegs- und
Bürgerkriegsflüchtlinge dient".

Im Asylverfahren sollen die Kompetenzen von Bund und Ländern nach den
Vorstellungen der Fraktion "klar getrennt" werden: "Die Länder
konzentrieren sich auf die Aufgabe der Integration, während der Bund
für alle Fragen zuständig ist, die den Schutzstatus und den Aufenthalt
des Schutzsuchenden in Deutschland betreffen", heißt es in der
Vorlage. Danach sollen Registrierung und Erstaufnahme inklusive der
medizinischen Versorgung in zentralen Unterbringungseinrichtungen
erfolgen, in denen alle mit dem Asylverfahren befassten Behörden sowie
die Verwaltungsgerichte eingebunden sind. Das Asylverfahren solle
innerhalb von drei Monaten rechtskräftig abgeschlossen sein.

Um die Einwanderung in den Arbeitsmarkt "verständlich und einfach" zu
steuern, soll nach dem Willen der Fraktion ein " Zwei-Säulen-System"
eingeführt werden, "bestehend aus einer überarbeiteten Blue Card als
Kerninstrument der Fachkräfteeinwanderung mit Arbeitsplatzangebot und
der Einführung einer Chancenkarte mit einem Punktesystem zur Steuerung
der Vergabe von Visa zur Arbeitssuche". Dabei soll die Steuerung über
Kriterien wie Bildungsgrad, Deutsch- oder auch gute
Englischkenntnisse, Alter, Berufserfahrung und der aktuelle
Fachkräftebedarf am Arbeitsmark erfolgen. Auch müssten sich alle
Inhaber einer Chancenkarte selbst finanzieren können und hätten keinen
Anspruch auf Sozialleistungen.

Für anerkannte Flüchtlinge und gut integrierte Asylsuchende soll laut
Antrag "die Möglichkeit eines ,Spurwechsels' aus dem Asylverfahren
oder dem vorübergehenden humanitären Schutzstatus in eine der beiden
Säulen der Einwanderung in den Arbeitsmarkt" eröffnet werden. Wer
bereits in Deutschland sei und im Arbeitsmarkt Fuß gefasst habe, keine
Sozialleistungen beziehe, die deutsche Sprache spreche und nicht
straffällig geworden sei, solle "die Möglichkeit bekommen, auch
unabhängig vom Asylverfahren oder seinem vorübergehenden humanitären
Schutzstatus in Deutschland zu bleiben".

Ferner plädiert die Fraktion in der Vorlage unter anderem für ein
"integrationspolitisches Leitbild" sowie für ein "flächendeckendes,
kostenloses und verpflichtendes Angebot von Sprach- und
Integrationskursen".

 * 
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BUNDESTAG/7599: Heute im Bundestag Nr. 751 - 10.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 751

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 17.17 Uhr

1. Verfolgung von Völkerstraftaten in Syrien

2. Bundesweit einheitliches Wolfsmanagement

3. Klimawandel als Risiko für den Waldbau

4. Regierung prüft Bestellerprinzip

5. Rückverfolgbarkeit von Tabakerzeugnissen

6. Grüne wollen Forschungsbonus



1. Verfolgung von Völkerstraftaten in Syrien

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist mit ihrer
Forderung zur Ahndung von Völkerstraftaten in Syrien gescheitert. Ein
entsprechender Antrag (19/1876) wurde am Mittwoch im
Menschenrechtsausschuss von den anderen Fraktionen abgelehnt.

Wie die Abgeordneten in ihrem Antrag ausführten, sei auf
internationaler Ebene der Weg zu einer Ahndung der in Syrien
begangenen Völkerstraftaten de facto versperrt. "Da Syrien kein
Vertragsstaat des Römischen Statuts ist, kann sich der Internationale
Strafgerichtshof (International Criminal Court - ICC) oder aber ein zu
gründendes Ad-hoc-Sondertribunal nur mit der dortigen Situation
befassen, wenn ihm der Sicherheitsrat den Fall zur Bearbeitung
überweist." Der Versuch einer solchen - auch von Deutschland
unterstützten - Überweisung an den ICC sei am Veto von Russland und
China gescheitert. Mit einer Aufhebung der Blockade sei derzeit nicht
zu rechnen, allerdings gebe es einen durch die UN-Generalversammlung
beschlossenen Beweismittelmechanismus für Syrien. Die Grünen forderten
mit ihrem Antrag die Bundesregierung unter anderem auf, dessen Arbeit
für 2018 durch das Schließen einer Finanzierungslücke in Höhe von 2,2
Millionen US-Dollar zu sichern.

Ein Vertreter der Fraktion forderte zudem eine intensivere Verfolgung
von in Syrien begangenen Völkerstraftaten in Deutschland, unter
anderem durch Aufstockungen bei der Zentralstelle für die Bekämpfung
von Kriegsverbrechen und weiteren Straftaten nach dem
Völkerstrafgesetzbuch (ZBKV) und beim Völkerstrafrechtsreferats beim
Generalbundesanwalt.

Ein Vertreter der Unionsfraktion argumentierte, dass für diese Stellen
bereits mehr Mittel eingeplant worden seien. "Wir sind an diesen
Stellen unterwegs", es brauche dafür keine gesonderte parlamentarische
Initiative. Ein AfD-Vertreter zweifelte an der Umsetzbarkeit einiger
Grünen-Forderungen. So sei nicht klar, wie man in Syrien Beweise für
Völkerstraftaten sicherstellen wolle, ohne mit den Behörden der
faktischen Regierung Assad zusammenarbeiten zu wollen.

Eine Sozialdemokratin zeigte Verständnis für die Grünen-Anliegen,
betonte aber, dass es wie zuletzt in der Region Idlib darum gegangen
sei, zunächst weitere humanitäre Katastrophen abzuwenden. Auch die
Liberalen zeigten Verständnis für das Anliegen des Grünen-Antrags,
bemängelten aber Unklarheiten bei der Ausgestaltung. So schaffe eine
Forderung zum Schutz von Whistleblowern, die zur Beweissicherung
beigetragen haben, möglicherweise nebenher einen neuen Asylgrund. Eine
Vertreterin der Linksfraktion bezeichnete den Antrag als "sehr
unausgewogen". So verfügten "islamistische Mörderbanden" wie die
al-Nusra-Front selbst über Chemiewaffen, deren Einsatz dem syrischen
Regime bei häufig unklarer Beweislage vorgeworfen werde.

Keine Mehrheiten fanden zudem zwei vom Ausschuss mitberatene Anträge
der Fraktionen der AfD zur Feststellung einer "Völkerrechtswidrigkeit
der Luftschläge des Westens am 14. April 2018 in Syrien" (19/2470)
sowie der Grünen mit dem Titel "Völkerrecht in Syrien hochhalten -
Eskalation verhindern und den politischen Prozess vorantreiben"
(19/2513).

 * 

2. Bundesweit einheitliches Wolfsmanagement

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Umsetzung eines bundesweit abgestimmten
Wolfsmanagements ist in Arbeit. Das erklärt die Bundesregierung in
einer Antwort (19/4685) auf eine Kleine Anfrage (19/4063) der
FDP-Fraktion zur "Wolfspolitik" des Bundes. Grundlage sei dafür unter
anderem ein am 26. Juni im Bundestag beschlossener Koalitionsantrag
(19/2981), der die Bundesregierung unter anderem auffordert, die
Arbeit der Dokumentations- und Beratungsstelle des Bundes zum Thema
Wolf (DBBW) über den Herbst 2018 hinaus zu verstetigen und
Perspektiven zu entwickeln, wie Weidetierhalter, Jäger und Landwirte
darin einbezogen werden können, um deren Standpunkte zu
berücksichtigten.

Die Regierung soll zudem eine bessere Unterstützung der Wanderschäfer
prüfen. Darüber hinaus sollen die für Nutztierhalter entstehenden
Kosten für Schutzmaßnahmen sowie die durch übergriffige Wölfe
verursachten Schäden im Tierbestand von den Landesbehörden schnell und
unbürokratisch ausgeglichen werden können. Ebenso soll die Regierung
prüfen, ob ein generelles Fütterungsverbot von Wölfen hilfreich wäre,
um die Entwicklung von Einzeltieren zu für Mensch und Nutztier
gefährlichen Wölfen zu vermeiden. Auch die Auswirkung der Rückkehr des
Wolfes auf die Wildtierbestände soll untersucht werden.

In der Antwort heißt zudem, dass sich die Bundesregierung aus
ökologischen, kulturellen und sozialen Gründen sowie zum Erhalt der
Artenvielfalt und Kulturlandschaft für die Weidetierhaltung einsetzt.
Es lägen aber keine statistisch gesicherten Informationen über einen
Rückgang der Weide- beziehungsweise Freilandhaltung aufgrund der
Ausbreitung des Wolfes vor. Jedoch seien Fälle bekannt, in denen
zumeist im Nebenerwerb- sowie Hobbybereich die Schafhaltung aufgegeben
worden sei.

 * 

3. Klimawandel als Risiko für den Waldbau

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Der Klimawandel ist derzeit die zentrale
Herausforderung sowie ein Risiko für den Waldbau und die
Forstwirtschaft. Insbesondere die Baumartenwahl bei der Verjüngung der
Bestände werde dadurch beeinflusst. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/4686) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/4225) hervor. Weiter heißt es dazu, dass wichtige Ansätze zur
Stabilisierung und Vitalisierung der Bestände und zur Erhaltung der
verschiedenen Waldfunktionen unter anderem die Auswahl von
standortgerechten, überwiegend heimischen Baumarten und geeigneten
Herkünften mit entsprechender Klimavariabilität, die Erhaltung und
Entwicklung strukturreicher Mischwälder sowie die Stabilisierung der
Bäume seien. Der Anbau standortgerechter und überwiegend heimischer
Baumarten leiste hierzu einen wichtigen Beitrag.

Eine nachhaltige Waldumbaustrategie ist nach Auffassung der
Bundesregierung das Konzept einer naturnahen Waldwirtschaft und sei
bereits seit über 30 Jahren erklärtes Ziel der deutschen Waldpolitik.
Zentrale Grundsätze der naturnahen Waldwirtschaft seien demnach die
Erhaltung und der Aufbau strukturreicher Mischwälder, der Anbau von
standortgerechten Baumarten und Herkünften, die Nutzung der
Naturverjüngung, wo Boden und Vorbestand es zulassen, der weitgehende
Verzicht auf Kahlhiebe, ein möglichst stufiger Waldaufbau, dem
Einzelbestand angepasste Waldpflege, eine bestandsschonende Holzernte
und die Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit. Außerdem würden Maßnahmen
zum Waldumbau im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (GAK) mit Bundesmitteln
gefördert. Darüber hinaus ermögliche der Waldklimafonds die
Finanzierung gezielter Pilotprojekte, Forschungs- und
Kommunikationsmaßnahmen zum Erhalt und Ausbau des
CO2-Minderungspotenzials von Wald und Holz sowie zur Anpassung der
deutschen Wälder an den Klimawandel.

 * 

4. Regierung prüft Bestellerprinzip

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Ob das in der vergangenen Legislaturperiode
eingeführte Bestellerprinzip bei Maklerkosten für Mietwohnungen auch
auf Immobilienverkäufe übertragen werden sollte, befindet sich derzeit
in vertiefter Prüfung. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/4698) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4306). Aussagen
zum genauen Zeitplan oder zu den Präferenzen der Bundesregierung seien
noch nicht möglich. Weiter heißt es, entsprechend den Vereinbarungen
im Rahmen des Wohngipfels strebe die Bundesregierung eine Senkung der
Kosten für den Erwerb selbstgenutzten Wohnraums bei den Maklerkosten
an und prüfe diesbezüglich verschiedene Optionen. Diese Prüfung sei
noch nicht abgeschlossen. Die Abgeordneten hatten unter anderem nach
dem Diskussionsstand bei der Ausweitung des Bestellerprinzips auf den
Immobilienkauf gefragt.

 * 

5. Rückverfolgbarkeit von Tabakerzeugnissen

Ernährung und Landwirtschaft/Unterrichtung

Berlin: (hib/EIS) Die Aufgaben der Zoll- und Finanzbehörden sollen im
Zuge der geplanten Änderung des Tabakerzeugnisgesetzes (19/4461) nicht
ausgeweitet werden. Das geht aus einer Unterrichtung der
Bundesregierung (19/4730) auf eine Stellungnahme des Bundesrates zum
Gesetzentwurf hervor. Danach lehnt die Regierung in ihrer
Gegenäußerung unter anderem das Anliegen des Bundesrates ab, im
weiteren Gesetzgebungsverfahren eine entsprechende
Zuständigkeitsübertragung in das Tabakerzeugnisgesetz im Zusammenhang
mit dem Rückverfolgbarkeitssystem aufzunehmen. Legale und bereits
versteuerte Tabakprodukte sowie Warenkreise, die nicht der Tabaksteuer
unterliegen, sollen demnach nicht aufgabenfremd von den zuständigen
Länderbehörden auf die Zoll- und Finanzbehörden übertragen werden. Die
über die erforderliche Sachnähe und Marktkenntnis verfügenden und in
der Fläche bereits agierenden Behörden sollen mit der Durchführung und
Überwachung der einschlägigen Vorschriften des Tabakrechts betraut
bleiben.

Der Gesetzentwurf soll helfen, den illegalen Handel mit
Tabakerzeugnissen zu unterbinden sowie die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der EU-Mitgliedstaaten über die Herstellung,
die Aufmachung und den Verkauf von Tabakerzeugnissen einander
anzugleichen. Mit dem Änderungsgesetz soll das nationale Tabakrecht
unter anderem an die Durchführungsverordnung (EU) 2018 / 574 der
Kommission über technische Standards für die Errichtung und den
Betrieb eines Rückverfolgbarkeitssystems für Tabakerzeugnisse
angepasst werden. Demnach soll eine Kennzeichnung von
Tabakerzeugnissen mit einem individuellen Erkennungsmerkmal und einem
fälschungssicheren Sicherheitsmerkmal erfolgen.

Durch ein Rückverfolgbarkeitssystem soll der Warenverkehr dieser
Erzeugnisse erfasst werden, damit sich die Produkte in der gesamten
Union verfolgen lassen. Außerdem soll die Einführung von
Sicherheitsmerkmalen die Überprüfung erleichtern, ob die
Tabakerzeugnisse echt sind. Die Regelungen sollen für Zigaretten und
Tabak zum Selbstdrehen ab dem 20. Mai 2019 gelten und für die übrigen
Tabakerzeugnisse ab dem 20. Mai 2024. Auf diese Weise sollen die bei
der Rückverfolgbarkeit von Zigaretten und Tabak zum Selbstdrehen
gesammelten Erfahrungen im Hinblick auf andere Tabakerzeugnisse
genutzt werden können.

 * 

6. Grüne wollen Forschungsbonus

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Kleine und mittlere Unternehmen, die Forschung
betreiben, sollen einen "Forschungsbonus" erhalten. Dieser Bonus soll
15 Prozent aller Ausgaben im Bereich Forschung und Entwicklung (FuE)
betragen und allen Unternehmen bis zu 249 Mitarbeitern gewährt werden,
sieht ein von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eingebrachter
Gesetzentwurf (19/4827) vor. Die Steuergutschrift soll zusätzlich zur
bestehenden Projektförderung eingeführt werden. Damit könne die
Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer
Unternehmen verbessert werden, erhofft die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen und schreibt: "Kleine und mittlere Unternehmen sind das
Rückgrat der deutschen Wirtschaft."

Wie es in dem Gesetzentwurf weiter heißt, beträgt der Anteil der
FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Deutschland nur 2,93
Prozent. In Europa würden Länder wie Österreich und Schweden
inzwischen die Drei-Prozent-Marke erreichen. Länder wie Japan, Israel
und Südkorea würden zwischen 3,5 und 4,3 Prozent ihres BIP in
Forschung und Entwicklung investieren. "Um seine Stellung als eine der
führenden Wirtschafts- und Innovationsnationen zu bewahren, muss
Deutschland zu dieser weltweiten Spitzengruppe wieder aufschließen.
Die steuerliche Forschungsförderung ist unverzichtbar, um insgesamt
eine höhere Forschungsdynamik und das für das Jahr 2025 gesetzte
3,5-Prozent-Ziel zu erreichen", fordert die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen, die darauf hinweist, dass in 27 von 34 OECD-Staaten und in
fast allen EU-Mitgliedsländern eine steuerliche Forschungsförderung
existiere. Doch in Deutschland würden bisher rund 60 Prozent der
kontinuierlich forschenden kleinen und mittleren Unternehmen von der
bestehenden öffentlichen Forschungsförderung nicht erreicht.

 * 
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BUNDESTAG/7598: Heute im Bundestag Nr. 750 - 10.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 750

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 10. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 15.59 Uhr

1. AfD-Vorstoß zum Kindergeld abgelehnt

2. Duldung aus medizinischen Gründen

3. Spenden bei Konzert in Chemnitz

4. Umsetzung des Konzerts #wirsindmehr

5. Entwicklung der Lohnquote

6. Fragen zum Kommunal-Kombi-Programm



1. AfD-Vorstoß zum Kindergeld abgelehnt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Ein Vorstoß der AfD-Fraktion zur Indexierung des
Kindergeldes für im EU-Ausland lebende Kinder ist am Mittwoch im
Finanzausschuss von allen anderen Fraktionen abgelehnt worden. Unter
anderem wurde der AfD-Fraktion vorgehalten, mit ihrer Forderung gegen
Europarecht zu verstoßen.

In ihrem Antrag (19/2999) hatte die AfD-Fraktion gefordert, das
Kindergeld für im EU-Ausland lebende Kinder an die dortigen
Lebenshaltungskosten anzupassen. Die Bundesregierung solle einen
europarechtskonformen Gesetzentwurf vorlegen, der die Höhe des
Kindergeldes für ein Kind, für das in Deutschland ein
Kindergeldanspruch besteht, dessen Wohnsitz sich aber in einem andere
EU-Mitgliedsland befindet, an die Lebenshaltungskosten des
Wohnsitzstaates anpasst.

Die AfD-Fraktion verweist auf das EU-Recht, wonach Anspruch auf
Familienleistungen auch für in anderen EU-Mitgliedsländern lebende
Familienangehörige besteht. In Deutschland ansässige EU-Bürger würden
daher auch für ihre in einem anderen EU-Land lebenden Kinder
Kindergeld in gleicher Höhe wie für in Deutschland wohnende Kinder
erhalten, "obwohl die der Kindergeldbemessung zugrunde liegenden
Lebenshaltungskosten vor Ort oftmals deutlich niedriger als in
Deutschland sind", argumentiert die Fraktion. Dies führe zu
Ungleichgewichten, und "es entsteht ein Anreiz zur Einwanderung in
unser Sozialsystem, weil deutsche Kindergeldleistungen in
Mitgliedstaaten mit niedrigem Lohnniveau eine signifikante
Einkommensquelle darstellen können". Unter Bezugnahme auf eine
Ländergruppeneinteilung des Bundesfinanzministeriums erwartet die
AfD-Fraktion eine Absenkung des Kindergeldes für in Rumänien, Polen,
Ungarn, Kroatien und Bulgarien lebende Kinder um die Hälfte. Für
andere Länder, etwa Griechenland und Portugal, würde das Kindergeld 75
Prozent der bisherigen Höhe betragen.

Die AfD-Fraktion erinnert daran, dass die Zahl der Kinder im
EU-Ausland, für die Kindergeld gezahlt wird, seit 2010 von 61.615 auf
215.499 Ende letzten Jahres erhöht habe. Seit 2010 hätten sich die
jährlichen Überweisungen auf ausländische Konten auf 343 Millionen
Euro fast verzehnfacht. Das jährliche Einsparpotenzial bei einer
Indexierung soll zwischen 150 und 200 Millionen Euro liegen.

Die CDU/CSU-Fraktion erklärte, der von der AfD-Fraktion gewollte
nationale Alleingang mache keinen Sinn. Erforderlich sei eine
rechtskonforme Lösung und Änderung des EU-Rechts. Auch von der
FDP-Fraktion hieß es, die AfD-Fraktion erwecke den falschen Eindruck,
dass die Indexierung national geregelt werden könne. Missbrauchsfälle
und Indexierung würden von der AfD in einen Topf geworfen. Die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verwies ebenfalls auf das EU-Recht.

Die SPD-Fraktion erklärte, gegen den Missbrauch beim Kindergeld seien
bereits Maßnahmen ergriffen worden wie die Pflicht zur Vorlage einer
Steuer-Identifikationsnummer. Außerdem könnten Anträge auf Kindergeld
nur noch für sechs Monate rückwirkend gestellt werden. Ein Sprecher
verteidigte das heutige System, denn die Menschen hätten ein Recht auf
gleich hohe Leistungen. Diese Ansicht vertrat auch die Linksfraktion.
Die geringe Größenordnung des Problems rechtfertige im Übrigen das von
der AfD-Fraktion geforderte Vorgehen nicht.

Ein Sprecher der AfD-Fraktion wies die Bedenken der anderen Fraktion
hinsichtlich des Europarechts zurück. Er berichtete zudem, bei einer
Überprüfung von 100 Kindergeldempfängern im Raum Düsseldorf/Wuppertal
seien 40 Fälle von Leistungsmissbrauch entdeckt worden. Den allein bei
dieser regionalen Kontrolle aufgedeckten Schaden bezifferte der
Sprecher auf 400.000 Euro.

 * 

2. Duldung aus medizinischen Gründen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ende August dieses Jahres sind im
Ausländerzentralregister (AZR) gut 4.000 Ausländer mit einer Duldung
aus medizinischen Gründen gespeichert gewesen. Dies geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/4687) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/4271) hervor. Danach waren zum Stichtag 31. August
2018 im AZR rund 3.100 Menschen erfasst, die vor ihrer Ausreise aus
Deutschland eine Duldung aus medizinischen Gründen besaßen.

 * 

3. Spenden bei Konzert in Chemnitz

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um ein Konzert vom 3. September dieses Jahres in
Chemnitz unter dem Motto "#wirsindmehr" geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/4688) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/4324). Wie die Bundesregierung darin ausführt, wurden während des
Konzerts nach Angaben des Veranstalters Spenden in Höhe von 22.106,41
Euro gesammelt. Diese sollten zur Hälfte an die Familie des am 26.
September 2018 in Chemnitz getöteten Daniel H. sowie je zu einem
Viertel an das Bündnis "Chemnitz Nazifrei" und die Opferberatung "RAA
Sachsen" (Regionale Arbeitsstellen für Bildung, Integration und
Demokratie Sachsen e. V.) ausgezahlt werden, heißt es in der Antwort
weiter.

 * 

4. Umsetzung des Konzerts #wirsindmehr

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ein Konzert vom 3. September dieses Jahres in
Chemnitz unter dem Motto "#wirsindmehr" ist Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/4693) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/4348). Wie die Bundesregierung darin ausführt, wurden zur
Umsetzung des Konzerts keine Bundesmittel zur Verfügung gestellt. Auch
wurde von Seiten des Veranstalters des Konzerts keine Bitte um
Zuschüsse aus Bundesmitteln an die Bundesregierung herangetragen, wie
aus der Vorlage weiter hervorgeht.

 * 

5. Entwicklung der Lohnquote

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Entwicklung der Lohnquote in Deutschland
interessiert sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/4683). Sie will von der Bundesregierung unter anderem erfahren,
wie sich die Lohnquote in den jeweiligen Wirtschaftsabschnitten
entwickelt hat und welchen Effekt ein Mindestlohn von 12 Euro pro
Stunde auf die Lohnquote hätte.

 * 

6. Fragen zum Kommunal-Kombi-Programm

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion interessiert sich in einer Kleinen
Anfrage (19/4677) für das Bundesbundesprogramm Kommunal-Kombi. Durch
dieses Programm sollen fehlende Arbeitsplätze in strukturschwachen
Regionen durch öffentlich geförderte Beschäftigung ausgeglichen
werden. Die Bundesregierung soll unter anderem beantworten, wie viele
Stellen bis zum Stichtag 31. Dezember 2009 bewilligt wurden, wie viele
Programmeintritte es gab und welche Gründe es für den Ausstieg von
Teilnehmenden aus dem Programm gab.

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1850: Brauchen weniger entwicklungspolitische Alleingänge der Bundesregierung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Oktober 2018

HOFFMANN: Brauchen weniger entwicklungspolitische Alleingänge der
Bundesregierung



Zum Welthunger-Index 2018 erklärt der entwicklungspolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Dr. Christoph Hoffmann:

"Die Bekämpfung des Hungers ist nicht nur eine Frage der Humanität,
sondern auch ein bedeutender Faktor bei der Bekämpfung von
Fluchtursachen. Knapp 70 Millionen Menschen sind weltweit auf der
Flucht, Hunger ist einer der Hauptgründe dafür. Mit der Agenda 2030
hat sich die Weltgemeinschaft das Ziel gesetzt, den Hunger auf der
Welt bis Ende des nächsten Jahrzehnts zu beenden. Um dieses Ziel aber
tatsächlich erreichen zu können, muss auch Entwicklungshilfeminister
Müller umdenken. Wir brauchen weniger entwicklungspolitische
Alleingänge und mehr Zusammenarbeit mit multilateralen
Organisationen.

Der Welthunger-Index zeigt insgesamt bedeutende Fortschritte bei der
Bekämpfung von Hunger und Unterernährung. Diese Erfolge sind nicht
zuletzt auf die fortschreitende Liberalisierung des Welthandels
zurückzuführen. Der Bericht macht deutlich, wo die Internationale
Gemeinschaft und die Bundesregierung nachlegen müssen. In mehr als 50
Ländern ist die Lage weiterhin ernst oder sehr ernst."

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1849: Bundesregierung muss bei saudischem Botschafter Untersuchung einfordern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Oktober 2018

DJIR-SARAI: Bundesregierung muss bei saudischem Botschafter
Untersuchung einfordern



Zum Verschwinden des saudischen Journalisten Chaschukdschi erklärt
der außenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"Die Bundesregierung muss die Rückkehr des saudischen Botschafters
nach Berlin nutzen, um im Fall des verschwundenen Journalisten
Dschamal Chaschukdschi zur Aufklärung beizutragen. Denn es mehren
sich die Belege für eine Verstrickung der saudischen Regierung in
diesen. Die bisher bekannt gewordenen Umstände seines Verschwindens
lassen auf eine drastische Missachtung der Freiheits- und
Menschenrechte in Saudi-Arabien schließen. Dies muss die
Bundesregierung nun offen ansprechen: Sie muss beim saudischen
Botschafter eine genaue Untersuchung einfordern und auf eine
Offenlegung der Ergebnisse drängen. Einem Land, das Menschenrechte so
unverhohlen mit Füßen tritt, kann kein besonderer strategischer
Partner sein. Vor diesem Hintergrund muss auch die Absicht der
Bundesregierung überdacht werden, neue Anträge Saudi-Arabiens für
deutsche Rüstungsexporte ernsthaft zu prüfen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1848: Prozess gegen Hüseyin M. ist Lackmustest für Erdogan


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Oktober 2018

LAMBSDORFF: Prozess gegen Hüseyin M. ist Lackmustest für
Erdogan



Zum Prozessauftakt gegen Hüseyin M. in der Türkei erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Erneut wird mit Hüseyin M. ein deutscher Staatsbürger in der Türkei
angeklagt. Der Prozess ist ein Lackmustest für die
Annäherungsversprechen Erdogans während seines letzten
Deutschlandbesuchs. Der Gradmesser für ein angebliches Umdenken des
autoritär regierenden Präsidenten sind nicht Versprechungen, sondern
die Rückkehr zu Rechtsstaatlichkeit und dem Schutz der Bürgerrechte
in der Türkei. Ausschlaggebend für die FDP-Fraktion wird sein, ob im
Verfahren gegen Hüseyin M. rechtsstaatliche Grundsätze oder
Rachegelüste den Ausschlag geben."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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BILDUNG/921: Müssen Attraktivität des Lehrerberufs steigern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Oktober 2018

BEER: Müssen Attraktivität des Lehrerberufs steigern



Zur Lehrerprognose der Kultusministerkonferenz erklärt die
bildungspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Nicola Beer:

"Der Lehrermangel führt zu Unterrichtsausfall sowie zu größeren
Klassen und schadet so der Qualität der Bildung unserer Kinder. Dazu
kommt noch Sanierungsstau und fehlende moderne Ausstattung. So
schaffen wir keine weltbeste Bildung. Wir brauchen eine
Qualitätsoffensive, die Kommunen, Bund und Länder gemeinsam angehen.
Denn: Bildung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.

Um die besten Köpfe als Lehrer zu gewinnen, fordert die FDP-Fraktion
die Attraktivität des Lehrerberufs zu steigern. Dazu gehören eine
modernisierte und damit zeitgemäße Aus- und Weiterbildung, ein
attraktiveres Arbeitsumfeld und Leistungsanreize: Bessere Lehrer
müssen besser bezahlt werden. Zudem brauchen wir mehr Studienplätze,
vor allem für Förderschullehrer, eine attraktivere Bezahlung der
Grundschullehrkräfte und eine bessere Vorbereitung von
Quereinsteigern."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de
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KULTUR/040: Buchmesse - Menschenrechte als Taktgeber für freie Literatur und Meinungsäußerung


FDP-Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

BEER: Menschenrechte als Taktgeber für freie Literatur und
Meinungsäußerung - Zukunft des Buches digital gestalten



Zur heutigen Eröffnung der 70. Frankfurter Buchmesse erklärt
FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Menschenrechte sind der wichtigste Bestandteil einer
rechtsstaatlichen, modernen und liberalen Gesellschaft. Sie legen
nicht nur die Achtung der menschlichen Persönlichkeit fest, sondern
auch das Recht auf Meinungs- und Publikationsfreiheit sowie Bildung.
Damit sind sie zugleich die Basis für unsere ausgeprägte und
vielfältige Medien- und Literaturlandschaft in Deutschland.

Es ist eine gute und wichtige Geste, dass die diesjährige Frankfurter
Buchmesse die Menschenrechte zu einem zentralen Thema macht. Die
Frankfurter Buchmesse erinnert damit an die bedeutende Verabschiedung
der Charta der Menschenrechte durch die Vereinten Nationen vor 70
Jahren.

Als Kulturnation kämpfen wir um den Wert des Buches. Die
Digitalisierung führt dazu, dass das gedruckte Wort auf digitalen
Plattformen einfach, schnell und überall verfügbar ist. Am Wochenende
haben sich die EU Finanzminister für die steuerliche Gleichbehandlung
von Büchern und E-Books ausgesprochen. Die FDP hat dies stets
unterstützt.

Das Urheberrecht muss auch in Zukunft in der Lage sein, die Werke von
Autoren zu schützen und eine Refinanzierung von kreativer Arbeit zu
ermöglichen. Denn nur ein wirksames Urheberrecht garantiert unsere
lebendige und weltweit einmalige Publikationslandschaft. Daher sehen
wir das neue "Gesetz zum Urheberrecht in der Wissensgesellschaft",
das am 1. März 2018 in Kraft getreten ist und zunächst 5 Jahre lang
gilt, ausgesprochen kritisch. Gerade mit Blick auf wissenschaftliche
Spezialliteratur mit geringen Auflagen, aber hohen Produktionspreisen
oder besonders aufwendige hergestellte und damit hochwertige Bücher
ist unser vielfältiges Angebot durch die vorgesehenen Eingriffe
bedroht. Hier wäre beispielsweise der Aufbau einer zentralen
Online-Lizenzierungsplattform, die auch Formen von Micro-Licensing
ermöglicht, wesentlich besser geeignet, einen fairen Ausgleich
zwischen immateriellen Eigentumsrechten und Wissenschaftsfreiheit zu
schaffen. Das Gesetz gehört daher schnellstens auf den Prüfstand,
bevor dem existierenden Markt von rund 600 Bildungs- und
Wissenschaftsverlagen in Deutschland unwiederbringlicher Schaden
zugefügt wird."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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WIRTSCHAFT/2989: Schwache Wirtschaftsprognose ist Quittung für Untätigkeit der Großen Koalition


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Oktober 2018

HOUBEN: Schwache Wirtschaftsprognose ist Quittung für Untätigkeit
der Großen Koalition



Zur Konjunkturprognose der Bundesregierung erklärt der
wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard Houben:

"Die schwache Wachstumsprognose für die deutsche Wirtschaft ist die
Quittung für die Untätigkeit der Großen Koalition. Die weltweiten
Handelsstreitigkeiten und der Brexit bedeuten erhebliche
Konjunkturrisiken. Um diesen offensiv zu begegnen, muss die
Bundesregierung jetzt tätig werden. Während sich die Niederlande und
Frankreich intensiv auf den Brexit vorbereiten, ist die einzige
Aktivität von Union und SPD die Einbringung eines
Brexit-Steuerbegleitgesetzes. Das ist viel zu wenig. Daneben fordert
die Fraktion der Freien Demokraten eine Stärkung des Freihandels:
Deutschland muss eine Freihandelsoffensive der Europäischen Union
anstoßen und sich weltweit um Freihandelsabkommen bemühen. Außerdem
ist das Fachkräftezuwanderungskonzept der Bundesregierung
ambitionslos, die FDP-Fraktion fordert daher ein Punktesystem nach
kanadischem Vorbild."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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HAMBURG/4517: Ausbau der Steuerverwaltung ist überfällig, aber nicht genug (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. Oktober 2018

Ausbau der Steuerverwaltung ist überfällig, aber nicht genug



Der Senat will endlich die Steuerverwaltung ausbauen und dort mehr Ausbildungsplätze schaffen. "Wir begrüßen das ausdrücklich und freuen uns, dass damit unsere Forderung aus den letzten Haushaltsberatungen erfüllt wird - der damalige Finanzsenator Tschentscher hatte seinerzeit eine solche Aufstockung der Ausbildung noch als unmöglich dargestellt", erklärt dazu Norbert Hackbusch, haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Die Aufstockung ist dringend notwendig, denn gerade die Betriebsprüfung und die Steuerfahndung haben auch vom Rechnungshof attestierte Schwächen: Hamburg setzt weniger Steuerfahnder_innen ein als bundesweit vorgeschrieben."

Diese Unterbesetzung zeigte sich etwa im Konflikt um den Cum-Ex-Betrug der Warburg-Bank: Erst das Bundesfinanzministerium musste gegenüber der Hamburger Finanzbehörde durchsetzen, dass Anklage erhoben wird, bevor die Straftat verjährt. "Zusätzlich verlassen gegenwärtig so viele Finanzbeamt_innen wegen Verrentung und aus anderen Gründen den Dienst, dass die Stadt diese Verluste nicht ausgleichen kann", erinnert Hackbusch. "Daher: Dieser Schritt ist überfällig, aber immer noch nicht ausreichend!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 11. Oktober 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2352: Kita- und Ganztagsgebühren (Li)


Landtag intern 8/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Aus dem Plenum

Kita- und Ganztagsgebühren



20.9.2018 - Der Landtag hat sich mit den Elternbeiträgen in
Kindertagesstätten und Offenen Ganztagsschulen (OGS) befasst. Anlass
war eine Große Anfrage der SPD-Fraktion ("Kita- und OGS-Gebühren sowie
weitere finanzielle Belastungen der Familien in NRW", Drs. 17/2017).
Eltern würden in Nordrhein-Westfalen durch die Betreuungskosten
"finanziell stark belastet". Nach Abschaffung der landesweit
einheitlichen Kita-Gebühren sei eine "fatale Entwicklung" eingetreten:
"Heute sind Kita-Gebühren mehr vom Wohnort als vom Einkommen der
Eltern abhängig." Die Fraktion hatte u. a. nach der Situation in den
einzelnen Jugendamtsbezirken gefragt. Man habe daraufhin eine
onlinegestützte Befragung der 186 Jugend- sowie 396
Schulverwaltungsämter gestartet, teilte die Landesregierung in ihrer
380-seitigen Antwort (Drs. 17/3201) auf die Große Anfrage mit. 175
Jugendämter hätten sich beteiligt, ebenso 321 Städte und Gemeinden für
den OGS-Bereich. Wissenschaftlich begleitet wurde die Befragung von
der Universität Dortmund.

 * 

Quelle:

Landtag intern 8 - 49. Jahrgang, 25.09.2018, S. 5

Herausgeber: Der Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf

Postfach 10 11 43, 40002 Düsseldorf

Telefon (0211) 884-2472, -2442, -2304, -2309

E-Mail: email@landtag.nrw.de

Internet: www.landtag.nrw.de, www.landtagintern.de
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2351: Freier Eintritt in Museen (Li)


Landtag intern 8/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Aus dem Plenum

Freier Eintritt in Museen



19.9.2018 - Wer ein Museum besucht, das sich ganz oder mehrheitlich in
der Trägerschaft des Landes befindet, soll künftig keinen Eintritt
mehr bezahlen müssen. Dies fordert die SPD-Fraktion in ihrem Antrag
"Freie Eintritte in NRW-Museen" (Drs. 17/3593). Viele
Ausstellungsstücke seien mit öffentlichem Geld angekauft worden; die
Bürgerinnen und Bürger hätten daher "durch ihre Steuerleistungen
bereits einen Beitrag zum Erhalt des kulturellen Erbes erbracht". Der
freie Eintritt solle für Besucherinnen und Besucher "aller
Dauerausstellungen und Präsentationen der Sammlungen der
Einrichtungen" gelten. Für Kinder und Jugendliche bis 21 Jahre solle
bei sämtlichen Ausstellungen auf Eintritt verzichtet werden. Der
Antrag wurde zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Kultur und
Medien überweisen.
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RHEINLAND-PFALZ/4950: "Die Zeiten von Bespitzelung sollten endgültig vorbei sein" (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
10.10.2018

Brück: "Die Zeiten von Bespitzelung sollten endgültig vorbei
sein"



Medienberichten zufolge gibt es in Rheinland-Pfalz und mehreren
anderen Bundesländern Bestrebungen der AfD, nach dem Hamburger Vorbild
Beschwerdeportale gegen Lehrer einzurichten. Dazu erklärt Bettina
Brück, bildungspolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion:

"Die Zeiten von Bespitzelung und Denunziationen sollten endgültig
vorbei sein. Schüler, die ihre Lehrer bespitzeln - nicht Wenige
dürften sich dabei an den Geschichtsunterricht zurückerinnern. Ein
Lehrer-Pranger, wie in die AfD auch in Rheinland-Pfalz einrichten
will, ist geschichtsvergessen und zutiefst anti-demokratisch", sagt
Brück.

Brück weiter: "Bildungserfolg fußt auf dem Vertrauen zwischen
Lehrenden und Lernenden. Wenn die AfD Schülerinnen und Schüler zur
Bespitzelung ihrer Lehrkräfte aufruft, sät sie Misstrauen an unseren
Schulen. Wir wollen, dass Schülerinnen und Schüler zu mündigen
Demokratinnen und Demokraten heranwachsen, dabei werden sie
unterstützt durch kompetente Lehrerinnen und Lehrer. Dass die AfD
unterstellt, Lehrkräfte in Rheinland-Pfalz würden gegen das
Neutralitätsgebot verstoßen, hat mit der Realität an unseren Schulen
nichts zu tun. Das Gegenteil ist der Fall: Mit dem Lehrer-Pranger
zielt die AfD einzig und allein darauf ab, die kritische
Auseinandersetzung mit aktuellen politischen Entwicklungen und
Ideologien zu unterbinden. In jedem Fall sollte der "Lehrer-Pranger"
Eingang in den Schulunterricht finden: Als historischer Vergleich von
Freiheitsrechten und ihren Grenzen - gestern, heute und morgen."
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BILDUNG/1494: Kooperationsverbot - Digitalpakt und Grundgesetzänderung sind verbunden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Kooperationsverbot - Digitalpakt und Grundgesetzänderung sind verbunden



Oliver Kaczmarek, bildungs- und forschungspolitischer Sprecher:

Im Rahmen der parlamentarischen Beratung der von der Bundesregierung vorgelegten Änderungen des Grundgesetzes fand diese Woche die eine Anhörung statt. Die Ausführungen der Sachverständigen zur Grundgesetzänderung im Bildungsbereich unterstützen den vorgelegten Entwurf.

"Mit der Grundgesetzänderung sind konkrete politische Ziele im Bildungsbereich verknüpft. Dazu zählen an erster Stelle der Digitalpakt und die Offensive für den Ausbau von Ganztagsschulen. Wenn wir diese Ziele erreichen wollen, dann müssen wir die aktuelle Chance für mehr Kooperation von Bund und Ländern bei Bildungsinvestitionen nutzen.

Die Anhörung zeigt, dass wir auf dem richtigen Weg sind. Die Änderung des Grundgesetz-Artikels 104c soll nicht Länder-Investitionen kompensieren, sondern die finanzielle Beteiligung des Bundes an der Bildungsinfrastruktur ermöglichen. Dies gilt es bei der weiteren Beratung zu berücksichtigen.

Der Bildungsföderalismus soll erhalten bleiben. Die Einführung einer Gemeinschaftsaufgabe würde Zuständigkeiten unnötig vermischen und der Bundesrat hat diese Option bereits abgelehnt.

Die SPD wirbt für die Zustimmung zur Änderung des Grundgesetzes und zur Aufhebung des Kooperationsverbotes in der Bildung. Dies muss schnell geschehen, denn für den dringend benötigten Digitalpakt haben wir derzeit keine verfassungsrechtliche Grundlage."
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FINANZEN/1825: Familien werden entlastet


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Finanzen

Familien werden entlastet



Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher;

Wiebke Esdar, zuständige Berichterstatterin;

Michael Schrodi, zuständiger Berichterstatter:

Das Kindergeld wird zum 1. Juli 2019 um zehn Euro pro Kind und Monat erhöht. Der Kinderfreibetrag und Grundfreibetrag werden angehoben. Die Auswirkungen der "kalten Progression" werden zurückgegeben.

"Mit dem heute in den Bundestag eingebrachten und von Bundesfinanzminister Olaf Scholz vorbereiteten Familienentlastungsgesetz setzt die Große Koalition den Koalitionsvertrag ein zu eins um: Das Kindergeld wird zum 1. Juli 2019 um zehn Euro pro Kind und Monat erhöht. Der Kinderfreibetrag und der Grundfreibetrag werden angehoben. Die Auswirkungen der so genannten kalten Progression werden den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern zurückgegeben.

Mit den Maßnahmen des Familienentlastungsgesetzes stärken wir die verfügbaren Einkommen von Familien um insgesamt etwa zehn Milliarden Euro. Es geht darum, insbesondere Familien mit geringen und mittleren Einkommen eine bessere Situation zu verschaffen.

Die Kindergelderhöhung in zwei Teilschritten um insgesamt 25 Euro in dieser Wahlperiode ist ein zentrales Anliegen der Koalition: Eine weitere Kindergelderhöhung von 15 Euro pro Kind und Monat und eine zusätzliche Erhöhung des Kinderfreibetrags ist für 2021 fest vereinbart. Dazu wird es ein weiteres Gesetz geben.

Außerdem wird der Grundfreibetrag für Erwachsene erhöht. Wir stellen sicher, dass das Existenzminimum, also das, was jeder und jede zum Leben braucht, auch weiterhin steuerfrei bleibt.

Zusätzlich werden die heimlichen Steuermehreinnahmen aufgrund der sogenannten kalten Progression an die Steuerzahler zurückgegeben. Wir sorgen dafür, dass Lohnsteigerungen tatsächlich im Geldbeutel der Beschäftigten ankommen. Daher gleichen wir für 2019 und 2020 den Effekt der kalten Progression aus, indem wir die Eckwerte des Steuertarifs um den Wert der Inflationsrate von 2017 nach rechts verschieben.

Drei Beispiele: Eine Familie mit zwei Kindern und einem 'Familieneinkommen' von 40.000 Euro würde durch das Gesetz im Jahr 2019 um 212 Euro und 2020 um 454 Euro besser gestellt. Eine Familie mit zwei Kindern und einem 'Familieneinkommen' von 60.000 Euro würde durch das Gesetz im Jahr 2019 um 251 Euro (über neun Prozent) und 2020 um 530 Euro (über 20 Prozent) besser gestellt. Eine Familie mit zwei Kindern und einem 'Familieneinkommen' von 80.000 Euro würde durch das Gesetz im Jahr 2019 um 289 Euro (über drei Prozent) und 2020 um 613 Euro (über sieben Prozent) besser gestellt."
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INNEN/3036: Der Bund als verlässlicher Partner der Kommunen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Der Bund als verlässlicher Partner der Kommunen



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Das Bundekabinett hat heute den Entwurf eines Gesetzes zur fortgesetzten Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten der Länder und Kommunen und zur Regelung der Folgen der Abfinanzierung des Fonds "Deutsche Einheit" beschlossen.

"Der Bund steht zu seinen Verpflichtungen. Die Integrationspauschale bleibt in vollem Umfang erhalten. Im Rahmen der Umsatzsteuerverteilung stellt der Bund den Ländern zu ihrer Entlastung eine jährliche Integrationspauschale zur Verfügung. Diese belief sich in den Jahren 2016 bis 2018 auf jeweils zwei Milliarden Euro. Sie wird für 2019 durch eine einmalige Zuweisung um 435 Millionen Euro für flüchtlingsbezogene Bedarfe im Bereich der Kinderbetreuung auf fast 2,5 Milliarden Euro aufgestockt. Für die SPD-Bundestagsfraktion ist klar, dass die Länder in der Pflicht stehen und die Zuweisungen 'ohne klebrigen Hände' an die Bundesländer weiterleiten.

Des Weiteren sichert der Bund zu, dass die vollständige Entlastung der Kommunen von den Kosten der Unterkunft und Heizung für anerkannte Asyl- und Schutzberechtigte um eine Jahr fortgeführt wird. Dadurch stehen den Kommunen für das Jahr 2019 insgesamt 1,8 Milliarden Euro mehr zur Verfügung.

Der Beitrag der Länder zur Abfinanzierung des Fonds Deutsche Einheit (FDE) wird aufgrund der günstigen Zinsentwicklung bereits zum Ende des Jahres 2018 entfallen.

Damit entfällt ab dem Jahr 2019 auch die sachliche Grundlage für den Teil der Gewerbesteuereinnahme, über den die westdeutschen Gemeinden an den FDE-Finanzierungskosten ihrer Länder beteiligt sind. Die Größenordnung beläuft sich auf über 500 Millionen Euro.

Die Kommunen stehen vor einer Reihe von Herausforderungen und haben mit dem Bund einen verlässlichen Partner. Die Fortsetzung der Integrationspauschale, die Übernahme der Kosten der Unterkunft für Asylbewerber sowie der Entlastung bei der Gewerbesteuerumlage stärkt die Kommunen in ihrer Planungssicherheit und eröffnet ihnen einen Gestaltungsrahmen für eine verlässliche Daseinsvorsorge. Diese Entwicklung wird von uns ausdrücklich begrüßt und unterstützt. Sie ist die Anwältin der Kommunen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





INNEN/3035: Athletenförderung im Mittelpunkt der Leistungssportreform


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Sport

Athletenförderung im Mittelpunkt der Leistungssportreform



Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher:

In der gestrigen Sitzung des Sportausschusses hat sich die SPD-Bundestagsfraktion in der Stellungnahme zum Haushalt 2019 für eine weitere Stärkung der Athleten ausgesprochen.

"Vor fast einem Jahr haben die Athletenvertreterinnen und -vertreter des deutschen Leistungssports die Initiative Athleten Deutschland gegründet. Die SPD-Bundestagsfraktion hat die Bemühungen von Anfang an unterstützend begleitet. Daher haben wir uns gestern mit unserem Koalitionspartner im Sportausschuss auf eine Unterstützung für ihre eigenständige und unabhängige Athletenvertretung für 2019 in Höhe von 450.000 Euro verständigt.

Ein weiteres positives Signal haben wir an die olympischen und paralympischen Spitzensportlerinnen und -sportler gesendet. Neben einer unabhängigen Vertretung möchten wir ihnen in Zusammenarbeit mit der Stiftung Deutsche Sporthilfe eine direkte Unterstützung in Höhe von sieben Millionen Euro anbieten. Zu häufig können die Sportlerinnen und Sportler ihren Lebensunterhalt ohne Zuwendungen nicht bestreiten, umso wichtiger ist es, dass sie an ihrer Seite einen verlässlichen Partner haben, der ihnen eine unmittelbare Förderung ermöglicht."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





SOZIALES/2729: Internationaler Mädchentag - Selbstbestimmung und Rechte von Mädchen weltweit stärken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Internationaler Mädchentag - Selbstbestimmung und Rechte von Mädchen weltweit stärken



Gabriela Heinrich, stellvertretende menschenrechtspolitische Sprecherin:

Mädchen werden weltweit in erschreckendem Ausmaß daran gehindert, zu lernen, für sich selbst zu entscheiden, Chancen wahrzunehmen und sich zu entfalten. Mit dem Internationalen Mädchentag am 11. Oktober wollen die Vereinten Nationen mehr Aufmerksamkeit für die mangelnde Durchsetzung der Menschenrechte von Mädchen schaffen.

"Die Vereinten Nationen veröffentlichen immer wieder unvorstellbare Zahlen, wie sehr Mädchen ausgegrenzt, diskriminiert sowie ihrer Selbstbestimmung und ihrer Chancen beraubt werden. 130 Millionen Mädchen gehen in keine Grundschule, 750 Millionen Mädchen wurden vor ihrem 18. Geburtstag verheiratet, die Haupttodesursache bei Mädchen zwischen 15 und 19 Jahren sind Komplikationen während der Schwangerschaft und Geburt.

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die weltweite Durchsetzung gleicher Rechte und gleicher Chancen für Mädchen und Jungen. Investitionen der deutschen Politik in einem Land oder einer Region sind dann besonders wirksam, wenn sie Chancen und Rechte der Mädchen konsequent verfolgen. Wenn sich Mädchen in einem Land oder einer Region frei entfalten können, verbessert das nicht nur ihre eigene Situation, sondern auch die ihres Umfelds, ihrer Region und ihres Landes."
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UMWELT/1168: Umweltministerium legt ambitioniertes Insektenschutzprogramm vor


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Umweltministerium legt ambitioniertes Insektenschutzprogramm vor



Carsten Träger, umweltpolitischer Sprecher:

Mit dem 'Aktionsprogramm Insektenschutz' hat das Bundesumweltministerium detaillierte Maßnahmen vorgestellt, die online diskutiert werden können. Durch die breite Beteiligung der Öffentlichkeit und der Experten sollen die Vorschläge verbessert und ergänzt werden. Im Sommer 2019 soll das Bundeskabinett das Aktionsprogramm beschließen.

"Das 'Aktionsprogramm Insektenschutz' ist ein weiterer Schritt zur schnellen Umsetzung des Koalitionsvertrages. Es bleibt zu hoffen, dass die ambitionierten und zwingend notwendigen Maßnahmen bei der Ressortabstimmung nicht von der Landwirtschaftsseite abgeschwächt werden.

Das 'Aktionsprogramm Insektenschutz' schlägt eine Reihe von Maßnahmen vor, um den Insektenrückgang zu stoppen bzw. umzukehren. Insekten spielen im Naturhaushalt eine wichtige Rolle: Sie sind Pflanzenbestäuber, dienen als Nahrungsgrundlage für Vögel und Fledermäuse, sorgen für den Abbau organischer Masse und erhalten die Bodenfruchtbarkeit.

Damit sich die Insektenbestände an Land und in Gewässern erholen können wird vorgeschlagen, die Landbewirtschaftung umweltfreundlicher zu gestalten. Die Verhandlungen zur gemeinsamen Agrarpolitik sollen daher verstärkt den Fokus zum Beispiel auf die Erhaltung artenreicher Grünlandtypen, die Entwicklung einer kleinteilig strukturierten Agrarlandschaft oder die Wiederherstellung von blühreichen Ackerrandstreifen legen. Darüber hinaus soll die Anwendung von Pestiziden eingeschränkt und bei der Zulassung die Auswirkungen auf das Ökosystem untersucht werden.

Die Forschung soll intensiviert, das Insektenmonitoring methodisch weiterentwickelt und bundesweit koordiniert sowie insbesondere die ehrenamtlichen Artenkenner organisatorisch unterstützt werden.

Darüber hinaus sollen ab 2020 50 Millionen Euro für den Insektenschutz im Sonderrahmenplan Agrarstruktur und Küstenschutz sowie zusätzliche Mittel in den Bundesprogrammen 'Biologische Vielfalt', 'ökologischer Landbau' und 'Blaues Band' bereitgestellt werden."
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WIRTSCHAFT/2815: Sechs Jahre Wirtschaftswachstum - weiter gute Prognose trotz leichter Abschwächung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Sechs Jahre Wirtschaftswachstum - weiter gute Prognose trotz leichter Abschwächung



Bernd Westphal, wirtschafts- und energiepolitischer Sprecher:

Seit sechs Jahren befindet sich Deutschland im wirtschaftlichen Aufschwung. Die Bundesregierung geht in ihrer Herbstprojektion von einer Zunahme der Wirtschaftsleistung um 1,8 Prozent aus, obwohl die Projektion im Vergleich zum Vorjahr leicht abgeschwächt werden musste.

"Während die Binnenkonjunktur und vor allem die Baubranche starke Wachstumsimpulse setzen, leidet das Exportgeschäft. Auch die Automobilhersteller hatten Probleme bei der Umstellung auf ein neues Prüfverfahren, mit der Folge, dass weniger Pkw für den Export zugelassen werden konnten. Zusätzlich hatte sich die Weltwirtschaft insgesamt zuletzt weniger dynamisch gezeigt.

Positiv entwickeln sich die öffentlichen Haushalte. Der Staat erzielt in diesem Jahr einen Rekordüberschuss in Höhe von 53 Milliarden Euro. Wir werden uns auch weiterhin dafür stark machen, das Geld in eine bessere Infrastruktur, in Kitas und Bildungseinrichtungen sowie in schnelles Internet zu investieren. Damit alle etwas davon haben und der Aufschwung bei jedem ankommt.

Genauso müssen aber auch die Rahmenbedingungen für Unternehmen wieder verlässlicher werden. Eine Vereinbarung der EU mit den USA in Handelsfragen ist notwendig, Strafzölle müssen zurückgenommen werden. Wir brauchen weitere Handelsabkommen mit wachstumsstarken Märkten, bei denen wir neben fairen Regeln für den freien Handel auch die Einhaltung von Sozialstandards regeln. Außerdem brauchen wir Klarheit über die Bedingungen und Umstände des Brexits.

Nicht zuletzt muss die Fachkräftelücke, die in einigen Branchen bereits Bremswirkungen verursacht, endlich durch ein modernes Einwanderungsgesetz geschlossen werden. Insbesondere da sich der demographische Wandel zunehmend negativ auf dem Arbeitsmarkt bemerkbar machen wird.Die SPD steht für ein verstetigtes Wachstum, das die Lebensqualität aller in unserem Land verbessert."
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GEWERKSCHAFT/271: Bildungsgewerkschaft legt 10-Punkte-Programm gegen Lehrkräftemangel vor (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 11. Oktober 2018

GEW legt 10-Punkte-Programm gegen Lehrkräftemangel vor

Bildungsgewerkschaft zur Lehrkräftebedarfsprognose der KMK: 

"Mehr Realismus eingezogen - Fehlsteuerung muss endlich korrigiert werden"



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat ein
10-Punkte-Programm gegen den dramatischen Lehrkräftemangel vorgelegt. Dass
Sofortmaßnahmen dringend notwendig sind, belege nun offenbar auch die lange
erwartete Lehrkräftebedarfsprognose der Kultusministerkonferenz (KMK). "In
diesem Schuljahr fehlen mehrere tausend Lehrkräfte, zudem sind tausende
Stellen mit Quer- und Seiteneinsteigern besetzt. Bei der KMK ist
offensichtlich endlich mehr Realismus eingezogen. Nun müssen den Worten
Taten folgen. Denn wenn nicht die Notbremse gezogen wird, steuert
Deutschland auf einen Bildungsnotstand zu", sagte GEW-Vorsitzende Marlis
Tepe mit Blick auf die KMK-Prognose zur Entwicklung des Lehrkräftebedarfs
bis 2030 am Donnerstag in Frankfurt a.M. Sie mahnte an, die jahrelange
Fehlsteuerung in der Lehrkräfte-Ausbildung zu korrigieren. Während zu viele
Gymnasiallehrkräfte ausgebildet worden seien, gebe es an Grund-, Berufs-,
Förder- und Sonderschulen sowie insbesondere in den östlichen Bundesländern
einen gravierenden Lehrkräftemangel. "Zudem müssen sich alle Bundesländer
endlich dazu durchringen, Lehrkräfte an Grundschulen genauso zu bezahlen
wie an Gymnasien. Sonst wird die Fehlentwicklung auch in den nächsten
Jahren fortgeschrieben", unterstrich Tepe. "Das ginge zu Lasten der
Lehrkräfte und eines guten Unterrichts - und träfe damit die Schülerinnen
und Schüler."

Das 10-Punkte-Programm der GEW zeige kurz-, mittel- und langfristige
Lösungsansätze auf, um mehr Lehrkräfte zu gewinnen, betonte die
Vorsitzende: "Die GEW hält die Einstellung von Quer- und Seiteneinsteigern
für dringend notwendig. Ohne diese Maßnahme sind die großen Lücken in den
Klassenzimmern einfach nicht zu schließen. Entscheidend ist, dass diese
Kolleginnen und Kollegen bestmöglich (nach)qualifiziert werden, da sie in
der Regel keine pädagogischen Kompetenzen mitbringen", so Tepe. "Der Beruf
muss attraktiver werden, damit sich wieder mehr junge Menschen entscheiden,
Lehrer oder Lehrerin zu werden. Dafür brauchen wir dringend bessere
Arbeitsbedingungen an den Schulen. Dazu gehören Entlastungen vor allem aber
eine Bezahlung aller voll ausgebildeten Lehrkräfte nach A13 (Beamtinnen und
Beamte) und E13 (Angestellte). Das ist insbesondere für Lehrkräfte an
Grundschulen - hier ist der Mangel am gravierendsten - wichtig: Sie werden
in fast allen Bundesländern schlechter bezahlt als Lehrkräfte an anderen
Schulformen." Tepe stellte klar, dass die Länder gefordert seien, die
Ausbildungskapazitäten an den Hochschulen und im Vorbereitungsdienst zügig
zu erhöhen - und zwar deutlich. Sie machte KMK und Ländern das Angebot,
gemeinsam Wege aus der Misere zu entwickeln und umzusetzen. "Wir sind
gesprächsbereit und unterstützen die Länder in dieser Notlage. Die
Belastungen durch die Mangelsituation dürfen nicht länger auf dem Rücken
der Lehrerinnen und Lehrer ausgetragen werden", hob Tepe hervor.

Sie machte aber auch noch einmal deutlich, dass die aktuelle dramatische
Situation im Wesentlichen hausgemacht sei. "Die Länder haben es in den
vergangenen Jahren versäumt, ausreichend Lehrkräfte auszubilden, obwohl die
Pensionierungszahlen und die steigende Geburtenrate teils lange bekannt
sind", unterstrich Tepe.


Info: Das 10-Punkte-Programm der GEW zur Bekämpfung des
Lehrkräftemangels finden Sie auf der GEW-Website unter: 

http://www.gew.de/10-Punkte-Lehrkraeftemangel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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HOCHSCHULE/2240: Jeder vierte Studierende leidet unter starkem Stress (idw)


Deutsches Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung - 10.10.2018

Jeder vierte Studierende leidet unter starkem Stress



Neuer Lebensabschnitt, Prüfungsdruck, Zukunftsangst: Jeder vierte
Studierende klagt über ein hohes Stresserleben (25,3 Prozent) und
Erschöpfung (24,4 Prozent) - mögliche Vorboten eines Burnouts.
Insbesondere weibliche Studierende fühlen sich psychisch belastet: So gibt
jede fünfte Studentin (21,2 Prozent) an, unter den Symptomen einer
sogenannten generalisierten Angststörung zu leiden und jede sechste
Studentin hat Anzeichen eines depressiven Syndroms (16,9 Prozent).

Hannover, Berlin, Hamburg den 10.10.2018: Dies sind Ergebnisse einer
Studie zur Gesundheit Studierender, die in Kooperation des Deutschen
Zentrums für Hochschul- und Wissenschaftsforschung (DZHW) mit der Freien
Universität Berlin und der Techniker Krankenkasse (TK) entstand. Für die
Studie wurden bundesweit über 6.000 Studentinnen und Studenten befragt.

Leistungsdruck und Zukunftsangst

"Die Gründe, warum so viele Studierende psychische Probleme haben, sind
vielfältig. Zum einen beginnt mit dem Studium ein neuer Lebensabschnitt:
Studienplanung, Prüfungsordnung, eventuell eine neue Stadt - alles ist
neu. Häufig fühlen sich die jungen Studierenden dadurch orientierungslos
und überfordert", so PD Dr. Dr. Burkhard Gusy, einer der beiden
Studienleiter, und Leiter des Arbeitsbereichs Public Health, Prävention
und psychosoziale Gesundheitsforschung an der Freien Universität Berlin.
"Hinzu kommen Prüfungsdruck, Zweifel und Zukunftsangst. Viele Studierende
stehen nach dem Studium auch mit hohen BAföG-Schulden da. Da lastet ein
enormer Druck auf den jungen Hochschulabsolventen - teilweise auch durch
die hohen Ansprüche an sich selbst. Das kann Ängste und schlimmstenfalls
auch eine Depression hervorrufen", betont der Wissenschaftler.

Kummer cum laude

Die Ergebnisse der Studie decken sich in vielen Bereichen mit denen der
ersten Befragung der TK zur Gesundheit von Studierenden - dem
TK-Campus-Kompass - aus dem Jahr 2015. Schon damals waren das hohe
Stresserleben und die psychische Belastung für die Studierenden ein
dominierendes Thema. Somit ist der Bedarf an gesundheitsfördernden
Maßnahmen an den Hochschulen nach wie vor hochaktuell. Dr. Jens Baas,
Vorstandsvorsitzender der TK: "Wir setzen uns bereits seit mehr als 15
Jahren für die Gesundheit an Hochschulen ein. Dabei gehen wir bundesweit
gezielt vor Ort an die Hochschulen und ermitteln dort den spezifischen
Bedarf. Das beschränkt sich nicht allein auf Sport- und
Entspannungsangebote. Es geht vielmehr darum, gesundheitsförderliche
Strukturen zu entwickeln, die langfristig Stress und Belastung reduzieren
und für ein positives Lern- und Forschungsklima sorgen. Das können zum
Beispiel die Entzerrung von Prüfungsphasen sein oder die Einrichtung von
Ruheräumen."

Belastung unterscheidet sich nach Fächergruppen

Dabei sind das Stresserleben und die psychische Belastung in den einzelnen
Fächergruppen sehr unterschiedlich. Vor allem die Studierenden in den
Sprach- und Kulturwissenschaften geben an, von Angststörungen (22,5
Prozent) und Depressionen (18,3 Prozent) betroffen zu sein. Dicht gefolgt
von den Studierenden in der Fächergruppe
Sozialwissenschaften/Psychologie/Pädagogik (18,4 Prozent Angststörungen
bzw. 18,0 Prozent Depressionen). Mental am besten geht es den Studierenden
aus den Bereichen Medizin und Gesundheitswissenschaften (14,8 Prozent
Angststörungen und 10,6 Prozent Depressionen). "Inwiefern die Ursachen für
diese Ergebnisse tatsächlich in den Fächern selbst begründet liegen, muss
in künftigen Studien näher erforscht werden", erläutert Prof. Dr. Sandra
Buchholz, Leiterin der Abteilung Bildungsverläufe und Beschäftigung am
DZHW. "Möglicherweise bestehen die Unterschiede im Stresserleben und in
den psychischen Belastungen von Studierenden bereits vor Studienbeginn.
Fächerunterschiede könnten auch darauf zurückzuführen sein, dass sich die
Zusammensetzung von Studierenden, beispielsweise mit Blick auf die Anteile
von Frauen und Männern, zwischen den Fächern unterscheidet", so Buchholz
weiter.

Gesundheitsförderung an Hochschulen: Ein nachhaltiger Ansatz

TK-Chef Baas: "Ein weiterer wichtiger Effekt der Gesundheitsförderung ist
die Nachhaltigkeit. Die Studierenden von heute sind die Mitarbeiter und
Führungskräfte von morgen. Das, was sie an Gesundheits-Know-how an der
Uni lernen und erleben, transportieren sie nach dem Abschluss mit in die
Arbeitswelt. So entsteht in der Gesellschaft ein
Gesundheits-Selbstverständnis, von dem wir alle profitieren."


Zum Hintergrund

Für die Studie "Gesundheit Studierender in Deutschland" wurden im
Befragungszeitraum vom Juni bis August 2017 6.198 Studierende online über
das HISBUS-Studierendenpanel des DZHW zu ihrer Gesundheit und ihrem
Gesundheitsverhalten befragt. Die Auswertung differenzierte in den
einzelnen Themenbereichen nach Geschlecht, Fächergruppen, Hochschultyp
sowie Studienjahren.


Originalpublikation:

https://www.dzhw.eu/pdf/21/gesundheit_studierender_in_deutschland_2017.pdf

Weitere Informationen unter:
https://www.dzhw.eu/services/meldungen/detail?pm_id=1537

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1821

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HOCHSCHULE/2239: Erfolgreiches Lernen mit der digitalen Datenbank "Digital Learning Map" (idw)


Leibniz-Institut für Wissensmedien - 09.10.2018

Erfolgreiches Lernen mit "Digital Learning Map" - der digitalen Datenbank
für die Hochschullehre



Digitale Medien sind an vielen Hochschulen mittlerweile wichtiger Bestand
des Lernalltags. Ihr Einsatz ist vielfältig und reicht vom interaktiven
Quiz, um den eigenen Lernfortschritt zu überprüfen, über den virtuellen
Klassenraum zum gemeinsamen Austausch bis hin zu Vorlesungsaufzeichnungen
im Netz. Diese und weitere Einsatzmöglichkeiten von digitalen Medien in
der Hochschulbildung präsentiert ab sofort die Digital Learning Map, die
auf dem Portal e-teaching.org des Leibniz-Institut für Wissensmedien (IWM)
abrufbar ist.

Tübingen, 10. Oktober 2018. An der Universität in Kiel verfassen
Lehramtsstudierende des Faches Geschichte Blogeinträge; die Fachhochschule
Bonn-Rhein-Sieg arbeitet mit einem über das Internet bedienbaren Labor und
die Universität Regensburg bietet Online-Kurse zum wissenschaftlichen
Arbeiten an - Ein paar Klicks auf der interaktiven Deutschlandkarte und
die Digital Learning Map stellt Praxisbeispiele aus ganz Deutschland dar,
wie Medien didaktisch passend eingesetzt werden. So können sich Lehrende
an Hochschulen Anregungen für neue Lernsettings mit digitalen Medien holen
und voneinander lernen.

Oft fehlt Lehrenden ein Netzwerk, in dem sie Ratschläge für solche
Lernsettings finden können. Überzeugungskraft haben Erfahrungen von
Kolleginnen und Kollegen, die konkrete Tipps geben, was das Lernen
unterstützt und was bei Studierenden gut ankommt. Daher haben
Forscherinnen und Forscher des IWM in Kooperation mit dem Hochschulforum
Digitalisierung in einem vom BMBF-geförderten Projekt die Datenbank
"Digital Learning Map" entwickelt. Seit September ist die Datenbank nun
auf dem Informationsportal e-teaching.org online und zeigt das gesammelte
Praxiswissen von Hochschulen und Lehrinstitutionen. Dazu beschreibt jedes
Bespiel, welche Medieneigenschaften nützlich für den Lernprozess sind und
welche Problemstellungen der Lehre, wie beispielsweise Komplexität des
Lehrinhaltes oder geringe Lernmotivation, dadurch gelöst werden.

"Obwohl sich Lerninhalte und Technologien unterscheiden, sind die
Herausforderungen, die sich Lehrenden beim Einsatz digitaler Medien in der
Lehre stellen, oft ähnlich."

Auf den ersten Blick mag die Übertragbarkeit eines Beispiels der Karte in
den eigenen, spezifischen Lehrkontext unrealistisch erscheinen.
Schließlich zeigen sich unterschiedliche Herausforderungen: In einem Fall
haben die Studierenden beispielsweise keine Lust, gemeinsam ein Wiki zu
den Stilmitteln mittelalterlicher Literatur zu schreiben. In einem anderen
Fall werden hingegen die bereitgestellten Videos zur Vertiefung eines
statistischen Verfahrens nicht wie gewünscht genutzt. "Auf den zweiten
Blick zeigt sich jedoch, dass es jeweils um die Motivation der
Studierenden geht und die Frage, welche Relevanz Inhalt und Methode für
die Studierenden haben", sagt Prof. Dr. Johannes Moskaliuk, Leiter des
Projektes LearnMap. "Obwohl sich Lerninhalte und Technologien
unterscheiden, sind die Herausforderungen, die sich Lehrenden beim Einsatz
digitaler Medien in der Lehre stellen, oft ähnlich." Eine Lösung, die für
das Mittelalter-Wiki funktioniert, kann somit vielleicht auch auf die
Statistik-Videos übertragen werden. Die Digital Learning Map versucht
durch die Strukturierung der Praxisbeispiele anhand von "Herausforderungen
in der Lehre" und "lernrelevanten Medieneigenschaften" diesen Transfer zu
erleichtern.

Durch die Digital Learning Map wird ein Wissensaustausch über Hochschul-
und Fachgrenzen hinweg angeregt. Hochschullehrende können die Datenbank
nutzen, um sich von neuen Ideen inspirieren zu lassen, die Praxisbeispiele
zu kommentieren und Kontakt zu den Ansprechpersonen aufzunehmen. Aber auch
Service-Einrichtungen können die Karte in ihrer Beratungstätigkeit nutzen.
Außerdem soll sich die Datenbank ständig weiterentwickeln:
Hochschullehrende können ihre eigenen praxiserprobten Beispiele für
Hochschullehre mit digitalen Medien in die Datenbank eintragen lassen.


Zur Datenbank:

https://www.e-teaching.org/community/digital-learning-map

Informationen zum Forschungsprojekt:

https://www.e-teaching.org/praxis/digital-learning-map-2020.


Das Portal "e-teaching.org"

www.e-teaching.org ist ein im Jahr 2003 gegründetes Informationsportal für
Hochschulbildung mit digitalen Medien. Es bietet Lehrenden und
E-Learning-Interessierten niedrigschwellige und anwendungsorientierte
Informationen zu didaktischen, technischen und organisatorischen Aspekten
von E-Teaching. Träger von e-teaching.org ist die Stiftung Medien in der
Bildung - Leibniz-Institut für Wissensmedien (IWM). Seit 2014 wird
e-teaching.org durch Haushaltsmittel des IWM finanziert. Im Rahmen des
Forschungs- und Entwicklungsprojekts "eteaching.org im Kontext sozialer
Netzwerke" besteht zudem eine laufende Förderung durch die Länder
Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen.

Das Leibniz-Institut für Wissensmedien

Das Leibniz-Institut für Wissensmedien (IWM) in Tübingen erforscht, wie
digitale Technologien eingesetzt werden können, um Wissensprozesse zu
verbessern. Die psychologische Grundlagenforschung der rund 110
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ist auf Praxisfelder wie Schule
und Hochschule, auf Wissensarbeit mit digitalen Medien, wissensbezogene
Internetnutzung und Wissensvermittlung in Museen ausgerichtet. 2009
gründete das IWM gemeinsam mit der Universität Tübingen Deutschlands
ersten Leibniz-WissenschaftsCampus. Seit 2017 wird dieser
Forschungsverbund unter dem Titel "Kognitive Schnittstellen"
weitergeführt; seit 2018 ist die Universität Stuttgart mit Projekten
assoziiert.

Die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im Wissenstransfer, vor allem
mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und informiert Politik,
Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit. Leibniz-Einrichtungen pflegen
enge Kooperationen mit den Hochschulen u. a. in Form der
Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen Partnern im In-
und Ausland.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1393

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Wissensmedien, 09.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HUNGER/371: Welthunger-Index 2018 - Erfolge bei der Hungerbekämpfung gefährdet (Welthungerhilfe)


Deutsche Welthungerhilfe e.V. - Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Welthunger-Index 2018:

Erfolge bei der Hungerbekämpfung gefährdet

Deutsche Bevölkerung will stärkeres Engagement



Bonn/Berlin, 11. Oktober 2018. Weltweit wurden bei der Bekämpfung des
Hungers seit der Jahrtausendwende große Fortschritte erzielt. Dies zeigt
der neue Welthunger-Index, der die Ernährungslage in 119 Ländern berechnet.
Die IndexWerte zur Hungersituation sind weltweit seit dem Jahr 2000 um 28%
gefallen und auch die Kindersterblichkeit hat sich im gleichen Zeitraum
halbiert. Die jüngst gestiegene Zahl der Hungernden von 821 Millionen
Menschen zeigt jedoch, dass der Trend aktuell in die falsche Richtung geht.
Wenn das Tempo bei der Bekämpfung des Hungers gleichbleibt, wird es 50
Ländern nicht gelingen den Hunger bis 2030 abzuschaffen. Deshalb müssen die
Anstrengungen im Kampf gegen den Hunger verstärkt werden - auch in
Deutschland.

"Die Welthungerhilfe hat eine aktuelle Umfrage von Infratest dimap
durchführen lassen. Sie zeigt eindeutig, dass 90% der Bundesbürger die
Bekämpfung des Hungers wichtig oder sehr wichtig ist. 84% halten es zudem
für wichtig oder sehr wichtig, dass Entwicklungshilfe geleistet wird. Bei
den Wählerinnen und Wählern der Großen Koalition sind es über 90%. Das ist
ein klarer politischer Auftrag. Kriegerische Auseinandersetzungen,
Konflikte und die Folgen des Klimawandels führen zu Flucht, Vertreibung und
Hunger. Wir brauchen dauerhafte politische Lösungen für die weltweiten
Konflikte, um den Hunger endgültig zu besiegen", betont Bärbel Dieckmann,
Präsidentin der Welthungerhilfe.

Der Bericht 2018 zeigt auf, dass Hunger sowohl Ursache als auch Folge von
Flucht und Vertreibung ist. In Ländern mit bewaffneten Konflikten ist der
Hunger doppelt so hoch wie im Rest der Welt. Mehr als 68 Millionen Menschen
sind weltweit auf der Flucht, so viele wie nie zuvor. "Die Mehrzahl der
Flüchtlinge bleibt in ihrer Heimatregion und braucht dort auch
Unterstützung. Diese selbst oft armen Aufnahmeländer benötigen mehr Hilfe.
Für die Geflüchteten ist nicht nur die Grundversorgung wichtig, sondern
auch die Möglichkeit, dass sie Zugang zu Beschäftigung und Bildung
bekommen. Humanitäre Hilfe allein reicht nicht aus", sagt Bärbel Dieckmann.

Angola, Ruanda, Äthiopien und Myanmar gehören 2018 zu den Vorreitern mit
einer Verbesserung des WHI-Wertes um mehr als 45 Prozent. Dagegen gibt es
in 16 Ländern mit einer ernsten Ernährungslage keine Verbesserungen oder
sogar Rückschritte. Die höchsten Hungerwerte gibt es weiterhin in Afrika
südlich der Sahara und die Zentralafrikanische Republik bleibt
Schlusslicht.

Das misst der Welthunger-Index


	Anteil der Unterernährten an der Bevölkerung

	Anteil der Kinder unter 5 Jahren, die ausgezehrt sind

	Anteil der Kinder unter 5 Jahren, deren Wachstum verzögert ist

	Anteil der Kinder, die vor ihrem 5. Geburtstag sterben



Für mehr Informationen:

www.welthunger-index


Die Welthungerhilfe ist eine der größten privaten Hilfsorganisationen
in Deutschland; politisch und konfessionell unabhängig. Sie kämpft für
"Zero Hunger bis 2030". Seit ihrer Gründung wurden mehr als 8.900
Auslandsprojekte in 70 Ländern mit 3,53 Milliarden Euro gefördert. Die
Welthungerhilfe arbeitet nach dem Grundprinzip der Hilfe zur Selbsthilfe:
von der schnellen Katastrophenhilfe über den Wiederaufbau bis zu
langfristigen Projekten der Entwicklungszusammenarbeit mit
nationalen und internationalen Partnerorganisationen.

 * 

Quelle:

Deutsche Welthungerhilfe e.V.

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Friedrich-Ebert-Str. 1, 53173 Bonn

Telefon: +49 (0) 228-2288 0, Fax: +49 (0) 228-2288 333

E-Mail: info@welthungerhilfe.de

Internet: www.welthungerhilfe.de
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KRIEG/1714: NATO - Manöverstatus aggressiv ... (SB)




Diese neue Übung geht weit über das hinaus, was aus
Prestigegründen nützlich sein könnte. 30 Prozent der aktiven
Streitkräfte Russlands sind an den Manövern beteiligt. Das muss sehr
kostspielig sein, und Russlands Verteidigungsetat ist ohnehin
angespannt. Das ergibt nur Sinn, wenn ein umfassender Krieg als
hochwahrscheinlicher Ernstfall betrachtet wird.

François Heisbourg (International Institute for Strategic Studies) [1]

Seit der Auflösung der Sowjetunion im Jahr 1991 treiben die westlichen
Mächte ihre militärischen Interventionen in einer Kette fortgesetzter
Kriege von Jugoslawien über den Irak, Libyen und Syrien bis nach
Afghanistan voran. Die US-Regierung hat im Januar eine neue Nationale
Sicherheitsstrategie veröffentlicht, in der sie auf den "Krieg gegen
den Terrorismus" als Vorwand verzichtet und Rußland und China direkt
als Gegner benennt. Verteidigungsminister James Mattis erklärte bei
der Vorstellung des Dokuments, der zentrale Fokus der nationalen
Sicherheit der USA sei künftig die Konkurrenz zwischen den
Großmächten. Er bezeichnete Rußland und China als "revisionistische
Mächte", welche die von den USA geführte Weltordnung bedrohten.

In Reaktion auf die neue Nationale Sicherheitsstrategie der USA sowie
auf deren Ausweitung ihrer weltweiten militärischen Aktivitäten
führten Moskau und Peking Großmanöver durch, die ausdrücklich als
Signal an Washington und die NATO ausgewiesen wurden. Die dauerhafte
Truppenstationierung an der russischen Westgrenze und die Haltung der
USA und der NATO im Südchinesischen Meer und in der Meerenge von
Taiwan würden als Bedrohung wahrgenommen. In russischen Staatsmedien
war davon die Rede, daß zur Vorbereitung auf einen möglichen globalen
Atomkrieg gemeinsame Raketenabwehrübungen geplant seien, da von jedem
nuklearen Schlagabtausch, in den die eine Macht verwickelt werde, auch
die andere betroffen sei.

Anfang September führte die russische Marine den größten Einsatz im
Mittelmeer seit Jahrzehnten durch. An den Übungen der Marine und
Luftwaffe waren 25 Schiffe und 30 Flugzeuge, darunter auch
atomwaffentaugliche Bomber vom Typ Tu-160, beteiligt. Am 11. September
begann dann das größte Militärmanöver seit dem Zweiten Weltkrieg. An
der Übung "Wostok 18" im ostrussischen Transbaikal-Gebiet nahmen
300.000 russische Soldaten, 1.000 Flugzeuge und 36.000 Fahrzeuge teil,
dazu 3.200 Soldaten, 30 Flugzeuge und 900 Fahrzeuge aus China sowie
mongolische Truppen.

Die NATO hatte bereits im Juni zwei Großmanöver mit dem Ziel
durchgeführt, ihre Kriegsfähigkeit im Ostseeraum zu Lande, zu Wasser
und in der Luft auszuweiten. An der Übung "Baltops 2018" nahmen rund
5000 Soldaten teil, bei "Saber Strike 2018" waren es rund 18.000,
jeweils unter Beteiligung der Bundesmarine. Im Juli folgte "Sea Breeze
2018" mit rund 3.000 Soldaten im Schwarzen Meer, Anfang August "Noble
Partner 2018" mit gleicher Truppenstärke in Georgien. Anfang September
beteiligtem sich wiederum deutsche Einheiten am Manöver "Rapid Trident
2018" mit insgesamt rund 2.300 Soldaten nahe der westukrainischen
Stadt Lviv. [2]

War dies bereits eine außergewöhnlich dichte Abfolge militärischer
Übungen und Drohgebärden an die Adresse Moskaus, so stellte sie doch
nur den Auftakt zu einem gewaltigen Paukenschlag dar. Vom 25. Oktober
bis 7. November findet in Norwegen mit dem Großmanöver "Trident
Juncture" die größte Übung der NATO seit dem Kalten Krieg statt.
Simuliert wird der Angriff auf einen Verbündeten und die Anrufung der
Beistandsklausel nach Artikel 5 des Nordatlantikvertrags. Das Manöver
soll die Fähigkeit des Bündnisses testen, schnell Truppen aus anderen
Teilen Europas und aus Nordamerika zusammenzuziehen. Übungsgebiet sind
Mittel- und Ostnorwegen, "umgebende Gebiete im Nordatlantik und in
der Ostsee, einschließlich Island und dem Luftraum über Finnland und
Schweden". Diese beiden skandinavischen Länder gehören nicht der NATO
an, sind aber Partnerstaaten der Militärallianz. [3]

In der ersten Runde des großen Manövers werden nach Bündnisangaben von
Ländern wie Deutschland, Italien und Großbritannien gebildete
"südliche Kräfte" einen Angriff von "nördlichen Kräften" abwehren, die
unter anderem aus Truppen der USA, Kanadas und Norwegens bestehen. In
der zweiten Runde sieht das Szenario dann einen Gegenangriff der
"südlichen Kräfte" auf die "nördlichen Kräfte" vor. Der für die Übung
zuständige norwegische General Rune Jakobsen behauptet wie üblich, daß
sich dieses Szenario nicht gegen Rußland richte. Das Kerngebiet
befinde sich 1000 Kilometer von der russischen Grenze entfernt,
Einsätze der Luftwaffe fänden in 500 Kilometer Abstand statt. "Es
sollte keinen Grund für die Russen geben, Angst zu bekommen", so der
General, als sei das Manöver in Norwegen, das eine gemeinsame Grenze
mit Rußland hat, keine Kriegsvorbereitung par excellence.

Teilnehmen werden gut 50.000 Soldaten, etwa 150 Flugzeuge und 60
Schiffe, darunter auch der US-Flugzeugträger "Harry S. Truman", sowie
mehr als 10.000 Militärfahrzeuge. Die Bundeswehr stellt mit etwa
10.000 Soldaten und rund 4000 Fahrzeugen das größte Kontingent, sie
bringt unter anderem 30 Kampfpanzer vom Typ "Leopard 2", 75
Schützenpanzer der Modelle "Marder" und "Boxer" sowie zehn
Panzerhaubitzen 2000 nach Norwegen mit. [4] Diese starke Präsenz hängt
damit zusammen, daß Deutschland ab Anfang 2019 die Führung der
schnellen Eingreiftruppe (Very High Readiness Joint Task Force - VJTF)
übernimmt. Diese inzwischen bis zu 8.000 Soldaten umfassende Truppe
soll im Prinzip weltweit operieren, ist aber faktisch auf den Einsatz
gegen Rußland ausgerichtet, worauf Minihauptquartiere der NATO in acht
ost- und südosteuropäischen Staaten hinweisen. Die Beteiligung
deutscher Soldaten an den diversen multinationalen Manövern treibt
ihre Zahl in diesem Jahr auf den Rekordwert von rund 12.000, dreimal
soviel wie 2017. Die Kosten werden auf insgesamt 90 Millionen Euro
geschätzt.

Die anstehende Militärübung, die an Umfang die Vorgängerveranstaltung
"Trident Juncture 2015" deutlich übertrifft, soll nach Darstellung der
Militärs auch dazu dienen, neue Fähigkeiten zu testen, zu verbessern
und weiterzuentwickeln. Abseits der Truppenbewegungen zu Lande, zu
Wasser und in der Luft soll hinter den Kulissen auch ein
rechnerbasierter Belastungstest der Befehlsketten und
Kommandostrukturen ablaufen. Größere NATO-Übungen fanden zuletzt vor
1991 statt, als unter anderem an der Manöverreihe "Reforger" (Return
of Forces to Germany) jeweils bis zu 125.000 Soldaten beteiligt waren.
Nach dem Ende des Kalten Krieges wurde für den eigentlichen
Bündnisfall lange Zeit weniger intensiv geübt. Das änderte sich im
Zuge des Konflikts in der Ukraine, der die Konfrontation der NATO mit
Rußland verschärfte. Vor allem Polen sowie die baltischen Staaten
Litauen, Lettland und Estland fordern noch nachdrücklicher als in der
Vergangenheit Aufrüstung und Abschreckung, was der NATO insgesamt in
die Hände spielt, den Bündnisfall wieder auf die Tagesordnung zu
setzen und die Einkreisung Rußland noch enger zu ziehen.

Als Rußland 2017 große Manöver an seiner Westgrenze abhielt, geschah
dies unter heftigen Bezichtigungen aus westlichen Regierungskreisen,
Moskau bedrohe die Nachbarstaaten und probe den Angriffskrieg. Daß die
russische Militärführung "Wostok 18" östlich des Baikalsees abhielt,
kann man ungeachtet der offensichtlichen Demonstration von Stärke als
ein Signal möglicher Deeskalation an die Adresse der NATO werten. Das
Mißtrauen zwischen Moskau und Peking dürfte damit noch längst nicht
überwunden sein, doch ist Rußland auf die finanzielle Unterstützung
Chinas angewiesen, um die Auswirkungen der westlichen Sanktionen
abzumildern. Beide Mächte sehen sich von den USA und der NATO bedroht,
weshalb sie ihre strategische Partnerschaft stärken und die
Kooperation ihrer Streitkräfte bis hin zu einem drohenden Atomkrieg
ausbauen.

Wenngleich der geostrategische Entwurf der westlichen Mächte, Rußland
und China einzukesseln, um sich ihrer letztendlich zu bemächtigen, nie
ein Geheimnis war, wird dies nun unverhohlen auf die Agenda der
US-Politik und der NATO gesetzt. Das Bestreben Moskaus und Pekings,
diesem Vormarsch in der Ukraine und in Syrien wie auch im
südchinesischen Meer Grenzen zu setzen und Pufferzonen zu schaffen,
macht deutlich, wie sehr die Gefahr einer unmittelbaren Konfrontation
der Großmächte nähergerückt ist. In dieser Situation eskalierender
Konflikte aufwendige und umfangreiche Militärmanöver durchzuführen,
dient der konkreten Kriegsvorbereitung und stellt zugleich einen
Abgleich der Machtverhältnisse mit dem Ziel dar, sich eine günstige
Ausgangsposition für den Waffengang zu verschaffen. Der deutsche
Marschtritt auf norwegischem Boden weckt in diesem Zusammenhang nicht
nur düstere Erinnerungen an die Besatzungszeit im Zweiten Weltkrieg.
Er zeugt zugleich von dem ungebrochenen Drang eines Eroberungszugs
nach Osten, der den dritten und mutmaßlich finalen Weltkrieg der
Menschheitsgeschichte heraufzubeschwören droht.


Fußnoten:

[1] www.wsws.org/de/articles/2018/09/03/russ-s03.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/338094.großmanöver-endlich-wieder-ostfront.html

[3] www.n-tv.de/politik/Nato-vergroessert-Riesen-Manoever-noch-einmal-article20662868.html

[4] www.t-online.de/nachrichten/ausland/krisen/id_84594240/bundeswehr-bringt-schwere-kampfpanzer-nach-norwegen.html
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





RAUB/1161: Wirtschaft - Klimatarif ... (SB)




Was in der Regel nicht dazugesagt wird: Die Belastung der Luft mit Schadstoffen
aus Verbrennungsmotoren ist Bestandteil einer Industriepolitik, die die
Inanspruchnahme der Atemluft als Brennstoff im Gasgemisch der Motoren wie
Deponie für unverbrannte Partikel und chemische Gifte aus dem Abbrand des
Treibstoffes als selbstverständliches Privileg betrachtet. Eingespeist in das
System des fossil motorisierten Straßenverkehrs werden menschliche Körper nicht
nur zum Verbrauch durch Lohnarbeit, sondern jeder hat Abstriche an seiner
unversehrten Leiblichkeit als Beitrag zur nationalen Reichtumsproduktion
hinzunehmen.

Bei der vermeintlichen Quantifizierbarkeit individueller Risiken durch
Grenzwerte für Umweltgifte handelt es sich um ein statistisch ermitteltes
Risikokalkül, das weder über den Individualfall Auskunft gibt noch jegliche 
krankmachende Wirkung ausschließen kann. Die Debatte um ihre Festlegung ist
Ausdruck der Verhandlung, wie groß der Beitrag der Lohnabhängigenklasse
ausfallen soll vor dem Hintergrund dadurch entstehender und wiederum
gesellschaftlich zu regulierender Defizite bei der Verfügbarkeit physischer
Arbeitskraft. Um Gesundheit als Faktor individuellen Wohlbefindens geht es
niemals, wie die Vergesellschaftung der Schäden privatwirtschaftlich betriebener
Produktion und die daraus resultierende Belastung jedes einzelnen unabhängig
davon, ob am motorisierten Individualverkehr beteiligt oder nicht, zeigt.

Bei den Verhandlungen im EU-Ministerrat um die Grenzwerte für CO2-Emissionen ab
2030 habe Bundesumweltministerin Svenja Schulze dafür gesorgt, "dass ein
schlechterer Wert rauskam als in der Bundesregierung vereinbart" [1], so
Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer. Er hätte auch sagen können "höherer
Wert", beschlossen die EU-Umweltminister doch eine Minderung von
durchschnittlich 35 Prozent im Vergleich zu 2020, während die Bundesregierung
lediglich 30 Prozent weniger CO2 bei der neuen EU-Abgasnorm zugestehen wollte.

Der CSU-Politiker ist für die staatliche Organisation und bauliche Infrastruktur
aller Verkehrsmittel zuständig. Er könnte sich für kostenlosen öffentlichen
Personennahverkehr, für mehr Rad- und Wanderwege, für den Umstieg vom
Straßenverkehr auf die Schiene einsetzen. Doch Andreas Scheuer ist ein Mann der
Autoindustrie, nicht nur weil Bayern BMW, sondern der Bau stark motorisierter
und luxuriös ausgestatteter PKWs Gütesiegel des Industriestandortes Deutschland
ist.

Mit diesem Geschäftsmodell auch in Zukunft noch möglichst viel Schaden an Mensch
und Natur anzurichten, weil alles einen Preis hat und für den Gewinn auch manch
bittere Pille zu schlucken ist, scheint das Credo der Bundesregierung in der
Sache zu lauten. Die Verwertungsmöglichkeiten des Kapitals zu sichern, selbst
wenn dies zum vorzeitigen Ableben und der schlechteren Lebensqualität einer
nennenswerten Zahl von Menschen führt, ist erste Bürgerpflicht. Gelobt sei, was
hart macht, lautete die lakonische Antwort früherer Generationen, wenn sie auf
Gefahren am Arbeitsplatz oder der Umweltzerstörung hingewiesen wurden. Heute, da
der Mensch von einer kaum noch überschaubaren Zahl chemischer und biologischer
Artefakte in Wasser und Luft, in Reinigungs- und Nahrungsmitteln, in Kleidern
und Gebrauchsgegenständen umstellt ist, deren Wirkung kaum gegen die anderer
Stoffe abgegrenzt werden kann und von deren möglicher gegenseitiger Verstärkung
erst recht wenig bekannt ist, wird damit nicht mehr so naßforsch umgegangen als
zu einer Zeit, in der sich echte Männer dadurch auszeichneten, keine Rücksicht
auf ihre körperlichen Befindlichkeiten zu nehmen.

Ob dem Verbraucher der Preis zu hoch oder der Arbeiterin der Lohn zu niedrig
ist, um ein Dasein partiellen Selbstkonsums und zehrender Ausbeutung zu fristen,
interessiert nicht, denn zu einer auf hohen Verschleiß und schnellen Wechsel
abonnierten Lebenswelt gibt es angeblich keine Alternative. Wer es anders sieht,
wird gerne gefragt, ob wir denn zurück auf die Bäume sollen. Die Unterwerfung
unter ein politisches System, für das der Schutz des Lebens nur insofern
verpflichtend ist, als sich mit ihm ein gleich- oder höherwertiges
Akkumulationsmodell etablieren läßt, versteht sich so sehr von selbst, daß über
das Leben auf Bäumen nicht einmal nachgedacht werden kann. 

Wer dennoch über den eigenen Tellerrand wie den aller anderen schaut, könnte
bemerken, daß die Fessel von Kapitalverwertung und Zerstörung nicht zugunsten
eines Wachstumspfades zu sprengen ist, auf dem die Produktion lediglich von
fossil auf erneuerbar umgestellt und alles gut wird. Schon der geringere Einsatz
an Arbeit und Ressourcen bei alternativen Technologien wird keinen grünen
Kapitalismus hervorbringen, der auf vergleichbare Weise Wachstumschancen und
Konsummöglichkeiten freisetzt wie das herrschende Akkumulationsregime. Sollten
zudem wirksame Maßnahmen zur Eindämmung des Klimawandels ergriffen werden, dann
entständen statt neuer Technologieparks dieses Mal tatsächlich blühende
Landschaften.

Um so erbitterter wird am bestehenden Verwertungsmodell festgehalten, und das
womöglich, bis es an die Wand fährt, sprich katastrophale Entwicklungen seine
Aufrechterhaltung verhindern. Bis dahin gilt die unausgesprochene Pflicht, mit
der eigenen Haut zu einer nationalen Reichtumsproduktion beizutragen, deren
positiver Ertrag privat angeeignet und für alle anderen in Form des Zwangs, sich
über Lohnarbeit zu reproduzieren, negativ vergesellschaftet wird. Mit dem einen
Fuß auf dem Gaspedal der Autorepublik und dem anderen auf der Bremse des
Klimaschutzes reist es sich zwar aufwendig, aber doch so bequem, daß
die neben dem Fahrzeug einschlagenden Blitze tunlichst ignoriert werden.


Fußnoten:

[1] https://www.zeit.de/mobilitaet/2018-10/co2-grenzwerte-andreas-scheuer-svenja-schulze-verhandlungsergebnis
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INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





LAIRE/1332: Australien - Flucht, Lager und Gefangenschaft ... (SB)




Ihre Arbeit werde nicht mehr gebraucht, wurde der Organisation Ärzte
ohne Grenzen von der Regierung Naurus am 5. Oktober völlig
unvermittelt beschieden. Sie habe ihre Aktivitäten im Flüchtlingscamp
auf Nauru binnen 24 Stunden zu beenden. Inzwischen haben die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Hilfsorganisation die Insel
verlassen. Die dadurch entstandene Lücke vor allem in der
psychologischen Betreuung wird nicht geschlossen. Die Folgen werden
gravierend sein.

Im Juni 2017 hatte Ärzte ohne Grenzen eine Abmachung mit der
Regierung der Republik Nauru getroffen und im November damit
begonnen, medizinische Hilfe für alle Menschen zu leisten, die auf
dem 21 Quadratkilometer kleinen pazifischen Eiland leben. "One Door
for All", eine Tür für alle, lautete das Motto der Regierung, die
damit zum Ausdruck bringen wollte, daß weder die einheimische Bevölkerung
noch die Flüchtlinge benachteiligt werden. Ärzte ohne Grenzen hat
sich vor allem um die psychologische Betreuung der Flüchtlinge
gekümmert, weil es daran nach Einschätzung der Organisation erheblich
gemangelt hat.

Am heutigen Donnerstag, fünf Tage nach ihrem Rauswurf, hat sich Ärzte
ohne Grenzen an die Öffentlichkeit gewandt und über die desolaten
Verhältnisse in dem Flüchtlingslager auf Nauru berichtet. Viele
Menschen dort sind akut selbstmordgefährdet, da sie keine Perspektive
haben, jemals die Insel wieder verlassen zu können. Die Menschen
seien "am Boden zerstört", die Lage sei "katastrophal". "Während die
australische Regierung die Offshore-Haft als humanitäre Politik
darstellt, zeigt unsere Erfahrung, daß nichts Menschliches daran ist,
Menschen aus dem Meer zu retten, nur um sie anschließend in ein
Freiluftgefängnis auf Nauru zu stecken", sagte Paul McPhun von Ärzte
ohne Grenzen Australien auf einer Pressekonferenz in Sydney.
"Eigentlich sollten nicht wir die Insel verlassen, sondern die
Flüchtlinge." [1]

Auch die Psychiaterin Dr. Beth O'Connor, die auf der Insel gearbeitet
hat, findet deutliche Worte:

"Es ist absolut schändlich zu behaupten, daß die psychische
Gesundheitsversorgung von Ärzte ohne Grenzen nicht mehr erforderlich
ist. Die psychische Gesundheitssituation der Flüchtlinge, die auf
unbestimmte Zeit auf Nauru festgehalten werden, ist verheerend. In
den letzten elf Monaten habe ich auf Nauru eine alarmierende Anzahl
von Selbstmordversuchen und Selbstverletzungen bei den von uns
behandelten Flüchtlings- und Asylbewerbern, Männern, Frauen und
Kindern, erlebt. Besonders schockiert waren wir über die vielen
Kinder, die an einem traumatischen Entzugssyndrom litten, bei dem
sich ihre Verfassung so weit verschlechterte, daß sie nicht mehr
essen, trinken oder gar auf die Toilette gehen konnten."

Ärzte ohne Grenzen hatte die psychologische Hilfe sowohl in einer
eigenen Klinik vor Ort als auch im örtlichen Krankenhaus sowie in
Form von Hausbesuchen angeboten. Außerdem wurden auf Nauru Personen
in der psychologischen Betreuung ausgebildet und unterstützt. Als
besonders problematisch wird die Ungewißheit beschrieben, ob die
Insassen jemals wieder das Lager verlassen werden. Das sei schlimmer
als im Gefängnis zu sitzen, denn da wüßte man zumindest, wann man
wieder rauskommt, gibt O'Connor die Aussage von Flüchtlingen wieder.
Natalia Hverta Perez, die ebenfalls Psychiaterin ist, ergänzt: "Die
Kinder sprechen nicht mal mehr mit ihren Familien. Die Eltern müssen
sie manchmal ins Krankenhaus bringen, damit sie über Nadeln künstlich
ernährt werden."

In Nauru sind zur Zeit rund 900 Flüchtlinge, darunter 120 Kinder,
interniert. Sie dürfen die Insel nicht verlassen. Ärzte ohne Grenzen
spricht von 78 Flüchtlingen, die Suizidgedanken hegen oder schon
versucht haben, sich umzubringen, oder die sich selbst verletzt
haben. Sogar neunjährige Kinder sprächen davon, daß sie lieber
sterben würden, als weiter in so einem Zustand der Hoffnungslosigkeit
zu leben. Zu den psychisch besonders belasteten Personen gehörten
zweifelsohne jene, die zwangsweise von ihren Familien getrennt
wurden.

Erst vor wenigen Tagen hatte ein 36 Jahre alter Iraner versucht, sich
das Leben zu nehmen. Daraufhin wurde er von der Polizei verhaftet und
abgeführt, weil ein Suizidversuch als strafbare Handlung gilt. Der
Flüchtling hatte Waschpulver geschluckt, aber anstatt ihm rasche
medizinische Hilfe zukommen zu lassen, hatte die Lagerverwaltung die
Polizei gerufen.

Im Jahr 2013 vereinbarte die australische Regierung mit der Regierung
von Nauru, daß sie die Flüchtlinge, die in Australien Asyl begehren,
aufnimmt. Auch auf der zu Papua-Neuguinea gehörenden Insel Manus
wurden ähnliche Flüchtlingslager eingerichtet. Auf keinen Fall
sollten Asylsuchende weiterhin ihren Fuß auf australisches Festland
setzen, lautet die politische Vorgabe aus Canberra. In den letzten
fünf Jahren wurde immer wieder über Suizidversuche von Flüchtlingen
sowie Mißhandlungen und Vergewaltigungen, von Unruhen und
Polizeigewalt und auch mangelhaften medizinischen und hygienischen
Verhältnissen berichtet. Den Aussagen der Flüchtlingen zufolge hat es
allein zwischen Mai 2013 und Oktober 2015 sage und schreibe 2116
Fälle von Gewalt, Mißbrauch und Selbstverletzung gegeben. Das seien
zwei Vorfälle pro Flüchtling, berichtete damals die "Welt" [2].

Im Juli dieses Jahres gingen in Sydney, Melbourne, Adelaide,
Brisbane, Canberra und Perth viele tausend Menschen auf die Straße,
um gegen die Internierungslager auf Manus und Nauru zu protestieren.
Die Lager gehört aufgelöst und die Flüchtlinge nach Australien
gebracht, lautete die immer wieder erhobene Forderung. Die USA haben
zugesagt, 1200 Flüchtlinge von Manus und Nauru aufzunehmen, doch nur
ein Bruchteil wurde bislang ausgeflogen. Dabei könnte es bleiben, hat
doch US-Präsident Donald Trump die unter seinem Vorgänger Obama
getroffene Übereinkunft einen "schlechten Deal" genannt.

Die australische Regierung denkt nicht daran, die Arbeit von Ärzte
ohne Grenzen zu ersetzen, sondern wird weiterhin mit International
Health and Medical Services (IHMS) zusammenarbeiten. Diese
Organisation wurde vor 18 Jahren in Sydney gegründet, damit sie
innerhalb des australischen Flüchtlingslagersystems die medizinische
Grundversorgung und psychische Betreuung leistet. Doch immer wieder
wurde Kritik an der IHMS geübt. Die Todesfälle Hamid Kehazaei und
Faysal Ishak Ahmed unter der Obhut von IHMS auf der Insel Manus
hätten sicherlich vermieden werden können.

Doch selbst der IHMS werden Steine in den Weg gelegt. Im September
dieses Jahres hat die nauruische Regierung das Visum des IHMS-Arztes
Dr. Christopher Jones zurückgezogen. Vermutlich hat man angenommen,
daß er den Flüchtlingen in Rechtsfragen beigestanden hat, berichtet
die Flüchtlingshilfsorganisation Refugee Action Coalition. Sie sieht
auch einen Zusammenhang zwischen dem Rauswurf von Ärzte ohne Grenzen
und einer Entscheidung des australischen Bundesgerichts, wonach die
australische Regierung kranke Flüchtlinge zur medizinischen
Behandlung, die nicht auf Nauru geleistet werden kann, nach
Australien bringen muß. Das aber wolle die nauruische Regierung unter
allen Umständen verhindern. Beispielsweise sei auch während des
Pacific Island Forums auf Nauru das Urteil des Bundesgerichts
hintertrieben worden, indem man einem Rettungsflugzeug die Landung
auf der Insel verweigert hatte.

"Zweifellos geht die Regierung Naurus gegen Ärzte ohne Grenzen vor,
weil die Organisation den Flüchtlingen in der gegenwärtigen
medizinischen Notlage, die das Offshore-Gefängnis verschlungen hat,
hilft", sagte Ian Rintoul, Sprecher der 1999 in Australien
gegründeten Refugee Action Coalition. "Das von Australien geschaffene
Offshore-Haftmonster ist wirklich außer Kontrolle geraten." Rintoul
spricht von einer "humanitären Katastrophe", die bewußt herbeigeführt
worden sei [3].

Die australische Regierung, die eine äußerst repressive
Flüchtlingspolitik betreibt, hat in Nauru einen Kooperationspartner
gefunden, der die Abschottung des Landes mitträgt. Einst war auf der
kleinen Insel, 3000 Kilometer von Australien entfernt, Phosphat
abgebaut worden. Das hatte Geld in die Kasse gespült. Der
drittkleinste Staat der Erde war zugleich einer der reichsten, beim
Pro-Kopf-Einkommen nur noch übertroffen von Saudi-Arabien. Das war im
vergangenen Jahrhundert, die Phosphatvorkommen sind längst erschöpft.
Jetzt wird mit der Aufnahme und dauerhaften Internierung von
Flüchtlingen Geld verdient.


Fußnoten:

[1]
https://www.msf.org.au/article/statements-opinion/msf-calls-immediate-evacuation-all-asylum-seekers-and-refugees-nauru

[2]
https://www.welt.de/politik/ausland/article157851796/Einmal-australische-Hoelle-und-kein-Zurueck.html

[3] http://www.refugeeaction.org.au/?p=7145
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





ARBEIT/635: Sozialer Arbeitsmarkt - Behinderte Arbeitslose kommen zu kurz (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 11. Oktober 2018

Sozialer Arbeitsmarkt: Behinderte Arbeitslose kommen zu kurz



Zur Beratung des Gesetzentwurfes Teilhabechancen für Langzeitarbeitslose
erklärt SoVD-Präsident Adolf Bauer:

"Schwerbehinderte Menschen werden kaum vom neuen Teilhabechancengesetz
profitieren. Denn leider wurde es bisher versäumt, diese Zielgruppe
besonders zu berücksichtigen. Angesichts aktueller Zahlen ist dies jedoch
dringend geboten. Schwerbehinderte Menschen sind mit 86 Wochen deutlich
länger arbeitslos als Nichtbehinderte. Zudem erhalten behinderte Menschen
in Jobcentern nicht die Hilfen, die individuell erforderlich sind. Deshalb
muss Schwerbehinderung als Kriterium zur Förderung ausgewiesen werden.
Nötig sind politische Initiativen, die langzeitarbeitslose Menschen mit
Behinderungen gezielt fördern."

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 28/2018 vom 11. Oktober 2018

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 
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RENTE/718: Hofabgabeklausel nicht verfassungsgemäß umzusetzen - Rentenanträge umgehend bescheiden (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 11.10.2018

SVLFG muss Rentenanträge umgehend bescheiden

Union sieht ein, dass Hofabgabeklausel nicht verfassungsgemäß umzusetzen
ist



Laut Medienberichten sieht nun auch der agrarpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Albert Stegemann die Hofabgabeverpflichtung als
Voraussetzung zum Erhalt der landwirtschaftlichen Rente nicht mehr für
verfassungsgemäß umsetzbar an. Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die
Abschaffung der Hofabgabeklausel schon lange.

"Die Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau muss ihre
skandalöse Verweigerung, Rentenanträge zu bescheiden, sofort aufgeben. Sie
muss unverzüglich über die mehreren Tausend Rentenanträge entscheiden, die
sie seit dem am 9. August 2018 bekanntgegebenen Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts liegengelassen hat", fordert Ulrich Jasper,
Geschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL).

Das Bundesverfassungsgericht hatte entschieden, dass die
Hofabgabeverpflichtung in mehrfacher Hinsicht verfassungswidrig ist und die
entsprechende Regelung im Gesetz über die Landwirtschaftliche Alterskasse
mit sofortiger Wirkung unanwendbar ist. Die beiden anderen Voraussetzungen
zum Erhalt der Rente (Rentenalter und Wartezeit) sind dagegen weiter
anzuwenden. "Die SVLFG konnte ihre Verweigerung schon bisher nicht auf den
Karlsruher Beschluss stützen. Jetzt bricht auch ihre Argumentation
zusammen, dass unklar sei, ob die Koalition die Hofabgabeklausel über eine
Gesetzesänderung doch noch verlängere. Das ist nun endgültig vom Tisch",
ergänzt Jasper.

Äußerungen Stegemanns, dass die Auszahlung der zu Unrecht zurückgehaltenen
Renten nicht zu einer Erhöhung der Krankenkassenbeiträge für Landwirte
führen dürfe, weist der AbL-Vertreter zurück: "Mögliche Verschiebungen von
Beiträgen können keine Begründung sein, um den Rentnerinnen und Rentnern
ihre Rente vorzuenthalten. Auch der Wunsch der SVLFG, dass der Bund mehr
Bundesmittel bereitstellen soll, rechtfertigt das Nichtbescheiden von
Anträgen in keiner Weise. Was hier abläuft, muss dringend aufgearbeitet
werden. Hier hat nicht nur die SVLFG als Körperschaft öffentlichen Rechts
rechtswidrig gehandelt, auch die Rechtsaufsicht durch die Bundesministerien
für Landwirtschaft und Ernährung und für Arbeit und Soziales hat hier
versagt", meint der AbL-Vertreter Jasper.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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MELDUNG/299: Vierte Verhandlung über UN-Abkommen zu Wirtschaft und Menschenrechten steht bevor (Südwind e.V.)


SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Globalisierung menschenwürdig gestalten 

Vierte Verhandlung über UN-Abkommen zu Wirtschaft und Menschenrechten steht
bevor



Bonn, 11.10.2018: In der nächsten Woche (15.-19.10.2018) verhandelt eine
Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen in Genf über ein verbindliches
Abkommen zu Wirtschaft und Menschenrechten. Das Bonner SÜDWIND-Institut,
das sich in der Treaty Alliance für ein solches Abkommen engagiert, hält
verbindliche internationale Regeln für unabdingbar, um die Menschen, die
mit der Herstellung unserer Alltagsprodukte in Verbindung stehen, wirksam
zu schützen.

Zerstörung von Lebensgrundlagen beim Abbau von Rohstoffen, Kinderarbeit auf
Plantagen, unwürdige Arbeitsbedingungen in Textilfabriken:
Menschenrechtsverletzungen sind keine Ausnahme im globalen
Wirtschaftssystem. Während Handelsabkommen Unternehmen den Zugang zu
Märkten und Rohstoffen erleichtern, gibt es für den Schutz der
Menschenrechte im internationalen Wirtschaftsgeschehen bislang keine
verbindlichen Regeln. Ein Abkommen zu Wirtschaft und Menschenrechten, das
seit 2014 bei den Vereinten Nationen verhandelt wird, soll das ändern.
Erstmals liegt bei der bevorstehenden vierten Sitzung in der kommenden
Woche ein Entwurf (Zero Draft) zum Abkommen vor. Er sieht vor, dass Staaten
die in ihrem Land ansässigen Unternehmen zur Einhaltung der Menschenrechte
in ihrem Auslandsgeschäft verpflichten und Klagen von Betroffen
erleichtern.

In einer Stellungnahme begrüßt die zivilgesellschaftliche Treaty Alliance
den Entwurf und regt Nachbesserungen an. "Das Papier stellt in den Fokus,
dass Betroffenen ermöglicht wird, ihre Anliegen vor Gericht zu bringen",
erläutert Eva-Maria Reinwald von SÜDWIND. Der Entwurf sehe z.B. vor, dass
es Betroffenen gewährt sein soll, Gruppenklagen einzureichen und mehr
Informationen über unternehmerische Entscheidungsprozesse zu bekommen,
damit sie besser für ihr Recht eintreten können.

"Der Entwurf kommt der Kritik, die in vorherigen Verhandlungen an möglichen
Inhalten des Abkommens geäußert wurde, entgegen. Umso selbstverständlicher
sollte es sein, dass sich EU und Bundesregierung konstruktiv am Prozess
beteiligen," so Reinwald, die zwar mit einer Teilnahme von VertreterInnen
aus EU und Bundesregierung rechnet, aber die Gefahr sieht, dass die
Beteiligung der offiziellen VertreterInnen wie in den vergangenen Jahren
eher durch Schweigen und Kritik am Prozess statt durch voranbringende
inhaltliche Mitarbeit gekennzeichnet sein wird.

Reinwald selbst wird einen Teil der Verhandlungen vor Ort beobachten. In
ihrer Bildungsarbeit in NRW macht die Promotorin für Wirtschaft und
Menschenrechte darauf aufmerksam, dass Globalisierung nicht allein durch
den eigenen Einkaufskorb, sondern wirksam durch politische Maßnahmen
gestaltet werden kann. Wer sich zu den UN-Verhandlungen informieren möchte,
hat bei SÜDWIND-Vorträgen immer wieder Gelegenheit dazu: So informiert
SÜDWIND z.B. am 30.10.2018 im Rahmen des Bonner Politikforums im DGB-Haus
sowie am 15.11.2018 in der VHS Hagen jeweils um 19:00 Uhr über den
Treaty-Prozess.

Aktuelle Meldungen zu den Verhandlungen finden sich in Sozialen Medien
unter dem Hashtag #BindingTreaty.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Kaiserstraße 201, 53113 Bonn

Telefon: +49 (0)228-763698-0, Fax: +49 (0)228-763698-22

E-Mail: info(at)suedwind-institut.de

Internet: www.suedwind-institut.de
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MELDUNG/298: Dramatische Unterfinanzierung gefährdet Flüchtlingshilfe weltweit (UNO-Flüchtlingshilfe e.V.)


UNO-Flüchtlingshilfe e.V. - Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Dramatische Unterfinanzierung gefährdet Flüchtlingshilfe weltweit



Bonn - Die Finanzierung der Hilfe für Flüchtlinge, Vertriebene und
Staatenlose wird weltweit immer schwieriger. Kaum mehr als die Hälfte des
benötigten Bedarfs ist aktuell gedeckt. Als Folge fehlender Mittel
verschlimmert sich die Notsituation von Flüchtlingen und aufnehmender
Gemeinden zusehends. Zu diesem Ergebnis kommt die neue Studie "Highlighted
Underfunded Situations in 2018" des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten
Nationen (UNHCR).

"Die Konsequenzen für die Betroffenen sind fatal. Immer mehr Flüchtlinge
sind unterernährt, medizinische Einrichtungen in Flüchtlingsregionen
unzureichend und überfüllt, Unterkünfte verfallen. Tausende
Flüchtlingskinder können nicht zur Schule gehen, weil Klassenräume und
Unterrichtsmaterialien fehlen. Der UNHCR braucht dringend verstärkte
internationale Unterstützung", so der Geschäftsführer der 
UNO-Flüchtlingshilfe, Peter Ruhenstroth-Bauer.

Bis Ende dieses Jahres erwartet der UNHCR den Eingang von nur etwa 55
Prozent der benötigten 8,2 Milliarden US-Dollar (7,16 Milliarden Euro).
2017 waren es noch 56,6 Prozent und im Jahr davor 58 Prozent der benötigten
Summe.

Fazit: Während die Zahl der Geflüchteten Jahr für Jahr ansteigt, hält die
Finanzierung von Flüchtlingsprojekten dem erhöhten Bedarf nicht stand.

Laut UNHCR-Studie sind die Hilfsoperationen vor allem in sechs
Flüchtlingskrisen dramatisch unterfinanziert: in Burundi, in der
Demokratischen Republik Kongo, in Afghanistan, Syrien, Südsudan und
Somalia. Für Flüchtlinge aus Burundi ist die Lage besonders prekär. So sind
bislang nur 28 Prozent der benötigten Gelder angekommen - mit desaströsen
Auswirkungen für die 400.000 burundischen Flüchtlinge in den
Nachbarländern. Für sie musste bereits die Nahrungsmittelhilfe gekürzt
werden, viele Familien müssen hungern. In Tansania, wo mehr als 230.000
Burundier Aufnahme gefunden haben, leben über die Hälfte der Flüchtlinge
selbst Jahre nach ihrer Ankunft noch immer in provisorischen
Notunterkünften.

Auch die Vertriebenen und Flüchtlinge aus Syrien sind direkt von der
Finanzierungslücke betroffen. So ist die UNHCR-Winterhilfe für syrische
Flüchtlinge in Jordanien und im Libanon gefährdet. Ohne zusätzlichen Gelder
müssten im November die lebenswichtigen Bargeldhilfen eingestellt werden.
Dies hätte verheerende Folgen für Tausende syrischen Familien in beiden
Ländern, von denen die meisten ohnehin unter der Armutsgrenze leben.

 * 

Quelle:

UNO-Flüchtlingshilfe e.V.

Graurheindorfer Str. 149 a, D-53117 Bonn

Telefon: +49 (0)228 90 90 86-00, Telefax: +49 (0)228 90 90 86-01

E-Mail: info@uno-fluechtlingshilfe.de

Internet: www.uno-fluechtlingshilfe.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





DISKUSSION/426: Hannover - Katastrophenschutz und Entwicklungszusammenarbeit in Lateinamerika, 22.10.


idw - Pressemitteilung der VolkswagenStiftung

Herrenhäuser Forum: Katastrophenschutz und Entwicklungszusammenarbeit in Lateinamerika



Erdbeben, Stürme und Überschwemmungen verursachen jährlich
milliardenschwere Schäden und fordern tausende Menschenleben in
lateinamerikanischen Staaten. Wegen politischer Instabilität,
wirtschaftlicher Schwäche und schwieriger sozioökonomischer
Bedingungen fällt es den Ländern jedoch schwer, angemessene
Vorsorgemaßnahmen zu treffen und im Katastrophenfall adäquat zu
handeln.

Wie gehen die Staaten Lateinamerikas mit dieser Herausforderung um?
Wie kann man sie darin unterstützen, Naturkatastrophen frühzeitig zu
erkennen und entsprechend zu handeln? Und was kann dabei die
Entwicklungszusammenarbeit leisten?

Antworten darauf wollen Expertinnen und Experten bei einem Abend in
Schloss Herrenhausen geben. Das Herrenhäuser Forum
Politik-Wirtschaft-Gesellschaft findet in Zusammenarbeit mit NDR Info
statt.

Herrenhäuser Forum "Katastrophenschutz und Entwicklungszusammenarbeit in Lateinamerika" 

Montag, 22. Oktober 2018, 19 Uhr

Auditorium, Tagungszentrum Schloss Herrenhausen, Herrenhäuser Straße
5, 30419 Hannover

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Es
stehen 320 Sitzplätze zur Verfügung. Einlass ist ab 18.15 Uhr.

PROGRAMM:

Impulse

• Jun.-Prof. Dr. Eleonora Rohland, Iberoamerikanische Geschichte,
Center for InterAmerican Studies, Universität Bielefeld

• Prof. Christian Werthmann, Institut für Landschaftsarchitektur,
Universität Hannover

Anschließende Podiumsdiskussion

• Prof. Dr. Ulrike Grote, Institut für Umweltökonomik und
Welthandel,
Universität Hannover

• Jens Brüggemann, Deutsche Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit, Brasilia

Moderation: Ulrike Heckmann, NDR Info

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen/veranstaltungskalender

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution458

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

VolkswagenStiftung, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DISKUSSION/425: Tübingen - Internationale Wirtschaftsexperten diskutieren Auswirkungen des Brexit, 26.10.


idw - Pressemitteilung: Eberhard Karls Universität Tübingen

Internationale Wirtschaftsexperten diskutieren Auswirkungen des Brexit 

Peter Egger, Gabriel Felbermayr und Hans-Werner Sinn zu Gast an der Universität Tübingen



Großbritannien steht unmittelbar vor dem Austritt aus der Europäischen
Union. Es ist zu befürchten, dass dies tiefgreifende Konsequenzen für
die Idee des Europäischen Projekts haben wird. Ökonomische und
politische Errungenschaften aus mehr als sechs Jahrzehnten
europäischer Integration stehen auf dem Spiel. Die große
Herausforderung besteht nun darin, den Austritt so zu gestalten, dass
möglichst viele dieser Errungenschaften bewahrt bleiben, und der
gleichzeitig den Weg bereitet für ein gutes europäisches Miteinander
in einem "Post-Brexit" Europa.

Um die ökonomischen Konsequenzen und Herausforderungen verstehen und
einordnen zu können, veranstaltet der Fachbereich
Wirtschaftswissenschaft der Universität Tübingen die Konferenz

"Brexit - Consequences & Challenges" am 26. Oktober 2018 ab 08.30 Uhr
an der Universität Tübingen (Pfleghofsaal, Schulberg 2, 72070
Tübingen).

Um 16.30 Uhr wird Professor Hans-Werner Sinn, LMU München und
ehemaliger Präsident des Münchner ifo-Instituts eine Keynote zur Frage
"What the Brexit means for Europe" halten. Professor Sinn ist einer
der renommiertesten und bekanntesten deutschen Ökonomen, der seit
vielen Jahren die öffentliche Debatte zu wichtigen
wirtschaftspolitischen Fragestellungen prägt. Im Anschluss daran
findet eine Podiumsdiskussion statt, an der neben Professor Sinn die
Tübinger Professoren Wilhelm Kohler (Fachbereich
Wirtschaftswissenschaft) und Martin Nettesheim (Juristische Fakultät)
teilnehmen werden.

Zuvor werden von 8.30 - 16.00 Uhr im Rahmen eines Workshops Ergebnisse
aus der aktuellen Brexit-Forschung präsentiert. Unter den Rednern
kommen aus dem deutschsprachigen Raum Professor Gabriel Felbermayr
(LMU München und ifo-Institut) und Professor Peter Egger (ETH Zürich)
nach Tübingen. Beide gehören zu den führenden deutschen Ökonomen.
Professor Felbermayr ist designierter Präsident des renommierten
Kieler Instituts für Weltwirtschaft, und Professor Egger gilt als
einer der forschungsstärksten Ökonomen aus dem deutschsprachigen Raum.

Zudem konnten mit Professor Ronald Davies (University College Dublin)
und Thomas Sampson (London School Economics) zwei ausgewiesene
internationale Experten zum Thema Brexit als Redner für die Konferenz
gewonnen werden. Neben Professor Tobias Berg (Frankfurt School of
Finance & Management) werden zudem die Tübinger Professoren Gernot
Müller (Fachbereich Wirtschaftswissenschaft) und Professor
Jens-Hinrich Binder (Juristische Fakultät) aktuelle
Forschungsergebnisse zum Thema Brexit präsentieren. Die abschließende
Diskussionsrunde wird moderiert von Georg Meck, Ressortleiter
Wirtschaft der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung.

Am Fachbereich Wirtschaftswissenschaft der Universität Tübingen
forschen 25 Professorinnen und Professoren zu unterschiedlichen Themen
der Betriebs- und Volkswirtschaft. Forschungsschwerpunkte des
Fachbereiches in der Volkswirtschaft sind Internationale Besteuerung
und Europäische Integration. Der Forschungsschwerpunkt der
Europäischen Integration wird auch durch die Volkswagenstiftung im
Projekt "Risk Sharing in the Euro Area" unterstützt. Am Fachbereich
Wirtschaftswissenschaft studieren insgesamt rund 2.000 Studierende in
vier B.Sc.- und zwölf M.Sc.-Studiengängen. Die Programme erfreuen sich
dank ihrer internationalen Ausrichtung, des Zuschnitts und der
inhaltlichen Vielfalt großer Beliebtheit, und die Studienbedingungen
am Fachbereich erhalten regelmäßig in Rankings sehr gute Bewertungen.

Die Teilnahme an der Konferenz ist kostenlos, eine Anmeldung wird
erbeten unter https://uni-tuebingen.de/de/129817

Dort finden Sie auch das vollständige Konferenzprogramm.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2865: Schweiz - Ausländische Beschäftigte fühlen sich am Arbeitsplatz gut integriert (idw)


Universität Luzern - 10.10.2018

Ausländische Beschäftigte fühlen sich am Arbeitsplatz gut integriert



Mehr als die Hälfte der ausländischen Beschäftigten in der Schweiz fühlt
sich im betrieblichen Arbeitsumfeld gut integriert. Sprachliche
Schwierigkeiten sind einer der Hauptgründe für eine mangelnde Integration.
Dies geht aus der jüngsten Ausgabe des Schweizer "HR-Barometers" der ETH
Zürich und der Universitäten Luzern und Zürich hervor.

Der "Schweizer Human-Relations-Barometer" (HR-Barometer) widmet sich in
seiner zehnten Ausgabe dem Schwerpunktthema "Integration und
Diskriminierung von ausländischen Beschäftigten im betrieblichen
Arbeitsumfeld". Basierend auf einer Befragung von gut 1300 ausländischen
Arbeitnehmenden sind die Einflussfaktoren und Auswirkungen von erlebter
Integration und Diskriminierung in Bezug auf Nationalität, Herkunft und
Glauben untersucht worden.

Mehrheitlich "voll und ganz integriert"

Bei der wahrgenommenen Integration zeigt sich insgesamt ein positives
Bild: 52 Prozent der ausländischen Beschäftigten fühlen sich im
betrieblichen Arbeitsumfeld voll und ganz und 31 Prozent eher integriert.
17 Prozent der Befragten geben an, sich nur teilweise, eher nicht oder
überhaupt nicht integriert zu fühlen. Sprachliche Schwierigkeiten erweisen
sich als einer der Hauptgründe für eine schlecht erlebte Integration.

Kaum Diskriminierung wegen Herkunft, Nationalität oder Glauben

Ähnlich positiv ist das Ergebnis bei der wahrgenommenen Diskriminierung.
86 Prozent der Befragten fühlen sich im Arbeitsumfeld nicht oder nur wenig
in Bezug auf Nationalität, Herkunft oder Glauben diskriminiert. Am meisten
erleben ausländische Beschäftigte Diskriminierung im Bewerbungsprozess und
beim Lohn. Interessanterweise fühlen sich Ausländerinnen und Ausländer im
Arbeitsalltag insbesondere von Kundinnen und Kunden diskriminiert und
weniger vom Arbeitgeber.

Verbesserungspotenzial beim Integrationsklima

Mitherausgeber Prof. Dr. Bruno Staffelbach von der Universität Luzern
sagt: "Erfüllte Erwartungen, ein angenehmes Integrationsklima und eine
gute Beziehung zu Vorgesetzten und Mitarbeitenden helfen, die
wahrgenommene Diskriminierung am Arbeitsplatz zu reduzieren." Insbesondere
das Integrationsklima ist ein wesentlicher Einflussfaktor für die
Integration von ausländischen Beschäftigten und wirkt Diskriminierung im
Unternehmen entgegen. Hier besteht in den Schweizer Betrieben allerdings
Verbesserungspotenzial. Denn rund ein Drittel der ausländischen
Beschäftigten bewertet das Integrationsklima im Unternehmen lediglich als
mittelmässig. Unternehmen mit einem hohen Integrationsklima legen grossen
Wert auf faire Personalmanagement-Massnahmen, Offenheit gegenüber Menschen
mit unterschiedlichem Hintergrund sowie Einbezug diverser Sichtweisen in
Entscheidungsprozesse.

Entlohnung und Arbeitsplatzunsicherheit als kritische Trends

Nebst dem wechselnden Schwerpunkt umfasst der HR-Barometer wiederkehrende
Themen, die in jeder der zweijährigen Befragungen erhoben werden. Dabei
zeigt sich seit 2012 weitgehend eine stabile Entwicklung. Was Beschäftigte
in der Schweiz von ihren Arbeitgebern erwarten, ist somit beständig und
prognostizierbar.

Beim psychologischen Vertrag, also den gegenseitigen Erwartungen und
Angeboten, besteht die grösste Diskrepanz nach wie vor in der
Einschätzung, was ein angemessener Lohn sein soll. Im Vergleich zur
letzten Erhebung wird das Lohn-Angebot der Arbeitgebenden sogar noch
einmal schlechter bewertet. Neben tatsächlichen Lohnanpassungen könnte
auch mehr Lohntransparenz helfen, diesem Negativtrend entgegenzuwirken.

Dieses Jahr erreicht zudem die erlebte Arbeitsplatzunsicherheit den
höchsten Stand seit Messbeginn im Jahr 2006. Insbesondere bei den
Beschäftigten in den Branchen "Verkehr und Nachrichtenübermittlung",
"Immobilien, Vermietung, IT, Forschung und Entwicklung" sowie
"Verarbeitendes Gewerbe" ist ein vergleichsweise grosser Anstieg der
Arbeitsplatzunsicherheit zu verzeichnen. Mitherausgeberin Prof. Dr. Gudela
Grote von der ETH Zürich betont: "Generell sollte vermehrt in die
Arbeitsmarktfähigkeit investiert werden, damit Beschäftigte für einen
allfälligen Stellenverlust gewappnet sind."

 * 

Der Schweizer HR-Barometer

Der Schweizer HR-Barometer erfasst, wie Angestellte in der Schweiz ihre
Arbeitssituation erleben. Erhoben werden zum Beispiel die folgenden
Themen: Gegenseitige Erwartungen und Angebote von Arbeitnehmenden und
Arbeitgeber als Bestandteil der Arbeitsbeziehung (psychologischer
Vertrag), Praktiken des Human Resource Management wie Arbeitsgestaltung
und Personalentwicklung, Führung, Arbeitszufriedenheit,
Arbeitsmarktfähigkeit und Karriereorientierung. Die Studie wird von Prof.
Dr. Gudela Grote, Professorin für Arbeits- und Organisationspsychologie
der ETH Zürich, und von Prof. Dr. Bruno Staffelbach, Leiter des Centers
für Human Resource Management an der Universität Luzern, in Kooperation
mit der Universität Zürich regelmässig herausgegeben.

Die Grundlage des HR-Barometers 2018 bildet eine Befragung von 1947
Angestellten basierend auf dem Stichprobenregister des Bundesamtes für
Statistik. Die aktuelle Ausgabe widmet sich dem Schwerpunktthema
"Integration und Diskriminierung". Um eine aussagekräftige Stichprobe von
ausländischen Beschäftigten zu erhalten, wurde für das diesjährige
Schwerpunktthema zusätzlich eine Stichprobe von ausländischen
Beschäftigten gezogen. Insgesamt wurden 1325 Antworten von ausländischen
Beschäftigten in der Schweiz für das Schwerpunktthema ausgewertet. Die
Befragung fand zwischen März und Mai 2018 in der deutsch-, französisch-
und italienischsprachigen Schweiz statt.

Der HR-Barometer 2018 entstand mit Unterstützung des Schweizerischen
Nationalfonds.

Angaben zur diesjährigen Ausgabe

Der Bericht steht elektronisch zum Download zur Verfügung unter

www.hrbarometer.ch

Gudela Grote und Bruno Staffelbach (Hrsg.):

Schweizer HR-Barometer 2018:

Integration und Diskriminierung. Zürich 2018.

Universitäten Luzern, Zürich und ETH Zürich.

ISBN 978-3-033-06963-3




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1220

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Luzern, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2864: Tarifrunde 2019 - Für rund 7,3 Millionen Beschäftigte werden neue Tarifverträge verhandelt (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 10.10.2018

Tarifrunde 2019: Für rund 7,3 Millionen Beschäftigte werden neue
Vergütungstarifverträge verhandelt - Die Kündigungstermine

Service des WSI-Tarifarchivs



Die Tarifrunde 2018 geht in die Schlussphase: In einigen Bereichen wird
in den verbleibenden Wochen und Monaten des Jahres noch verhandelt. Dazu
gehören zum Beispiel die Deutsche Bahn AG, wo die Verhandlungen morgen
beginnen, oder das Bewachungsgewerbe. Zugleich laufen bereits in vielen
Branchen die Vorbereitungen für die Tarifrunde 2019. Insgesamt verhandeln
die DGB-Gewerkschaften im nächsten Jahr für rund 7,3 Millionen
Beschäftigte neue Vergütungstarifverträge.

Wann in welchem Bereich verhandelt wird, zeigt der tarifliche
Kündigungsterminkalender, den das Tarifarchiv des Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung jetzt
vorlegt. Einige ausgewählte Beispiele (in Klammern: Beschäftigtenzahlen):

Dezember 2018:

Öffentlicher Dienst Länder (Inklusive Berlin und Hessen) (935.700)*

Januar 2019:

Bankgewerbe (o. Genossenschaftsbanken) (217.900)

Textilindustrie (46.200)

Februar:

Bekleidungsindustrie Westdeutschland (30.200)

Papier erzeugende Industrie (39.000)

Private Energieversorgung Baden-Württemberg (37.000)

März:

Einzelhandel Hessen, Saarland, Baden-Württemberg (498.000)

Groß- und Außenhandel Bayern (180.800)

April:

Einzelhandel Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, Bremen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Bayern (1.392.100)

Groß- und Außenhandel Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, Hessen,
Rheinland-Rheinhessen, Pfalz, Saarland, Berlin, Mecklenburg-Vorpommern,
Brandenburg, Sachsen-Anhalt (411.200)

Mai:

Kfz-Gewerbe Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Pfalz, Saarland, Baden-Württemberg, Bayern, 
Mecklenburg-Vorpommern (281.500)

Juni:

Wohnungs- und Immobilienwirtschaft (64.000)

Juli:

Kunststoff verarbeitende Industrie Baden-Württemberg (59.200)

August:

Versicherungsgewerbe (170.500)

Privates Verkehrsgewerbe Schleswig-Holstein (23.500)

September:

Holz- und Kunststoff verarbeitende Industrie Niedersachsen/Bremen,
Westfalen-Lippe, Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, Bayern,
Sachsen-Anhalt, Thüringen, Sachsen (180.600)

Kfz-Gewerbe Rheinland-Rheinhessen (12.400)

Oktober:

Chemische Industrie Nordrhein, Hessen, Rheinland-Pfalz (268.000)

November:

Chemische Industrie Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, Bremen,
Westfalen, Baden-Württemberg, Bayern, Berlin-West (284.800)

Privates Verkehrsgewerbe Hessen, Rheinland-Pfalz (90.800)

Dezember:

Zeitarbeit (BAP und iGZ), 980.000)

Systemgastronomie (100.000)

Chemische Industrie, Saarland, Ost (46.300)

(*) Die Tarifverträge bei den Ländern beeinflussen darüber hinaus
die Einkommensentwicklung von etwa 2,1 Mio. Beamten und
Versorgungsempfängern.


In einigen Branchen wird im kommenden Jahr nicht verhandelt, weil 
die Verträge bis ins Jahr 2020 gelten. Dies gilt z. B. für die Metall- 
und Elektroindustrie, Bund und Gemeinden des öffentlichen Dienstes oder 
das Bauhauptgewerbe. Der ausführliche Überblick in der PDF-Version dieser
Pressemitteilung informiert über die Kündigungstermine in zahlreichen
weiteren Branchen bis Ende des Jahres 2020. In der Tabelle ist auch
ausgewiesen, wie viele Beschäftigte in den jeweiligen Tarifbereichen tätig
sind.


Originalpublikation:

Die Pressemitteilung mit Kündigungsterminkalender bis Ende 2020 (pdf):

https://www.boeckler.de/pdf/pm_ta_2018_10_10.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ENERGIE/2338: Lenkungsabgaben senken den Energieverbrauch - wenn sie konsequent gestaltet sind (idw)


Schweizerischer Nationalfonds SNF - 10.10.2018

Lenkungsabgaben senken den Energieverbrauch - wenn sie konsequent
gestaltet sind



Forschende der Universität Luzern untersuchten am Beispiel der Basler
Elektrizitätsabgabe mögliche Effekte von Lenkungsabgaben sowie
Voraussetzungen für eine stärkere Wirkung auf den Stromkonsum.

National- und Ständerat haben entschieden, nicht auf das vom Bundesrat
vorgelegte Klima- und Energielenkungssystem (KELS) als zweite Phase der
Energiestrategie 2050 einzutreten. Da ein Lenkungssystem jedoch nicht
grundsätzlich verworfen wurde, untersuchten Forschende der Universität
Luzern im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms "Steuerung des
Energieverbrauchs" (NFP 71) die möglichen Effekte einer Abgabe auf
Elektrizität.

"Die Wahlfreiheit für die Verbraucher aus den verschiedenen
Reduktionsmassnahmen und die damit einhergehende Kosteneffektivität
sprechen für Lenkungsabgaben. Ob und in welchem Umfang Haushalte und
Betriebe auf eine abgabenbedingte Preiserhöhung für Elektrizität
reagieren, ist jedoch noch weitgehend unerforscht", sagt Simon Lüchinger,
Professor für Ökonomie an der Universität Luzern.

Von Basel-Stadt lernen

Die Forschenden wollten Erkenntnisse gewinnen, inwiefern eine
Lenkungsabgabe das Verhalten der Konsumenten beeinflusst und wie ein
entsprechendes Instrument auf Bundesebene wirksam zu gestalten wäre. Dazu
analysierten sie die bereits 1999 im Kanton Basel-Stadt eingeführte
Lenkungsabgabe auf Strom.

Die Preiserhöhung je Kilowattstunde Strom um durchschnittlich acht Prozent
sollte Haushalte und Betriebe zum Stromsparen motivieren. Ausgenommen
waren Grossverbraucher.

Um die Wirkung zu ermitteln, verglichen die Forschenden den tatsächlichen
Gesamtstromverbrauch in Basel-Stadt mit dem hypothetischen Stromverbrauch
ohne die Elektrizitätsabgabe. Dazu wurde der hypothetische Stromkonsum
durch einen gewichteten Durchschnitt des Stromverbrauchs vergleichbarer
Städte gebildet.

Der so ermittelte Effekt der Basler Elektrizitätsabgabe ist mit einer
Reduktion des Stromverbrauchs um zwei bis drei Prozent gegenüber der
hypothetischen Situation ohne Abgabe gering. Dieser Wert ist statistisch
allerdings nicht gesichert.

Grund für die geringe Wirkung ist vermutlich die gleichzeitige Abschaffung
einer Grundgebühr. Dies führte dazu, dass trotz Lenkungsabgabe und damit
deutlich höheren Preisen je Kilowattstunde die Stromrechnung für viele
Verbraucher nur unwesentlich höher war. So hätte sich Stromsparen zwar
grundsätzlich für diese Verbraucher gelohnt, war aber vermutlich nicht
ausreichend ersichtlich und wurde zu unklar kommuniziert. Zudem war der
Anteil der von der Lenkungsabgabe ausgenommenen Verbraucher relativ hoch.

"Auch wenn die Basler Lenkungsabgabe auf Strom aufgrund der spezifischen
Ausgestaltung keine sehr hohe Wirkung zeigt, sind Lenkungsabgaben
grundsätzlich attraktiv. Mit hoher Wahlfreiheit der jeweils bevorzugten
Massnahmen für die Verbraucher kann der Stromverbrauch kosteneffektiv
gesenkt werden. Dafür braucht es aber neben einer einfachen Ausgestaltung
politische Entschlossenheit, damit die Wirkung einer Energiepreiserhöhung
auf der einen Seite nicht durch Entlastungen auf der anderen Seite
aufgehoben wird. Dies ist vor allem auch deshalb wichtig, weil die
Verbraucher auf Durchschnittspreise anstelle des eigentlich relevanten
Preises einer zusätzlichen Kilowattstunde zu reagieren scheinen. Auch
müssen die Abgabe und deren Wirkung klar verständlich kommuniziert
werden", fasst Lüchinger die Ergebnisse zusammen.

 * 

Reduktion von Energieverbrauch und CO2-Emissionen: lenken oder fördern?

Während die oben genannte Studie die Wirksamkeit von Lenkungsabgaben
untersuchte, lieferte das NFP-71-Projekt "Förder- oder lenkungsbasierte
Energiepolitik" unter Leitung von Prof. Sebastian Rausch vom Center for
Economic Research an der ETH Zürich detaillierte Folgeabschätzungen der
energiepolitischen Strategien "Lenkung" und "Förderung" hinsichtlich
Effizienz und sozialer Ausgewogenheit.

Die Nationalen Forschungsprogramme "Energiewende" und "Steuerung des
Energieverbrauchs"

Die Nationalen Forschungsprogramme "Energiewende" (NFP 70) und "Steuerung
des Energieverbrauchs" (NFP 71) des Schweizerischen Nationalfonds
erforschen die naturwissenschaftlich-technologischen und
gesellschaftlich-ökonomischen Aspekte für die erfolgreiche Realisierung der
Energiewende. Über 300 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler werden bis
Ende 2018 in mehr als 100 Forschungsprojekten Erkenntnisse zur substanziellen
Verringerung des Energieverbrauchs, zu neuen Technologien sowie zu
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen für deren Implementierung in den
kommenden 10 bis 30 Jahren erarbeiten.

Aufgrund zahlreicher Wechselbeziehungen werden die parallel laufenden NFP
70 und NFP 71 eng koordiniert.

Weitere Informationen zu den einzelnen Forschungsprojekten und zur
Organisation der Nationalen Forschungsprogramme sind auf www.nfp70.ch und
www.nfp71.ch zu finden.


Weitere Informationen unter:

http://www.nfp71.ch/de/projekte/modul-2-oekonomie-unternehmungen/projekt-luechinger

http://www.snf.ch/de/fokusForschung/newsroom/Seiten/news-181010-medienmitteilung-lenkungsabgaben-brauchen-konsequenz.aspx

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1165

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Schweizerischer Nationalfonds SNF, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1719: Erste Verhandlungsrunde in der Papierverarbeitung ergebnislos (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
11. Oktober 2018

Erste Verhandlungsrunde in der Papierverarbeitung ergebnislos

ver.di: Beschäftigte sollen an positiver Lohnentwicklung teilhaben



Berlin - Die erste Runde der Tarifverhandlungen für die rund 100.000
Beschäftigten der Papier, Pappe und Kunststoffe verarbeitenden
Industrie (PPKV) zwischen der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) und dem Hauptverband Papier- und Kunststoffverarbeitung
(HPV) ist am Mittwoch ergebnislos zu Ende gegangen. Der HPV legte
kein Verhandlungsangebot vor. ver.di fordert eine Erhöhung der Löhne
und Gehälter um 6 Prozent. Die Ausbildungsvergütungen sollen in allen
Ausbildungsjahren um einen Betrag von 90 Euro monatlich steigen.

"Die Auftragsbücher sind voll, die Produktionskapazitäten der
Betriebe in der Papier, Pappe und Kunststoffe verarbeitenden
Industrie sind bis zum Anschlag ausgelastet, Überstunden und
Sonderschichten sind die Regel, die Umsätze steigen", erklärte der
stellvertretende ver.di-Vorsitzende und Verhandlungsführer Frank
Werneke. Auch die Papierpreissteigerungen seien kein Argument gegen
Lohnerhöhungen. Um den Effekt der steigenden Papierpreise bereinigt
wurden in der Branche allein im vergangenen Jahr die Umsatzerlöse um
eine Milliarde Euro gesteigert.

Die Arbeitgeberseite bestritt in den Verhandlungen die Tatsachen
nicht ernsthaft, wies aber die ver.di-Forderung, die Beschäftigten
der Branche an der derzeitigen positiven Lohnentwicklung in
Deutschland teilhaben zu lassen, in ungewöhnlich aggressiver Form
zurück. "Der Name des Verhandlungsortes, das Hotel "Titanic", hat die
Vertreter des HPV offenbar zu realitätsfernen Assoziationen
verführt", sagte ver.di-Verhandlungsführer Werneke. "Statt einmal die
Leistung und das tägliche Engagement der Beschäftigten zu würdigen,
haben die Verbandsvertreter mit mühsam zusammengesammelten Argumenten
versucht, die wirtschaftliche Lage in der Papierverarbeitung schlecht
zu reden. Fast so, als stünde die Branche kurz vor dem Untergang", so
Werneke.

Die Friedenspflicht in der Tarifrunde endet am 1. November 2018. Die
Verhandlungen werden am 20. November in Berlin fortgesetzt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11.10.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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UNTERNEHMEN/2736: Positive Kettenreaktion - Zufriedene Mitarbeiter erhöhen Kundenzufriedenheit und Gewinn (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 10.10.2018

Positive Kettenreaktion: Zufriedene Mitarbeiter erhöhen
Kundenzufriedenheit und Gewinn



Die Zufriedenheit von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hat gerade für
Unternehmen im Dienstleistungssektor unmittelbaren Einfluss auf Umsatz und
Profitabilität. Dies belegen die Ergebnisse einer Studie, die Prof. Dr.
Jens Hogreve (Inhaber des Lehrstuhls für Dienstleistungsmanagement an der
Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt) gemeinsam mit
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der Universität Hagen sowie der
Hochschule Ostwestfalen-Lippe erstellt hat. "Unsere Ergebnisse sind vor
allem deshalb relevant, weil ausgerechnet im Dienstleistungsbereich die
Angestellten mit der geringsten Zufriedenheit zu finden sind", erklärt
Hogreve.

Das Forscherteam untersuchte in einer Meta-Analyse die Ergebnisse von über
500 veröffentlichten Studien, die sich mit einzelnen Aspekten der so
genannten "Service-Profit-Chain" beschäftigen. Dieses theoretische Modell
wurde in den 90er-Jahren an der Harvard-Business-School entwickelt und
setzt Aspekte wie Arbeitsplatzgestaltung, Entlohnung oder Wertschätzung an
den Beginn einer Kausalkette. Diese führt im weiteren Verlauf aus interner
Unternehmenssicht zu mehr Produktivität und Mitarbeiterbindung, aus
Perspektive der Kunden wiederum zu mehr Zufriedenheit mit den
Dienstleistungsangeboten und der Bereitschaft, einem Unternehmen gegenüber
verbunden und loyal zu bleiben - und letztlich zu mehr Ertrag für die
Firma.

Dieses Modell ist in der Fachwelt zwar weit verbreitet, jedoch wurde es in
dieser Tiefe bislang nicht empirisch untersucht. Für seinen im "Journal of
Marketing" der American Marketing Association erschienen Fachbeitrag
erhielt das Autorenteam nun von der international größten Vereinigung von
Serviceforschern (der Service Special Interest Group der American
Marketing Association) den "Best Services Article Award". Der Preis wird
von einer Jury von Professoren aus dem Forschungsumfeld vergeben und
bewertet werden alle Publikationen, die im Bereich der
Dienstleistungsforschung im betreffenden Jahr erschienen sind.

Das Autorenteam empfiehlt Firmen unter anderem eine engere Zusammenarbeit
von Marketing- und Personalabteilungen, da sich das Verhalten der
Mitarbeiter unmittelbar auf den Marketingerfolg und die Profitabilität des
Unternehmens auswirke. Personalverantwortliche wiederum können Indikatoren
wie die Kundenzufriedenheit oder die Qualität des Service dafür nutzen, um
Rückschlüsse auf die Zufriedenheit ihrer Mitarbeiter zu ziehen.

"Mitarbeiter im direktem Kundenkontakt bilden eine Verbindung zwischen dem
externen Umfeld und den internen Tätigkeiten eines Unternehmens. Deshalb
genügt es nicht, nur den Kunden auf dem Markt exzellenten Service zu
versprechen. Alle Mitarbeiter innerhalb einer Organisation verdienen als
interne Kunden die gleiche Dienstleistungsqualität", erklärt Hogreve. Aber
die Studie zeige auch, dass eine Balance zwischen Kundenzufriedenheit und
Mitarbeiterbedürfnissen gefunden werden müsse: Wenn sich Mitarbeiter
nämlich aus ihrer Zufriedenheit heraus nicht mehr um die Kunden bemühten,
lasse die Servicequalität und damit auch der Gewinn eines Unternehmens
nach. Dann könne es auch geschehen, dass Unternehmen mit zufriedenen
Mitarbeitern die Märkte um sie herum vergessen und zu sehr mit sich selbst
beschäftigt seien. Diese zu starke Innenorientierung führe dann dazu, dass
die Kunden enttäuscht seien und sich nach anderen Angeboten umsehen.


Die ausführliche Studie findet sich online unter:

http://journals.sagepub.com/doi/10.1509/jm.15.0395

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/083: Zusammenhalt in schwierigen Zeiten (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 11.10.2018

Zusammenhalt in schwierigen Zeiten

Jährliches Spitzentreffen zwischen evangelischer Kirche und
Koordinationsrat der Muslime in Köln



Der christlich-muslimische Dialog findet derzeit in Deutschland unter
erschwerten Bedingungen statt. Darüber waren sich die Vertreterinnen und
Vertreter der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und des
Koordinationsrates der Muslime (KRM) einig. "Populistische Bewegungen und
Parteien, aber auch extremistische Strömungen, die sich gegen die
vorhandene religiöse Vielfalt richten, verschärfen das gesellschaftliche
Klima insgesamt und tragen zur Polarisierung bei", sagte der Sprecher des
KRM, Erol Pürlü. Aber "auch die politischen Entwicklungen in anderen
Ländern belasten die Dialogsituation in Deutschland", fügte der Vorsitzende
des Rates der EKD, Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, hinzu. Eine
politische Vereinnahmung von Religionen würden als nicht förderlich für das
Zusammenleben in einer pluralen Gesellschaft angesehen. Der Dialog befinde
sich derzeit in einer Bewährungsprobe, in der es gelte, gegenseitiges
Vertrauen zurückzugewinnen.

Gestärkt in ihrem Dialog-Kurs sahen sich die Teilnehmenden durch die
Ergebnisse einer bundesweiten Umfrage, die das Sozialwissenschaftliche
Institut der EKD im September veröffentlicht hatte. Darin sprachen sich
knapp zwei Drittel der Bevölkerung für den Dialog der evangelischen Kirche
mit dem Islam aus. Bei der Studie kam auch heraus, dass bei den Befragten
die Akzeptanz von Musliminnen und Muslimen höher ausfiel als die Akzeptanz
des Islam. Hier sahen die Gesprächspartner noch eine bleibende Aufgabe,
durch interreligiöses Lernen und Begegnungen über die Religion von
Musliminnen und Muslimen aufzuklären.

Bei dem Gespräch, das in diesem Jahr auf Einladung des KRM in Köln
stattfand, wurde auch das Verhältnis der Religionsgemeinschaften zum
deutschen Staat thematisiert. Die große Bedeutung der Religionsfreiheit für
die Entfaltung religiösen Lebens im öffentlichen Raum wurde dabei einhellig
unterstrichen. Auch der grundsätzlich religionsfördernde Charakter des
vorhandenen Religionsverfassungsrechtes wurde betont. Dass der Dialog
zwischen den muslimischen Gemeinschaften und staatlichen Behörden derzeit
stocke, bedauerte Pürlü, gerade hier seien in den letzten Jahren wichtige
Grundlagen für das Zusammenleben der Menschen in ihrer Vielfalt gelegt
worden. Mit Blick auf die deutsche Geschichte fügte Bedford-Strohm hinzu:
"Noch nie in der deutschen Geschichte konnten Religionen sich so frei
entwickeln wie unter diesen Rahmenbedingungen. Diese Freiheit bedeutet aber
auch eine Verpflichtung, sich aktiv für die Möglichkeit jedes einzelnen
Menschen überall auf der Welt einzusetzen, seine Religion frei zu wählen."

Anschläge auf Gebetsräume und religiöse Einrichtungen, aber auch die
Bedrohung von Menschen aufgrund ihrer Religionszugehörigkeit seien
besorgniserregende Zeichen, die mit aller Entschiedenheit verurteilt werden
müssen. Unterschiedliche religiöse Überzeugungen, Lebensauffassungen und
Lebensstile seien Wesensmerkmale einer pluralen Gesellschaft, die es in
einer Demokratie nicht einzuschränken, sondern zu fördern und zu gestalten
gelte. Gerade deshalb müsse stärker für ein Verständnis von sichtbarer
Religiosität und Vielfalt geworben werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 116/2018 vom 11.10.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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SCHACH-SPHINX/06712: Colles Luftlochmisere (SB)


Bereits der erste Blick aufs Brett läßt vermuten, daß hier irgendwo
eine großartige Kombination verborgen liegt. Alexander Aljechin, der
die weißen Steine führte, hatte die Partie 1925 in Paris gegen den
belgischen Meister Edgar Colle gespielt. Der Belgier war in den 1920er
Jahren ein gefürchteter Spieler. In seinen Talenten steckte genug
Stoff, daß er es eines Tages vielleicht ganz nach oben gebracht hätte.
Aljechin selbst hatte auf jeden Fall eine sehr hohe Meinung von ihm.
Sein früher Tod 1932 - er starb einen Monat vor Erreichen seines 35.
Geburtstages - entriß der Schachwelt einen wertvollen Spieler, der mit
kreativen Ideen sehr zur Entwicklung der Schachkunst beigetragen
hatte. In seiner Pariser Partie gegen Aljechin verließ ihn jedoch der
scharfe Blick, der ihn sonst ausgezeichnet hatte. Aber was wunder bei
einem Kombinationsgenie wie Aljechin! Dieser zog nun im heutigen
Rätsel der Sphinx 1.Le4xg6! und bereitete damit eine raffinierte Falle
vor. 1...Dg5xg6? schied wegen 2.Dc6xd7 Td8xd7 3.Te1-e8# aus. Also
schlug Colle den Läufer mit einem Bauern und schaffte sich so ein
Luftloch. Doch der von ihm gewählte Zug 1...h7xg6? sollte rasch zu
einer Katastrophe führen: 2.Dc6xd7!! Td8xd7 3.Te1-e8+ Kg8-h7 4.Tc1-c8
und das Matt war nicht mehr zu verhindern. Nun, Wanderer, auch
1...f7xg6 hätte die Niederlage nicht mehr verhindern können, und
dennoch wäre damit zäherer Widerstand möglich gewesen.
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Aljechin - Colle

Paris 1925


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zuweilen wäre es schön, wenn die Meister weniger an ihre Ehre und mehr
an die Zuschauer denken würden, so könnten sich diese häufiger an
reizenden Mattbildern erfreuen: 1...Kg8-f7 2.Dh7xg7+!! Kf7xg7 3.Th3-
h7+ Kg7-g8 4.Th7-h8+ Kg8-f7 5.Th1-h7#



Erstveröffentlichung am 12. Oktober 2005
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/499: Altruismus lässt sich trainieren (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 10.10.2018

Altruismus lässt sich trainieren



Mit einem speziellen Training lassen sich Eigenschaften wie Fürsorge,
Mitgefühl und sogar altruistische motiviertes Verhalten wirkungsvoll
steigern. Das haben Psychologen aus Würzburg und Leipzig in einer neuen
Studie gezeigt.

Egal, ob es um den Klimawandel und dessen Folgen, die ungerechte
Verteilung von Reichtum oder um den Umgang mit Geflüchteten geht: Bei der
Suche nach Lösungen für diese globalen Probleme sind neben internationalen
Abkommen und nationalen Vorgaben immer auch die Entscheidungen einzelner
Menschen wie die Bereitschaft zur Kooperation und der Verzicht zugunsten
Anderer gefordert. Von "prosozialem Verhalten" sprechen Wissenschaftler in
diesem Fall.

Psychologinnen und Psychologen der Julius-Maximilians-Universität Würzburg
(JMU) und vom Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften
in Leipzig haben jetzt die Ergebnisse einer Studie veröffentlicht, die
über viele Monate hinweg den Einfluss verschiedener mentaler Trainings auf
prosoziales Verhalten untersucht hat.

Publikation in Scientific Reports

Das Ergebnis: "Wir konnten zeigen, dass die menschliche Prosozialität
formbar ist und dass verschiedene Facetten der Prosozialität durch
verschiedene Arten mentaler Trainings systematisch erhöht werden können",
erklärt Anne Böckler-Raettig, Juniorprofessorin am Institut für
Psychologie der JMU. Der Aufwand dafür sei nicht sehr groß; das Training
bestehe im Wesentlichen aus kurzen täglichen Praktiken, die leicht im
Alltag umgesetzt werden könnten. Die Ergebnisse dieser Studie haben die
Wissenschaftler jetzt im Fachmagazin Scientific Reports der Nature
Publishing Group veröffentlicht.

"Die menschliche Prosozialität ist das Herzstück friedlicher
Gesellschaften und der Schlüssel zur Bewältigung globaler
Herausforderungen", erklärt Böckler-Raettig. "Prosozial" definiert die
Wissenschaft als Verhalten, das für den Einzelnen kostspielig ist, das
aber anderen entweder individuell oder als Gruppe Vorteile bringt. Viele
Disziplinen forschen an den Grundlagen von Kooperation und Altruismus -
von der Philosophie und Psychologie über Mathematik und Ökonomie bis hin
zur Evolutionsbiologie und den Neurowissenschaften. Dennoch sei
"überraschend wenig darüber bekannt, ob und wie die Motivation,
altruistisch zu handeln trainiert werden kann", sagt die
Juniorprofessorin. Als Grund dafür vermutet sie die Tatsache, dass
klassische Modelle der Wirtschaftswissenschaften Prosozialität oft als
stabile Präferenz betrachten und deren Veränderbarkeit lange Zeit keine
Rolle in der Wissenschaft spielte.

Training mit unterschiedlichen Schwerpunkten

Diese Annahme konnten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nun
widerlegen. Über neun Monate hinweg haben dafür die Teilnehmer dieser
Studie an verschiedenen Formen meditations-basierter mentaler Trainings
teilgenommen. In einem Modul ging es darum, die Aufmerksamkeit und das
Körperbewusstsein zu schärfen - ähnlich wie das in derzeit populären
Programmen zum Achtsamkeits-basierten Stressabbau geübt wird. In einem
zweiten Modul standen sozioaffektive Fähigkeiten wie Mitgefühl,
Dankbarkeit und prosoziale Motivation im Mittelpunkt. Der flexible Blick
auf sich selbst und auf andere sowie die Fähigkeit, Perspektivwechsel zu
unternehmen, bildeten den Schwerpunkt im dritten Modul.

"Für uns war die Frage von besonderem Interesse, welches mentale Training
sich als effektiv erweisen würde, um altruistisch motiviertes Verhalten zu
verstärken, also Verhalten, welches sich unmittelbar auf das Wohlergehen
des Anderen richtet", erklärt Anne Böckler-Raettig. Darauf gaben die
Ergebnisse der Studie eine eindeutige Antwort: Einzig das zweite Modul -
das sogenannte Affektmodul - war dazu in der Lage, einen direkten Einfluss
auf die Motivation der Teilnehmer auszuüben, altruistischen
Verhaltensweisen nachzugehen. Diese verhielten sich nach den
Trainingseinheiten beispielsweise großzügiger, waren zu mehr spontaner
Hilfe bereit und spendeten höhere Beiträge an gemeinnützige
Organisationen.

Ein Schritt zu einer fürsorglichen Gesellschaft

"Das Affektmodul, das aus drei Einführungstagen, wöchentlichen Treffen mit
Meditationslehrern und etwa 30 Minuten täglicher Praxis über einen
Zeitraum von drei Monaten besteht, hat das altruistisch motivierte
Verhalten effektiv gefördert, unabhängig davon, wie diese Übungen mit
anderen Praktiken kombiniert wurden", sagt die Psychologin. Ein
vergleichbarer Erfolg sei bei den anderen beiden Modulen nicht nachweisbar
gewesen.

Somit ist das Fazit der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
eindeutig: Die altruistische Motivation und das Verhalten der Menschen
können durch einfache, kurze und nicht kostspielige mentale Praktiken
verändert werden. Die Pflege dieser affektiven und motivierenden
Fähigkeiten in Schulen, im Gesundheitswesen und am Arbeitsplatz könne
ihrer Meinung nach "ein wirksamer Schritt sein, um den Herausforderungen
einer globalisierten Welt zu begegnen und sich in Richtung globaler
Zusammenarbeit und einer fürsorglichen Gesellschaft zu bewegen."


Originalpublikation:

Distinct mental trainings differentially affect altruistically motivated,
norm motivated, and self-reported prosocial behaviour.

Anne Böckler, Anita Tusche, Peter Schmidt & Tania Singer.

Scientific Reports,

DOI:10.1038/s41598-018-31813-8

Weitere Informationen unter:

https://www.resource-project.org/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/330: Kiel - Die Neue Rechte. Herausforderungen und Handlungsmöglichkeiten im Kontext Schule, 27.10.


Die Neue Rechte

Herausforderungen und Handlungsmöglichkeiten im Kontext Schule



Die sogenannte 'Neue Rechte' gewinnt derzeit massiv an
gesellschaftlicher Bedeutung. Durch Publikationen, die Initiierung
sozialer Bewegungen, starkes Engagement neurechter Influencer in den
sozialen Medien oder Einflussnahme auf rechtspopulistische Parteien
wird versucht, 'Metapolitik' zu betreiben und die Deutungshoheit in
der politischen Debatte zu gewinnen. Dabei werden in neuem
sprachlichem Gewand eindeutig rechtsextreme Inhalte und Weltbilder
kommuniziert. In Form der Identitären Bewegung, Magazinen wie
'Arcadi', des auf Discord organisierten Gruppe 'Reconquista Germanica'
oder einschlägige Youtube-Channels werden gezielt Jugendliche und
junge Erwachsene angesprochen. Es wird versucht, einen eigenen
Lifestyle und eine eigene Ästhetik zu prägen, die eindeutige
ideologische Bezüge aufweisen. Die Folgen dieser Einflussnahme zeigen
sich schon jetzt im Kontext Schule und die Frage ist dann, wie wir
gemeinsam Lehrerinnen und Lehrer ermächtigen können, diesen besonderen
Herausforderungen gerechter zu werden.

Workshop 1: Die Quadratur des Kreises - Neurechte Gruppierungen als
Adressat_innen für die Soziale Arbeit und die politische
Bildungsarbeit (Fabian Kaufmann, Projekt 'dekonstrukt') Neurechte
Gruppierungen - wie etwa die "Identitäre Bewegung" - setzen auf
jugendkulturelle Erscheinungs- und Mobilisierungsformen. Inhaltlich
sind sie eindeutig extrem rechts, verschleiern aber bewusst ihre
Ungleichwertigkeitsvorstellungen durch vermeintlich modernes Auftreten
und den geschickten Einsatz von Multimedia. Wie oder ob es überhaupt
möglich sein kann, mit Menschen pädagogisch zu arbeiten, die selber
gar kein Interesse an einer Veränderung ihrer Person haben bzw. sich
nicht durch bisherige pädagogische Angebote angesprochen fühlen, soll
diskutiert werden. Welche Zugänge sind denkbar? Wie können Menschen
erreicht werden, die nicht in das klassische Bild des desintegrierten
und gewaltsuchenden Neonazis passen, sondern sich selber als "Elite"
und "Speerspitze" einer rechten Bewegung sehen?"

Workshop 2: Antisemitismus und Verschwörungstheorien heute (Antja
Groeneveld/ Tim Gijsemans, RBT Kiel) Bundesweit wurden nach dem
Bericht zur politisch motivierten Kriminalität des Bundesministeriums
des Inneren 1504 antisemitische Straftaten erfasst, wovon 1412 dem
Bereich 'rechts' zugeordnet werden. Der wachsende Antisemitismus in
Europa gefährdet nicht nur Juden, sondern stellt einen Angriff auf
unsere demokratischen Werte dar. Antisemitismus zeigt sich in
verschiedenen Formen - so auch im Zusammenhang der Neuen Rechten. Er
ist wandelbar und manchmal nicht auf den ersten Blick zu erkennen.

Dieses Seminar bietet Ihnen: - Ein grundlegendes Verständnis der
Funktionsweisen und der Anziehungskraft von Antisemitismus und
Verschwörungstheorien - Ansatzpunkte, um das Thema im pädagogischen
Kontext einzubringen und junge Menschen zu sensibilisieren - Die
Erarbeitung von praxisbezogenen Strategien der Primärprävention im
Bereich der schulischen und außerschulischen Jugendarbeit

Workshop 3: Das identitäre Netzwerk (Andreas Speit) t.b.a.

Workshop 4: Von Frühsexualisierung und Genderwahn - Rechte Angriffe
auf geschlechtliche und sexuelle Vielfalt (Anna Langsch/ N.N., Haki
e.V.) Homo-, bi- und transphobe Haltungen werden wieder salonfähiger -
nicht zuletzt, da sie mit dem Einziehen der rechtspopulistischen
Parteien nun auch in vielen Parlamenten zum Ausdruck gebracht werden.
Dabei werden beispielsweise unter dem Deckmantel des "Kindeswohls"
oder des "Schutzes der klassischen Familie" Angriffe auf
Antidiskriminierungs- und Bildungsarbeit gefahren oder der Versuch
unternommen, (Menschen-)Rechte vorzuenthalten.

Am Beispiel des Vereins "Echte Toleranz", der "Demo für alle" und
rechtspopulistischer Parteien wollen wir zeigen, welcher
Kommunikations- und Handlungsstrategien sich rechte Bewegungen auch in
Schleswig-Holstein bedienen, um unter anderem die LSBTIQ*
Emanzipationsarbeit der HAKI und anderer Akteur*innen zu schädigen.
Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Regionalen Beratungsteam
gegen Rechtsextremismus Kiel & Neumünster, Rendsburg-Eckernförde,
Segeberg & Plön und der Aktion Kinder- und Jugendschutz SH e.V.

Anmeldungen über die Webseite der Aktion Kinder- und Jugendschutz SH e.V.:

akjs-sh.de/events/die-neue-rechte-herausforderungen-und-handlungsmoeglichkei%c2%acten-im-kontext-schule/

Termin:

27.10.2018, 09:00 - 15:30 Uhr Uni Kiel

24118 Kiel, voraussichtlich Leibnizstraße

 * 

Quelle:

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5, 24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2307: Schwergewicht - Windungen und Wendungen ... (SB)




Dillian Whyte manövriert sich in eine Zwickmühle

Am 13. April 2019 verteidigt der britische Schwergewichtler Anthony
Joshua die Titel der WBA, WBO und IBF vor einer Riesenkulisse von bis
zu 90.000 Zuschauern im Londoner Wembley-Stadion. Wunschkandidat
seines Promoters Eddie Hearn ist der ebenfalls bei ihm unter Vertrag
stehende Dillian Whyte. Am 1. Dezember trifft WBC-Weltmeister Deontay
Wilder in Los Angeles auf den Briten Tyson Fury. Als Joshua seine
Fangemeinde in den sozialen Medien darüber abstimmen ließ, wer sein
Gegner im Frühjahr werden solle, machte Wilder knapp vor Fury das
Rennen, während Whyte weit abgeschlagen am Ende landete. Legte man den
Wunsch des Publikums zugrunde, käme also nur der Sieger des
Dezemberkampfs in Frage. Das dürfte Hearn jedoch ganz anders sehen,
der seinen populärsten und einträglichsten Boxer nicht der Gefahr
einer Niederlage aussetzen möchte. Zwar hat er eigenen Angaben zufolge
sein unannehmbar niedriges Angebot an Wilder inzwischen aufgestockt,
doch ist bislang von einer Aufteilung der Börse im Verhältnis 50:50,
wie sie der US-Amerikaner fordert, noch immer keine Rede.

Daher kann Dillian Whyte nach wie vor damit rechnen, daß er diese
hochdotierte Revanche gegen Joshua bekommen wird, der ihn bei ihrem
ersten Aufeinandertreffen am 12. Dezember 2015 vorzeitig besiegt hat.
Allerdings will er zuvor noch am 22. Dezember einen Kampf austragen,
für den Eddie Hearn derzeit mit Dereck Chisora verhandelt, der im
Dezember 2016 knapp und umstritten gegen Whyte verloren hat. Dieses
Duell der britischen Rivalen ließe sich bei Sky Box Office im Pay-TV
sicher gut vermarkten, so daß der Plan aufgehen könnte. Nun kommt
jedoch Luis Ortiz ins Spiel, dessen Namen mehrfach als mögliche
Alternative genannt wurde, bis sich Whyte dazu hinreißen ließ, ihn
selber als seinen Wunschgegner beim vorweihnachtlichen Duell zu
bezeichnen. Da der Kubaner jedoch zu den allerbesten Akteuren gehört,
die das Schwergewicht derzeit zu bieten hat, und zuletzt Deontay
Wilder einen Kampf auf Biegen oder Brechen geliefert hat, geht man
weithin davon aus, daß Whyte nicht ernsthaft vorhat, sich mit ihm zu
messen. Denn verlieren darf er natürlich nicht, weil damit die
Herausforderung Joshuas im April für ihn gestorben wäre.

Da Whyte an der Spitze der WBC-Rangliste steht, ist er zudem mit dem
Wunsch an diesen Verband herangetreten, zum Pflichtherausforderer
Wilders ernannt zu werden. Dem steht jedoch im Wege, daß Dominic
Breazeale bereits dieses Vorrecht zuerkannt worden ist. Dieser wird
zwar in der Rangliste erst an Nummer vier geführt, hat aber im
November 2017 einen Ausscheidungskampf gegen Eric Molina gewonnen.
Wie WBC-Präsident Mauricio Sulaiman dazu erklärt, sei er der festen
Überzeugung, daß Dillian Whyte mit Fug und Recht an der Spitze der
Rangliste stehe. Dominic Breazeale sei jedoch aufgrund bestimmter
Umstände, wie sie Ende letzten Jahres geherrscht hatten,
Pflichtherausforderer geworden, so daß man ihn nicht übergehen könne.
Bis diese Frage geklärt sei, könnten Whyte und Ortiz einen Kampf
austragen, dessen Sieger zweiter Pflichtherausforderer würde. [1]

Mit diesem Winkelzug hat sich Sulaiman Manövrierraum verschafft, ohne
einen der beiden Kandidaten vor den Kopf zu stoßen. Er hat Whyte ein
Angebot unterbreitet, das der Brite höchstwahrscheinlich nicht
annehmen wird. Aus Sicht des Verbands wäre ein Kampf gegen den
39jährigen Kubaner vorzuziehen, da Dereck Chisora im Laufe seiner
wechselvollen Karriere bereits achtmal den kürzeren gezogen hat. Das
bringt Dillian Whyte in die Zwickmühle, da er sich einerseits nicht
die Blöße geben will, er stehe nicht zu seinem Wort, weil er Angst vor
Ortiz habe. Andererseits dürfte er sich im klaren darüber sein, daß er
dem Kubaner nicht gewachsen ist, dessen Talent, Erfahrung und
Angriffswucht ihn überfordern würden. Seit Whyte vor zwei Jahren bei
Eddie Hearn angeheuert hat, sind ihm umstrittene Siege gegen Chisora
und den Neuseeländer Joseph Parker mehr oder minder in den Schoß
gefallen. Doch selbst der Einfluß seines Promoters könnte ihn nicht
vor den mächtigen Schlägen retten, würde Luis Ortiz auch nur annähernd
so überzeugend zur Sache gehen wie im Kampf gegen Wilder, dem er
annähernd ebenbürtig war, bis ihn der WBC-Weltmeister schließlich mit
seiner gefürchteten Rechten auf die Bretter schickte.

Hearn hat zwar den Kubaner als Option für den 22. Dezember erwähnt,
aber keinen Zweifel daran gelassen, daß dies nur die zweite Wahl für
den Fall eines Scheiterns der Verhandlungen mit Dereck Chisora sei.
Der ist zwar keinesfalls der bestmögliche Gegner, brächte aber das
meiste Geld bei vertretbarem Risiko. Für die britische Fangemeinde
wäre dies attraktiv, während sie mit Ortiz weniger vertraut ist.
Dillian Whyte wird sich also vor dem Kubaner wie auch vor Wilder
hüten, ehe er nicht ein zweites Mal mit Anthony Joshua im Ring
gestanden hat. Sollte es dazu kommen und Whyte abermals verlieren,
würde er sicher versuchen, einen Titelkampf gegen den WBC-Champion zu
bekommen.

Eine mögliche Alternative böte Jarrell Miller, der sich absehbar den
Gürtel des regulären WBA-Weltmeisters sichern wird. Der US-Amerikaner
würde zwar einen Kampf gegen Anthony Joshua allemal vorziehen, doch da
er ebenfalls bei Hearn unter Vertrag steht, fügt er sich dessen Agenda
und nimmt ersatzweise die zweitrangige Trophäe als Trostpreis aufs
Korn. Miller hatte zeitweise versucht, sich auf ein Kampfgewicht
herunterzuhungern, das ihm vorteilhafter erschien. Seitdem er jedoch
wieder mit seinem Normalgewicht von über 140 Kilo in den Ring steigt,
das seinem Kampfnamen "Big Baby" alle Ehre macht, fühlt er sich
wesentlich wohler und macht von seinem Können bestmöglich Gebrauch. Das
bekam jüngst der polnische Veteran Tomasz Adamek zu spüren, der über 40
Kilo leichter und absolut chancenlos gegen Miller war, der ihn in der
ersten Runde deklassierte und den höchst ungleichen Kampf gleich zu
Beginn der zweiten beendete.

Whyte wird sich folglich kaum mit Miller anlegen, zumal ihm dessen
Titel ohnehin nicht weiterhelfen würde. Nur ein Sieg über den
WBC-Weltmeister, so unwahrscheinlich er auch sein mag, brächte ihn in
Besitz einer Trophäe, die ihn für einen dritten Kampf gegen Anthony
Joshua attraktiv erscheinen ließe. Wie oben ausgeführt, ist die
Verbandsführung des WBC aber nicht bereit, Whyte ohne weiteres zum
Pflichtherausforderer zu erklären. Also wäre der Brite darauf
angewiesen, daß der US-Amerikaner seinen Titel freiwillig gegen ihn
verteidigt. Das wird jedoch nicht geschehen, da Wilder bereits erklärt
hat, Whyte müsse sich zuerst mit Luis Ortiz messen und gewinnen, wenn
er eine Chance bekommen wolle.

Doch das ist alles Zukunftsmusik, und um die Leserschaft nicht
vollends mit Spekulationen zu verwirren, zurück zu den sogenannten
harten Fakten. Dillian Whyte und sein Promoter Eddie Hearn wollen
Dereck Chisora im Dezember und dann im Frühjahr den Kampf gegen
Anthony Joshua. Alles in britischer Hand und unter Kontrolle von
Matchroom Sports - sofern nicht Chisora querköpfig einen Strich durch
die Rechnung macht, indem er entweder die Gespräche platzen läßt oder
doch unterschreibt, aber sich selber ein vorgezogenes
Weihnachtsgeschenk beschert und Whyte besiegt. Damit finge die Kette
des Wenn und Aber von vorne an, die bei diesem Sport, in dem selten
geboxt, aber unablässig darüber geredet wird, naturgemäß die halbe
Miete ist.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/10/wbc-welcomes-dillian-whyte-vs-luis-ortiz-in-final-eliminator/
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1174: Mönchengladbach - "Autogenes Training" vom 15.-19. Oktober


Autogenes Training - AT - Schultz



Durch eine Art Selbsthypnose lenken die Teilnehmer ihre Aufmerksamkeit
auf den Körper und stellen sich genau die Reaktionen vor, die
tatsächlich im entspannten Zustand im Körper ablaufen. Sie lernen mehr
und mehr, ihre Gedanken in den Hintergrund treten zu lassen.

15.10. bis 19.10.2018, 13:45 - 14:45 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182F2087F

Kosten: 35 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung unter www.vhs-mg.de, Tel. 02161 /
25-6400.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1173: Mönchengladbach - "Progressive Muskelentspannung" vom 15.-19. Oktober


Progressive Muskelentspannung (PMR)



Innerhalb einer Woche lernen die Teilnehmer Schritt für Schritt, wie
sie sich pro-gressiv entspannen, indem jeweils bestimmte Muskelgruppen
angespannt und wieder gelöst werden. Sie entwickeln mehr Sensibilität
für oft unbewusste Anspannungen und erlangen mit den Übungen der PMR
ein Werkzeug, sich selbst innerlich wieder in die Ruhe zu bringen.

15.10. bis 19.10.2018, 15:00 - 16:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182F2088F

Kosten: 35 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung unter www.vhs-mg.de, Tel. 02161 /
25-6400.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - MUSIKSPIEL/146: Hamburger Sprechwerk - Musiktheater 'Heaven Can Wait', 19.+20.10.2018


Heaven can wait

Musiktheaterstück von "Eat the beat"

Fr 19.10., Sa 20.10.2018 jeweils um 20 Uhr

Hamburger Sprechwerk



Mit: Soi Carmen Anifantis, Ronja Geburzky, Finja Harder, Lorena Mazuera Grisales, Elisa Pape

Text & Regie: Joachim Matschoss

Regieassistenz: Anna Sinkemat

Musik: Ronja Geburzky & Lorena Mazuera Grisales

Choreographie: Harald Kratochwil 

Ausstattung: Anja Imig

Der Wecker klingelt. Augen auf und erster Blick auf's Handy.
Nachrichten checken. Kaffee kochen. Nachrichten beantworten. So viel
zu tun, so wenig Zeit am Tag. Die Angst, irgendetwas zu verpassen. Der
Druck, alles zu schaffen. Kommt Ihnen das bekannt vor?

'Heaven Can Wait' ist ein Musiktheaterstück, das in einer Zeit spielt,
in der die Menschen kurz davor sind ihre Fähigkeit zu verlieren
richtig zuzuhören und die Wichtigkeit von Stille und Besinnung nicht
mehr zu schätzen wissen. "Die Welt ist aus den Fugen geraten", so hat
Hamlet es schon vor vielen Jahren gesagt.

Fünf ambivalente Wesen wurden damit beauftragt, dieser Welt ihr
dringend benötigtes Gleichgewicht zurückzubringen und die Harmonie auf
Erden wiederherzustellen.

Wer diese fünf Geschöpfe sind?

Es könnten Engel, Geister, Ausgestoßene oder ganz einfach Menschen
sein, die folgendes verstanden haben: um den Ursprung eines Flusses
finden zu können, dessen Quelle, dessen Anfang, muss man gegen den
Strom schwimmen. Diese fünf Geschöpfe begeben sich auf die Suche
danach herauszufinden, was die Harmonie auf Erden bedroht. Sie werden
dem Publikum die Eigenheiten des heutigen Lebens vor Augen halten, mit
allen Mängeln und Versagen. Die Darstellerinnen spielen in diesem
rasant satirischen Blick auf unsere Zeit mehrere Charaktere und mit
Hilfe von Liedern, Tanz und Erzählungen hauchen sie der Welt in diesem
Stück Leben ein. Sie spielen nicht nur die 'Engel', sondern auch Leute
wie den verrückten Gesundheitsfreak im Fitness Studio, einen Reisenden
im Zug, eine Mutter, eine Tochter, Männer, Frauen, kurz gesagt:
Menschen wie du oder ich.

Werden sie ihr Ziel erreichen und uns einen Weg zeigen, wie wir unser
Leben positiver leben können und wieder dahin zurückkehren wo sie
herkamen? Oder werden sie auf der Erde bleiben müssen und unter uns
verweilen, so lange bis Harmonie und Gleichgewicht wiederhergestellt
sind?

"Eat The Beat" sind fünf temperamentvolle Musiktheaterdarstellerinen.
Schon während ihrer gemeinsamen Ausbildung an der Hamburg School of
Entertainment hatten sie den Wunsch, ein eigenes Stück auf die Bühne
zu bringen! In Zusammenarbeit mit dem Autor Joachim Matschoß entstand
"Heaven Can Wait", ein gesellschaftskritisches Musiktheaterstück, das
den konsumorientierten Menschen von heute die Dissonanz ihres Daseins
vor Augen führen soll. Klingt kompliziert? Ist es gar nicht!

Kartenpreise:

VVK: 22,70 / ermäßigt 13,90 Euro

AK: 24 / ermäßigt 15 Euro

Hamburger Sprechwerk

Klaus-Groth-Str. 23, 20535 Hamburg

FON Tickets NEU: 040 - 69 65 05 05

E-mail: info@hamburgersprechwerk.de

Internet: www.hamburgersprechwerk.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1222: Wiesbaden - »Liliom« wieder im Kleinen Haus ab 12. Oktober 2018


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

»Liliom« wieder im Kleinen Haus

Wiederaufnahme ab 12. Oktober 2018



Ab Freitag, den 12. Oktober 2018, um 19.30 Uhr, ist das Schauspiel
»Liliom«, in der Inszenierung von Thomas Jonigk, wieder im Kleinen
Haus zu sehen. Dem Regisseur sei mit »Liliom« eine - so schrieb es die
Frankfurter Rundschau - »geschwinde, luftig zarte« Aufführung
gelungen: 100 »bezaubernde Minuten«.

»Liliom« war seinerzeit ein Welterfolg, wurde vielfach verfilmt, und
auch das (ebenfalls verfilmte) Musical »Karussell« beruht auf dem
Stück. Der Liliom war und ist eine Paraderolle für viele
Schauspielgrößen, von Hans Albers bis Josef Meinrad reichen die
Darstellernamen. In Wiesbaden verkörpert Tobias Lutze den Liliom.

Liliom ist Ausrufer beim Karussell im Vergnügungspark. Ein Vorstadt-
Casanova. Laut und brutal, aber auch unwiderstehlich und charmant. Er
unterhält Männer und Frauen mit seinen Witzen, und er liebt seine
Freiheit. Als er heftig mit Julie flirtet, wird seine Chefin, Frau
Muskat, so eifersüchtig, dass sie ihn vor die Tür setzt. Auch Julie
verliert ihre Stelle. Die beiden bleiben zusammen, aber Liliom findet
sich im bürgerlichen Leben nicht zurecht. Sprachlosigkeit und Angst
vor dem Versagen treiben ihn in die Gewalt. Als Julie schwanger wird,
verschärft sich die Situation. Liliom verweigert das Sich-Einrichten
in der (klein-)bürgerlichen Welt. Mit anarchischer Energie bricht er
aus der Enge der Verhältnisse aus und landet in der Halbwelt der
Spieler und Kleinkriminellen. Julies kompromisslose Liebe kann ihn
schließlich auch im Himmel nicht mehr retten.

Regie Thomas Jonigk

Bühne & Kostüme Lisa Däßler

Dramaturgie Wolfgang Behrens

Karten sind an der Theaterkasse im Großen Haus, telefonisch unter
0611.132 325 oder auf www.staatstheater-wiesbaden.de erhältlich.

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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TREFF/448: Wiesbaden - TiF, Talk im Foyer »Wählen gehen?!« am 15. Oktober 2018


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

TiF: Talk im Foyer »Wählen gehen?!« am 15. Oktober

Eine Gesprächsrunde zu Themen der Zeit in Zusammenarbeit mit dem
Wiesbadener Kurier



Am Montag, den 15. Oktober 2018, um 19.30 Uhr, findet im Foyer des
Großen Hauses die erste Ausgabe der Veranstaltungsreihe »Talk im
Foyer« (TiF) in dieser Spielzeit statt. Das Hessische Staatstheater
Wiesbaden und der Wiesbadener Kurier bieten mit dieser Gesprächsrunde
eine Mischung aus Bühne und Journaille zu Themen der Zeit.

Im Theater-Foyer debattieren Uwe Eric Laufenberg, Intendant des
Hessischen Staatstheaters, und Stefan Schröder, Chefredakteur des
Wiesbadener Kuriers, mit ihren Gästen über aktuelle Themen und neue
Produktionen des Theaters. Auf dem Podium sind außerdem frühere
Bundesministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul, Schauspielerin Adriana
Altaras, Kommunikationsberater Dirk Metz und Politik Journalist Günter
Bannas.

TiF »Wählen gehen?!«

Montag, 15. Oktober 2018

19.30 UhrFoyer Großes Haus

Eintritt 5 Euro

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325 | E-Mail:
vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de | www.staatstheater-wiesbaden.de

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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TIERVERSUCH/772: Tierschutzforschungspreis - Antikörperproduktion mit Bakterien statt im Tier (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Tierschutzforschungspreis: Antikörperproduktion mit Bakterien statt im
Tier



Der Bundesverband Menschen für Tierrechte begrüßt die heutige Vergabe des
37. Tierschutzforschungspreises des Bundeslandwirtschaftsministeriums
(BMEL). Der Preis in Höhe von 25.000 Euro geht diesmal an Professor Dirk
Görlich und Dr. Tino Pleiner vom Max-Planck-Institut für biophysikalische
Chemie in Göttingen. Die Wissenschaftler haben gemeinsam ein Verfahren
entwickelt, das die Produktion sogenannter sekundärer Antikörper in Tieren
ersetzen kann. Dies könnte hunderttausenden von Tieren weltweit das Leben
retten.

Antikörper sind in der medizinischen Forschung und Diagnostik notwendig.
Man kann mit ihnen Strukturen - beispielweise Zellen und Zellbestandteile -
sichtbar machen. Sowohl bei der Herstellung primärer als auch sekundärer
Antikörper leiden bisher unzählige Tiere, die als "Produktionsfabriken"
genutzt werden, allen voran Mäuse und Kaninchen, aber auch Ratten,
Meerschweinchen, Ziegen, Schafe oder Hühner - und die Nachfrage steigt (1).

Neues Verfahren macht Tierversuche überflüssig

Das heute ausgezeichnete neuartige Produktionsverfahren macht einen
Großteil der für die herkömmliche Gewinnung nötigen Tierversuche
überflüssig. Dabei werden im Vergleich zu üblichen Antikörpern wesentlich
kleinere Moleküle - sogenannte Nanobodies - aus nur geringen Mengen Blut
des Alpakas gewonnen. Mit der Technik des Phagen-Display erfolgt eine
Selektion des gewünschten Nanobodytypus aus der Vielzahl der Varianten.
Diese Ziel-Variante wird dann in Bakterien vervielfältigt. Das Verfahren an
sich ist nicht neu, die sinnvolle Übertragung auf den weltweiten Bedarf an
Antikörpern für die in vitro-Forschung allerdings schon. Dabei ist
besonders vorteilhaft, dass die Nanobodies zehnmal kleiner sind als
herkömmliche Antikörper. Sie können dadurch auch sehr kleine Zellstrukturen
unter dem Mikroskop deutlich sichtbar machen. Durch die Produktion in
Bakterien lässt sich zudem in einer kürzeren Zeit eine weitaus höhere
Ausbeute erzielen als in Tieren, was der weltweit steigenden Nachfrage
entgegenkommt.

Tierleidfreie Antikörperproduktion notwendig

"Die heutige Preisverleihung kennzeichnet einen weiteren Schritt hin zu
einer in vitro-Forschung ohne tierische Bestandteile", sagt Dr. Christiane
Hohensee, wissenschaftliche Referentin bei Menschen für Tierrechte und
Leiterin von InVitro+Jobs. Denn bisher nutzen fast alle Labore tierische
Bestandteile wie Antikörper oder Enzyme. Während bei der Verwendung
definierter Medien ohne fötales Kälberserum schon Fortschritte erzielt
wurden (2), konnte sich die tierleidfreie Antikörperproduktion jedoch noch
nicht durchsetzen. "Die Auszeichnung des neuen Verfahrens durch die
Bundesregierung ist sehr lobenswert. Dies ist aber nur der erste Schritt.
Danach müssen Regierung, Wissenschaft und Industrie Maßnahmen ergreifen,
damit sich das neue Produktionsverfahren in der Laborszene auch
durchsetzt", fordert Hohensee.

Überfällig: gezielte Finanzierung fehlender Verfahren

Die Auslobung von Forschungspreisen ist eine zentrale Forderung des
Bundesverbandes Menschen für Tierrechte. Eine Forschungspreisverleihung
kann jedoch immer nur eine Anerkennung der Forschungsleistungen der
Wissenschaftler sein. Eine gezielte Finanzierung der Entwicklung fehlender
tierversuchsfreier Verfahren sowie des Transfers zur Anwendung im großen
Maßstab kann sie nicht ersetzen. Der Verband fordert unter anderem einen
eigenen Etat zur Förderung tierversuchsfreier Verfahren, neue Kriterien bei
der Vergabe von Fördermitteln sowie eine umfassende Gesamtstrategie für
eine tierleidfreie Wissenschaft.


Anmerkungen:

(1) Den Tieren wird das Antigen gespritzt, häufig mit Hilfsstoffen, um eine
stärkere Immunreaktion auszulösen, was für die Tiere sehr schmerzhaft sein
kann. Nach 3 Wochen erhalten die Tiere das Antigen nochmals, um das
Immungedächtnis zu aktivieren und die Antikörperproduktion zu steigern . Am
Ende werden die Tiere getötet, um die Antikörper aus Blut und Milz zu
gewinnen. Bereits 2015 haben Wissenschaftler geschätzt, dass weltweit
350.000 zu 500.000 Tiere für die Antikörperproduktion verbraucht werden
könnten. In Deutschland waren es mindestens 25.000 Tiere pro Jahr. Mehr
Infos dazu unter: www.tierrechte.de

(2) van der Valk, et al. (2018). Fetal Bovine Serum (FBS): Past - Present -
Future. ALTEX 35 (1): 99-118. doi:10.14573/ altex.1705101

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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VÖGEL/1123: Feldlerche ist Vogel des Jahres 2019 (NABU TH/LBV)


NABU Landesverband Thüringen - 12. Oktober 2018

Typischer Agrarvogel im Sinkflug

NABU und LBV: Feldlerche ist Vogel des Jahres 2019 - Situation in
Thüringen



Jede dritte Feldlerche ist verschwunden. Um auf diesen Missstand
aufmerksam zu machen, küren NABU und LBV die Feldlerche zum "Vogel des
Jahres 2019". Das Hauptverbreitungsgebiet innerhalb des Freistaates
liegt im Thüringer Becken, besiedelt werden aber auch die Höhenlagen.
Die Naturschützer machen die intensive Landwirtschaft für den Rückgang
verantwortlich und starten die Mitmach-Aktion "Meine 114 Euro". NABU
und LBV rufen Bürgerinnen und Bürger dazu auf, ihre Wünsche an eine
Agrarreform EU-Parlamentariern aus ihrem Wahlkreis zu übermitteln und
so zur Rettung der Feldlerche und anderer Feldvögel beizutragen.



Jena - Seit jeher freuen sich Menschen über den fröhlichen,
beschwingten Gesang der Feldlerche. Da verwundert es nicht, dass
dieser Himmelsvogel als Symbol der Heiterkeit

und des munteren Liedes gilt. "Einen Anlass zum fröhlichen Singen
haben die Feldlerchen allerdings nicht, da ihre Bestände zurückgehen",
berichtet Klaus Lieder, der Sprecher des Landesfachausschusses für
Ornithologie im NABU Thüringen. Als Grund nennt der Vogelexperte unter
anderem die intensive Landwirtschaft. "Feldlerchen leiden zum Beispiel
unter dem großflächigen Anbau von hochwüchsigen Feldfrüchten wie Mais,
Raps und Wintergetreide und an dem Rückgang der Insekten."




[image: Eine Feldlerche - Foto: © Peter Lindel]
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Um auf die schwierigen Lebensumstände der Feldlerche (Alauda arvensis)
aufmerksam zu machen, haben der NABU und sein bayerischer Partner LBV,
Landesbund für Vogelschutz, die Feldlerche zum "Vogel des Jahres 2019"
gewählt. Mit der Auswahl verbinden die Verbände die Forderung nach
einer grundlegenden Änderung der europäischen Agrarpolitik. Auf den
Star, Vogel des Jahres 2018, folgt ein weiterer Vogel der
Agrarlandschaft. Damit küren der NABU und der LBV die Feldlerche zum
zweiten Mal zum "Vogel des Jahres" nach 1998. Eine gute Wahl, findet
Klaus Lieder, denn trotz aller Anstrengungen setzt sich der
alarmierende Rückgang des einstigen Allerweltsvogels fort.

Mit 1,3 bis 2 Millionen Revieren gehört die Feldlerche zwar immer
noch zu den
häufigen Vögeln Deutschlands, allerdings befinden sich ihre Bestände
in einem deutlichen Sinkflug. Ein Drittel der Feldlerchen sind in den
vergangenen 25 Jahren verschwunden. Zwischen 1990 und 2015 gab es
einen Bestandsrückgang um 38 Prozent, wie offizielle Monitoringdaten
des Dachverbandes Deutscher Avifaunisten belegen. Aus vielen Gebieten
Deutschlands ist die Feldlerche bereits völlig verschwunden. "In
Thüringen liegt der Brutbestand der Feldlerche zwischen 80.000 bis
160.000 Brutpaaren.

Als ihr Hauptverbreitungsgebiet kann man wohl das Thüringer Becken
benennen. Besiedelt werden aber auch Ackerflächen bis in alle
Höhenlagen in Thüringen. Vor allem Flächen mit extensiver Beweidung,
wie zum Beispiel bei Crawinkel weisen einen hohen Brutbestand auf",
erklärt Klaus Lieder. Der NABU-Vogelexperte hat auch eine besondere
Beziehung zu den Feldlerchen und kommt ins Schwärmen: "Für mich ist es
ein besonderes Erlebnis, wenn ich zur Zugzeit in der Feldflur stehe
und tausende ziehende Feldlerchen beobachten kann. An kalten sonnigen
Wintertagen ist es aber auch ein ganz besonderes Glücksgefühl, wenn
ziehende und rufende Feldlerchen über den Städten zu hören sind, was
auf den nahenden Frühling hinweist." Auch konnte der Naturfreund die
eine oder andere Feldlerche ganz aus der Nähe beobachten. "Während
eines Spazierganges fand ich ein Feldlerchennest mit vier Jungvögeln.
Zwei Tage später war die Wiese gemäht und ich befürchtete das
Schlimmste. Die vier Jungvögel hatten zu meiner Überraschung überlebt.
Über dem Nest lag jedoch ein Grasschwaden. Schnell nahm ich den
Grasschwaden weg und die Altvögel konnten wieder füttern. Bei
späteren Spaziergängen konnte ich beobachten, wie die Altvögel die
Jungen erfolgreich großzogen".

"Meine 114 Euro"

Die Feldlerche steht als Jahresvogel auch stellvertretend für andere
Feldvögel, wie Kiebitz und Rebhuhn, denen es zum Teil sogar noch
schlechter geht. Die immer intensivere Landwirtschaft ist zum
Hauptgrund für das Artensterben in Europa geworden. NABU und LBV
fordern deshalb für die derzeit laufenden Verhandlungen über die
künftige EU-Agrarpolitik ein radikales Umsteuern. Derzeit fließen
jährlich 58 Milliarden Euro Agrarsubventionen überwiegend als
pauschale Flächenprämien an Landwirte. Das sind 114 Euro pro
EU-Bürger. Diese Gelder müssen künftig, statt in Massenproduktion,
gezielt für eine naturverträgliche Landwirtschaft investiert werden,
um Arten wie die Feldlerche zu retten. Bisher haben sich jedoch weder
die Bundeskanzlerin noch ihre Agrarministerin Julia Klöckner am
Verhandlungstisch in Brüssel klar dazu bekannt. Die Feldlerche - und
mit ihr unsere ländlichen Lebensräume inklusive ihrer ganzen
Artenvielfalt - haben jedoch nur eine Chance, wenn die Bundesregierung
auf EU-Ebene die Weichen der Agrarpolitik richtig stellt.

NABU und LBV rufen bei der Mitmach-Aktion "Meine 114 Euro" Bürgerinnen
und Bürger auf, ihre Wünsche an eine Agrarreform EU-Parlamentariern
aus ihrem Wahlkreis zu übermitteln und so zur Rettung der Feldlerche
und anderer Feldvögel beizutragen.

Mehr zur Mitmach-Aktion "Meine 114 Euro":

www.NeueAgrarpolitik.eu


Hintergrundinformationen

Die Nahrung der Feldlerche ist abhängig von den Jahreszeiten. In den
kalten Monaten begnügt sie sich mit Pflanzenteilen und Sämereien. Im
Frühling kommen Insekten, Regenwürmer oder andere Kleintiere dazu, die
besonders für den Feldlerchen-Nachwuchs ein wichtiges Kraftfutter
sind.

Die Feldlerche kann in der heutigen Agrarlandschaft wegen der schnell
und dicht aufwachsenden großflächigen Intensivkulturen oft nur noch
eine Brut aufziehen. Wo auf riesigen Flächen nur noch
undurchdringbares Wintergetreide, Raps oder Mais wachsen, fallen die
überlebenswichtigen zweiten und dritten Bruten aus. Wenn die Lerchen
deswegen auf die vegetationsfreien Fahrspuren im Feld ausweichen,
werden sie häufig Opfer von Nesträubern oder von Maschinen überrollt.
Heute fehlt meist die Auflockerung der Landschaft durch Brachen,
Sommergetreide oder extensiv genutztes Grünland, wo die Vögel auch im
späten Frühjahr noch brüten könnten. Hielten sich 1990 noch Brach- und
Maisanbauflächen die Waage, gab es 2010 bereits zwanzig Mal mehr
Maisflächen. Auch in den Überwinterungsgebieten des Zugvogels haben
sich die Nahrungsbedingungen für die Feldlerche durch die
Intensivierung der Landwirtschaft und durch den Einsatz von Pestiziden
weiter verschlechtert.

Der Feldlerche hilft dann auch ihre perfekte Tarnung nicht mehr. Mit
nur 16 bis 18 Zentimetern Körperlänge und der beige bis
rötlich-braunen Gefiederfärbung an der Oberseite ist sie im
Stoppelfeld gut getarnt. Ihr einziger Schmuck besteht aus feinen,
schwarzbraunen Längsstreifen und Strichen am Oberkopf und einer kleine
Federhaube.

Unsere Ohren nehmen Feldlerchen eher wahr als die Augen. Die Männchen
singen meist im Flug aus einer Höhe von 50 bis 200 Metern, wo sie mit
bloßem Auge kaum mehr zu erkennen sind. Ihr scheinbar endlos
tirilierender Gesang bildet die traditionelle Klangkulisse unserer
Agrarlandschaft. War es früher oft unmöglich, aus diesem
Geräuschteppich einen einzelnen Vogel herauszuhören, ist es heute eine
Freude, überhaupt eine Lerche zu hören. In manchen Gegenden ist der
Himmel über den Feldern sogar bereits stumm.

Weitere Infos unter

www.NABU-Thueringen.de

Die Farbbroschüre "Vogel des Jahres 2019 - Die Feldlerche" (Art. Nr.:
2527), DIN A5, 44 Seiten gibt es im NABU-Shop unter www.NABU-shop.de
sowie unter www.lbv-shop.de





NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

 * 




zur Lage in Bayern:

Feldlerche ist Vogel des Jahres 2019

Typischer Agrarvogel im Sinkflug - Jede dritte Feldlerche verschwunden
- Start der Mitmach-Aktion "Meine 114 Euro"



Hilpoltstein/Berlin, 11.10.18 - Der LBV und sein bundesweiter Partner
NABU haben die Feldlerche (Alauda arvensis) zum "Vogel des Jahres
2019" gewählt. Mit der Auswahl verbinden die Verbände die Forderung
nach einer grundlegenden Änderung der europäischen Agrarpolitik. Auf
den Star, Vogel des Jahres 2018, folgt ein weiterer Vogel der
Agrarlandschaft. Damit küren der LBV und der NABU die Feldlerche zum
zweiten Mal zum "Vogel des Jahres" nach 1998. Auf der Roten Liste der
Brutvögel Bayerns wird sie als gefährdet eingestuft.

"Diese Ehre wurde bisher nur wenigen Vögeln zuteil. Trotz aller
Anstrengungen war die erste Wahl zum Vogel des Jahres leider nicht
genug, um die Art zu retten. Denn der alarmierende Rückgang bei den
Beständen dieses ehemaligen Allerweltsvogels setzte sich fort", sagt
Heinz Kowalski, NABU-Präsidiumsmitglied.

"Nur noch wenige kennen und hören den Gesang der Feldlerche am Himmel.
Intensivkulturen mit Wintergetreide, Mais und Raps, fehlende
Brachflächen und der Rückgang von Insekten verringern ihren Lebensraum
und ihre Nahrungsgrundlage", sagt Norbert Schäffer, LBV-Vorsitzender.

Weitere Infos und ein kostenloses Faltblatt zum Vogel des Jahres unter

www.lbv.de/feldlerche




LBV - Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 12.10.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

Tel. 0 36 41/60 57 04, Fax 0 36 41/21 54 11

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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GENTECHNIK/024: Fachstelle Gentechnik und Umwelt sorgt weiter für Diskussionen (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 10. Oktober 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

'Der Tagesspiegel' kritisiert die Kritiker

Fachstelle Gentechnik und Umwelt sorgt weiter für Diskussionen



10. Oktober 2018 / Unter dem Titel 'Schere im Kopf' erschien gestern
in der Zeitung 'Der Tagesspiegel' ein Bericht, der die Einrichtung der
'Fachstelle Gentechnik und Umwelt' in Frage stellt. Kritisiert wird,
dass das Bundesamt für Naturschutz ausgerechnet einen
'Anti-Gentechnik-Aktivisten' damit beauftragt habe, die Risiken der
neuen Gentechnikverfahren zu erforschen. Der Autor, Sascha Karberg,
fragt sich, ob diese Fachstelle denn zu einem objektiven Urteil kommen
könne, wenn in ihrem Beirat ausschließlich Organisationen vertreten
sind, die der Gentechnik kritisch gegenüberstehen.

Anlass für den Artikel ist ein Forschungsprojekt mit dem Titel
'Fachstelle Gentechnik und Umwelt'. Dieses Projekt wurde von
Testbiotech beim Bundesamt für Naturschutz beantragt und bereits 2017
bewilligt. Das Ziel ist die Bewertung aktueller wissenschaftlicher
Literatur zu neuen Gentechnikverfahren wie CRISPR im Hinblick auf
Risiken für Natur und Umwelt. An der Auswahl relevanter
Fragestellungen sind Organisationen wie der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) beteiligt.

Besetzt wird die Fachstelle aber nicht durch Testbiotech, wie der
Artikel suggeriert, sondern durch eine Wissenschaftlerin, die zuvor an
einem Max-Planck-Institut in Berlin selbst mit CRISPR gearbeitet hat.
Durch das Verschweigen dieses wesentlichen Details, auf das
Testbiotech in der Korrespondenz mit dem Tagesspiegel ausdrücklich
hingewiesen hatte, wird der falsche Eindruck erweckt, die Fachstelle
würde nicht wirklich wissenschaftlich arbeiten.

In der Printausgabe des Artikels werden weitere wichtige Informationen
nicht genannt: Einrichtungen wie die Leopoldina und das Science Media
Center werden als völlig objektive Institutionen dargestellt, deren
Einschätzungen frei von irgendwelchen Interessen wären. Würde der
Autor an diese Institutionen ähnlich kritische Maßstäbe anlegen wie an
Testbiotech, müsste er erwähnen, dass an den gemeinsamen
Gentechnikberichten von Leopoldina, Acatech und DFG oft Experten
beteiligt sind, die z.B. selbst Patente im Bereich Gentechnik
anmelden. Oder dass zu den Geldgebern des Science Media Centers auch
die Gentechnik-Industrie (wie Bayer oder BASF) gehört.

Testbiotech teilt die Auffassung, dass wissenschaftliches Arbeiten
strengen Maßstäben unterliegen und ergebnisoffen sein muss. Allerdings
muss berücksichtigt werden, dass Forschungsergebnisse immer auch von
den zugrundeliegenden Fragestellungen abhängen. Forschungsprogramme,
bei denen Innovation und Produktentwicklung im Vordergrund stehen,
sind in der EU die Regel. Forschungsprojekte, bei denen der Schutz von
Mensch und Umwelt im Vordergrund stehen, sind dagegen die seltene
Ausnahme. Solange dieses Missverhältnis nicht auch in den Medien
thematisiert wird, bleibt ein ausgewogener Diskurs über die Risiken
der Gentechnik schwierig.




Weitere Informationen:

So hatte Testbiotech die Fragen des Tagesspiegels beantwortet

https://www.testbiotech.org/node/2275

Der Artikel im Tagesspiegel

http://www.pressreader.com/germany/der-tagesspiegel/20181009/281797104946837

Beispiel für gemeinsamen Bericht von Leopoldina, Acatech und DFG

https://www.leopoldina.org/uploads/tx_leopublication/2015-03-26_Ad-Hoc-Stellungnahme_Gruene_Gentechnik_01.pdf

Die Förderer des Science Media Center

https://www.sciencemediacenter.de/fuer-foerderer/foerderer/

Die Website der Fachstelle Gentechnik und Umwelt

https://fachstelle-gentechnik-umwelt.de/

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 10.10.2018

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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POLITIK/1169: Deutschland und Polen stärken Zusammenarbeit (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 11. Oktober 2018

Deutschland und Polen stärken Zusammenarbeit bei grenzüberschreitenden 
Umweltprüfungen

Arbeitsgruppen zu den Themen Wolf, Kormoran und Biber vereinbart



Beim 13. Deutsch-Polnischen Umweltrat in Neuhardenberg haben
Bundesumweltministerin Svenja Schulze und ihr polnischer Kollege
Henryk Kowalczyk ein neues Abkommen zu grenzüberschreitenden
Umweltprüfungen (UVP) unterzeichnet. Das bilaterale UVP-Abkommen aus
dem Jahr 2007 war im Lichte der bisherigen Erfahrungen aktualisiert
und der Anwendungsbereich erweitert worden. Geregelt werden jetzt
nicht allein die grenzüberschreitenden UVP-Verfahren für Projekte,
sondern auch die grenzüberschreitende strategische Umweltprüfung (SUP)
für Pläne und Programme.

Svenja Schulze: "Auf deutscher wie auf polnischer Seite gibt es viele
Projekte, Pläne und Programme mit grenzüberschreitender Beteiligung.
Das neue Abkommen wird dazu beitragen, die gute deutsch-polnische
Zusammenarbeit bei grenzüberschreitenden Umweltprüfungen fortzuführen
und zu vertiefen."

Grenzüberschreitende Umweltprüfungen (Umweltverträglichkeitsprüfung
[UVP] und Strategische Umweltprüfung [SUP]) sind wichtige Instrumente
praktischer Umweltpolitik. Sowohl Behörden als auch die Öffentlichkeit
erhalten dadurch die Möglichkeit, sich an ausländischen Zulassungs-
und Planungsverfahren zu beteiligen. Ihre Hinweise, Bedenken und
Einwendungen müssen dann im weiteren Planungs- und Zulassungsprozess
berücksichtigt werden.

Neben den grenzüberschreitenden Umweltprüfungen standen auch ein
Meinungsaustausch zur Vorbereitung der internationalen Klimakonferenz
(COP 24) in Kattowitz Anfang Dezember, die Europäische
Klimaschutzinitiative, die Naturschutzzusammenarbeit im Unteren
Odertal sowie der Umgang mit dem Wolf auf der Tagesordnung. Der Rat
hat heute die Einrichtung von drei Arbeitsgruppen zu den Themen Wolf,
Kormoran und Biber vereinbart.

Weitere Teilnehmer des Umweltrates waren der brandenburgische
Umweltminister Jörg Vogelsänger, die brandenburgische
Umweltstaatssekretärin Carolin Schilde sowie Vertreter der
Umweltministerien von Mecklenburg-Vorpommern, des Freistaats Sachsen
und der benachbarten polnischen Woiwodschaften sowie der polnische
Botschafter in Deutschland, Andrzej Przylebski.

Die Vertreter der Bundesländer und der Woiwodschaften haben den Rat
heute über den grenzüberschreitenden Erfahrungsaustausch und den Stand
der regionalen Nachhaltigkeits-Kooperationen informiert. Der
Deutsch-Polnische Umweltrat hat sich dafür ausgesprochen, die
Fördermittel der EU auch nach 2021 für Anliegen des Umwelt- und
Naturschutzes in den Partnerregionen vorzusehen. Umwelt- und
Klimaschutz sollten auch künftig zu den zentralen Förderbereichen bei
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit gehören, auch im Rahmen der
Europäischen Territorialen Zusammenarbeit (ETZ).

Das Abschlusskommuniqué des Deutsch-Polnischen Umweltrats kann unter
folgendem Link heruntergeladen werden: 

https://www.bmu.de/DL2082

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 197/18, 11.10.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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AKTION/080: Mehr als 8.500 Kilogramm Müll beim Internationalen Küstenputztag gesammelt (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 10. Oktober
2018

Zahl des Monats: 


Mehr als 8.500 Kilogramm Müll beim Internationalen Küstenputztag
gesammelt

Hunderte Gewässerretter engagierten sich für saubere Strände, Flüsse
und Seen



Berlin - In diesem Jahr befreiten so viele Gewässerretter wie nie
zuvor Strände an Nord- und Ostsee, Flüsse und Seen im Rahmen des
Internationalen Küstenputztags von Müll. Die Aktiven des NABU und der
großen Wassersportverbände sammelten insgesamt 8.510 Kilogramm
Abfälle. Allein die rund 550 Freiwilligen von NABU und NAJU sammelten
an 40 verschiedenen Orten insgesamt 2.900 Kilogramm Abfälle.

Gefunden wurden vor allem Lebensmittelverpackungen aus Kunststoff,
Zigarettenkippen, kleine Plastik-Bruchstücke, Kronkorken und Glas.
Trotz der alarmierenden Zahlen steigt die Plastikproduktion jedes Jahr
unvermindert an und noch mehr Plastikabfälle werden in die Umwelt
freigesetzt. Weltweit sterben jedes Jahr mehr als eine Million
Seevögel und 135.000 Meeressäugetiere an den tödlichen
Zivilisationsresten. Nach einer "Science"-Studie aus dem Jahr 2015
gelangen jedes Jahr bis zu 13 Millionen Tonnen Plastikmüll ins Meer.

Um künftig zu verhindern, dass Müll ins Meer gelangt, sind
entschlossene Weichenstellungen von Seiten der Politik notwendig. Dazu
zählen die Etablierung einer effektiven Kreislaufwirtschaft, die
Förderung von Mehrwegsystemen, bessere Ressourceneffizienz und die
Langlebigkeit von Produkten.

Seit sieben Jahren ruft der NABU zum Mitmachen beim "International
Coastal Cleanup Day" auf. Seit 2016 betreibt der NABU gemeinsam mit
dem Verband Deutscher Sporttaucher, dem Deutschen Segler-Verband und
dem Deutschen Kanu-Verband die Internet-Plattform
www.gewässerretter.de. Dort können Aktionen geplant und beworben
werden. Die Aktion - zu Deutsch "Internationaler Küstenputztag" -
startete 1986 als Initiative engagierter Meeresschützer in Texas. Sie
hat sich mittlerweile zur weltweit größten ehrenamtlichen Aktion für
den Meeresschutz entwickelt. Allein im Jahr 2017 sammelten weltweit
rund 800.000 Freiwillige etwa 1.700 Tonnen Müll in Form von fast 21
Millionen Fundstücken von den Stränden.

Die NABU-Zahl des Monats stellt einmal monatlich einen interessanten
statistischen Aspekt aus dem Themenbereich des NABU vor.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, PM Nr. 111, 10.10.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





AKTIONSTAGE/961: Naturschutzaktion gegen invasive Cranberrys in den Sylter Dünen (Schutzstation Wattenmeer)


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 9. Oktober 2018

Naturschutzaktion gegen invasive Cranberrys in den Sylter Dünen

Jeder kann mitmachen



In großem Stil angebaut werden Cranberrys eigentlich an der Ostküste
Nordamerikas. Seit einigen Jahren überwuchert die Großfrüchtige
Moosbeere, wie sie auf Deutsch heißt, nun die Bodenvegetation in
Sylter Schutzgebieten.

Die Schutzstation Wattenmeer startet auch in diesem Herbst wieder eine
Mitmachaktion, um die Cranberrys per Hand aus den Dünentälern zu
zupfen. "2015 haben wir mit der Genehmigung des Kreises ein
Pilotprojekt begonnen, um mit Hilfe von Freiwilligen die Pflanzen zu
entfernen", berichtet Dennis Schaper, Stationsleiter der Schutzstation
Wattenmeer auf Sylt.




[image: Foto: © Kirsten Thiemann, Schutzstation Wattenmeer]

Die Cranberrypflanzen wachsen bis zu einem Meter pro Jahr über den
Boden kriechend

Foto: © Kirsten Thiemann, Schutzstation Wattenmeer



Bei dem Vorhaben gehe es nicht nur darum, Mittlerem Sonnentau und
Zwergbinsen im nächsten Jahr wieder bessere Wachstumschancen zu geben.
"Wir wollen auch erproben, ob wir mit dieser Methode die Cranberrys
dauerhaft aus dem Gebiet entfernen können", erläutert der
Stationsleiter. Die Chancen stehen nach dem heißen Sommer nicht
schlecht. "Auf der Fläche sind deutlich weniger Großfrüchtige
Moosbeeren als in den vergangenen Jahren zu sehen", sagt Schaper.

Mit Neoprenhandschuhen gegen Nässe geschützt geht es raus in die Dünen
auf der Suche nach den Pflanzen. Insgesamt sind fünf Arbeitseinsätze
im Oktober und November geplant.

"Jeder ist herzlich zur Mithilfe eingeladen", sagt Schaper und wirbt
mit einem angenehmen Nebeneffekt: Die bei der Aktion gesammelten
Beeren können fürs eigene Müsli mitgenommen werden...

Termine für die Cranberry-Aktionen: 13.10. und 20.10. 14:00 Uhr,
27.10. 14:30 Uhr, 03.11. 11:30 Uhr und 10.11. 11:00 Uhr. Treffpunkt:
Bushaltestelle Hörnum Nord

Keine Anmeldung erforderlich; bitte Gummistiefel und warme Kleidung
mitbringen; Handschuhe werden gestellt.

Stichwort: Cranberry

Die Großfrüchtige Moosbeere (Vaccinium macrocarpon) stammt aus
Hochmoorgebieten Nordamerikas. Bis zu einem Meter pro Jahr breiten
sich die zur Familie der Heidekrautgewächse gehörenden Pflanzen
kriechend aus. Dabei bilden sie einen zusammenhängenden
Pflanzenteppich, bei dem Einzelpflanzen nicht erkennbar sind. Ihren
englischen Namen Cranberry bekam die Pflanze durch die Form ihrer
Staubgefäße, die an einen Kranichschnabel erinnert. Im Niederdeutschen
kennt man sie als Kranbeere.

Cranberrys werden im Osten Nordamerikas seit 200 Jahren angebaut.
Möglicherweise lernten die ersten Siedlern von den Ureinwohnern, wie
sie die Beeren verwenden konnten. Die rot, herb säuerlichen Beeren
dienen als Backzutat und sollen gegen Harnwegsinfektionen helfen. In
norddeutschen Mooren und auf niederländischen Inseln wurden sie aktiv
eingebürgert. Größter europäischer Produzent von Kranbeeren ist
Lettland.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 09.10.2018

Herausgeber:

Naturschutzgesellschaft Schutzstation Wattenmeer e.V.

Pressestelle

Grafenstraße 23, 24768 Rendsburg

Tel.: 04331/23 6 22, Fax:04331/25 24 6

Internet: http://www.schutzstation-wattenmeer.de
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AUSSTELLUNG/464: Hanau - "Wir alle sind Zeugen - Menschen im Klimawandel" von 19. bis 25. Oktober


Stadt Hanau - Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018

Ausstellung "Wir alle sind Zeugen - Menschen im Klimawandel" von
19. bis 25. Oktober im Kulturforum Hanau 



Mit der Ausstellung "Wir alle sind Zeugen - Menschen im Klimawandel"
können sich Besucherinnen und Besucher des Kulturforums Hanau vom 19.
bis 25. Oktober selbst ein Bild vom Klimawandel machen. "Die
Ausstellung verdeutlicht mit lokalen Beispielen aus verschiedenen
Ländern, welchen klimatischen Veränderungen Menschen auf der ganzen
Welt gegenüberstehen," unterstreicht Anja Zeller, Leiterin der
städtischen Stabsstelle Nachhaltige Strategien, die Bedeutung der
Ausstellung.

Mit der Veröffentlichung des Sonderberichtes zur 1,5-Grad-Grenze des
UN-Klimarates hat das Thema Klimawandel nochmals an Brisanz gewonnen.
Mitglieder des europäischen Städtenetzwerks Klima-Bündnis wie die
Stadt Hanau zeigen die Ausstellung in ganz Europa, um sich für mehr
Klimagerechtigkeit zu einzusetzen.

In Hanau ist die Ausstellung vom 19. bis 25. Oktober im Kulturforum
Hanau, Am Freiheitsplatz 18a, zu den üblichen Öffnungszeiten der
Stadtbibliothek montags bis freitags von 10 bis 20 Uhr und am Samstag
von 11 bis 18 Uhr zu sehen. Die offizielle Eröffnung der Ausstellung
ist am 19. Oktober um 18 Uhr. Zum Abschluss der Ausstellung referiert
Silke Lunnebach vom Klima-Bündnis zum Thema "Menschen im Klimawandel"
am Donnerstag, 25. Oktober, 19 Uhr.

Die Ausstellung ist ein weiterer Baustein der Stadt Hanau, Strategien
zur Anpassung an den Klimawandel zu erarbeiten.

Weitere Informationen

www.klima.hanau.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





KINO/5723: Münster - Premiere des neuen Wilsberg-Krimis "Mörderische Rendite" am 29.10.


Die Rente ist weg!



Kinopremiere des neuen Wilsberg-Krimis "Mörderische Rendite"

Münster (SMS) Eine böse Überraschung erlebt Wilsbergs Freund Paul
Dietze (Michael Kausch) beim Eintritt in den Ruhestand: Das mühsam
Ersparte ist weg. Die angeblich lukrative Altersvorsorge, die ihm der
"Vermögensberater" Uli Pape (Simon Schwarz) einst aufgeschwatzt
hatte, hat sich als totaler Reinfall entpuppt.

Wilsberg (Leonard Lansink) will diese Ungerechtigkeit so nicht einfach
hinnehmen. Als er Uli Pape aufsucht, merkt er schnell: Dieser Mann
lügt und betrügt. Als wenig später der Bankfilialleiter Michael Wolff
(Thomas Schmuckert) erschossen wird und sich eine Verbindung zu Pape
abzeichnet, bekommt Wilsbergs Mission eine größere Dimension.

Fans des zerknautschten Privatdetektivs können bereits am Montag, 29.
Oktober 2018, um 19 Uhr im Cineplex bei Wilsbergs neuem Fall
mitfiebern. Dann präsentieren Filmservice Münster.Land, ZDF, die
Produktionsfirma Warner Bros. und das Cineplex den Kult-Krimi als
Kino-Premiere. Die Ausstrahlung im ZDF folgt am Samstag, 3. November,
20.15 Uhr.

Zur Vorstellung werden auch wieder Darsteller und Team erwartet:
Leonard Lansink, Ina Paule Klink und Roland Jankowsky haben ihr Kommen
bereits zugesagt. Der Vorverkauf beginnt am Donnerstag, 12. Oktober,
um 14 Uhr im Cineplex am Albersloher Weg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Oktober 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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KURSUS/1226: Bielefeld - Schmuckwerkstatt vom 19.-21. Oktober 2018


Löten, Feilen und Sägen in der Ravensberger Spinnerei



Bielefeld (bi). Am Wochenende vom 19. bis 21. Oktober können
Interessierte in einem VHS-Kurs Schmuckstücke selber herstellen.
Kursleiter Hans Lefeber vermittelt Techniken der Schmuckverarbeitung
und hilft Teilnehmenden ihre eigenen Ideen umzusetzen. Aus eigenen
Skizzen entstehen individuelle Stücke wie Ketten, Ringe, Broschen und
Co. Der Kurs startet am Freitag, 19. Oktober, um 19 Uhr in der
Ravensberger Spinnerei, Ravensberger Park 1, Raum 304, und kostet 70
Euro, ermäßigt 40 Euro. Anmeldung und Infos unter www.vhs-bielefeld.de
oder Telefon 0521 51 22 22.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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SHOW/363: Cuxhaven - "BLACK OR WHITE", Michael Jackson Tribute Show am 21.10.2018


"BLACK OR WHITE" Michael Jackson Tribute Show



Am Sonntag, 21. Oktober 2018, um 19 Uhr findet eine musikalische
Verbeugung vor dem größten Entertainer der Musikgeschichte im
Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, 27472 Cuxhaven, statt.

In der Show "BLACK OR WHITE" wird Michael Jackson von einem perfekten
Double auf höchstem Niveau verkörpert. Seine Performance wird
musikalisch von einer Liveband, drei Backgroundsängern und 10 Tänzern
unterstützt.

Die außergewöhnliche Show bietet die Chance, noch einmal die größten
Hits des Superstars live zu hören. "Man In The Mirror", "Bad",
"Remember The Time", "Beat It", "Thriller" und viele andere, auch aus
Zeiten der Jackson Five. Ein perfekt auf die Show abgestimmtes
Lichtdesign, 120 extra für diese Show hergestellte Kostüme und rasante
Choreographien. Ein echtes multi-mediales Spektakel für jeden
Zuschauer!

Eintrittskarten für diesen grandiosen Abend gibt es in der
Kulturinformation im Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6
22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr) und
online unter www.cuxhaven.de/tickets. Weitere Karten werden am
Veranstaltungsabend ab 18 Uhr an der Abendkasse im Stadttheater (Tel.
0 47 21/3 56 56) verkauft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Oktober 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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TOUR/7350: Mönchengladbach - Nachtwächter-Rundgang am 24. Oktober 2018


Nachtwächter-Rundgang



Mit Hellebarde, Horn und Laterne geht es beim beliebten
Nachtwächter-Rundgang am Mittwoch, dem 24. Oktober auf eine Reise in
längst vergangene Zeiten. Historische Plätze und Gebäude gehören
ebenso zu dieser spannenden Führung wie vielfältige "Döhnkes und
Vertäll" aus der Stadtgeschichte. Die Besucher erfahren, wer die drei
wichtigsten Personen des niederen Standes waren und mit welchen
Aufgaben Nachtwächter betraut waren, besuchen Orte, deren
ursprüngliche Bedeutung sie nicht erahnt hätten und hören Geschichten,
die sich darum ranken. Der Nachtwächter-Rundgang startet um 19 Uhr,
Treffpunkt ist der Parkplatz am Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8 Euro für Erwachsene und 4 Euro für Kinder
bis 14 Jahren zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich. Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41
61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7349: Mönchengladbach - Stadtführung "Rund ums Münster" am 20.10.2018


Am 20. Oktober: Stadt-Tour "Rund ums Münster"



"Rund ums Münster" führt die von der MGMG angebotene Stadt-Tour am
Samstag, dem 20. Oktober. Die Besucher erfahren von der Teufelssage,
die sich um die Krypta des Münsters rankt, von sakraler Kunst und
baumeisterlicher Architektur. Sie lernen die Welt des dunklen
Mittelalters kennen und ergründen Mysterien rund um das
Mönchengladbacher Münster.

Die zweistündige Tour startet um 10.30 Uhr, Treffpunkt: Parkplatz
Geroweiher am Schild "Stadt-Touren". Sie kostet 8 Euro für Erwachsene
und 4 Euro für Kinder bis 14 Jahre, zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von
2,20 Euro pro Buchung.

Für diese Führung sind noch Karten erhältlich. Buchungen beim
Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice
der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41 61) sowie online unter
www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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